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Einleitung 

Der Faschismus hat die neueste Geschichte Europas und der Welt wesentlich be-

einflusst, viele Millionen von Toten und Verstümmelten zur Folge gehabt und 

grosse Teile Europas in Trümmer gelegt. Aber er gehört keineswegs nur der Ver-

gangenheit an. Die Errichtung der Diktaturen in Griechenland 1967, in Chile 1973 

sowie mannigfache politische und ideologische Erscheinungen in Italien, Frank-

reich, den USA, der Bundesrepublik und anderen Ländern zeigen, dass er als Ten-

denz und Drohung nach wie vor existent ist. Die Gründe für seinen Aufstieg, seine 

Vorformen und Bundesgenossen, seine Ideologie und die Wirklichkeit seines Herr-

schaftssystems zu kennen, ist also nicht nur von historischem Interesse, sondern 

stellt eine Lebensfrage auch der gegenwärtigen Gesellschaft dar. Deutschland hat – 

keineswegs zufällig – die bisher extremste und brutalste Form des Faschismus her-

vorgebracht. Die folgenden Quellen und Dokumente werden sich mit dieser deut-

schen Form des Faschismus befassen – auch deshalb, weil er unsere Vergangenheit 

und unsere Gegenwart am stärksten betrifft. 

Über den deutschen Faschismus liegt eine Fülle von Literatur vor. Zunächst – 

nach 1945 – hatte sie grösstenteils Rechtfertigungscharakter. Alle diejenigen, die 

das faschistische System unterstützt und mitgetragen hatten – als Militärs und Wirt-

schaftsführer, Professoren und hohe Beamte – waren nun bemüht, in Memoiren und 

Darstellungen zu beweisen, dass sie allesamt gänzlich unschuldig, blosse Opfer und 

Verführte waren; verantwortlich seien allein Adolf Hitler und einige andere NS-

Führer gewesen, verantwortlich sei ferner das deutsche Volk, das die NSDAP ge-

wählt und unterstützt habe. Diese Ansicht, dass der deutsche Faschismus, sein Auf-

stieg und seine Politik, hauptsächlich aus der Person Hitlers erklärt werden müsse, 

wobei allenfalls noch die zur Selbstbestimmung eben unfähigen Massen zu berück-

sichtigen seien, ist lange Zeit die herrschende gewesen und dominiert noch heute in 

vielen Hitler-Darstellungen. 

In der nächsten Entwicklungsphase, besonders in den Jahren des Kalten Krieges, 

gewann die Totalitarismustheorie grossen Einfluss, die behauptete, dass National-

sozialismus und Kommunismus im wesentlichen gleich seien. Diese Darstellung, 

die sich auf bestimmte Formen der Massenmobilisierung und der Herrschaftsme-

thodik konzentrierte und den sozialen Inhalt verschwieg, leistete gute Dienste im 
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Kampf gegen den Sozialismus: Sie stellte die sozialistischen Länder und die sozia-

listischen Kräfte im eigenen Land als dem Faschismus wesensverwandt dar und die 

parlamentarische Demokratie und die «freie Marktwirtschaft» als die wirkliche Al-

ternative zum Faschismus. Mit dem Ende des Kalten Krieges verlor sie zunächst 

ihre beherrschende Stellung. Als die Kräfte der Reform und der Entspannung seit 

der Mitte der 70er Jahre jedoch schwächer und die der Gegenreform und der Kon-

frontation wieder stärker wurden, konnte sie erneut an Einfluss gewinnen. Und nach 

dem Zusammenbruch des sozialistischen Staatensystems erlangte sie in Politik und 

Wissenschaft gänzlich die Dominanz. In der politischen Auseinandersetzung des 

Alltags war diese Denkform allerdings immer stark verankert. Die Formel vom 

rechten und linken Extremismus, die beide die Demokratie bedrohen, welche als 

Mitte vorgestellt wird, ist dafür ein besonders anschaulicher Ausdruck. 

Dennoch haben sich in der wissenschaftlichen Diskussion über den Faschismus 

seit dem Ende der 60er Jahre insgesamt wesentliche Veränderungen vollzogen, die 

einerseits aus den veränderten politischen Rahmenbedingungen zu erklären sind, 

andererseits aber auch daraus, dass sich unser Kenntnisstand über dieses Problem 

bedeutend erweitert hat. Es ist heute möglich, die Vorbedingungen und Gründe für 

den Erfolg des Faschismus, die Struktur seines Herrschaftssystems, die Ursachen 

des Krieges und die für all das verantwortlichen Kräfte und Strukturen genau anzu-

geben (wenn auch eine grössere Zahl von Einzelproblemen noch weiter erforscht 

werden muss). Dies zu leisten ist das Ziel des vorliegenden Buches. Es will keine 

neuen Forschungsergebnisse vorlegen, sondern das der Öffentlichkeit zugänglich 

und bewusst machen, was die Forschung über den deutschen Faschismus schon er-

arbeitet hat. Dabei beschränkt es sich nicht auf Einzelfragen, sondern will ein Ge-

samtbild über den deutschen Faschismus, seine Voraussetzungen, Grundlagen und 

Folgen, sein Wesen und seine Erscheinungsformen vermitteln. 

Dieses Ziel soll erreicht werden durch authentisches Material, also durch Quellen 

und Dokumente. Damit soll dem Leser/der Leserin zugleich die Möglichkeit gege-

ben werden, die in der Öffentlichkeit verbreiteten Ansichten kritisch zu überprüfen. 

Das I. Kapitel stellt die allgemeinen politischen und gesellschaftlichen Grundla-

gen dar, die die Entstehung und Entwicklung faschistischer Tendenzen erst ver-

ständlich machen. Im II. Kapitel wird die Entwicklung der faschistischen Bewe-

gung dokumentiert; die politische und soziale Herkunft der Anhänger der NSDAP, 

ihre Programmatik und Ideologie, ihr Aufstieg bis zur Übernahme der politischen 
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Macht, das Verhalten ihrer Bundesgenossen und ihrer Gegner. Kapitel III befasst 

sich mit der Errichtung der Diktatur, also der Entwicklung von der Berufung Hitlers 

zum Reichskanzler bis zur Verkündigung des Einparteienstaates im Juli 1933. Vor 

allem soll gezeigt werden, welche politischen und gesellschaftlichen Kräfte daran 

interessiert waren und diesen Prozess unterstützt haben. Kapitel IV dokumentiert, 

wie das faschistische System wirklich beschaffen war, was es für die Bevölkerung, 

für die verschiedenen Klassen und Schichten konkret bedeutete und welche Interes-

sen sich in der Herrschaftsstruktur und der Politik dieses Systems ausdrückten. In 

Kapitel V folgt die Darstellung des faschistischen Krieges – seine ökonomische, 

politische, militärische und ideologische Vorbereitung und Rechtfertigung der Zie-

le, um die es der politischen Führung und der Wirtschaft ging, der Methoden faschi-

stischer Kriegsführung, der Ausbeutung der unterworfenen Völker und Länder, der 

Initiatoren und der Nutzniesser dieser Ausplünderungspolitik, der Konzentrations-

lager als Unterdrückungsinstrument und als Verwertungsmöglichkeit billiger Ar-

beitskräfte für die Industrie. Die «Vernichtung durch Arbeit», die in diesem Zusam-

menhang schon praktiziert wurde, steigerte sich schliesslich zum systematischen 

Massenmord an Millionen von Menschen. In Kapitel VI schliesslich werden die 

verschiedenen Kräfte des antifaschistischen Widerstandes dargestellt. Dabei geht es 

vor allem darum, ihren wirklichen Anteil am antifaschistischen Kampf zu bestim-

men, Zeitpunkt und Gründe ihres Widerstands und die Ziele, die sie damit verfolgt 

haben. Dabei wird sich manche weitverbreitete Ansicht als unhaltbar erweisen. 

Den sechs Kapiteln sind jeweils kurze Einleitungen vorangestellt, die die Quellen 

und Dokumente in den historischen Zusammenhang einordnen und so ein besseres 

Verständnis gewährleisten sollen. Das Inhaltsverzeichnis ermöglicht bereits einen 

raschen Überblick, wo welche Probleme in welchen Dokumentennummern behan-

delt werden. Das Dokumentenverzeichnis zeigt die Reihenfolge der Dokumente. 

Die Quellen- und Dokumentensammlungen und die übrigen Schriften, aus denen 

Materialien entnommen wurden, sind im Literaturverzeichnis aufgeführt. Sie wer-

den deshalb im Text nur beim ersten Mal voll zitiert, im Folgenden dann in Kurz-

form. Der zweite Teil des Literaturverzeichnisses nennt die weiteren für das Thema 

wesentlichen Schriften. 

Die erste Auflage dieses Buches war 1975 erschienen. In der sechsten Auflage 

(1987) hatte ich die Frauen- und «Gesundheits»-politik des deutschen Faschismus 

einbezogen, die bis dahin kaum erforscht worden waren. In der jetzt vorliegenden 

Überarbeitung wurde insbesondere die Dokumentation zu den Themen Vernich- 
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tungskrieg und Holocaust wesentlich erweitert. Das Literaturverzeichnis und die 

Einleitungstexte wurden überarbeitet. 

Nicht immer gelingt es einem Autor, die Probleme und Bedürfnisse der Leser 

und Leserinnen in jeder Hinsicht richtig einzuschätzen. Für Hinweise durch Lehrer, 

Schüler und Studierende, die mit diesem Buch arbeiten und Verbesserungsvor-

schläge bzw. Kritik haben, wäre ich deshalb sehr dankbar. 

Reinhard Kühnl 
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Kapitel I 

Sozialökonomische und politische  

Voraussetzungen für Entstehung  

und Aufstieg des Faschismus 

Einleitung 

Der Aufstieg des Faschismus vollzog sich nicht zufällig. In den Jahrzehnten, die sei-

nem Erfolg vorausgingen, waren soziale, politische und ideologische Bedingungen 

geschaffen worden, die den Boden bereitet hatten. Die wichtigsten sollen in diesem 

Kapitel dokumentiert werden. (In meinen Büchern «Deutschland seit der Französi-

schen Revolution» und «Die Weimarer Republik» habe ich sie genauer dargestellt.) 

Hinzuweisen ist zunächst auf die Struktur und die Politik des kaiserlichen 

Deutschland, das nach innen demokratische und sozialistische Tendenzen zu unter-

drücken und nach aussen eine imperialistische Expansionspolitik zu betreiben ver-

suchte. Die Ideologie von Vaterland und nationaler Grösse, Autorität und Gehorsam, 

Wehrkraft und Opfermut, mit deren Hilfe diese Politik gerechtfertigt wurde, erreichte 

im Ersten Weltkrieg einen vorläufigen Höhepunkt. Die strukturellen Ursachen dieser 

imperialistischen Politik, ihre Ziele und die dahinterstehenden Interessen sollen in 

Nr. 1-8 a sichtbar gemacht werden. Das Deutsche Reich war – infolge der Verlage-

rung der Handelswege aus Mitteleuropa an den Atlantik nach der Entdeckung Ame-

rikas und des Seeweges nach Indien, infolge der enormen Verwüstungen des Dreis-

sigjährigen Krieges und der starken politischen Zersplitterung seit dem Westfäli-

schen Frieden 1648 – verspätet in das Stadium des Industriekapitalismus eingetreten. 

Als der deutsche Kapitalismus nach der Herstellung der Reichseinheit 1871 sein Po-

tential rasch entwickelte und diesen Rückstand aufholte, stiess er sehr bald an die 

Grenzen seiner Expansionsmöglichkeiten: Die übrigen entwickelten kapitalistischen 

Staaten, die das Stadium des Imperialismus früher erreicht hatten, hatten die Welt 

bereits unter sich aufgeteilt. Aus dieser seit dem Ende des 19. Jahrhunderts wachsen-

den Diskrepanz zwischen dem rapide steigenden Expansionsbedürfnis des deutschen 
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Kapitalismus und seinen beschränkten realen Expansionsmöglichkeiten (Nr. 1-5) 

ergaben sich der Drang und die Forderung nach Neuaufteilung der Welt, ergab sich 

also die besondere Aggressivität des deutschen Imperialismus gegenüber dem sa-

turierten und deshalb eher defensiv gerichteten Imperialismus der Westmächte. 

Dieser Interessengegensatz war der strukturelle Grund für den Ersten Weltkrieg. 

Worum es dem deutschen Imperialismus in diesem Krieg ging, wird in Nr. 6-8 a 

erkennbar. 

Die Niederlage dieser Politik im Herbst 1918 ermöglichte erstens dem Klassen-

gegner im Innern, der sozialistischen Arbeiterbewegung, bedeutend zu erstarken 

und um die politische Macht zu kämpfen; und zweitens den imperialistischen Kon-

kurrenzmächten, insbesondere Frankreich, das Deutsche Reich durch den Versailler 

Vertrag (vgl. Nr. 8 b) wesentlich zu schwächen. Die Novemberrevolution blieb al-

lerdings auf halbem Wege stecken: Zwar wurde die halbabsolutistische Militär-

monarchie in eine parlamentarische Republik überführt, doch die sozialökonomi-

schen Grundlagen und die Machtpositionen der alten Führungsschichten in Militär, 

Verwaltung, Justiz, Erziehungswesen, Presse und vor allem in der Wirtschaft blie-

ben erhalten. Die für eine sozialistische Gesellschaftsordnung kämpfenden Teile 

der Arbeiterbewegung wurden niedergeworfen, wobei die von der SPD geführte 

Reichsregierung und die ehemals kaiserlichen Offiziere ein Bündnis eingingen. So 

ist es begreiflich, dass auch die politischen und ideologischen Traditionen aus dem 

Kaiserreich alsbald wieder auflebten. Die herrschende Klasse – also die grossen 

Banken, die Industriekonzerne und der Grossgrundbesitz sowie die Führungsgrup-

pen im politischen und militärischen Machtapparat, der dieses soziale System ga-

rantiert – konzentrierte sich zunächst darauf, die verbliebenen Machtpositionen zu 

konsolidieren. Dies bedeutete nach innen – nach der Niederwerfung der revolutio-

nären Erhebungen – die Zurückdrängung der Arbeiterbewegung im politischen und 

betrieblichen Bereich und die teilweise Aufhebung der sozialen Konzessionen, die 

man 1918/19 hatte machen müssen (8-Stunden-Tag, Bezahlung von Überstunden-

arbeit, Unfallschutzmassnahmen, Höhe der Reallöhne usw.). Nach aussen musste 

der Versailler Vertrag zunächst akzeptiert werden, da an militärische Gewaltmass-

nahmen nicht zu denken war. 

Dies ist die Politik der vorläufigen Hinnahme der parlamentarischen Republik 

und der Vertragserfüllung, die sich 1924 mit dem Beginn einer relativ guten Kon-

junktur durchsetzte. Versuche einer abenteuerlichen Politik, die innenpolitisch auf 

vollständige Liquidation des demokratischen Verfassungssystems und aussenpoli-

tisch auf militärische Gewaltanwendung zielte (Kapp-Putsch, Vaterländische Ver- 
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bände), fanden nicht die Unterstützung der massgeblichen Teile der herrschenden 

Klasse, wenn sie auch ideologisch einflussreich blieben. Aufgegeben waren solche 

Ziele wie die Herstellung eines starken, autoritär geführten Staates und die Wieder-

aufrichtung der deutschen Grossmachtstellung jedoch keineswegs. Nach dem Be-

ginn der Weltwirtschaftskrise 1929 wurden sie erneut aktuell. Vorläufig aber be-

schränkten sich die herrschenden Machtgruppen darauf, ihre politische und militä-

rische Position nach innen hin zu festigen und die wirtschaftlichen und machtpoli-

tischen Voraussetzungen zu schaffen, die eine spätere Wendung zur Grossmachtpo-

litik erst ermöglichten. 

So waren diese Jahre der relativen Stabilität 1924-1928 dadurch gekennzeichnet, 

dass die Sozialdemokraten aus der Regierung hinausgedrängt wurden und Bürger-

blockkabinette, die mit dem grossen Kapital eng verbunden waren, die politischen 

Geschäfte führten. Ökonomisch vollzog sich eine – durch US-amerikanische Inve-

stitionen beschleunigte – enorme Modernisierung und Rationalisierung des Produk-

tionsapparats und eine rasche Konzentration des Kapitals, die zur Bildung mächti-

ger Konzerne in Grössenordnungen führte, wie man sie bis dahin nicht gekannt 

hatte: In der Eisen- und Stahlindustrie wurden 1926 die Vereinigten Stahlwerke ge-

bildet, die 50% der deutschen Steinkohlen- und Roheisenproduktion und 40% der 

Stahlproduktion auf sich konzentrierten. Sie beherrschten bald über 400 Gesell-

schaften mit einem Kapital von über 3 Mrd. Mark – die über 2 Mrd. Mark Einlage-

kapital der diesem Trust nahestehenden Banken nicht mitgerechnet1. In der Elektro-

industrie bauten die Konzerne AEG und Siemens ihre Monopolstellung weiter aus, 

und in der chemischen Industrie wurde ein grosser Teil dieses Zweiges zum Rie-

senkonzern der IG Farben zusammengefasst. Dass mit diesem ökonomischen Kon-

zentrationsprozess auch die Möglichkeit der Koordinierung und Durchsetzung der 

Kapitalinteressen im politischen Bereich gestiegen war, versteht sich von selbst. 

Von den Kleineigentümern in Handel, Handwerk und Landwirtschaft waren 

durch die Konzentration des Kapitals seit dem 19. Jahrhundert ohnehin schon be-

trächtliche Teile proletarisiert worden. Für diese Schichten, die zudem ihre Erspar-

nisse durch verlorene Kriegsanleihen und die Inflation 1922/23 weithin eingebüsst 

hatten, bedeutete der beschleunigte Konzentrationsprozess in den zwanziger Jahren 

eine verstärkte Gefährdung, die sich in der Weltwirtschaftskrise zu einer massenhaf- 

1  J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 16,  

Berlin 1965, S. 57 f. 
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ten Proletarisierung steigerte. Noch 1882 lebten im Deutschen Reich etwa 43% als 

Selbständige oder deren mithelfende Familienangehörige; 1933 waren sie auf we-

niger als 30% zurückgegangen. Für die Lohnabhängigen bedeutete diese Konzen-

trationswelle eine beträchtliche Arbeitslosenrate, deren Auswirkungen in den Jah-

ren der relativen Stabilität allerdings durch die von der Arbeiterbewegung erkämpf-

ten sozialpolitischen Verbesserungen (1926 Gesetz über einheitliche Arbeitsge-

richtsbarkeit, 1927 Gesetz über Arbeitslosenversicherung) gemildert werden konn-

ten. Die Weltwirtschaftskrise erzeugte dann nach 1929 jedoch eine ungeheure Mas-

senarbeitslosigkeit und ermöglichte den Kapitalbesitzern einen starken Abbau der 

Löhne und der Sozialleistungen, so dass erhebliche Teile der Arbeiter und Ange-

stellten der Verelendung preisgegeben wurden. Die Präsidialregierungen, die prak-

tisch schon seit März 1930 das parlamentarische System abgelöst hatten, zielten 

darauf ab, die Lasten der Krise der arbeitenden Bevölkerung aufzuerlegen und ihre 

seit 1918 erkämpften sozialen Rechte abzubauen. Die schrittweise Aufhebung der 

Tariffreiheit, die Anfänge staatlicher Lohnregulierung, starke Lohnsenkungen und 

die Kürzung der Unterstützungsfristen für Arbeitslose (bei gleichzeitiger Erhöhung 

der Arbeitslosenbeiträge) waren deutliche Anzeichen dieses Kurses. 

Das waren die Rahmenbedingungen, unter denen sich die Formierung der reak-

tionären Kräfte, die Aushöhlung des demokratischen Verfassungssystems, die Ver-

schärfung der Klassenkämpfe und der Aufstieg des Faschismus vollzogen. 

Nr. 9-12 geben einige Daten über die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 

Deutschlands in der Weimarer Zeit und besonders in der Krise. Nr. 13 bis 14 a 

zeigen, dass nach 1929 zwar auch in den übrigen kapitalistischen Ländern Produk-

tionsrückgang und Arbeitslosigkeit in einem enormen Ausmass herrschten, dass 

aber Deutschland von der Krise besonders schwer getroffen wurde. Das Deutsche 

Reich war durch die Niederlage im Weltkrieg und die Folgen des Versailler Ver-

trages besonders geschwächt und hatte auch nicht die Möglichkeit, auf die Krise 

mit einer verstärkten Ausbeutung von Kolonien zu antworten. 

Nr. 15-20 sollen aufzeigen, wie sich die Krise auf die verschiedenen sozialen 

Klassen und Schichten auswirkte, denn selbstverständlich waren die verschiedenen 

Bevölkerungsteile sehr unterschiedlich betroffen. Es wird deutlich, dass zwar auch 

die Profite der Kapitalbesitzer beträchtlich zurückgingen, dass es diesen jedoch ge-

lang, mit der Hilfe staatlicher Steuer-, Einkommens- und Subventionspolitik, also 

der Umverteilung des Volksvermögens durch den Staatshaushalt, die Hauptlast auf 

die Lohnabhängigen und die Kleineigentümer abzuwälzen. Die Verelendung der 

arbeitenden Massen, die drohende und teilweise real vollzogene Proletarisierung  

16 



der selbständigen Mittelschichten und der Drang der Kapitalbesitzer nach Stabili-

sierung der wankenden kapitalistischen Gesellschaftsordnung und nach Errichtung 

einer «starken» Regierung bilden jene Faktoren, die die politischen Kämpfe dieser 

Jahre entscheidend bestimmt haben. 

Nr. 21-53 sollen verdeutlichen, wie die politisch-ideologischen Fronten in der 

Weimarer Republik verliefen. Nr. 21 und 22 zeigen, dass die SPD programmatisch 

an der Überwindung des Kapitalismus und der Errichtung einer sozialistischen Ge-

sellschaftsordnung festhielt, wobei allerdings zu bedenken ist, dass ihre Führung in 

ihrer praktischen Politik in der gesamten Periode zur Stützung des Kapitalismus 

wesentlich beitrug. Unter den Bedingungen der Krise und der stark eingeschränkten 

Konzessionsmöglichkeiten des Kapitals nach 1929 musste auch die reformistische 

Arbeiterbewegung, sofern sie überhaupt noch für die elementarsten Tagesinteressen 

der Lohnabhängigen eintreten wollte, zur Verschärfung der sozialen Kämpfe bei-

tragen und also zu einer Gefahr für den Kapitalismus werden. Nr. 23 und 24 zeigen 

die Position der Kommunistischen Partei, die sich nach den Niederlagen der Jahre 

1919 bis 1923 wieder stabilisierte, schliesslich zu einer wirklichen Massenpartei 

wurde und 1932 fast die Wählerzahl der SPD erreichte. Die Programme beider Par-

teien formulierten grundsätzliche Alternativen gegenüber dem Kapitalismus und 

den politischen Programmen der bürgerlichen Parteien, die allesamt für dessen Be-

wahrung eintraten. Die gemeinsame Grundlage dieser Parteien in Hinsicht auf die 

Verteidigung des Privateigentums an Produktionsmitteln, auf die damit verbunde-

nen Ideologeme von Volksgemeinschaft und Pflichtgefühl, Vaterland und Familie, 

und die daraus resultierende scharfe Frontstellung gegen Sozialismus und Marxis-

mus wird in Nr. 25 bis 30 a deutlich. In diesen Grundfragen gab es keine Differenz 

zur NSDAP, wie die Dokumente des nächsten Kapitels zeigen werden. Die Unter-

schiede zwischen den verschiedenen bürgerlichen Parteien und der NSDAP bezo-

gen sich auf die politisch-institutionelle Struktur. Diese Zusammenhänge sind 

deshalb so wichtig, weil es ja einer Erklärung bedarf, weshalb es die Wähler dieser 

bürgerlichen Parteien waren, die nach 1929 zur NSDAP strömten, und weshalb es 

die Führungsgruppen dieser Parteien waren, die sich um Kontakte und Koalitions-

gespräche mit der NSDAP bemühten und im März 1933 dem Ermächtigungsgesetz 

der Hitlerregierung zustimmten. Besonders deutlich wird diese politische Ver-

wandtschaft bei der DNVP (Nr. 29) und bei dem Wehrverband «Stahlhelm» (Nr. 

30), die dann im Januar 1933 auch die Koalitionsregierung mit der NSDAP gebildet  
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haben. Aber auch in den übrigen bürgerlichen Parteien, insbesondere den katholi-

schen Parteien Zentrum und Bayerische Volkspartei und der Deutschen Volkspartei 

gewannen die auf ein autoritäres System gerichteten Tendenzen nach 1929 immer 

stärker an Boden. Nr. 30 a zeigt ein schon beinahe komplettes Programm faschisti-

scher Diktatur, das aus der DVP hervorging. Diese Programme machen deutlich, 

wie gut der Boden für die NSDAP bereitet worden ist und wer ihn bereitet hat. 

In Nr. 31-53 werden die Kräfte und Interessen, die vor 1918 den politischen Kurs 

des Deutschen Reiches bestimmt hatten und infolge des partiellen Scheiterns der 

Revolution ihre Machtpositionen weitgehend verteidigen konnten, genauer darge-

stellt. Eine nähere Betrachtung zeigt nämlich, dass eine erstaunliche Kontinuität der 

Führungsschichten zwischen dem Kaiserreich und der Weimarer Republik besteht 

und dass diese Machtgruppen natürlich auch ihre früheren Ziele und Interessen wei-

terverfolgten. Ihre Durchsetzungschancen und Kampfbedingungen waren aller-

dings durch die erstarkte Arbeiterbewegung, das demokratische Verfassungssystem 

und den Versailler Vertrag bedeutend verschlechtert worden. Die Abschwächung 

oder Beseitigung dieser drei Hindernisse bildete denn auch den Hauptinhalt der 

kurz- und mittelfristigen Zielsetzung. Erst dem Faschismus allerdings gelang ihre 

vollständige Beseitigung, und erst dann konnten auch die alten längerfristigen Ziele 

wieder in Angriff genommen werden. 

Nr. 31-41 a zeigen Haltung und Ziele der Wirtschaft. Nach der Novemberrevo-

lution ging es zunächst darum, die akute Gefahr einer sozialistischen Umwälzung 

zu bannen (Nr. 31). 1922/23 gab es bereits starke Kräfte, die eine Disziplinierung 

der Arbeiterschaft und eine ökonomische Expansion nach aussen ins Auge fassten 

(Nr. 32 und 33). Von Anfang an gab es natürlich auch enge Kontakte zwischen 

Industrie- und Bankkapital einerseits und den bürgerlichen Parteien andererseits. 

Mit der Stabilisierung 1924 setzte sich jener Kurs durch, der auf die Verfolgung der 

Interessen innerhalb des Rahmens des parlamentarischen Verfassungsstaates mit 

Hilfe der bürgerlichen Parteien und Regierungen baute und dabei zunächst auch 

erfolgreich war. Diese Zusammenhänge werden hier dokumentiert am Beispiel der 

Beziehungen zwischen der Wirtschaft und der DVP, also jener Partei, der in dieser 

Periode auch aussenpolitisch eine zentrale Rolle zukam (Nr. 34-37). Grossindustri-

elle wie Stinnes, Vogler und Röchling hatten führende Positionen in der DVP. Sie 

werden zweitens dokumentiert am Beispiel der illegalen Aufrüstungsmassnahmen 

schon in den 20er Jahren (Nr. 37 a). 

Welche Ziele die viel gerühmte Friedenspolitik Stresemanns, der eben jener Partei 
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angehörte, wirklich verfolgte, lässt sich aus Nr. 38 erkennen. Und dass in der Ko-

lonialbewegung der Staatsapparat mit der privaten Wirtschaft wie vor 1918 eng ko-

operierte, zeigt Nr. 39. 1929 verstärkte sich die Tendenz in der Wirtschaft, das par-

lamentarische System, das den eigenen Interessen nicht mehr recht dienlich war, 

durch einen autoritär geführten Staat zu ersetzen (Nr. 40 und 41). Dass diese Ten-

denz später zum Bündnis mit dem Faschismus führte, ist von den hier gezeigten 

Voraussetzungen her verständlich und wird im nächsten Kapitel belegt werden. Zu-

gleich wurden ökonomische Expansionspläne Richtung Südosteuropa wieder auf-

genommen (Nr. 41 a). 

Dass die angeblich unabhängige und neutrale dritte Gewalt, die Justiz, eine we-

sentliche Rolle bei der terroristischen Niederwerfung der sozialistischen Linken und 

der Begünstigung der antidemokratischen Rechten gespielt hat, wird aus Nr. 42-44 

erkennbar. Als Machtfaktor noch wichtiger aber war in der Weimarer Republik 

(und ist in jeder Gesellschaft) das Militär. Seine Ziele und Aktivitäten werden im 

Anschluss daran dokumentiert. 

Am Beginn steht der Beleg, dass die kaiserliche Militärführung im November 

1918 ihre einzige Chance, den Sieg des Sozialismus zu verhindern und also die 

gesellschaftlichen Grundlagen ihrer Machtposition zu retten, in einem Bündnis mit 

der Führung der SPD erblickte (Nr. 45). Die Nahziele werden in Nr. 46 näher defi-

niert. Dass in der Vorstellungswelt dieser Offiziere Ruhe und Ordnung im Innern 

und militärische Expansion nach aussen zusammengehörten und dass die – notfalls 

auch blutige – Disziplinierung der Arbeiterschaft dafür eine erste Voraussetzung 

war, zeigen Nr. 47 und 48. Die enge Zusammenarbeit zwischen Militär und Wirt-

schaft bis hin zur Organisierung und Finanzierung illegaler Kampfverbände, zu-

gleich aber die Furcht der Reichswehrführung vor zu grosser Verstärkung der Klas-

senkonflikte werden in Nr. 49-51 sichtbar. Nr. 52 und 53 schliesslich zeigen, wie in 

der Reichswehrführung nicht nur der autoritäre Staat, sondern auch der neue Erobe-

rungskrieg vorbereitet wurden. 

So waren wesentliche Voraussetzungen für die Zerstörung des parlamentarischen 

Verfassungsstaates schon geschaffen, als die NSDAP 1930 ihren Aufstieg begann 

und Wirtschaft, Staatsapparat und Militär ebenso wie die bürgerlichen Politiker vor 

die Frage gestellt wurden, wie sie sich gegenüber dieser Partei verhalten sollten. 
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1. Allgemeine Grundlagen 

Nr. 1 

Bevölkerung (in Millionen) 

Deutschland England Frankreich 

1870 41 31 

1910 65 45 

37 

40 

Aus: Sachwörterbuch der Geschichte Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewegung, Berlin 

1969, Bd. 1, S. 807. 

Nr. 2 

Anteil an der Weltindustrieproduktion in Prozent 

Deutschland England Frankreich 

1870 13 32 

1913 16 14 

10 

6 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 1, S. 811. 

Nr. 3 

Der Kolonialbesitz verteilte sich 1914 wie folgt: 

Fläche (Mill, km2) Einwohner (Mill.) 

Deutschland 2,9 

Frankreich 10,6 

England 33,5 

12,3 

55,5 

 393,5 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 1, S. 947. 
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Nr. 4 

Da dem deutschen Kapital die Investitionsmöglichkeiten in den Kolonien in Afrika, 

Asien und Australien versperrt waren, musste es den wesentlich schwierigeren Weg 

gehen und in formal selbständigen Ländern in Amerika und Europa Positionen er-

obern: 

Kapitalanlagen in Mrd. Mark vor 1914 

                                                     

                
             
              
                 
                

                                    

      

                                                                       

                                         
                                        

                                  
                                            

                                   
                           
                              
                             

Aus: League of Nations (Hrsg.), Memorandum on Balances of Payments and Foreign Trade Bal-

ances, 1910-1924. 2 Bde. Genf 1925, Bd. 1, S. 112 f; abgedruckt in: G. Hardach, Der Erste Welt-

krieg. Geschichte der Weltwirtschaft im 20. Jahrhundert, Bd. 2, München 1973, S. 13. 
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Nr, 6 Kriegszieldenkschrift des Reichskanzlers Theobald von Bethmann-Hollweg 

vom 9. September 1914 (Auszüge) 

Sicherung des Deutschen Reiches nach West und Ost auf erdenkliche Zeit. Zu die-

sem Zweck muss Frankreich so geschwächt werden, dass es als Grossmacht nicht 

neu erstehen kann, Russland von der deutschen Grenze nach Möglichkeit abge-

drängt und seine Herrschaft über die nichtrussischen Vasallenvölker gebrochen 

werden ... 

1. Frankreich. Von den militärischen Stellen zu beurteilen, ob die Abtretung von 

Beifort, des Westabhangs der Vogesen, die Schleifung der Festungen und die Ab-

tretung des Küstenstrichs von Dünkirchen bis Boulogne zu fordern ist. 

In jedem Falle abzutreten, weil für die Erzgewinnung unserer Industrie nötig, das 

Erzbecken von Briey. 

Ferner eine in Raten zahlbare Kriegsentschädigung; sie muss so hoch sein, dass 

Frankreich nicht imstande ist, in den nächsten achtzehn bis zwanzig Jahren erheb-

liche Mittel für Rüstung anzuwenden. 

Des Weiteren: ein Handelsvertrag, der Frankreich in wirtschaftliche Abhängig-

keit von Deutschland bringt, es zu unserem Exportland macht und es ermöglicht, 

den englischen Handel in Frankreich auszuschalten. Dieser Handelsvertrag muss 

uns finanzielle und industrielle Bewegungsfreiheit in Frankreich schaffen – so, dass 

deutsche Unternehmungen nicht mehr anders als französische behandelt werden 

können. 

2. Belgien. Angliederung von Lüttich und Verviers an Preussen, eines Grenz-

striches der Provinz Luxemburg an Luxemburg. 

Zweifelhaft bleibt, ob Antwerpen mit einer Verbindung nach Lüttich gleichfalls 

zu annektieren ist. 

Gleichviel, jedenfalls muss Belgien, wenn es auch als Staat äusserlich bestehen 

bleibt, zu einem Vasallenstaat herabsinken, in etwa militärisch wichtigen Hafen-

plätzen ein Besatzungsrecht zugestehen, seine Küste militärisch zur Verfügung stel-

len, wirtschaftlich zu einer deutschen Provinz werden. Bei einer solchen Lösung, 

die die Vorteile der Annexion, nicht aber ihre innerpolitisch nicht zu beseitigenden 

Nachteile hat, kann franz. Flandern mit Dünkirchen, Calais und Boulogne, mit gros-

senteils flämischer Bevölkerung diesem unveränderten Belgien ohne Gefahr ange-

gliedert werden ... 

3. Luxemburg. Wird deutscher Bundesstaat und erhält einen Streifen aus der 

jetzt belgischen Provinz Luxemburg und eventuell die Ecke von Longwy. 

4. Es ist zu erreichen die Gründung eines mitteleuropäischen Wirtschaftsver- 
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bandes durch gemeinsame Zollabmachungen, unter Einschluss von Frankreich, 

Belgien, Holland, Dänemark, Österreich-Ungarn, Polen und eventuell Italien, 

Schweden und Norwegen. DieserVerband, wohl ohne gemeinsame konstitutionelle 

Spitze, unter äusserlicher Gleichberechtigung seiner Mitglieder, aber tatsächlich 

unter deutscher Führung, muss die wirtschaftliche Vorherrschaft Deutschlands über 

Mitteleuropa stabilisieren. 

5. Die Frage der kolonialen Erwerbungen, unter denen in erster Linie die Schaf-

fung eines zusammenhängenden mittelafrikanischen Kolonialreichs anzustreben 

ist, desgleichen die Russland gegenüber zu erreichenden Ziele werden später ge-

prüft... 

6. Holland. Es wird zu erwägen sein, durch welche Mittel und Massnahmen 

Holland in ein engeres Verhältnis zu dem Deutschen Reich gebracht werden kann. 

Dies engere Verhältnis müsste ... Holland ... äusserlich unabhängig belassen, in-

nerlich aber in Abhängigkeit von uns bringen. Vielleicht ein die Kolonien ein-

schliessendes Schutz- und Trutzbündnis, jedenfalls enger Zollanschluss, eventuell 

die Abtretung von Antwerpen an Holland gegen das Zugeständnis eines deutschen 

Besatzungsrechts für die Befestigung Antwerpens wie für die Scheldemündung 

wäre zu erwägen... 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, Berlin 1966, S. 435 f. 

Nr. 7 Schreiben Bethmann-Hollwegs vom 19. November 1914 an den Unterstaats-

sekretär im Auswärtigen Amt Zimmermann (Auszug) 

Übrigens habe ich mir von Herrn Stinnes eine von Professor Schumacher in Bonn 

auf Grund eingehender Beratungen mit Kirdorff, August Thyssen, Hugenberg und 

Stinnes selbst verfasste Denkschrift geben lassen, die über die Friedensbedingungen 

dieser Herren Aufschluss gibt. Stinnes behauptete, dass diese Bedingungen die 

übereinstimmende Forderung der gesamten Industrie und Landwirtschaft, der Kon-

servativen und Liberalen seien. Die Anexionswünsche erstrecken sich für Frank-

reich auf: 

Beifort, Epinal, Toul, Verdun, Briey und das gesamte nördliche Küstengebiet bis 

zur Somme einschliesslich aller Kohlenlager Frankreichs um Lille, Lens, Arras 

usw., den Congo, Dahomey, Obok usw. 

23 



Für Russland auf das Land westlich der Linie Narwa, Wilna, Grodno, Petrikow, 

endlich ganz Belgien. 

Die wirtschaftlichen Forderungen übergehe ich heute ... 

Der Brief ist vollständig abgedruckt in: G. Förster u.a., Der preussisch-deutsche Generalstab 1640-

1965, Berlin 1966, S. 497 ff. 

Nr. 8 Kriegszieldenkschrift der sechs grössten Interessenverbände der Industrie 

und des Grossgrundbesitzes an den Reichskanzler Theobald von Bethmann-Holl-

weg vom 20. Mai 1915 (Auszüge) 

Die unterzeichneten Körperschaften haben sich mit der Frage beschäftigt, wie die 

in den letzten Monaten so oft gehörte Formel zu verwirklichen ist, dass diesem 

Kriege ein ehrenvoller Frieden folgen müsse, der den gebrachten Opfern entspricht 

und die Gewähr seiner Dauer in sich trägt... 

Neben der Forderung eines Kolonialreiches, das den vielseitigen wirtschaftli-

chen Interessen Deutschlands voll genügt, neben der Sicherung unserer zoll- und 

handelspolitischen Zukunft und der Erlangung einer ausreichenden, in zweck-

mässiger Form gewährten Kriegsentschädigung, sehen sie das Hauptziel des uns 

aufgedrängten Kampfes in einer Sicherung und Verbesserung der europäischen Da-

seinsgrundlage des Deutschen Reiches nach folgenden Richtungen: 

Belgien muss, wegen der notwendigen Sicherung unserer Seegeltung, wegen un-

serer militärischen und wirtschaftlichen Zukunftsstellung, gegenüber England und 

wegen des engen Zusammenhanges des wirtschaftlich so bedeutenden belgischen 

Gebietes mit unserem Hauptindustriegebiet, militär- und zollpolitisch sowie hin-

sichtlich des Münz-, Bank- und Postwesens, der deutschen Reichsgesetzgebung un-

terstellt werden. Eisenbahnen und Wasserstrassen sind unserem Verkehrswesen 

einzugliedern. Im übrigen müssen Regierung und Verwaltung des Landes, unter 

Scheidung eines wallonischen und eines überwiegend flämischen Gebietes und un-

ter Überführung der für die Beherrschung des Landes wichtigen wirtschaftlichen 

Unternehmungen und Besitzungen in deutsche Hand, so geführt werden, dass die 

Bewohner keinen Einfluss auf die politischen Geschicke des Deutschen Reiches 

erlangen. 

Was Frankreich betrifft, so muss, aus dem gleichen Gesichtspunkte unserer Stel-

lung zu England, der Besitz des an Belgien grenzenden Küstengebietes bis etwa zur 
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Somme und damit der Ausweg zum Atlantischen Ozean als eine Lebensfrage für 

unsere künftige Seegeltung betrachtet werden. Das hierbei mit zu erwerbende Hin-

terland muss so bemessen werden, dass wirtschaftlich und strategisch die volle Aus-

nutzung der gewonnenen Kanalhäfen gesichert ist. Jeder weitere französische Land-

erwerb hat, abgesehen von der notwendigen Angliederung der Erzgebiete von 

Briey, ausschliesslich nach militärstrategischen Erwägungen zu geschehen ... Mit 

dem Erwerb der Maaslinie und der französischen Kanalküste wäre... auch der Besitz 

der Kohlengebiete des Departements du Nord und des Pas-de-Calais gegeben. Auch 

diese Erwerbungen setzen ... voraus, dass die Bevölkerung der angegliederten Ge-

biete nicht in die Lage gebracht wird, politischen Einfluss auf die Geschicke des 

Deutschen Reiches zu erlangen, und dass die in diesem Gebiete vorhandenen wirt-

schaftlichen Machtmittel, einschliesslich des mittleren und grösseren Besitzes, der-

art in deutsche Hand überführt werden, dass Frankreich deren Eigentümer entschä-

digt und übernimmt. 

Für den Osten muss zunächst die eine Erwägung massgebend sein, dass der im 

Westen zu erwartende grosse industrielle Machtzuwachs ein Gegengewicht durch 

ein gleichwertiges, im Osten zu erwerbendes Landwirtschaftsgebiet finden muss 

Die Notwendigkeit, auch die gesunde landwirtschaftliche Grundlage unserer Volks-

wirtschaft zu stärken, eine grossangelegte deutsche ländliche Besiedelung ... zu er-

möglichen und unsere wehrkräftige Volkszahl stark zu erhöhen, fordert eine erheb-

liche Erweiterung der Reichs- und preussischen Grenzen gegen Osten durch An-

gliederung mindestens von Teilen der Ostseeprovinzen und der südlich davon lie-

genden Gebiete unter Berücksichtigung des Zieles, unsere östliche deutsche Grenze 

militärisch verteidigungsfähig zu gestalten ... 

Hinsichtlich der Verleihung politischer Rechte an die Bewohner der neuen Ge-

biete und der Sicherung des deutschen wirtschaftlichen Einflusses in ihnen gilt das 

hinsichtlich Frankreich Gesagte. Die Kriegsentschädigung von Seiten Russlands 

wird in grossem Umfange in der Übereignung von Land bestehen müssen. 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, S. 448 ff. 



Nr. 8 a 

Die Kriegsziele des Deutschen Reiches im Osten fanden ihren Ausdruck im Frie-

densvertrag von Brest-Litowsk, der Anfang 1918 Russland aufgezwungen wurde. 

Danach hatte Russland abzutreten, ein Territorium von etwa 1 Mill, km2 mit einer 

Bevölkerung von etwa 46 Mill. Menschen. Russland verlor damit 26% seines Ter-

ritoriums, darunter seine wertvollsten Getreidegebiete, fast alle Ölquellen, 90% der 

Kohlengruben, 54% der Industrie. 

Vgl. Sachwörterbuch, Bd. 1, S. 290 u. F.A. Krummacher u. H. Lange, Krieg und Frieden.  

Geschichte der deutsch-sowjetischen Beziehungen. Von Brest-Litowsk zum Unternehmen  

Barbarossa, München-Esslingen 1970, S. 43. 

Nr. 8 b 

Der Versailler Vertrag, den die Westmächte dem besiegten Deutschen Reich 1919 

aufzwangen und der zeigt, dass der Krieg auch auf der Seite dieser Mächte durchaus 

imperialistischen Charakter hatte, bedeutete eine wesentliche ökonomische und po-

litische Schwächung Deutschlands. Das Deutsche Reich hatte abzutreten: 13% des 

Territoriums, 10% der Bevölkerung, 75% der Eisenerz und 20% der Steinkohlen-

förderung. Die linksrheinischen Gebiete wurden von alliierten Truppen besetzt, das 

Saargebiet wurde für 15 Jahre an Frankreich angegliedert, die deutschen Kolonien 

wurden faktisch unter die Siegermächte aufgeteilt. Eine Blanko Verpflichtung zur 

Zahlung von später festzulegenden Reparationen wurde verlangt (1921 auf 132 

Mrd. Goldmark festgelegt). Das deutsche Heer wurde auf 100.000, die Marine auf 

15.000 Mann begrenzt. Schwere Waffen waren verboten, so dass die deutsche 

«Reichswehr» nur noch zur Bekämpfung des inneren Feindes, nicht aber zu einem 

Krieg in der Lage war. 

Vgl. Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 723. 
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Nr. 9 Volkseinkommen je Kopf der Bevölkerung (umgerechnet in Preise von 1928) 

1913 1505 Mark  100%  von 1913 

1925 1285 RM 
 

84%  von 1913 

1926 1318 RM = 86%  von 1913 

1927 1413 RM = 92%  von 1913 

1928 1453 RM = 94%  von 1913 

1929 1436 RM = 92%   von 1913 

1930 1372 RM = 89%  von 1913 

1931 1201 RM = 78%  von 1913 

1932 1094 RM = 72%  von 1913 

Aus: Zeitgeschichte in Text und Quellen. Die Weimarer Republik, hg. v. W. Tormin, Hannover 

1962, S. 278. 

Nr. 10 Aktienkapital der Konzerne1 in Prozent des Gesamtaktienkapitals jedes  

Industriezweiges, 1926 

Bergbau 93 Prozent 

Eisen- und Metallgewinnung 80 Prozent 

Eisen-, Stahl- und Metallwarenproduktion 26 Prozent 

Elektroindustrie 87 Prozent 

Chemische Industrie 83 Prozent 

Textilindustrie 37 Prozent 

Holzindustrie 6 Prozent 

Nahrungs- und Genussmittelindustrie 41 Prozent 

Bekleidungsgewerbe 11 Prozent 

Banken 74 Prozent 

Insgesamt 65 Prozent 

Davon Industrie der Grundstoffe 89 Prozent 

Verarbeitende Industrie 57 Prozent 

Handel und Verkehr 58 Prozent 

1  Hier wird amtlicherseits unter Konzernen jede durch Kapitalverflechtungen eng verbundene 

Gruppe von Betrieben verstanden, ganz gleich, ob sie monopolistischen Einfluss hat oder nicht 

Aus: J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 16,  

Berlin 1963, S. 9. 
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Nr. 11 Bruttosozialprodukt und Index der industriellen Produktion 1928-1932 

 
Bruttosozialprodukt 1928 RM 

(in Milliarden) 

Index der industriellen Produktion 

(1928 = 100) 

1928 91  100 

1929 89  101 

1932 72 59 

Aus: D. Landes, Der entfesselte Prometheus. Technologischer Wandel und industrielle Entwick-

lung in Westeuropa von 1750 bis zur Gegenwart, Köln 1973, S. 381. 

Nr. 12 Das Ansteigen der Erwerbslosigkeit und Kurzarbeit 1928-1932  

(Angaben in Prozent) 

 
Arbeitslose Kurzarbeiter Vollbeschäftigte 

1928 9,7 5,7 84,6 

1929 14,6 7,5 77,9 

1930 22,7 13,8 63,5 

1931 34,7 19,7 45,6 

1932 44,4 22,6 33,0 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 821. 

Nr. 13 Die Entwicklung der wichtigsten kapitalistischen Länder nach dem  

Umfang ihrer Industrieproduktion (1929 = 100) 

Jahr Deutschland USA Grossbritannien Frankreich 

1924 68 80 89  78 

1929 100 100 100 100 

1932 53 54 83  72 

Aus: Förster, S. 466. 
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Nr. 14 Zahl der Vollarbeitslosen im Verhältnis zur Gesamtzahl der Arbeiter 1932 

USA 

Grossbritannien 

32% 

22%  

 (= 13,2 Mill.) 

 (= 2,8 Mill.) 

Deutschland    43,8%   (= 5,5 Mill.) 

Aus: Weltgeschichte, hg. v. d. Akademie der Wissenschaften der UdSSR, Bd. 9, Berlin 1967,  
S. 192 a. 

Nr 14 a Durchschnittliche Reallöhne einschliesslich der Konjunktur- 

periode (1900 = 100) 

USA (1922-1933): 117 

Frankreich (1924-1934): 99 

England (1924-1932): 91 

Deutschland (1924-1932): 86 

Aus: Kuczynski, Die Geschichte der Lage ..., Bd. 37, S. 111. 

Nr. 15 Die Lebensbedingungen während der Krise 

Die Unterstützungen und Sozialleistungen wurden ständig abgebaut. Die Papen-Re-

gierung verkürzte im Juni 1932 die Dauer der bereits herabgesetzten Arbeitslosen-

unterstützung auf 6 Wochen (ursprünglich 26 Wochen). Die Zahl derjenigen, die 

keine Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung mehr erhielten, sondern auf die Pfen-

nige der Wohlfahrt angewiesen waren, betrug im Frühj. 1930 bereits 680.000 und 

stieg bis 1932 auf 2 Mill. Der Nettowochenlohn der Industriearbeiter fiel von rd. 42 

RM 1929 auf rd. 22 RM 1932. Das Existenzminimum in diesen Jahren betrug rd. 

50 RM bzw. rd. 39 RM pro Woche. Ab Juli 1930 wurde Krankengeld erst vom 

vierten Tage der Arbeitsunfähigkeit an gezahlt. Es betrug für Versicherte ohne An-

gehörige 50 Prozent des Grundlohnes während der ersten 6 Wochen, danach war 

eine Erhöhung auf 60 Prozent möglich. Für Krankenscheine und Rezepte war eine 

Gebühr von 50 Pf zu zahlen. Die Bauern verschuldeten in zunehmendem Masse.  
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Den 3.173 landwirtschaftlichen Betrieben mit insgesamt 91.200 Hektar, die 1929 

in Dtschl. zwangsversteigert wurden, standen 1932 7.060 mit einer Fläche von 

153.800 Hektar gegenüber. Die Gehälter und Renten der Angestellten, Beamten 

und der Intelligenz fielen z.T. beträchtlich. 1932 verdienten 70 Prozent der dt. Ärzte 

weniger als 170 RM im Monat. Von 22.000 Lehrern, die in diesem Jahr die Ausbil-

dung in Preussen abschlossen, konnten nur 990 eine Beschäftigung finden. Der Um-

satz des Handwerks in Dtschl. ging in der Weltwirtschaftskrise um rd. die Hälfte 

zurück. Allein 1930 verloren etwa 30.000 bis 40.000 Einzelhändler und Handwer-

ker ihre Existenzgrundlage. Die Zahl der Konkurse, selbst mittlerer Unternehmer, 

stieg von 840 im Okt. 1928 auf 1.142 im März 1930 und wuchs in den folgenden 

Jahren noch weiter an. 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 821 f. 

Nr. 16 Der Nettolohn und das Existenzminimum der deutschen Arbeiter 1929-1932 

 (Angaben in RM) 

Existenzminimum 

Nettowochenlohn je Woche 

1929 42,20 

1930 36,95 

1931 30,10 

1932 21,75 

49,65 

47,55 

43,85 

39,05 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 821. 

Nr. 17 Die durchschnittlichen Unterstützungssätze für Arbeitslose 1932  

(Angaben in RM) 

Grossstädte 

Mittlere Städte 

Kleine Gemeinden 

16,44 

13,36 

13,14 

14 Prozent der Arbeitslosen, vor allem Frauen und Jugendliche, blieben ohne jede 

staatliche Unterstützung. 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 821. 
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Nr. 18 Durchschnittlicher Barlohn der Landarbeiter pro Stunde 1932 

Schleswig-Holstein: 14   Pf. 

Ostpreussen, Krs. Johannisburg:   5,7 Pf. 

Pommern, Krs. Lauenburg:   4,5 Pf. 

Nach H. Bennecke, Wirtschaftliche Depression und politischer Radikalismus, München-Wien 
1968, S. 175 f. 

Nr. 19 Umsatz in überwiegend mittelständischen Gewerben 

Jahr 

Volkswirt-

schaftl. Ge-

samtumsätze 

Umsatz überwiegend mittelständ. Gewerbe 

Einzel-

handel 

Handwerk 

Mrd. RM 

Gastwirte 

Zusammen 

v. H.* 

1928 224 36,3 20,1 6,3 62,7 28,0 

1929 225 36,6 19,3 6,6 62,5 27,8 

1930 200 33,1 17,3 5,8 56,2 28,1 

1931 161 28,5 ca. 14 4,5 47,0 29,2 

1932 - 23,1 - - - - 

* v. H. der volkswirtschaftlichen Gesamtumsätze 

Aus: Vierteljahrshefte für Konjunkturforschung 7 (1933), Teil A, S. 204; abgedruckt in:  
H.A. Winkler, Mittelstand, Demokratie und Nationalsozialismus. Die politische Entwicklung von 

Handwerk und Kleinhandel in der Weimarer Republik, Köln 1972, S. 294. 
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Nr. 19 a Die Entwicklung des Volkseinkommens, des Arbeitseinkommens und des 

Einkommens aus Kapital (in Milliarden RM) 

1928-1931, Ø 1929-1932 

 
Volkseinkommen Arbeitseinkommen Einkommen aus Kapital 

1928 75,4 42,6 2,8 

1929 75,9 43,0 3,2 

1930 70,2 39,9 3,3 

1931 57,5 33,4 3,1 

1932 45,3 25,7 2,3 

1929-32 -40% -40% -30% 

Aus: E. Henning, Thesen zur deutschen Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1933-1938, Frankfurt 

1973, S. 53. 

Nr 20 Die Dividendenentwicklung der Aktiengesellschaften mit mindestens 1 Mill. 

RM Aktienkapital 1924-1933 

Jahr 

Anzahl der 

Gesellschaf-

ten Nominalkapital in 

1000 RM 

Divid.-Summe 

überhaupt in 

1000 RM 

in Prozent d. di-

videndenberech-

tigten Aktienka-

pitals 

1924/1925 9.685 
 

591.618 3,82 

1925/1926 3.078 16.344.799 719.111 4,75 

1926/1927 3.021 16.917.034 864.480 5,64 

1927/1928 - - - - 

1928/1929 3.017 20.320.074 1.248.355 6,64 

1929/1930 2.979 20.834.155 1.256.125 6,52 

1930/1931 2.905 20.897.552 913.803 4,75 

1931/1932 2.792 19.653.714 470.355 2,56 

1932/1933 2.627 17.597.077 468.073 2,88 

Aus: Sachwörterbuch, Bd. 2, S. 794; die Subventionen, die die Kapitalbesitzer vom Staat während 

der Krise erhielten, werden von Kuczynski auf mindestens 2Yi Mrd. Mark geschätzt: vgl. die Ge-

schichte der Lage ..., Bd. 16, S. 105. 
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2. Standort und Ziele der Arbeiterparteien 

Nr. 21 Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, angenommen auf 

dem Görlitzer Parteitag der SPD 1921 (Auszug) 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist die Partei des arbeitenden Volkes 

in Stadt und Land. Sie erstrebt die Zusammenfassung aller körperlich und geistig 

Schaffenden, die auf den Ertrag eigener Arbeit angewiesen sind, zu gemeinsamen 

Erkenntnissen und Zielen, zur Kampfgemeinschaft für Demokratie und Sozialis-

mus. 

Die kapitalistische Wirtschaft hat den wesentlichen Teil der durch die moderne 

Technik gewaltig entwickelten Produktionsmittel unter die Herrschaft einer verhält-

nismässig kleinen Zahl von Grossbesitzern gebracht, sie hat breite Massen der Ar-

beiter von den Produktionsmitteln getrennt und in besitzlose Proletarier verwandelt. 

Sie hat die wirtschaftliche Ungleichheit gesteigert und einer kleinen, in Überfluss 

lebenden Minderheit weite Schichten entgegengestellt, die in Not und Elend ver-

kümmern. Sie hat damit den Klassenkampf für die Befreiung des Proletariats zur 

geschichtlichen Notwendigkeit und zur sittlichen Forderung gemacht. 

Der Weltkrieg und die ihn abschliessenden Friedensdiktate haben diesen Prozess 

noch verschärft. Sie haben die Konzentration der Betriebe und des Kapitals be-

schleunigt, die Kluft zwischen Kapital und Arbeit, Reichtum und Armut erweitert. 

In Industrie und Bankwesen, in Handel und Verkehr hat eine neue Epoche der An-

gliederungen und Verschmelzungen, der Kartellierungen und Vertrustungen einge-

setzt. Während rücksichtsloses Gewinnstreben eine neue Bourgeoisie von Kriegs-

lieferanten und Spekulanten emporhob, sanken kleine und mittlere Besitzer, Ge-

werbetreibende, Scharen geistiger Arbeiter, Beamte, Angestellte, Künstler, Schrift-

steller, Lehrer, Angehörige aller Art der freien Berufe zu proletarischen Lebensbe-

dingungen hinab. Korrumpierung des öffentlichen Lebens, wachsende Abhängig-

keit der bürgerlichen Presse von übermächtigen Wirtschaftsdiktatoren, die auf diese 

Weise den Staat unter ihre Botmässigkeit zu bringen versuchen, sind unausbleibli-

che Folgen. 

Die Entwicklung zum Hochkapitalismus hat das Streben nach Beherrschung der 

Weltwirtschaft durch imperialistische Machterweiterung noch gesteigert. Sie hat 

ebenso wie die unbefriedigende Lösung der nationalen und wirtschaftlichen Welt- 
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probleme durch die geltenden Friedensverträge die Gefahr neuer blutiger Konflikte 

heraufbeschworen, die den Zusammenbruch der menschlichen Kultur herbeizufüh-

ren drohen. 

Zugleich hat der Weltkrieg morsche Herrschaftssysteme hinweggefegt. Politi-

sche Umwälzungen haben den Massen die Rechte der Demokratie gegeben, deren 

sie zu ihrem sozialen Aufstieg bedürfen. Eine gewaltig erstarkte Arbeiterbewegung, 

gross geworden durch die ruhmvolle opferreiche Arbeit von Generationen, stellt 

sich dem Kapitalismus als ebenbürtiger Gegner. Mächtiger denn je erhebt sich der 

Wille, das kapitalistische System zu überwinden und durch internationalen Zusam-

menschluss des Proletariats, durch Schaffung einer zwischenstaatlichen Rechtsord-

nung, eines wahren Bundes gleichberechtigter Völker, die Menschheit vor neuer 

kriegerischer Vernichtung zu schützen. 

Diesem Willen den Weg zu weisen, den notwendigen Kampf der schaffenden 

Massen zu einem bewussten und einheitlichen zu gestalten, ist die Aufgabe der So-

zialdemokratischen Partei. 

Die Sozialdemokratische Partei ist entschlossen, zum Schutz der errungenen 

Freiheit das Letzte einzusetzen. Sie betrachtet die demokratische Republik als die 

durch die geschichtliche Entwicklung unwiderruflich gegebene Staatsform, jeden 

Angriff auf sie als ein Attentat auf die Lebensrechte des Volkes. 

Die Sozialdemokratische Partei kann sich aber nicht darauf beschränken, die Re-

publik vor den Anschlägen ihrer Feinde zu schützen. Sie kämpft um die Herrschaft 

des im freien Volksstaat organisierten Volkswillens über die Wirtschaft, um die 

Erneuerung der Gesellschaft im Geiste sozialistischen Gemeinsinns. Die Überfüh-

rung der grossen konzentrierten Wirtschaftsbetriebe in die Gemeinwirtschaft und 

darüber hinaus die fortschreitende Umformung der gesamten kapitalistischen Wirt-

schaft zur sozialistischen, zum Wohl der Gesamtheit betriebenen Wirtschaft er-

kennt sie als notwendige Mittel, um das schaffende Volk aus den Fesseln der Kapi-

talherrschaft zu befreien, die Produktionserträge zu steigern, die Menschheit zu hö-

heren Formen wirtschaftlicher und sittlicher Gemeinschaft empor zu führen. 

In diesem Sinne erneuert die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ihr im 

Erfurter Programm niedergelegtes Bekenntnis: Sie kämpft nicht für neue Klassen-

privilegien und Vorrechte, sondern für die Abschaffung der Klassenherrschaft und 

der Klassen selbst und für gleiche Rechte und gleiche Pflichten aller, ohne Unter-

schied des Geschlechts und der Abstammung. Sie führt diesen Kampf in dem Be-

wusstsein, dass er das Schicksal der Menschheit entscheidet in nationaler wie in in- 
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ternationaler Gemeinschaft, in Reich, Staat und Gemeinde, in Gewerkschaften und 

Genossenschaften, in Werkstatt und Haus. 

Für diesen Kampf gelten die folgenden Forderungen ... 

Das Programm ist vollständig abgedruckt in: S. Vietzke u. H. Wohlgemuth, Deutschland und die 
deutsche Arbeiterbewegung in der Zeit der Weimarer Republik 1919-1933, Berlin 1966, S. 425 ff. 

Nr. 22 Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands angenommen auf 

dem Heidelberger Parteitag am 18. September 1925 (Auszug) 

Grundsätzlicher Teil 

Die ökonomische Entwicklung hat mit innerer Gesetzmässigkeit zum Erstarken des 

kapitalistischen Grossbetriebes geführt, der in Industrie, Handel und Verkehr im-

mer mehr den Kleinbetrieb zurückgedrängt und seine soziale Bedeutung verringert 

hat. Mit der immer stärker werdenden Entfaltung der Industrie wächst die industri-

elle Bevölkerung ständig im Verhältnis zur landwirtschaftlichen. Das Kapital hat 

die Massen der Produzenten von dem Eigentum an ihren Produktionsmitteln ge-

trennt und den Arbeiter in einen besitzlosen Proletarier verwandelt. Ein grosser Teil 

des Grund und Bodens befindet sich in den Händen des Grossgrundbesitzes, des 

natürlichen Verbündeten des Grosskapitals. So sind die ökonomisch entscheiden-

den Produktionsmittel zum Monopol einer verhältnismässig kleinen Zahl von Ka-

pitalisten geworden, die damit die wirtschaftliche Herrschaft über die Gesellschaft 

erhalten. 

Zugleich wächst mit dem Vordringen der Grossbetriebe in der Wirtschaft Zahl 

und Bedeutung der Angestellten und Intellektuellen jeder Art. Sie üben in dem ver-

gesellschafteten Arbeitsprozess die Leitungs-, Überwachungs-, Organisations- und 

Verteilungsfunktionen aus, sie fördern durch wissenschaftliche Forschung die Pro-

duktionsmethoden. Mit dem Anwachsen ihrer Zahl verlieren sie immer mehr die 

Möglichkeit des Aufstiegs in privilegierte Stellungen und ihre Interessen stimmen 

in steigendem Masse mit denen der übrigen Arbeiterschaft überein. 

Mit der Entwicklung der Technik und der Monopolisierung der Produktionsmit-

tel wächst riesenhaft die Produktivität der menschlichen Arbeit. Aber Grosskapital 
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und Grossgrundbesitz suchen die Ergebnisse des gesellschaftlichen Arbeitsprozes-

ses für sich zu monopolisieren. Nicht nur den Proletariern, sondern auch den Mit-

telschichten wird der volle Anteil an dem materiellen und kulturellen Fortschritt 

vorenthalten, den die gesteigerten Produktivkräfte ermöglichen. 

Ununterbrochen sind im Kapitalismus Tendenzen wirksam, die arbeitenden 

Schichten in ihrer Lebenshaltung zu drücken. Nur durch steten Kampf ist es ihnen 

möglich, sich vor zunehmender Erniedrigung zu bewahren und ihre Lage zu ver-

bessern. Dazu gesellt sich hochgradige Unsicherheit der Existenz, die stets dro-

hende Arbeitslosigkeit. Diese wird besonders qualvoll und erbitternd in Zeiten der 

Krisen, die jedem wirtschaftlichen Aufschwung folgen und in der Anarchie der ka-

pitalistischen Produktionsweise begründet sind. 

Das kapitalistische Monopolstreben führt zur Zusammenfassung von Industrie-

zweigen, zur Verbindung aufeinanderfolgender Produktionsstufen und zur Organi-

sierung der Wirtschaft in Kartelle und Trusts. Dieser Prozess vereinigt Industrieka-

pital, Handelskapital und Bankkapital zum Finanzkapital. 

Einzelne Kapitalistengruppen werden so zu übermächtigen Beherrschern der 

Wirtschaft, die nicht nur die Lohnarbeiter, sondern die ganze Gesellschaft in ihre 

ökonomische Abhängigkeit bringen. 

Mit der Zunahme seines Einflusses benutzt das Finanzkapital die Staatsmacht zur 

Beherrschung auswärtiger Gebiete als Absatzmärkte, Rohstoffquellen und Stätten 

für Kapitalanlagen. Dieses imperialistische Machtstreben bedroht die Gesellschaft 

ständig mit Konflikten und mit Kriegsgefahr. Doch mit dem Druck und den Gefah-

ren des Hochkapitalismus steigt auch der Widerstand der stets wachsenden Arbei-

terklasse, die durch den Mechanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses 

selbst, sowie durch stete Arbeit der Gewerkschaften und der Sozialdemokratischen 

Partei geschult und vereint wird. Immer grösser wird die Zahl der Proletarier, im-

mer schroffer der Gegensatz zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer er-

bitterter der Klassenkampf zwischen den kapitalistischen Beherrschern der Wirt-

schaft und den Beherrschten. Indem die Arbeiterklasse für ihre eigene Befreiung 

kämpft, vertritt sie das Gesamtinteresse der Gesellschaft gegenüber dem kapitali-

stischen Monopol. Eine gewaltig erstarkte Arbeiterbewegung, gross geworden 

durch die opferreiche Arbeit von Generationen, stellt sich dem Kapitalismus als 

ebenbürtiger Gegner gegenüber. Mächtiger denn je ersteht der Wille, das kapitali-

stische System zu überwinden und durch internationalen Zusammenschluss des 

Proletariats, durch Schaffung einer internationalen Rechtsordnung, eines wahren 
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Bundes gleichberechtigter Völker, die Menschheit vor kriegerischer Vernichtung zu 

schützen. 

Das Ziel der Arbeiterklasse kann nur erreicht werden durch die Verwandlung des 

kapitalistischen Privateigentums an den Produktionsmitteln in gesellschaftliches Ei-

gentum. Die Umwandlung der kapitalistischen Produktion in sozialistische für und 

durch die Gesellschaft betriebene Produktion wird bewirken, dass die Entfaltung 

und Steigerung der Produktivkräfte zu einer Quelle der höchsten Wohlfahrt und all-

seitiger Vervollkommnung wird. 

Dann erst wird die Gesellschaft aus der Unterwerfung unter blinde Wirtschafts-

macht und aus allgemeiner Zerrissenheit zu freier Selbstverwaltung in harmonischer 

Solidarität emporsteigen. 

Der Kampf der Arbeiterklasse gegen die kapitalistische Ausbeutung ist nicht nur 

ein wirtschaftlicher, sondern notwendigerweise ein politischer Kampf. Die Arbei-

terklasse kann ihren ökonomischen Kampf nicht führen und ihre wirtschaftliche Or-

ganisation nicht voll entwickeln ohne politische Rechte. In der demokratischen Re-

publik besitzt sie die Staatsform, deren Erhaltung und Ausbau für ihren Befreiungs-

kampf eine unerlässliche Notwendigkeit ist. Sie kann die Vergesellschaftung der 

Produktionsmittel nicht bewirken, ohne in den Besitz der politischen Macht gekom-

men zu sein. 

Der proletarische Befreiungskampf ist ein Werk, an dem die Arbeiter aller Län-

der beteiligt sind. Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist sich der interna-

tionalen Solidarität des Proletariats bewusst und ist entschlossen, alle Pflichten zu 

erfüllen, die ihr daraus erwachsen. Dauernde Wohlfahrt der Nationen ist heute nur 

erreichbar durch ihr solidarisches Zusammenwirken. 

Die Sozialdemokratische Partei kämpft nicht für neue Klassenprivilegien und 

Vorrechte, sondern für die Abschaffung der Klassenherrschaft und der Klassen 

selbst, für gleiche Rechte und Pflichten aller, ohne Unterschied des Geschlechts und 

der Abstammung. Von dieser Anschauung ausgehend, bekämpft sie nicht bloss die 

Ausbeutung und Unterdrückung der Lohnarbeiter, sondern jede Art der Ausbeutung 

und Unterdrückung, richte sie sich gegen ein Volk, eine Klasse, eine Partei, ein Ge-

schlecht oder eine Rasse. 

Den Befreiungskampf der Arbeiterklasse zu einem bewussten und einheitlichen 

zu gestalten und ihm sein notwendiges Ziel zu weisen, ist die Aufgabe der Sozial-

demokratischen Partei. In ständigem Ringen und Wirken auf politischem, wirt-

schaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiet strebt sie zu ihrem Endziel... 

Das Programm ist vollständig abgedruckt in: Vietzke/Wohlgemuth, S. 430 ff. 
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Nr. 23 Leitsätze der KPD über den Frieden vom Mai 1919 (Auszug) 

I.  

Die Friedensbedingungen der Entente gegenüber Deutschland sind die Bilanz der 

inneren und äusseren politischen und wirtschaftlichen Lage Deutschlands nach 

viereinhalb Jahren eines verlorenen imperialistischen Präventivkrieges und nach 

sieben Monaten der politischen Neubefestigung der imperialistischen Klassen 

durch eine Regierung der Scheinrevolution und der tatsächlichen Gegenrevolution, 

deren augenblicklicher Fahnenträger die Koalitionsregierung Ebert-Scheidemann-

Dernburg-Erzberger ist. 

II.  

Das politische Resultat dieser Herrschaft ist: 

1. Die Neuschöpfung des Militarismus in der barbarischen Form des Söld-

nerheeres, wie es zu Beginn der bürgerlichen Epoche entstand, aber zusammenge-

setzt aus den Auflösungsprodukten der imperialistischen Epoche, gebildet von den 

alten Junkeroffizieren und den neuen bürgerlichen und kleinbürgerlichen Offizie-

ren, die während des Krieges geschaffen wurden, den Embryonen der künftigen 

Bürokratie und der künftigen Intelligenz, zusammengesetzt aus Lumpenproletariat, 

aus zurückgebliebenen proletarischen Schichten, die der Krieg brutalisiert hat, aus 

deklassierten kleinbürgerlichen und bäuerlichen Elementen. 

Diese Abfallprodukte der bürgerlichen und Reste der vorbürgerlichen Gesell-

schaft, gelenkt durch die alte Militärkaste, bemäntelt durch die bürgerliche Demo-

kratie, haben in neuer Form die Herrschaftsform wiederhergestellt, die vor dem 

Kriege bestand: den Militärstaat. Der Unterschied ist nur, dass anstelle der monar-

chisch-konstitutionellen Verbrämung die republikanisch-demokratische getreten 

ist. 

Die Regierungsmittel dieser Herrschaft sind dementsprechend: Belagerungszu-

stand, weisser Schrecken, Klassenjustiz, politischer Mord und politischer Betrug 

durch Presse und Parlament. 

2. Die alte Bürokratie ist noch vollständig intakt; die neue sozialdemokratische 

usw. Parteidemokratie, die in kleiner Dosis hinzukam, ist nur ihr moralischer Deck-

schild. 

3. Die imperialistischen und nationalistischen Tendenzen wirken wieder in vol-

ler Kraft. Die Phraseologie hat sich geändert – sie ist pazifistisch-demokratisch ge-

worden –, das Wesen ist dasselbe geblieben. Ihre taktischen Mittel sind: den ge- 
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mässigten amerikanischen Imperialismus gegen den französischen und englischen 

auszuspielen, alle inneren Gegensätze der siegreichen imperialistischen Mächte 

auszunutzen, um ein neues Sprungbrett imperialistischer Politik zu gewinnen; wei-

ter die Ausspielung der einsetzenden revolutionären Gärung in den Entente-Län-

dern gegen die Regierungen, welchem Zweck die zweite Internationale dient, dieses 

gemeinsame Geschöpf der Abhängigen und Unabhängigen, und schliesslich das 

Kokettieren mit dem Popanz Sowjet-Russland. 

4. Wirtschaftlich ist dieser Abschnitt gekennzeichnet durch Fortdauer des Wu-

chers und Schleichhandels, Fortsetzung der Pumpwirtschaft, steigende wirtschaft-

liche Verarmung und Zerrüttung, durch das hemmungslose Fortschreiten der Auf-

lösung des Kapitalismus und damit die weitere Zerstörung der Produktivkräfte der 

Gesellschaft. 

5. Das aussenpolitische Resultat dieses Abschnittes ist: Abbruch der Beziehun-

gen und Krieg gegen Sowjet-Russland, das gemeinsame Werk der Unabhängigen 

und Abhängigen. Der Krieg gegen Polen. Der gescheiterte Versuch der Annexion 

Deutsch-Österreichs als eines Verbündeten zum Wiederaufbau einer imperialisti-

schen Machtgrundlage. Zusammengefasst: Die vollständige aussenpolitische Iso-

lierung. 

6. Das innenpolitische Resultat dieses Abschnittes ist die steigende Abkehr 

breiter proletarischer Massen von der Regierung und der bürgerlichen Demokratie 

überhaupt; die Isolierung der Regierung vom Proletariat des eigenen Landes. 

III.  

Die Friedensbedingungen der Entente nützen systematisch diesen innen- und aus-

senpolitischen Bankrott aus. 

Ihr Zweck ist die vollständige militärische Knebelung des neuimperialistischen 

Deutschlands, seine wirtschaftliche Ausschaltung aus dem Konkurrenzkampf der 

übrigen imperialistischen Staaten um die nichtkapitalistischen Länder, seine Ver-

wandlung in einen Tributärstaat, dessen Kapitalisten ihre Zwischenmeister werden, 

seine dauernde Isolierung von der Weltrevolution und die Versetzung in die Un-

möglichkeit, als Kraft der Weltrevolution militärisch aufzutreten. 

Diese Friedensbedingungen erdrücken den neudeutschen Imperialismus, sie er-

drücken aber zugleich die kommende proletarische Revolution. 

Aus: Vietzke/Wohlgemuth, S. 446 ff. 
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Nr. 24 Thesen zur politischen Lage und den Aufgaben der KPD, angenommen vom 

XI. Parteitag, Essen 1927 (Auszüge) 

Die gegenwärtigen Hauptaufgaben der Partei 

Die wichtigsten praktischen Aufgaben der Partei in der gegenwärtigen Situation 

sind folgende: 

Erstens: Kampf gegen die Kriegsgefahr 

Enthüllung der drohenden Gefahr eines neuen imperialistischen Krieges, Ergrei-

fung aller Massnahmen zur Bekämpfung seines Ausbruchs und Vorbereitung der 

Massen zur Umwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg. Bloss-

legung der treibenden Kräfte, des Wesens und der Ziele des imperialistischen Krie-

ges. Tagtägliche Entlarvung der Kriegspolitik des neuen deutschen Imperialismus 

und der sozialdemokratischen Führer. Bekämpfung des Völkerbundes, der pazifi-

stischen, paneuropäischen, ultraimperialistischen und ähnlichen Illusionen. Uner-

müdlicher Nachweis an konkreten Beispielen, 2wie der Krieg täglich ausbrechen 

kann» (Lenin). Kampf gegen die militärischen Rüstungen und die Kriegsvorberei-

tungen der Industrie. Grösster Nachdruck auf die agitatorische und organisatorische 

Erfassung der Arbeiter in den Munitions- und Waffenbetrieben, besonders in der 

chemischen Industrie, sowie der Verkehrs- und Transportarbeiter ... 

Zweitens: Stärkste Unterstützung der Sowjetunion und der chinesischen  

Revolution 

Schonungslose Bekämpfung der verräterischen sozialdemokratischen und ultra-

linken Antisowjethetze. Aufrüttelung der Massen zur Verteidigung des Staates der 

proletarischen Diktatur gegen die drohende imperialistische Intervention. Erläute-

rung der Friedenspolitik der Sowjetunion, ihres Rechts auf die revolutionäre Lan-

desverteidigung und auf die Stärkung der proletarischen Wehrmacht. Klarstellung 

der Bedeutung des Verteidigungskampfes der Sowjetunion gegen eine imperialisti-

sche Intervention als des einzigen gerechten und revolutionären Krieges, des Krie-

ges der Arbeiterklasse gegen die kapitalistischen Unterdrücker. Vorbereitung der 

Arbeiterklasse für ihre konkreten Aufgaben im Falle einer Intervention: Verhinde-

rung aller Waffentransporte für die imperialistischen Armeen, aktiver Widerstand 

gegen ihren Durchmarsch durch Deutschland, Organisierung von Aktionsausschüs-

sen, um die imperialistische Front im Rücken zu erschüttern, allseitige Unterstüt-

zung der Roten Armee ... 
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Drittens: Organisierung des Kampfes gegen die Offensive des Kapitals 

Zusammenfassung aller Kräfte der Arbeiterklasse für diesen Kampf. Grösste Ak-

tivität der Kommunisten bei den Auseinandersetzungen über die Tagesfragen in den 

Betrieben und energischste Initiative im täglichen Kleinkampf gegen die prakti-

schen Auswirkungen der kapitalistischen Rationalisierung. Im Vordergrund: der 

Kampf um die Arbeitszeit, Arbeitslohn, Arbeitsbedingungen und gegen Arbeitslo-

sigkeit. Klare Herausarbeitung und Verteidigung von konkreten Teilforderungen 

der Arbeiterschaft. Erläuterung der prinzipiellen kommunistischen Losungen an 

Hand der wirklichen Erfahrungen der Massen. 

Viertens: Kampf für die sozialpolitischen Forderungen der Arbeiterschaft und 

aller Werktätigen 

a) Für die Arbeiter in den Betrieben: Kampf gegen Arbeitszeitverlängerung, 

Überstundenunwesen, Lohnherabsetzung, Akkordsystem, besonders gegen den Ab-

bau der Akkordlöhne, Antreiberei, Verschärfung des Arbeitstempos, arbeiterfeind-

liche Anordnungen, Massregelungen, Entlassungen, Kurzarbeit, Betriebsstillegun-

gen. Schärfster Kampf gegen den Raub des Streik- und Koalitionsrechts durch 

Zwangsschiedssprüche und Verbindlichkeitserklärungen. Restlose Zurückerobe-

rung des Achtstundentages in den Betrieben und der Siebenstundenschicht unter 

Tage. Erkämpfung der 42-Stunden-Woche. Lohnerhöhungen in allen Industriezwei-

gen, gleichen Lohn für gleiche Arbeit, Kampf für bessere Arbeitsbedingungen (Pau-

sen, Urlaub usw.). Gleichstellung der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter mit 

den Industriearbeitern in allen arbeits- und sozialrechtlichen Fragen, gegen jede Be-

schränkung der Freizügigkeit und des Streikrechts. 

b) Für die Erwerbslosen: Gegen Erwerbslosenversicherung, Lohnklassenstaffe-

lung, Beschränkung der Unterstützungsdauer, Pflichtarbeit, gegen jede Sonderrege-

lung für land- und forstwirtschaftliche Arbeiter usw., für Wiedereinstellung in die 

Betriebe, restlose Aufrechterhaltung des Unterstützungssystems, Erhöhung der Un-

terstützungssätze, Sonderbeihilfen, Gewährung von Mietzuschüssen, Lebensmittel- 

und Kohlenlieferungen usw. 

c) Für alle Werktätigen: Beseitigung aller Massensteuern (Lohnabzug, Umsatz-

, Verkehrs-, Verbrauchs-, Hauszinssteuern), Erhöhung und progressive Staffelung 

der Besitzsteuern (Körperschafts-, Kapitalertrags-, Fusions-, Börsen-, Einkom-

mens-, Vermögens- und Vermögenszuwachs-, Erbschaftssteuer, unter Freilassung 

kleiner Vermögen bis 20.000 Mark und kleiner Einkommen bis 5‘000 Mark). Ver-

hinderung jeder Steuerermässigung für die Besitzenden und aller Subventionen für 
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das Grosskapital. Verbot aller Pfändungen und Zwangsvollstreckungen, Offenle-

gung der Steuerlisten, restlose Aufrechterhaltung des Mieterschutzgesetzes, Verbot 

jeder Mieterhöhung und planmässiger Wohnungsbau auf Kosten der Besitzenden. 

Beseitigung der Schutzzölle. 

d) Für das arbeitende Bauerntum: Kampf gegen die Ausplünderung der kleinen 

und mittleren Bauernschaft durch das Finanzkapital, den Grossgrundbesitz und die 

Steuerpolitik des bürgerlichen Staates. Enteignung des Grossgrundbesitzes und Zu-

teilung ausreichenden Bodens an die ärmeren Bauernschichten. Wirksamen Päch-

terschutz, zinslose langfristige Staatskredite zur Erhaltung und Verbesserung der 

Klein- und Mittelbetriebe. Sofortige ausreichende Hilfe an die unwetter- und seu-

chengeschädigten werktätigen Bauern. Befreiung der «Ackernahrung» von allen 

Vermögens-, Grund-, Gewerbe-, Erbschafts- und Grunderwerbssteuern, Verhinde-

rung jeder Pfändung und Zwangsvollstreckung von bäuerlichen Produktionsmitteln 

und des Zwangs Verkaufs von Boden ... 

Längere Auszüge sind abgedruckt in: Vietzke/Wohlgemuth, S. 490 ff. 

3. Standort und Ziele der bürgerlichen Kräfte 

Nr. 25 Aufruf und Leitsätze der Deutschen Zentrumspartei vom 30. Dezember 1918 

(Auszüge) 

Durch gewaltsamen Umsturz ist die alte Ordnung Deutschlands zerstört, sind die 

bisherigen Träger der Staatsgewalt teils beseitigt, teils lahmgelegt worden. Eine 

neue Ordnung ist auf dem Boden der gegebenen Tatsachen zu schaffen; diese Ord-

nung darf nach dem Sturz der Monarchie nicht die Form der sozialistischen Repu-

blik erhalten, sondern muss eine demokratische Republik werden ... 

Es gilt, ein soziales Recht der Allgemeinheit aufzurichten, das jedem Staatsbür-

ger für seine pflichtgemässe Arbeit und sein Eigentum einen gerechten und zuver-

lässigen Schutz gewährt. 

Es gilt, in dem Rahmen der christlichen Grundsätze und des gemeinen Rechts 

der bürgerlichen Freiheit Raum zu geben, die allein das Leben würdig zu gestalten 

vermag, indem sie jede Bevormundung und Willkür von Seiten einer Bürokratie, 

Klassen- oder Parteiherrschaft ausschliesst... 
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Geordneter Aufbau der Volkswirtschaft im Dienste der sozialen Gerechtigkeit 

und des Gemeinwohls auf Grundlage der produktiven Arbeit. Grundsätzliche Er-

haltung der auf persönlichem Eigentum beruhenden, nach dem Solidaritätsprinzip 

dem Gesamtwohl der Gesellschaft untergeordneten Privatwirtschaft ... 

Der Text ist vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, hg. v. W. Mommsen, München 

1969, S. 481 ff. 

Nr. 26 Richtlinien der Deutschen Zentrumspartei vom 16. Januar 1922 (Auszüge) 

Das organische Wachstum der deutschen Volksgemeinschaft beruht auf der Solida-

rität aller Schichten und Berufsstände. Die Zentrumspartei will die natürlich gege-

bene Gemeinsamkeit im Geiste christlich-sozialer Lebensauffassung zu einem star-

ken Gemeinschaftsbewusstsein entwickeln und damit dem staatlichen Leben dienst-

bar machen. Sie lehnt Klassenkampf und Klassenherrschaft grundsätzlich ab, will 

dagegen die Auswirkung der sozialen Triebkräfte des Berufsgedankens und der Be-

rufsgemeinschaft. Als Grundlage des berufsständischen Aufbaues hat die organi-

sierte Selbsthilfe und die freie Genossenschaft zu gelten ... 

Arbeit und Wirtschaft haben den Lebensbedarf des Einzelnen und der Gemein-

schaft zu befriedigen, haben jedem Volksgenossen ein menschenwürdiges Dasein 

zu ermöglichen. Dieses Ziel verlangt neben der zunehmenden Steigerung der Gü-

tererzeugung eine gerechte Güterverteilung, die allen Volksschichten ausser dem 

Lebensnotwendigen die Teilnahme an den Kulturwerten sichert. Die Zentrumspar-

tei hält grundsätzlich am Privateigentum fest und ist bestrebt, die Zahl der Eigentü-

mer ständig zu mehren. Sie erkennt die volkswirtschaftliche Bedeutung der freien 

Unternehmertätigkeit und der persönlichen Erwerbslust an. Als gleich bedeutsam 

schätzt sie die Hebung der Arbeitsfreudigkeit und Leistungsfähigkeit der Arbeit-

nehmer ein. Darum will sie auch diesen Mitverwaltung sichern, Ertragsbeteiligung 

und Eigentum ermöglichen ... 

Den Gefahren einer geistigen und moralischen Zersetzung des Volkslebens tritt 

die Zentrumspartei mit allem Nachdruck entgegen. Die Volkssittlichkeit ist die 

Quelle der Volksgesundheit und der Nährboden aller kulturgestaltenden Kräfte. Die 

Familie muss als Keimzelle der menschlichen Gemeinschaft und als wesentlichste 

Lebensbedingung der Kultur gesund erhalten werden. Die mütterliche und heimge- 
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staltende Kraft der Frau in Familie und Volksleben ist als unersetzbares Volksgut 

zu hüten ... 

Die Richtlinien sind vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, S. 486 ff. 

Nr. 27 Programm der Deutschen Demokratischen Partei vom Dezember 1919  

(Auszüge) 

In der höchsten Not unseres Vaterlandes ist die Deutsche Demokratische Partei ge-

boren. Sie will das ganze Volk vorwärts und aufwärts führen in stetiger Entwick-

lung. Freiheit und Recht sind ihre Wegemarken. 

Das ganze Volk! – ohne Unterschied von Klasse, Beruf und Religion; innere 

Einheit tut uns vor allem Not und der einzige Weg zu ihr ist die Demokratie. Sie 

bedeutet Interessenausgleich und Aufhebung der Begriffe Herrschaft und Unterta-

nenschaft auf allen Gebieten, bedeutet gleiches Recht für alle in den Einrichtungen 

des Staates und der Gesellschaft... 

Die Deutsche Demokratische Partei ist eine Partei der Arbeit. Ihr Ziel auf dem 

Gebiete der Wirtschaft ist der Staat des sozialen Rechts. 

Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel im Sinne allgemeiner Verstaatli-

chung wäre tödliche Bürokratisierung der Wirtschaft und verhängnisvolle Minde-

rung ihres Ertrages. Wir lehnen sie ab und halten an der Privatwirtschaft als der 

regelmässigen Betriebsform fest. Mehr als je brauchen wir gesteigerte Ergiebigkeit 

der Arbeit und vermehrte Erzeugung nützlicher Güter. Dazu bedürfen wir der durch 

das Eigeninteresse wachgehaltenen freien Selbstverantwortlichkeit, Initiative und 

Schaffensfreudigkeit jedes Einzelnen. Notwendig ist der Schutz solcher freien Be-

wegung dort, wo sie durch die Entwicklung bedroht wird; notwendig ist ihre Be-

schränkung da, wo sie zu Missbrauch führt. Denn auch in der Wirtschaft steht das 

Ganze über seinen Teilen und das Volkswohl über begrenzten Gewalten und In-

teressen. Auch hier müssen die hohen demokratischen Grundsätze der persönlichen 

Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit und der menschlichen Würde sich durchsetzen. 

Darum fordern wir zum ersten: monopolartige Herrschaftsmacht in der Hand we-

niger oder kleinerer Gruppen darf nicht geduldet werden. Für den Boden, das kost-

barste Monopolgut des Volkes, folgt daraus: Verhinderung der Bodenspekulation, 

entschlossene Aufteilung von Grossgrundbesitz zur Schaffung von selbstwirt-

schaftlichen bäuerlichen Familienbetrieben und zur Ansiedlung von Landarbei-

tern... 
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Zum zweiten fordern wir: Soziales Unrecht in der Verteilung des Besitzes und 

des Einkommens ist zu beseitigen. Der Staat kann nicht jedem das gleiche Einkom-

men zuweisen; denn jeder soll den Lohn seiner Leistung erhalten. Er muss aber die 

Voraussetzungen schaffen, von denen aus jeder ohne unsachliche Hindernisse dieses 

gerechte Einkommen sich erarbeiten kann. Jedem Volksgenossen, der sich nicht ge-

meinnütziger Arbeit verweigert, ist ein notwendiges Mindestmass der materiellen 

Güter für die Ernährung, Bekleidung und Behausung, sowie Fürsorge in Fällen der 

Bedürftigkeit von rechtswegen zu gewähren. Zur Durchführung dieser umfassenden 

Sozialpolitik dient in erster Linie die Steuergesetzgebung... 

Zum dritten fordern wir: Dem Maschinentum des Menschen im Arbeitsprozess 

ist entgegenzu wirken. Die Arbeitsteilung droht die Arbeit völlig der Seele zu berau-

ben. Deshalb müssen Handwerk und Kleinhandel geschützt und gefördert werden. 

In ihnen besteht noch die unmittelbare Beziehung des Menschen zu seinem Werke; 

im Grossbetriebe verliert der Einzelne das Verhältnis zum Gesamtergebnis der Ar-

beit mehr und mehr ... 

Ausgangspunkt und Inhalt der äusseren Politik Deutschlands ist für die nächste 

Zeit die Revision der Friedensverträge von Versailles und St. Germain. Denn auch 

in den Beziehungen der Völker zueinander soll nicht Macht und Unterdrückung, 

sondern Gerechtigkeit und Freiheit walten. Niemals nehmen wir das Diktat der Ge-

walt als bleibende Rechtsordnung hin. Niemals erkennen wir die Absplitterung deut-

scher Volksteile vom Vaterland an. Niemals lassen wir vom Selbstbestimmungs-

recht der Völker, und wir erstreben, gestützt auf diesen Grundsatz, den Zusammen-

schluss aller deutschen Stämme. 

Deutschlands Anteil an der geistigen Hebung der Menschheit verbürgt ihm den 

Anspruch auf kolonisiatorische Betätigung. Auch den Raub unserer Kolonien fech-

ten wir an. 

Das Programm ist vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, S. 508 ff. 

Nr. 28 Grundsätze der Deutschen Volkspartei vom Oktober 1919 (Auszüge) 

Deutsches Wesen besteht von alters her in dem Streben nach freier Entfaltung des 

Einzelnen und seiner Eigenart im Rahmen der vom Gemeinsinn beherrschten Volks- 
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gesamtheit. Deutsches Wesen zu pflegen und ihm Geltung und Achtung in der Welt 

zu erringen, ist das Bestreben der Deutschen Volkspartei. 

Die Deutsche Volkspartei vertritt daher auf der Grundlage nationaler Staatsge-

sinnung die Vertiefung und Aussöhnung der liberalen und sozialen Gedanken. Sie 

ruft alle geistigen und sittlichen Kräfte des deutschen Volkes auf zur Mitarbeit an 

einer inneren Erneuerung von Volksleben und Staat auf Grund voller Gleichberech-

tigung, ernster Pflichterfüllung und echter Liebe zum Vaterlande. 

Eine starke, festgefügte Staatsgewalt – gestützt auf sorgsame Pflege staatsbür-

gerlichen Pflichtbewusstseins, letzten Endes aber auch auf die unerlässlichen 

Machtmittel – ist die erste Voraussetzung für eine gedeihliche Entfaltung der deut-

schen Volkskraft nach aussen und innen. Je geringer die Machtmittel des Reiches 

sind, umso notwendiger ist es, das Pflichtbewusstsein gegen den Staat bis zum 

Tode, die Manneszucht und Kameradschaft, die Grundpfeiler, auf denen unser deut-

sches Volksheer aufgebaut war, im deutschen Volke lebendig zu erhalten. Dafür 

wird die Deutsche Volkspartei allezeit eintreten. 

Sie fordert volle politische Gleichberechtigung aller Staatsbürger; sie erblickt 

aber in der freiwilligen, vertrauensvollen Gefolgschaft, die das Volk seinen selbst-

gewählten Führern leistet, eine wesentliche Vorbedingung für Deutschlands Frei-

heit und Aufstieg. Sie wird diese Gesinnung besonders pflegen ... 

An der geistigen und sittlichen Hebung der auf niedriger Kulturstufe stehenden 

Völker mitzuarbeiten, ist auch das deutsche Volk berechtigt... 

Die Deutsche Volkspartei vertritt mit aller Entschiedenheit den Standpunkt, dass 

ein geordnetes Staatswesen für die Lösung seiner Aufgaben eines in der erforderli-

chen Weise praktisch, theoretisch und wissenschaftlich vorgebildeten Berufsbeam-

tentums als seines Rückgrates unbedingt bedarf... 

Die tiefste Quelle unserer Volkskraft liegt in der deutschen Familie. Je mehr die 

Schule unter Einflüsse kommt, die dem deutschen Wesen fremd sind, umso kräfti-

geren Rückhalt muss die Pflege deutscher Geschichte und deutscher Vaterlands-

liebe in der Familie finden. Alles, was zum Schutz und zur Stärkung der Familie, 

insbesondere auch durch Boden-, Wohnungs- und Steuerpolitik, getan werden 

kann, wird durch die Deutsche Volkspartei tatkräftigste Förderung erfahren. 

Die Volksgesundheit leiblich und sittlich zu pflegen und zu fördern, ist der Deut-

schen Volkspartei ernste Pflicht. Sie will das deutsche Volk deutsch erhalten und 

bekämpft daher insbesondere die seit der Revolution eingetretene Überflutung 

Deutschlands durch fremdstämmige Personen ... 
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In allen Schulen soll ein Geist der Freiheit, der Arbeitsfreude und der Selbstver-

antwortlichkeit walten, soll den Lehrern und Eltern ein Mitbestimmungsrecht ge-

währt und die Gewissensfreiheit geachtet, zugleich aber die nationale Bildungsein-

heit und das nationale Bildungsziel gesichert werden. Staatsbürgerliche Gesinnung 

zu erwecken, echte Vaterlandsliebe und den Stolz auf die geschichtliche Grösse des 

deutschen Volkes zu pflegen, ist eine der höchsten Aufgaben aller deutschen Schu-

len ... 

Die Deutsche Volkspartei fordert für jeden Staatsbürger das Recht der freien Ent-

faltung seiner Kräfte. Das Streben nach Gewinn muss aber bei dem Einzelnen seine 

sittlichen Schranken finden in der Rücksichtnahme auf das Wohl und die Bedürf-

nisse der übrigen Volksgenossen. 

Die Deutsche Volkspartei hält fest an dem Recht auf Privateigentum und dem 

gesetzlichen Erbrecht der engeren Familie. Der Besitz ist als an vertrautes Gut zu 

behandeln, das zu fruchtbarem Schaffen verpflichtet; dies gilt in erhöhtem Masse 

vom ererbten Gute ... 

Die Deutsche Volkspartei sieht die Lösung der sozialen Frage nicht in äusseren 

Formen des Wirtschaftslebens, die mit erhöhtem Zwang nur seine Leistungsfähig-

keit mindern, sondern in der innerlichen Gleichberechtigung aller Volksgenossen 

und der sittlichen Überwindung aller Gegensätze zwischen den verschiedenen Be-

völkerungskreisen, zwischen Stadt und Land, Unternehmern und Mitarbeitern. Eine 

Sozialisierung der deutschen Wirtschaft verwirft sie; der Ausgleich zwischen den 

wirtschaftlichen Forderungen der einzelnen Berufsgruppen ist auf dem Wege gütli-

cher oder schiedsgerichtlicher Einigung herbeizuführen. 

Der Glaube, dass eine Volksklasse nur für die andere arbeite, muss nicht nur wie 

bisher durch soziale Fürsorge, sondern vor allem durch ein enges Zusammenwirken 

zwischen dem Arbeitgeber und seinen Werksangehörigen widerlegt werden. Frei-

gewählte Vertrauensleute der Arbeiter und Angestellten sollen nach Massgabe der 

Gesetze und allgemeinen Vereinbarungen gemeinsam mit dem Unternehmer die 

den Arbeitsdienst und die Arbeiterwohlfahrt betreffenden Fragen lösen. Die ge-

schäftliche und technische Leitung der Betriebe bleibt der Verantwortlichkeit der 

Unternehmer überlassen. 

Dem berechtigten Verlangen der Arbeiter und Angestellten, verantwortlich an 

der Regelung der Wirtschafts- und Sozialpolitik mitzuwirken, ist Rechnung zu tra-

gen. Dieses Ziel will die Deutsche Volkspartei durch eine von den Verbänden der 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer getragene Arbeitsgemeinschaft erreichen. 
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In freier und unbefangener Gemeinschaftsarbeit soll sich so auf dem Boden der 

Gleichberechtigung zwischen den Unternehmern und ihren Mitarbeitern eine be-

rufsständige Vertretung aller schaffenden Arbeit bis hinauf zum Reichswirtschafts-

rat aufbauen ... 

In einer blühenden Landwirtschaft und einem kräftigen, selbstbewussten Bau-

ernstand sieht die Deutsche Volkspartei die wichtigste Grundlage deutscher Volks-

kraft. Durch planmässige Pflege aller Zweige der Landwirtschaft ist die Hebung 

der Erzeugung und damit die Unabhängigkeit unserer Volksernährung vom Aus-

lande anzustreben. Die Viehzucht bedarf ganz besonderer Förderung... 

Die Deutsche Volkspartei würdigt den bedeutsamen nationalen und wirtschaft-

lichen Wert eines selbständigen Mittelstandes und sieht im selbständigen Hand-

werk, Kleinhandel und Gewerbe dringend erhaltenswerte, der Landwirtschaft, der 

Industrie und dem Grosshandel gleichberechtigte Erwerbsstände, deren Lebensfä-

higkeit zu sichern und zu fördern ist. Sie erblickt daher eine ihrer vornehmsten Auf-

gaben darin, die Wiederaufrichtung des gewerblichen Mittelstandes in Stadt und 

Land mit allen Kräften zu betreiben ... 

Die Deutsche Volkspartei wird alles daransetzen, um für Deutschland ein seinen 

wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechendes Kolonialland wiederzuerlangen ... 

Die Grundsätze sind vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, S. 519 ff. 

Nr. 29 Grundsätze der Deutschnationalen Volkspartei von 1920 (Auszüge) 

Zum dritten Male in unserer stolzen Geschichte hat Deutschland Volkstum, Staat, 

Wirtschaft und Geistesleben neu aufzubauen. 

Das Kaisertum hat uns auf den Gipfel staatlicher Macht geführt. Das deutsche 

Volk hat seine Kraft glänzend bewährt. Durch feindliche Obermacht und eigene 

Schuld ist es jäh zusammengebrochen. Darin ruht die erschütternde Tragik seines 

Geschickes... 

Letzten Endes wurde die Revolution die grosse Verbrecherin, die Sittlichkeit, 

Staatsordnung und Wirtschaft zertrümmerte und uns der Verachtung der Welt 

preisgab. 

Die Kräfte, die uns gross gemacht, die Fehler, die uns niedergeworfen haben, 

bestimmen auch die künftige Schicksalslinie unseres Volkes. Nicht würdeloses 
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Werben um fremde Gunst noch der Traum einer internationalen Solidarität der 

handarbeitenden Stände hilft uns aus der Not. Nur das ruhige Selbstvertrauen eines 

auch im Unglück stolzen Volkes ermöglicht die ungeheure Kraftanstrengung, für 

die wir alle Volksgenossen werben. Nur strenges Pflichtgefühl und hingebende Mit-

arbeit gründen den starken Staat, den unser Volk braucht, wenn es nicht Spielball 

der Fremden bleiben will... 

Für die gewaltige Aufgabe, die vor ihm liegt, braucht unser Volk höhere Kräfte, 

als die sittlich verwüstete Welt sie zu geben vermag. Im Ernst des christlichen Ge-

wissens erhält der deutsche Gedanke erst seinen tiefsten sittlichen Gehalt. Auf der 

unlösbaren tausendjährigen Vermählung beider beruht deutsche Sittlichkeit, ruht 

jedes wahrhaft deutsche Geistesleben. Nur in lebendigem Christentum findet unser 

Volk die aufbauenden und erhaltenden Kräfte, deren es in Staat, Schule und Haus 

bedarf... 

Die Freiheit des deutschen Volkes von fremder Zwangsherrschaft ist die Voraus-

setzung der nationalen Wiedergeburt. Auf freiem Boden ein neu erstarktes Reich, 

die abgerissenen deutschen Lande ihm wieder vereint, das ist und bleibt das Ziel 

aller deutschen Politik. Darum erstreben wir die Änderung des Versailler Vertrages, 

die Wiederherstellung der deutschen Einheit und den Wiedererwerb der für unsere 

wirtschaftliche Entwicklung notwendigen Kolonien ... 

Nur ein starkes deutsches Volkstum, das Art und Wesen bewusst bewahrt und 

sich von fremdem Einfluss frei hält, kann die zuverlässige Grundlage eines starken 

deutschen Staates sein. Deshalb kämpfen wir gegen jeden zersetzenden, undeut-

schen Geist, mag er von jüdischen oder anderen Kreisen ausgehen. Wir wenden uns 

nachdrücklich gegen die seit der Revolution immer verhängnisvoller hervortretende 

Vorherrschaft des Judentums in Regierung und Öffentlichkeit. Der Zustrom Fremd-

stämmiger über unsere Grenzen ist zu unterbinden ... 

Von der Vertiefung des christlichen Bewusstseins erwarten wir die sittliche Wie-

dergeburt unseres Volkes, die eine Grundbedingung seines politischen Wiederauf-

stiegs ist. Religion ist Volkssache. An der lebendigen Aufnahme der christlich-reli-

giösen Kräfte hängt die Reinheit der Familie, die Entwicklung der Jugend, die Ver-

söhnung der sozialen Gegensätze, die Gesundheit des Staates. Ein Volk ohne Reli-

gion entbehrt des sittlichen Halts und damit der Widerstandskraft gegenüber den 

Sorgen und Entbehrungen der Zeit. Einer religionslosen Staatsgewalt fehlt der Un-

tergrund fester sittlicher Massstäbe und damit das Vertrauen und Ansehen, ohne das 

eine lebendige Staatsgesinnung nicht erwachsen kann. Wir kämpfen gegen alles,  



was diese Grundlagen in Frage stellt: für die Reinheit deutschen Geisteslebens, für 

die stärkere Betonung sittlicher Werte in Wirtschaft und Politik ... 

Jede lebensfähige Volkswirtschaft baut sich auf dem Privateigentum und der Ei-

genwirtschaft auf. Unternehmungsgeist und Erwerbssinn des Einzelnen sind die 

Grundlage unserer wirtschaftlichen Arbeit. Wir verlangen, dass sie sich in den 

Grenzen des Gemeinwohles halten, und werden sie gegen jeden offenen und ver-

steckten Kommunismus verteidigen ... 

Die Betriebsrätegesetzgebung ist so zu gestalten, dass sie dem wirtschaftlichen 

Frieden und der Förderung der Erzeuger dient. Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-

bände müssen, wie es in der Zentral-Arbeitsgemeinschaft versucht wird, verständ-

nisvoll zusammenarbeiten in dem Bewusstsein, dass sie sich als Deutsche an dem 

vaterländischen Werke des Wiederaufbaues der heimischen Wirtschaft gemein-

schaftlich, nicht gegensätzlich zu betätigen haben. Den marxistischen Klassen-

kampfgedanken lehnen wir als Zerstörer jeder Kultur ab. Unser Ziel ist nicht der 

Klassenkampf, sondern die friedliche, auf Pflicht gegründete Arbeit... 

Die Grundsätze sind vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, S. 533 ff. 

Nr. 30 Berliner Stahlhelm-Botschaft vom 8. Mai 1927 (Auszüge) 

Der Stahlhelm sagt den Kampf an jeder Weichlichkeit und Feigheit, die das Ehrbe-

wusstsein des deutschen Volkes durch Verzicht aufWehrrecht und Wehrwillen 

schwächen und zerstören wollen. 

Der Stahlhelm erklärt, dass er den durch das Versailler Friedens-Diktat und des-

sen spätere Ergänzungen geschaffenen Zustand nicht anerkennt... 

Die wirtschaftliche und soziale Not unseres Volkes ist verursacht durch den 

Mangel an Lebens- und Arbeitsraum. Der Stahlhelm unterstützt jede Aussenpolitik, 

welche dem deutschen Bevölkerungsüberschuss Siedlungs- und Arbeitsgebiete er-

öffnet und welche die kulturelle, wirtschaftliche und politische Verbindung dieser 

Gebiete mit dem Kern- und Mutterlande lebendig erhält. Der Stahlhelm will nicht, 

dass das durch seine Not in Verzweiflung getriebene deutsche Volk Beute und 

Brandherd des Bolschewismus wird. 

Der Stahlhelm bekennt sich zu der Überzeugung, dass die Geschicke des deut-

schen Volkes nur durch eine starke, zur Tragung der Verantwortung willige und 

fähige Führung bestimmt werden dürfen ... 
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Getreu seiner Herkunft und seiner Geschichte bekämpft der Stahlhelm alle Be-

strebungen und Auffassungen, die das deutsche Volk zerklüften wollen. Er hält das 

Erlebnis alter Frontkameradschaft und Einigkeit hoch und will aus ihm das nationale 

Einheitsempfinden entwickeln. Er bestreitet die Berechtigung der materialistischen 

Geschichtsauffassung und die marxistische Lehre. Er widersetzt sich dem Gedanken 

des Klassenkampfes. Unter voller Anerkennung des Wertes der lebendigen Interes-

sen Verbundenheit zwischen Werk, Unternehmer und Mitarbeiter wird der Stahl-

helm eine ehrliche entschlossene Austragung der natürlichen Interessengegensätze 

nicht hindern. Er fordert die Innehaltung der gesetzlich erlaubten und moralisch be-

dingten Kampfmittel und die Wahrung der überragenden Interessen der Volksge-

meinschaft. 

Der Stahlhelm sieht mit Besorgnis auf die mit zunehmender Industrialisierung 

fortschreitende Loslösung gesunder Volkskraft von dem Heimatboden und fordert 

eine Agrarpolitik, welche Siedlung ermöglicht. Innenkolonisation und Siedlungspo-

litik zur Stärkung der deutschen Ostmark durch Auffüllung des Grenzraumes mit 

deutschen Bauerndörfern sind Waffen des nationalen Behauptungskampfes, zu de-

ren Anwendung der Stahlhelm mithelfen kann und will. 

Der Stahlhelm fordert Massnahmen gegen die seit der Revolution gesteigerte 

Überfremdung unseres politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens durch 

fremde Elemente und gegen die Verwilderung der sittlichen Anschauungen ... 

Die Botschaft ist vollständig abgedruckt in: Deutsche Parteiprogramme, S. 553 ff. 

Nr. 30 a Exposé Erich Wild, Schriftführer der Reichs Gemeinschaft junger Volks-

parteiler, Württemberg, 5. August 1931 (Auszüge) 

Wenn der deutsche Staatsbankrott abgewandt und das deutsche Volk in allen seinen 

Ständen vor dem Ruin und vor der endgültigen finanziellen und politischen Ver-

sklavung gerettet werden soll, müssen sofort statt aller Worte entscheidende Taten 

geschaffen werden... 

Deutschland wird gegenwärtig beherrscht: 

a) weltanschaulich: vom Geist des Materialismus. 

b) innenpolitisch: von einer Partei- und Bonzenwirtschaft allerschlimmster Art. 

c) moralisch: vom Geiste der Korruption und Unmoral. 
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Deutschland kann gerettet werden, wenn es erkennt, dass es auf sich allein ange-

wiesen ist. Deutschland kann nur durch Deutschland selbst gerettet werden. 

Dazu ist notwendig: 

Die sofortige Proklamation der Regierung einer nationalen Selbsthilfe. Es muss 

sofort eine Regierung geschaffen werden, in welcher Männer: 1. mit stärkster na-

tionaler Gesinnung; 2. mit den notwendigen geistigen Fähigkeiten und umfang-

reichsten Sachkenntnissen und 3. mit dem starken Willen zur rücksichtslosen 

Durchführung der erforderlichen Massnahmen vertreten sind. 

Diese Männer können aus allen nationalen Kreisen und Parteien entnommen 

werden ... 

Es werden sofort Sachverständige eingesetzt, die in wenigen Tagen die Einzel-

massnahmen auszuarbeiten haben. 

Derartige Massnahmen sind z.B.: 

Die K.P.D. wird sofort aufgelöst, das Vermögen der Partei beschlagnahmt und 

eingezogen und die Führer verhaftet. 

Die S.P.D. wird durch einschneidende Massnahmen gezwungen, jede Betäti-

gung, welche das Wohl des deutschen Volkes schädigt, einzustellen. Später wird 

auch diese Partei vollständig vernichtet. Belastete Führer werden sofort verhaftet. 

Jeder von der Linken als Gegenmassnahme geplante Generalstreik oder Auf-

standsversuch wird durch drakonische Massnahmen sofort im Keime erstickt. 

Die Gewerkschaften werden entpolitisiert. Der politische Streik wird verboten. 

Reichsrecht bricht Länderrecht. Es werden deshalb in ganz Deutschland sämtli-

che marxistischen Beamten, die massgebende Stellen bekleiden, sofort vom Amte 

suspendiert... 

Die Berliner Asphaltpresse wird unter Staatsaufsicht gestellt (Ullstein, Mosse) 

und gegebenenfalls von neuen deutschen (unter Mitwirkung von neuen Redakteu-

ren) Redakteuren geleitet. 

Die nationalen Verbände werden zu Hilfsorganen des Staates gemacht. Die S.S. 

wird bewaffnet und wird Exekutionsorgan (übernimmt staatlichen Dienst). 

Das Expose ist vollständig abgedruckt in: L. Döhn, Politik und Interesse. Die Interessenstruktur 

der Deutschen Volkspartei, Meisenheim 1970, S. 437 ff. 
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4. Einflussnahme der Wirtschaft auf die Politik 

Nr. 31 Aus dem Bericht über eine Beratung führender deutscher Industrieller in 

Berlin über die Finanzierung der «Antibolschewistischen Liga» am 10. Januar 

1919 

Am gleichen Tag fand die nicht minder bedeutsame Sitzung des Führertums der 

Wirtschaft im Flugverbandshaus statt. Als ich Punkt 4 Uhr nachmittags ... erschien 

..., waren etwa 50 Herren da: Hugo Stinnes selbst, Albert Vogler, Ernst Borsig, Sie-

mens, Geheimrat Deutsch, Manklewitz, Salomonsohn, Gen.-Direktor Otto Henrich 

usw., die ganze «haute volée» der Industrie-, Handelsund Bankwelt... Als einziger 

Punkt auf der Tagesordnung stand: Referent Dr. Eduard Stadtler über «Bolschewis-

mus als Weltgefahr». 

Ich liess nun eine Kampf- und Mahnrede auf die 50 Herren niedersausen ... Alle 

waren sichtlich betroffen. Da erhob sich in der Ecke rechts hinter mir ein kleiner 

Mann ... Es war Hugo Stinnes. In die geheimnisvolle Stille des Saales hinein sagte 

er ... : «Ich bin der Meinung, dass nach diesem Vortrag jede Diskussion überflüssig 

ist. Ich teile in jedem Punkte die Ansicht des Referenten. Wenn deutsche Industrie-

, Handels- und Bankwelt nicht willens und in der Lage sind, gegen die hier aufge-

zeigte Gefahr eine Versicherungsprämie von 500 Millionen Mark aufzubringen, 

dann sind sie nicht wert, deutsche Wirtschaft genannt zu werden. Ich beantrage 

Schluss der Sitzung und bitte die Herren Manklewitz, Borsig, Siemens, Deutsch 

usw. (er nannte etwa 8 Namen), sich mit mir in ein Nebenzimmer zu begeben, damit 

wir uns sofort über den Modus der Umlage klarwerden können.» ... 

Die «historische» Summe ward auch am gleichen Tage bewilligt. Das Umlage-

verfahren festgelegt. Die Gelder wurden auf dem Wege einer freiwilligen Selbstbe-

steuerung durch die Industrie-, Handels- und Bankorganisationen auf die gesamten 

deutschen Unternehmungen umgelegt... 

Der sogenannte «Antibolschewistenfonds» floss nun durch alle möglichen Ka-

näle in die Anfang Januar 1919 einsetzende gewaltige antibolschewistische Bewe-

gung: «Generalsekretariat zum Studium und zur Bekämpfung des Bolschewismus», 

«Antibolschewistische Liga», «Vereinigung zur Bekämpfung des Bolschewismus», 

«Bürgerratsbewegung», «Werbebüros für die Freikorps»,»Selbstschutzorganisatio- 
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nen», «Studentenarbeitsstellen». Bis in die Kassen der aktiven Truppen, ja bis in 

die Kassen der sozialdemokratischen Partei hinein!... 

Es kann jedenfalls kein Zweifel darüber bestehen, dass die Gründung jenes 

Fonds mit die entscheidende antibolschewistische Tat jener wild bewegten Revolu-

tionszeit gewesen ist. 

Aus: Eduard Stadtler: Als Antibolschewist 1918/19, Düsseldorf 1935, S. 46-49; abgedruckt in: 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 3, Berlin 1966, S. 539 f. 

Nr. 32 Auszug aus dem politischen Tagebuch des Chefs der westeuropäischen Ab-

teilung des U.S. Department of State, W.R. Castle, über die Pläne des Grossindu-

striellen Hugo Stinnes (19. November 1922) (Auszug) 

In jeder Diskussion über Wiedergutmachung und Wiederaufbau muss den Persön-

lichkeiten und ihrem Ehrgeiz Rechnung getragen werden. In Deutschland ist die 

überragende Persönlichkeit zweifellos Hugo Stinnes, ein Mann von ausgedehnter 

Macht, enormer Einbildungskraft und kraftvoller Stärke, die an Bismarck erinnert. 

Präsident Ebert sagt, dass in politischen Dingen Stinnes ein Kind ist. Das trifft in-

sofern zu, als er nicht einsieht, dass er mit Völkern nicht so umspringen kann wie 

mit seinen Arbeitern. Allein, mit seinem fast unvorstellbarem Reichtum, der freilich 

z.T. auf dem Papier steht, und der sich nicht auf einzelne Industrien, Städte oder 

selbst Länder beschränkt, mag er imstande sein, ganze Gemeinden ganz nach sei-

nem Willen in nicht für möglich gehaltener Weise zu verpflanzen. Der Mann, der 

in seinen Anschauungen nach der Meinung erfahrener Politiker etwas Kindisches 

hat, mag früher oder später den Politikern Gesetze diktieren. Stinnes besitzt ein Ge-

nie für Organisation und die Koordinierung grosser Interessen, das ihn weit über 

die Sphäre des gewöhnlichen Industriemagnaten hinausträgt. Er konsolidiert seine 

Interessen in ganz Deutschland und Österreich, erwirbt Interessen in Italien, der 

Tschechoslowakei und Schlesien, um so, wenn auch mehr auf industriellem als auf 

militärischem Gebiet, das alte deutsche Kaiserreich wiederherzustellen. Sein Ver-

trag mit Lubersac nimmt nicht nur den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete und 

die Räumung des Rheinlandes in Aussicht, sondern die Gründung grosser franzö-

sisch-deutscher Kartelle, was die Ausscheidung des Wettbewerbs, industriellen 

Frieden zwischen den beiden Ländern und die sichere Bereicherung der französi- 

54 



schen Industriellen bedeuten würde (die Anziehungskraft für das französische Por-

temonnaie muss stark sein). Aber es bedeutet auch einen riesenhaften Trust, einen 

deutschen Trust mit französischem Schwanz, der sicherlich versuchen würde, die 

Welt zu beherrschen. Die Vision von Stinnes reicht weit. Er sieht, wie der Weg gen 

Osten sich wieder öffnet, das Verschwinden von Polen, die deutsche wirtschaftliche 

Ausbeutung von Russland und Italien. Seine Absicht ist friedlich und auf Wieder-

aufbau gerichtet. Wird sie nicht vielleicht doch zu einem neuen Krieg führen, falls 

wir und der Rest der Welt nicht gewillt sind, uns unter deutsche Oberherrschaft zu 

begeben? Ich bin dessen nicht sicher, doch ist die Idee es wert, in Betracht gezogen 

zu werden. 

Stinnes scheint jedoch denselben Fehler zu machen wie einst Bismarck; er will 

herrschen und selbst der Staat sein. Sein Ideal kommt dem der Sozialisten nahe – so 

wenig die Sozialisten das zugeben würden, denn Staatskontrolle bedeutet persönli-

che Kontrolle wie in Russland. Der stärkste Mann in Deutschland scheint mir Stin-

nes, wie ich unserem langen Gespräch entnehme, einer der wahrhaft gefährlichen 

Männer der Welt... 

Aus: G.W.F. Hallgarten, Hitler, Reichswehr und Industrie, Frankfurt 1962, S. 56 ff. 

Nr. 33 Botschafter Alanson B. Houghton an Secretary of State Charles E. Hughes 

über die Pläne von Hugo Stinnes 

Telegramm    September 21, 1923 

Stinnes kam Samstag nachmittags Er sagte mir, das Ende ist da. Die Ruhr und das 

Rheinland müssen kapitulieren. Hierauf erörtert er die Wirtschaftslage in Deutsch-

land, die, wie er sagte, ihren Tiefpunkt erreicht hat. Wenn Deutschland leben soll, 

muss die Erzeugung gesteigert werden. Fabriken und Werkstätten stünden bereit. 

Jedoch die deutsche Arbeiterschaft müsse länger und schwerer arbeiten. Er sagte, er 

glaube, dass die deutschen Arbeiter zu niedrig bezahlt wären, und dass er, wie er 

dächte, ihre Löhne verdoppeln oder gar verdreifachen könnte, wenn ein normaler 

Zehnstunden-Arbeitstag wieder eingeführt würde. Jedoch ist er überzeugt, dass die 

deutsche Arbeiterschaft auf diese Notwendigkeit nicht eingehen wird und daher 

hierzu gezwungen werden muss. Deshalb, sagte er, muss ein Diktator gefunden wer-

den, ausgestattet mit Macht, alles zu tun, was irgendwie nötig ist. So ein Mann muss 

die Sprache des Volkes reden und selbst bürgerlich sein, und so ein Mann steht be- 
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reit. Eine grosse, von Bayern ausgehende Bewegung, entschlossen, die alten Mo-

narchien wiederherzustellen, sei nahe. Ich fragte ihn, wie nahe, – und er sagte mir, 

vielleicht zwei bis drei Wochen entfernt. Die Teilnehmer der Bewegung würden 

gern bis zur Kartoffelreife und bis zur Einbringung der vollen Ernte warten, doch 

war er nicht sicher, ob so viel Aufschub möglich sei. Der Bewegung, sagte er, wür-

den sich alle Rechtsparteien anschliessen und eine ansehnliche Gruppe gemässigter 

Männer in der Mitte, und sie würde in erster Linie einen Kampf gegen den Kom-

munismus bedeuten, da der kommunistische Flügel die Arbeiter zur Opposition 

treiben würde. Ich fragte ihn, ob die Industriellen sich mit der Bewegung vereinen 

würden. Stinnes erwiderte, dass sie das würden. Ich fragte ihn, wie Frankreich die 

Einsetzung eines Diktators in Deutschland aufnehmen würde. Stinnes erwiderte, 

dass niemand um Erlaubnis gefragt werden würde. Der von Stinnes entworfene Plan 

ist in Kürze dieser. Um Mitte Oktober werden drei oder möglicherweise vier Mil-

lionen Menschen arbeitslos sein. Die Kommunisten werden versuchen, diese Lage 

zum Ausbruch einer Revolution auszunutzen. Bereits gehen die Kommunisten, so 

sagte er, dazu über, ihre bis jetzt versteckten Lager von Waffen und Munition zu 

öffnen und diese zu verteilen. Unterdessen wird die Stresemannregierung ihre Un-

fähigkeit, mit der ihr gestellten Aufgabe fertig zu werden, erwiesen haben, und die 

Nation wird vor der Frage stehen, ihre Rettung entweder bei den Rechts- oder bei 

den Linksparteien zu suchen. Sobald die Kommunisten ihre Operationen beginnen, 

wird Ebert im Namen der Republik einen Mann oder, wenn möglich, ein Komitee 

von drei Männern als Diktator ernennen und wird die ganze militärische Gewalt 

unter des Diktators Befehl stellen. Von da ab wird die parlamentarische Regierung 

zu Ende sein. Die Kommunisten werden rücksichtslos zerschmettert werden, und 

wenn sie zum Generalstreik aufrufen, wird dieser ebenfalls mit Gewalt unterdrückt. 

Wenn alles gut geht, denkt Stinnes, wird die ganze Lage innerhalb drei Wochen 

nach Beginn geklärt sein. Der Sozialismus wird nach diesen Erwartungen als eine 

politische Daseinsform in Deutschland für immer beseitigt und die Gesetze und 

Verordnungen, die die Produktion hindern und keinem nützlichen Zweck dienen, 

werden unverzüglich widerrufen werden. Die eine Schwierigkeit, die Stinnes fürch-

tet, ist die Möglichkeit, dass die Bewegung durch einen Angriffsakt der Rechtspar-

teien ausgelöst werden könnte. Er möchte, dass die Kommunisten beginnen. Jeder 

andere Anfang, meint er, wird die Aussenwelt gegen Deutschland einnehmen. Er 

meint, dass die kommunistische Aktion von Frankfurt ausgehen wird, obwohl sie 

auch von Sachsen oder Thüringen kommen kann, die heute unter kommunistischer 

Herrschaft stehen. 
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Stinnes schloss seine Bemerkungen mit der Feststellung, er hoffe, dass, sobald 

Ordnung und normale Produktion in Deutschland wiederhergestellt seien, es mög-

lich sein werde, jeden notwendigen Kapitalbetrag vom Ausland zu entleihen. Das 

braucht keine grosse Summe zu sein. Er sagt, dass selbst während der wirren Zu-

stände der letzten drei Jahre keine ausländische Anleihe an irgendeine namhafte 

deutsche Firma gemacht wurde, die nicht prompt und vollständig zurückgezahlt 

worden wäre. Jede künftige Anleihe, behauptet er, wäre genauso sicher. 

Ich bin mir völlig im Unklaren darüber, wie ernst Stinnes’ Erklärungen zu neh-

men sind. Selbstverständlich dürfte im Falle eines Entschlusses der Industriellen, 

sich mit ihrem Vermögen und ihren Organisationen hinter die Rechtsparteien zu 

stellen, eine, wie er sagt, ganz entscheidende Krisis im Anzug sein ... 

Aus: Hallgarten, S. 63 ff. 

Nr. 34 Brief von Stresemann im Auftrag der Fraktion der DVP vom 10. März 1919 

An den 

Geschäftsführer des Kuratoriums für den Wiederaufbau des deutschen Wirtschafts-

lebens, z. Hd. Herrn Wilhelm Siemens, Berlin. 

 

Sehr geehrter Herr Siemens! 

Im Auftrage des Vorstandes der Fraktion der Deutschen Volkspartei in der Na-

tionalversammlung, welcher nach den Satzungen unserer Partei derzeit deren Ge-

schäfte führt, gestatte ich mir, Ihnen zunächst den verbindlichsten Dank für die fi-

nanzielle Unterstützung auszusprechen, welche Sie unserer Partei für die Wahlen 

geleistet haben. 

Wir wären Ihnen daher ausserordentlich dankbar, wenn wir seitens Ihres Kura-

toriums einen festen Beitrag für die nächsten Jahre zu den Kosten dieser Organisa-

tion erhalten könnten und erbitten einen solchen, soweit wir uns Vorschläge erlau-

ben dürfen, etwa in Höhe von M 100’000,-. Es wäre uns sehr erwünscht, wenn ein 

Mitglied des Kuratoriums dem Finanzausschuss unserer Partei beitreten würde, da-

mit ein ständiges Zusammenarbeiten zwischen Ihrem Kuratorium und uns auch in 

bezug auf die Durchführung unserer Pläne gesichert ist. Ebenso brauchen wir nicht 

zu betonen, dass es uns wünschenswert wäre, wenn anlässlich des bevorstehenden 
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Parteitages uns auch Vorschläge für die Wahl eines Herrn in den Zentralvorstand 

der Partei und in den geschäftsführenden Ausschuss zugehen könnten. 

Es wäre unserer Auffassung nach ferner erwünscht, wenn schon jetzt eine Ver-

ständigung darüber erfolgen könnte, welche Persönlichkeiten aus Handel und Indu-

strie für die nächsten Wahlen in aussichtsreichen Bezirken aufgestellt werden könn-

ten, damit die Vorbereitung für diese Wahlen in Angriff genommen werden können. 

Sobald sich übersehen lässt, wann die Wahlen stattfinden, wären wir selbstverständ-

lich dankbar, wenn auch eine Unterstützung unseres Wahlfonds erneut stattfinden 

könnte. 

Aus: Döhn, S. 427 ff. 

Nr. 35 Brief der Kommission zur Sammlung, Verwaltung und Verwendung des in-

dustriellen Wahlfonds. Geschäftsführer J. Flathmann vom 12. März 1919 an Stre-

semann. 

Es gereicht mir zur besonderen Freude Ihnen mitteilen zu können, dass wir für die 

Deutsche Volkspartei aus dem industriellen Wahlfonds M 150’000,- zur Verfügung 

gestellt haben, die Herrn Generaldirektor Vogler, der neuerdings unserer Kommis-

sion beigetreten ist, zu überweisen sein werden. An diese Bewilligung ist neuer-

dings die Bedingung geknüpft, dass über die Gelder nur mit Zustimmung des Herrn 

Vogler verfügt werden darf. 

Aus: Döhn, S. 429. 

Nr. 36 Brief der Kommission zur Sammlung, Verwaltung und Verwendung des in-

dustriellen Wahlfonds. Flathmann an Stresemann vom 21. März 1919 (Auszüge) 

Im Hinblick auf das Verhalten unserer Kommission in früheren, ähnlichen Fällen 

muss ich es für völlig ausgeschlossen halten, dass wir demnächst im Voraus noch 

für weitere 2 Jahre jährlich M 150’000,- für die Zentrale der DVP bewilligen könn-

ten. Es würde auch bei Weitem nicht dem Gesamtbetrage der uns überhaupt zur 

Verfügung stehenden Mittel, die zumeist gewaltig überschätzt werden, entsprechen, 
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wenn wir aus diesen Mitteln nahezu eine halbe Million der Zentralleitung einer Par-

tei übergeben würden ... 

... Dass unter meiner Geschäftsführung es unsere Kommission nicht an Wohl-

wollen für die nationalliberale Partei hat fehlen lassen, wollen Sie daran erkennen, 

dass wir bis zum Beginn der letzten Wahlkämpfe bereits über 800’000 Mark nach 

und nach der nationalliberalen Partei in den verschiedenen Teilen des Reiches zur 

Verfügung gestellt hatten ... 

... Möglich würde es aber sein, dass im nächsten Jahr auf Antrag wieder eine 

Zuwendung erfolgt, in welcher Höhe, hängt natürlich davon ab, wie dann unsere 

Kassen Verhältnisse sind. Erleichtert würde jedenfalls die Zuwendung, wenn ich 

aufgrund eigener Kenntnis in der Lage sein würde, darzulegen und nachzuweisen, 

dass die erbetene Beihilfe im Sinne der Bestrebungen unserer Kommission liegen 

würde. 

Aus: Döhn, S. 430. 

Nr. 37 DVP-Hauptgeschäftsstelle Wahlkreis 3, Berlin, Dr. Brunner (Geschäftsfüh-

rer des Ausschusses für Handel und Industrie) an Berliner Firmen (1928) 

Herr Dr. Brunner wird sich erlauben, mit Ihnen über die seit den Wahlen geschaf-

fene politische Lage und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen zu sprechen. Wir 

glauben mit Ihnen übereinzustimmen, wenn wir der Ansicht sind, dass den aus dem 

Anwachsen der sozialistisch-kommunistischen Strömungen drohenden Gefahren 

und besonders dem kollektivistischen Einfluss auf die Wirtschaft mit aller Energie 

die individualistische Auffassung entgegengesetzt werden muss. Dass dies nur 

durch Stärkung der bürgerlichen Parteien geschehen kann, liegt auf der Hand. Der 

Wahlausgang macht aber allen bürgerlichen Parteien den Ausbau ihrer Organisa-

tion zur dringenden Pflicht. Dies ist jedoch nur mit finanzieller Hilfe interessierter 

Kreise möglich, da der Wahlkampf die Kasse völlig erschöpft hat. Aus Ihrer Stel-

lung wissen Sie, sehr verehrte Herren, welche Bedeutung es hat, wenn so eine wirt-

schaftsfreundliche Partei wie die unsrige ihren Einfluss in den Regierungen und 

Parlamenten ausübt; wir weisen hierbei noch besonders auf unseren Ausschuss für 

Handel und Industrie hin, der für Sie besonderes Interesse haben dürfte. 

Aus: Döhn, S. 431. 
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Nr. 37 a Protokoll der Amtschefsbesprechung im Reichswehrministerium vom 3. 

und 5. Dezember 1925 über die Reise von Generaloberst Hans von Seeckt, Chef 

der Heeresleitung, durch das Ruhrgebiet (Auszug) 

Anwesend: Gen(eral)l(eutnan)t Wurtzbacher, Gen(erale) Hasel, von Waack, Frei-

herr von Betzhain, Wetzell. 

Festlegung zum Frühjahr des Modells eines «deutschen Tanks». 

Die vom Wa[ffen]a[mt] als notwendig bezeichnete Konstruktionsfrist von 9 Mona-

ten muss abgekürzt werden. 

Entgegenkommen der Industrie gegenüber der Heeresverwaltung, Umstellung 

Krupp v. Bohlen in meinen Auffassungen. Bereitschaft der leitenden Persönlich-

keiten. Gliederung der Verwaltung Krupp u. Aufsichtsrat, Direktorium, General-

versammlung. 

Ausnutzung der noch vorhandenen Konstrukteure und Büros von Krupp für Neu-

konstruktionen und Umänderungen. 

Rechtzeitige Information der Industrie über Rüstungsabsichten, Neueinführun-

gen und Ausbau. 

Verlegung der Rüstungsindustrie nach Mitteldeutschland (Grusonwerk Magde-

burg-Buckau). Industrie zur vermutlichen Verlegung bereit. Hier nicht Anfertigung 

von Geschützen etc., die doch nicht geheimzuhalten, sondern Bereitstellung von 

Rohmaterial (Blöcken). Bereitstellung von Mitteln dazu. 

Zusammenhang zwischen Krupp und Bofors, Schweden. Hier Herstellung von 

Tankmodellen. Verkauf an das Ausland zwecks Erprobung. 

Ev. Ausnutzung Kruppsche Anlagen bei München. Kurze Schilderung des Be-

suches in Dortmund und Bochum, Persönlichkeiten Dr. Vogler und Borbet. 

Schlechter Zustand Rheinmetall. Kein Geld an Firmen, die nicht lebensfähig. 

Soweit möglich, grössere Zentralisierung der Rüstungsaufträge. Ausschaltung 

kleiner Firmen. Erhaltung gesunder Konkurrenz, nicht auf einer Firma alles basie-

ren. 

Aus: Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopolkapitals bei 

der Vorbereitung und Durchführung des Zweiten Weltkrieges, hg. u. eingel. v. D. Eichholtz u.  

W. Schumann, Berlin 1969, S. 84 f. 
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5. Zur Kontinuität der Führungsschichten und der 

politischen Ziele vom Kaiserreich zur Weimarer 

Republik 

a) Die aussenpolitischen Viele Stresemanns 

Nr. 38 Brief Gustav Stresemanns an den ehemaligen Kronprinzen Wilhelm von 

Hohenzollern vom 7. September 1925 (Auszüge) 

... Die deutsche Aussenpolitik hat nach meiner Auffassung für die nächste abseh-

bare Zeit drei grosse Aufgaben: 

Einmal die Lösung der Reparationsfrage in einem für Deutschland erträglichen 

Sinne und die Sicherung des Friedens, die die Voraussetzung für eine Wiedererstar-

kung Deutschlands ist. 

Zweitens rechne ich dazu den Schutz der Ausländsdeutschen, jener zehn bis 

zwölf Millionen Stammesgenossen, die jetzt unter fremdem Joch in fremden Län-

dern leben. 

Die dritte grosse Aufgabe ist die Korrektur der Ostgrenzen: die Wiedergewin-

nung Danzigs, des polnischen Korridors und eine Korrektur der Grenze in Ober-

schlesien. 

Im Hintergrund steht der Anschluss von Deutsch-Österreich, obwohl ich mir sehr 

klar darüber bin, dass dieser Anschluss nicht nur Vorteile für Deutschland bringt, 

sondern das Problem des Deutschen Reiches sehr kompliziert. 

Wollen wir diese Ziele erreichen, so müssen wir uns aber auch auf diese Aufga-

ben konzentrieren. Daher der Sicherheitspakt, der uns einmal den Frieden garantie-

ren und England sowie, wenn Mussolini mitmacht, Italien als Garanten der deut-

schen Westgrenze festlegen soll. Der Sicherheitspakt birgt andererseits in sich den 

Verzicht auf eine kriegerische Auseinandersetzung mit Frankreich wegen der Rück-

gewinnung Elsass-Lothringens, einen deutschen Verzicht, der aber insoweit nur 

theoretischen Charakter hat, als keine Möglichkeit eines Krieges gegen Frankreich 

besteht. 

Die Frage des Optierens zwischen Osten und Westen erfolgt durch unseren Ein-

tritt in den Völkerbund nicht. Optieren kann man ja übrigens nur, wenn man eine 

militärische Macht hinter sich hat. Das fehlt uns leider. Wir können weder zum  
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Kontinentaldegen für England werden, wie einige glauben, noch können wir uns 

auf ein deutsch-russisches Bündnis einlassen. Ich warne vor einer Utopie; mit dem 

Bolschewismus zu kokettieren ... Dass wir im übrigen durchaus bereit sind, mit dem 

russischen Staat, an dessen evolutionäre Entwicklung ich glaube, uns auf anderer 

Basis zu verständigen, und uns durch unseren Eintritt in den Völkerbund durchaus 

nicht nach dem Westen verkaufen, ist eine Tatsache, über die ich E.K.H. (Eurer 

Kaiserlichen Hoheit) gern gelegentlich mündlich Näheres sagen würde ... 

Das Wichtigste ist für die unter 1 berührte Frage der deutschen Politik das Frei-

werden deutschen Landes von fremder Besatzung. Wir müssen den Würger erst 

vom Halse haben. Deshalb wird die deutsche Politik, wie Metternich von Österreich 

wohl nach 1809 sagte, in dieser Beziehung zunächst darin bestehen müssen, zu fi-

nassieren und den grossen Entscheidungen auszuweichen ... 

Ich bitte E.K.H., mich auf diese kurzen Andeutungen beschränken zu dürfen, und 

darf im übrigen wohl bitten, diesen Brief selbst freundlichst unter dem Gesichts-

punkt würdigen zu wollen, dass ich mir natürlich in allen meinen Äusserungen eine 

grosse Zurückhaltung auferlegen muss. Wollen E.K.H. mir Gelegenheit geben, über 

diese Fragen, die demnächst ja zur Entscheidung drängen, in einer ruhigen Stunde 

sprechen zu können, so stehe ich gern zur Verfügung. 

Aus: Gustav Stresemann: Vermächtnis. Der Nachlass in drei Bänden. Hrsg, von Henry Bernhard, 

Bd. 2, Berlin 1932, S. 553-555; längere Passagen sind abgedruckt in: Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 421 f. 

Nr. 39 Teilnehmerliste einer Konferenz, am 20. Mai 1930, die gemeinsame Richt-

linien für die Kolonialgesellschaften erarbeiten sollte, und Wortlaut dieser Richt-

linien 

T. Amsinck, Generaldirektor der Woermann- und Deutsch-Ostafrika-Linie,  

Hamburg 

G. Baltrusch, Mitglied des Reichswirtschaftsrates, Berlin 

Dr. H. Bell, ehemaliger Reichsminister, Mitglied des Reichstags (MdR), Berlin, 

Zentrumspartei 

Dr. M. Cohen-Reuss, MdR, Hamburg, Sozialdemokrat 

W. Dauch, MdR, Hamburg, Deutsche Volkspartei 
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Dr. B. Dernburg, ehemaliger Reichsminister, MdR, Berlin, Deutsche Demokrati-

sche Partei 

Dr. E. Emminger, ehemaliger Reichsminister, MdR, München, Bayerische Volks-

partei 

Dr. Frisch, Geheimer Rat, Direktor, Dresdner Bank, Berlin 

T. Goldschmidt, Mitglied des Präsidiums des Reichsverbandes der deutschen  

Industrie, Berlin 

Dr. A. Hahl, Gouverneur a. D., Direktor der Neu-Guinea Co., Berlin 

E. Hamm, Reichsminister a. D., Berlin 

Dr. Kastl, Wirkt Geheimer Rat, Geschäftsführer, Präsidialmitglied des Reichsver-

bandes der deutschen Industrie, Berlin 

Dr. M. Kemper, Staatssekretär a. D., Berlin, 

Dr. H. Krämer, Mitglied des Reichswirtschaftsrates, Berlin 

Dr. W. Külz, Reichsminister a. D., MdR, Berlin, Deutsche Demokratische Partei 

Dr. F. von Lindequist, Wirkt Geheimer Rat, Gouverneur a. D., Macherlust bei 

Eberswalde 

Dr. H. Luther, Reichsbankpräsident und ehern. Reichskanzler 

Freiherr A. von Rechenberg, Wirkt Geheimer Rat, Gouverneur a. D., Berlin 

O. Riedel, Direktor, Hamburg 

Dr. J. Ruppel, Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt, Berlin 

H. Sachs, Geh. Rat, MdR, Berlin, Deutsche Volkspartei 

Dr. H. Schacht, ehemaliger Präsident der Reichsbank 

Dr. A. Salomonsohn, Präsident der Diskontoges., Berlin 

Dr. E. Schultz-Ewerth, Gouverneur a. D., Berlin 

Dr. T. Seitz, Wirkl. Geheimer Rat, Gouverneur a. D., DKG, Berlin 

Dr. W. Solf, Botschafter a D., Reichsminister a. D., Berlin 

Dr. E. von Stauss, Direktor der Deutschen Bank und Diskonto-Gesellschaft,  

Berlin 

Dr. A. Vogler, Direktor der Vereinigten Stahlwerke, Dortmund 

Max M. Warburg, Bankier, Hamburg 

M. Weigelt, Direktor der Deutschen Bank und Diskonto-Gesellschaft, Berlin. 

1. Gleiche Rechte für die in den ehemaligen, jetzt unter Mandatsverwaltung 

gestellten, deutschen Kolonien lebenden Deutschen. 

2. Schutz der deutschen Kultur in den Mandatsgebieten, Zulassung Deutscher 

zur wissenschaftlichen und praktischen Kulturarbeit, namentlich auf dem Gebiet  
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der christlichen Mission, der Seuchenbekämpfung, der allgemeinen Gesundheits-

pflege und dergleichen. 

3. Fortsetzung des Kampfes gegen die «koloniale Schuldlüge». 

4. Kampf gegen jegliche Annexionsbestrebungen von Mandatsmächten. 

5. Eine eigene koloniale Betätigung Deutschlands ist anzustreben in Anbetracht 

der Tatsache, dass einige in ihrer Entwicklung zurückgebliebene Völker noch nicht 

imstande sind, sich selbst zu verwalten, wie das auch von der Sozialistischen Inter-

nationale in Brüssel in einer Resolution vom August 1928 anerkannt worden ist. 

(Dieser Punkt ist interessant, weil er zeigt, wie man sich bemühte, die liberal anti-

kolonialistische sozialistische Haltung durch die Erwähnung der Auffassung ande-

rer Sozialisten zu bekämpfen. Es darf wohl angenommen werden, dass Cohen-

Reuss und Quessel auf Aufnahme dieses Punktes gedrängt haben.) 

6. Unterstützung der Fortsetzung einer auf aktive Beteiligung Deutschlands am 

Mandatssystem gerichteten Politik, wie sie schon von Stresemann eingeleitet wor-

den ist. 

7. Koloniale Propaganda, um den kolonialen Gedanken im Innern, vor allem in 

Arbeiterkreisen, zu verbreiten und der deutschen Regierung bei amtlichen Schritten 

zur Wiederaufnahme einer neuen deutschen Kolonialarbeit einen stärkeren Rück-

halt zu geben. (Auch dieser Punkt zeigt wieder, welchen Wert die Sozialisten darauf 

legten, die Unterstützung der sozialdemokratischen Arbeiterschaft zu gewinnen. 

Aus: W.W. Schmokel, Der Traum vom Reich. Der deutsche Kolonialismus zwischen 1919 und 

1945, Gütersloh 1967, S. 20 ff. 

b) Die Wirtschaft 

Nr. 40 Denkschrift «Aufstieg oder Niedergang», veröffentlicht vom Präsidium des 

Reichsverbandes der Deutschen Industrie am 2. Dezember 1929 (Auszüge) 

Die deutsche Wirtschaft steht am Scheidewege. Wenn es nicht endlich gelingt, das 

Steuer umzulegen und unserer Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik eine ent-

scheidende Wendung zu geben, dann ist der Niedergang der deutschen Wirtschaft 

besiegelt... 
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11. Leitsätze für die Umstellung der deutschen Wirtschaftspolitik 

A. Kapitalbildung 

1. Ausgangspunkt für alle Massnahmen der Wirtschafts-, Finanz- 

und Sozialpolitik ist unter den für die deutsche Wirtschaft gegebenen Umständen 

die Förderung der Kapitalbildung. Sie ist die Voraussetzung für die Steigerung der 

Produktion und liegt daher im Interesse aller Schichten des deutschen Volkes. 

5. Die deutsche Wirtschaft muss von allen unwirtschaftlichen Hemmungen be-

freit werden. Die Vorbelastung der Produktion durch Steuern ist auf das unumgäng-

liche notwendige Mass zurückzudämmen. 

B. Staat und Wirtschaft 

1. Die Eingriffe des Staates in die Wirtschaft finden ihre Grenze in 

der grundsätzlichen Anerkennung der Gewerbefreiheit. 

Nr. 41 Diskussionsbeiträge auf der ausserordentlichen Mitgliederversammlung 

des Reichsverbandes der Deutschen Industrie am 12. Dezember 1929 (Auszüge) 

I 

Herr Direktor (Willy) Wittke, Vorsitzender des Verbandes Sächsischer Industriel-

ler: 

Um das durchzuführen, was heute von den Herren Referenten verlangt worden ist, 

bedarf es einer festen und beständigen Regierung, die durchzugreifen ernsthaft ge-

willt ist. Fest und beständig sind aber keine Attribute deutscher Staatsgewalt, weil 

man bei uns Demokratie mit Parteiwirtschaft verwechselt. Von den Parteien, von 

denen jede angeblich nur die Mehrheit braucht, um die Not des deutschen Volkes 

zu beheben, kann man allenfalls einen Kompromiss verlangen, d.h. also im besten 

Sinne des Wortes eine halbe Massnahme. Mit Halbheiten ist uns aber nicht mehr 

gedient. Das Kompromiss, das in den nächsten Tagen von diesem Reichstage ge-

schaffen werden wird, reicht nicht aus, um die Not unseres Volkes und unserer 

Wirtschaft, die heute hier mit Ernst und Deutlichkeit geschildert worden ist, zu be-

heben. 

Ist das Parlament seiner Aufgabe nicht gewachsen, kann es sie nicht meistern, 

dann wird gar nichts anderes übrigbleiben als wieder einmal, wie es ja bereits 

1923/24 der Fall gewesen ist, sich auf das Gebiet der Verordnungen zu begeben, 

was im übrigen eine durchaus zulässige, verfassungsmässige Sache ist. Man muss 



versuchen, durch Verordnungen den Zustand zu schaffen, den die fehlende Gesetz-

gebung uns nicht schaffen kann. – Ich stehe durchaus nicht isoliert da, wenn ich 

sage: Ein Ermächtigungsgesetz kann vielleicht noch die einzige Hilfe sein, die aus 

diesem Elend herausführt. Das haben andere Stellen bereits vor mir gesagt. Um 

diesen Weg zu gehen, braucht man allerdings in erster Linie Zivilcourage, eine Ei-

genschaft, die bei uns leider nicht wild wächst, und in zweiter Linie bedarf es des 

Mutes zu vorübergehender Unpopularität. Besitzen unsere verantwortlichen Stellen 

diese beiden Eigenschaften, dann sollte es uns eigentlich nicht bange sein um die 

Durchführung der allseitig als dringend notwendig erkannten Massnahmen. 

II 

Herr Direktor Eugen Schnaas, Berlin: 

Wer Gelegenheit gehabt hat, im Laufe der letzten Jahre sich an den Lohnverhand-

lungen und Manteltarifverhandlungen mit den Gewerkschaften an einen Tisch set-

zen zu müssen, wird erkannt haben, dass alle Worte von der Gegenseite weit fern 

vom Gebiet wirtschaftlichen Denkens lagen. («Sehr richtig!») Wenn also von höch-

ster Stelle, dem Gewerkschaftsleben nicht fernstehend, Worte von wirtschaftlichem 

Wirken der Gewerkschaften gefallen sind, so muss man wohl sagen, dass das Haupt 

nicht weiss, was die Glieder treiben. Ich bin überzeugt, wenn jede Persönlichkeit 

häufiger an den Verhandlungen der Funktionäre teilnehmen würde, dann würde sie 

wahrscheinlich sich jenen Worten des verstorbenen Herrn Reichspräsidenten Ebert 

anschliessen, die ich kürzlich gelegentlich einer anderen Versammlung hörte, der 

gesagt haben soll: In Deutschland wird nicht eher Wirtschaftsfriede sein, als bis 

100’000 Parteifunktionäre ausser Landes gewiesen sind. («Bravo!» und Zuruf: 

«Mussolini!») Ob dieses radikale Mittel erforderlich ist, entzieht sich meiner 

Kenntnis. 

Aus: Veröffentlichungen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie (Berlin), 1930, Nr. 50, S. 

37/38, 41; Auszüge aus der Denkschrift und der Diskussion sind abgedruckt in: Geschichte der 

deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 523 ff. 



Nr. 41 a Geschäftsbericht von Tilo von Wilmowsky, Präsident des Mitteleuropäi-

schen Wirtschaftstages (MWT), auf der Mitgliederversammlung des MWT am 22. 

November 1938 über die Pläne der deutschen Industrie in den Jahren 1929 bis 

1931 bezüglich Südosteuropa (Auszüge) 

In den Jahren 1929 und 1930 begannen weiterblickende Kreise der deutschen Indu-

strie, insbesondere der Ruhrindustrie, der chemischen und der Elektroindustrie, ihre 

Aufmerksamkeit stärker auf die wirtschaftlichen Möglichkeiten zu richten, die eine 

Intensivierung der Handelsbeziehungen zu Südosteuropa unter Umständen ergeben 

könne. Man plante eine privatwirtschaftlich aufgezogene Zentralstelle, die, mit 

möglichster Selbständigkeit und Schlagkraft ausgestattet, Beziehungen persönli-

cher und wirtschaftlicher Natur zu den Ländern des Donauraumes herstellen und 

neue Wege zur Erweiterung des bislang vernachlässigten Südost-Geschäfts weisen 

sollte... 

Die Gesellschaft wird heute im Wesentlichen von den gleichen industriellen 

Kreisen getragen, die sich im Jahre 1931 für ihre Entwicklung eingesetzt haben, 

also die Ruhrindustrie, die chemische und die Elektroindustrie. Daneben hat sie 60 

Firmen und Einzelpersonen als Mitglieder ... 

Sehr frühzeitig hat der MWT die überragende Bedeutung des Rohstoff-Problems 

für die deutsche Wirtschaft erkannt... 

Aus dieser Reihe von Tatsachen ist zu ersehen, dass die Arbeit des MWT reiche 

Früchte getragen hat. In unzähligen Fällen konnten wir durch den persönlichen Ein-

fluss, den wir in den Ländern des Südostens im Laufe der Jahre gewonnen haben, 

das Zustandekommen von ganz grossen Lieferungsgeschäften ermöglichen bzw. er-

leichtern. Das bezieht sich insbesondere auf Kriegsmaterialgeschäfte, deren Ab-

schluss in Rumänien z.B. ohne sorgfältige, im Stillen geleistete Vorarbeit überhaupt 

nicht möglich gewesen wäre. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 86 f. 



c) Die Justiz 

Nr. 42 Nach der Niederwerfung der Münchener Räterepublik 1919 begingen 

Freikorpsangehörige nach vorsichtigen Schätzungen etwa 400 Morde, meist an 

Arbeitern. 

«Der typische bayerische Mord dieser Zeit verlief etwa folgendermassen: Der Ar-

beiter N. N. wurde in den ersten Tagen des Mal 1919 auf Grund nicht mehr nach-

zuprüfender Angaben einer nicht mehr bekannten Person in seiner Wohnung ver-

haftet, von Soldaten einer nicht mehr zu ermittelnden Abteilung unter Führung ei-

nes nicht mehr zu ermittelnden Offiziers fortgeführt und dann erschossen. Das (an-

geblich) sofort eingeleitete Verfahren gelangte nach Aufhebung der Militärge-

richtsbarkeit an die Staatsanwaltschaft München. Die aufklärenden Aktenstücke, 

vor allem die Berichte der Augenzeugen, gingen dabei verloren. Oder dem Täter 

konnte ‚nicht widerlegt werden‘, dass der Ermordete einen Fluchtversuch gemacht 

hatte. Oder der Täter war sich der Rechtswidrigkeit seiner Handlung nicht bewusst. 

Das Verfahren wurde eingestellt.» 

Aus: E. J. Gumbel, Vom Fememord zur Reichskanzlei, Heidelberg, 1962, S. 28. 

Dagegen wurden die Anhänger der Räterepublik ausserordentlich schwer bestraft: 

Urteile über die bayerischen Räterepublikaner 

Verurteilung zu Personen Jahre 

Festung 407 905 

Gefängnis 1.737 2.690 

Zuchthaus 65 497 

Summe 2.209 4.092 

Aus: Gumbel, S. 28. 
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Nr. 43 Die am Kapp-Putsch Beteiligten dagegen fanden die volle Sympathie der 

Justiz 

Nach einer Mitteilung des Reichsjustizministers vom 21. Mai 1921 führte die straf-

rechtliche Verfolgung von 705 nachweislich am Kapp-Putsch Beteiligten zu fol-

gendem Ergebnis: 

Bestrafung des Kapp-Putsches 

Amnestiert 412 

Durch Tod oder andere Gründe in Wegfall gekommen 109 

Verfahren eingestellt 176 

Noch nicht erledigt 7 

Bestraft 1 

Gesamt 705 

Die einzige Verurteilung war dieTraugott von Jagows wegen Beihilfe zum 

Hochverrat zu fünf Jahren Festung, wovon er vier Jahre absass. Das Schicksal von 

775 meuternden Offizieren war, nach den amtlichen Ergebnissen des Ausschusses 

zur «Prüfung des Verhaltens der Offiziere während der März-Vorgänge», wie folgt: 

Einstellung des Verfahrens 486 

Beurlaubung 91 

Versetzung 57 

Dienstenthebung 48 

Disziplinare Erledigung 13 

Noch keine Entscheidung 74 

Verabschiedung 6 

Gesamt 775 

Aus: Gumbel, S. 34 f. 
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Nr. 44 Insgesamt ergibt sich über die Zahl der politischen Morde 1919-1922 

durch Rechtsstehende und Linksstehende folgende Relation: 

Politische Morde, begangen von 

Rechtsstehenden Linksstehenden 

Ungesühnte Morde 326 4 

Teilweise gesühnte Morde 27 1 

Gesühnte Morde 1 17 

Gesamtzahl der Morde: 354 22 

Zahl der Verurteilungen 24 38 

Geständige Täter freigesprochen 23 - 

Geständige Täter befördert 3 - 

Dauer der Einsperrung pro Mord 4 Monate 15 Jahre 

Zahl der Hinrichtungen - 10 

Geldstrafe pro Mord 2 Papiermark - 

Aus: Gumbel, S. 46. 

d) Das Militär 

Nr 45 Telegramm Hindenburgs an alle Heeresgruppen und AOKs vom 10. Novem-

ber 1918 (Auszüge) 

1. Damit trotz der dem Vaterlande durch den Bolschewismus drohenden Gefahr 

des Bürgerkrieges das Heer in Festigkeit und Ordnung in die Heimat zurückgeführt 

werden kann, sind alle Offiziere und Mannschaften moralisch verpflichtet, alle mit 

Recht bestehenden Gewissensbedenken bezüglich des Seiner Majestät dem Kaiser 

und König geleisteten Fahneneides zurückzustellen und unvermindert ihre Pflicht 

zu tun zur Rettung der deutschen Lande aus grösster Gefahr. 

2. Aus demselben Grunde habe ich mich entschlossen, auf meinem Posten zu 

verharren und gemäss der mir mündlich gewordenen Weisung Seiner Majestät des 

Kaisers und Königs den Oberbefehl über das deutsche Feldheer übernommen... 

3. Es kann bekanntgegeben werden, dass die OHL mit dem Reichskanzler Ebert, 
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dem bisherigen Führer der gemässigten sozialdemokratischen Partei, zusam-

mengehen will, um die Ausbreitung des terroristischen Bolschewismus in 

Deutschland zu verhindern. 

AOK = Armeeoberkommando; OHL = Oberste Heeresleitung; 

Aus: O. E. Schüddekopf, Das Heer und die Republik. Quellen zur Politik der Reichswehrführung 
1918 bis 1933, Hannover und Frankfurt 1955, S. 19 f. 

Nr. 46 Richtlinien der OHL für die deutsche Politik vom 27. Juni 1919 (Auszüge) 

«... die Durchführung des deutschen Einheitsstaates. Preussen muss Deutschland 

werden, und dieses Deutschland muss vor allen Dingen innere Politik treiben, die 

Politik eines modernen Friedrich Wilhelms I. Dazu gehören in erster Linie die rest-

lose Wiederherstellung der Staatsautorität und dann die Sanierung unseres Wirt-

schaftslebens ... Unter den grössten Anstrengungen und dank der selbstlosen und 

hingebenden Mitarbeit des Offizierkorps ist es gelungen, in der Reichswehr ein ei-

nigermassen brauchbares Instrument für die Regierung zu schaffen. Dieses Instru-

ment muss nun aber rücksichtslos eingesetzt werden, um auf allen Gebieten des 

öffentlichen Lebens die Staatsautorität zu sichern und den Gesetzen Geltung zu ver-

schaffen. Dies gilt in allererster Linie von der Verwaltung. Der Arbeiterrat-Unsinn 

muss aus der Verwaltung schnell und restlos verschwinden. Diese Nebenregierung 

... bleibt in einem geordneten Staatswesen unmöglich und unerträglich. Ihre Besei-

tigung ist bei Sperrung der Bezüge und festem Auftreten ein Kinderspiel... 

Mit der Regelung des Beamtenwesens hängt die Reorganisation aller Sicherheits-

organe eng zusammen. Der Reichswehrminister hat in dieser Hinsicht bereits sehr 

dankenswerte Anregungen an den Minister des Innern gelangen lassen. Es ist ein 

ganz ungesunder Zustand, dass die bewaffnete Macht dauernd Polizeidienste tun 

muss ... 

Die Gesundung unseres Wirtschaftslebens, die Vorbedingung für jeden Wieder-

aufbau, ist abgesehen von den Rohstoff- und den damit zusammenhängenden Fra-

gen hauptsächlich von zwei Dingen abhängig: Ordnung und Arbeit. Das bedeutet 

unter den derzeitigen Verhältnissen Belagerungszustand und Streikverbot... 

Wie ich schon oben ausführte, ist für die nächsten Jahre unsere Aufgabe die in-

nere Politik. Zur aktiven Aussenpolitik fehlt uns jede Möglichkeit und fehlen uns 
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die Mittel. Nur zwei Dinge müssen sofort mit grösstem Nachdruck auch aussenpo-

litisch betrieben werden, die Schuldfrage und die Organisation einer deutschen Ir-

redenta in den abzutretenden Gebieten ...» 

Aus: Schüddekopf, S. 96. 

Nr. 47 Interview mit Oberst Reinhard von Ende 1919 (Auszüge) 

«... Ich mache kein Hehl daraus, dass ich Monarchist bin. Mein Gott, wenn man 

dreissig Jahre lang seinem König und Kaiser treu gedient hat, dann kann man nicht 

plötzlich sagen: Von morgen an bin ich Republikaner. Das geht einfach nicht. Hier 

– und dabei tippte er mit dem dritten Finger der Rechten auf sein Herz – erlaubts 

einem etwas partout nicht. Aber fürchten Sie nichts: ich halte es für unmöglich, die 

Monarchie im Augenblick wieder aufzurichten. Das verbietet uns allein schon die 

Entente. Aber: was in zehn Jahren sein kann, wie sich da die Verhältnisse geändert 

haben können – das wissen wir alle nicht. Natürlich: ein kaiserliches oder königli-

ches Regime, wie wir es vor dem Kriege gehabt haben, das passt dann bestimmt 

nicht mehr. Eine demokratische Monarchie liesse sich indessen wohl vorstellen ...» 

«Wie sehen Sie die nächste Zukunft an?» 

«Pessimistisch...» 

«Dann muss zugepackt werden.» 

«Eine Militärdiktatur?» 

«Nennen Sie’s, wie Sie wollen. Dann geht’s grade oder ungrade. Aber seien Sie 

versichert: wir Militärs wollen mit den Zivilisten Hand in Hand gehen.» 

«Mit den Zivilisten?» 

«Jawohl, mit den Zivilisten. Dann muss dafür gesorgt sein, dass eine starke Re-

gierung neben und zu uns steht. Ordnung schaffen wollen wir – und, wenn es sein 

muss, mit Gewalt.» 

«Eine solche zivil-militärische Diktatur würde sich nicht drei Tage halten kön-

nen», wandte ich ein. «Die Arbeiter würden in den Generalstreik treten und Ihre 

schönsten Berechnungen über den Haufen werfen.» 

«Da bin ich doch anderer Ansicht. Lassen Sie sich erzählen, wie ich’s in Ober-

schlesien gemacht habe. Die paar Reichswehrtruppen waren, als es dort unten drun-

ter und drüber ging, so verängstigt und eingeschüchtert, dass sie sich nicht aus den 

Kasernen herauswagten. Die Einwohner, Frauen und Kinder, waren entschlossener 
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als die Soldaten, auf die es die Aufrührer vor allem abgesehen hatten. Nachts brach-

ten sie den Truppen heimlich was zu essen. So war die Lage, als ich nach Ober-

schlesien mit meiner Truppe kam. Ich fuhr wie ein Donnerwetter drein. Ein paar 

Rädelsführer, die schlimmsten, wurden niedergeknallt. So was muss sein. Arbeits-

zwang wurde ausgesprochen. Und Sie hätten nur sehen sollen, wie die Arbeiter am 

nächsten Morgen auf der Arbeitsstätte erschienen! In ihren schwarzen Bratenröcken 

kamen sie angelaufen. Die Ordnung war wiederhergestellt.» 

«Und dieses Rezept würden Sie dann ganz allgemein anwenden wollen?»  

«Gewiss.»... 

«Frankreich und auch England haben ein vitales Interesse daran, mit uns irgend-

ein Arrangement zu treffen, müssen uns die Möglichkeit geben, uns wirtschaftlich 

herauszupauken. Das können wir aber nur – gemeinsam mit den Westmächten – in 

Russland. Da sind noch ungeheure wirtschaftliche Werte herauszuholen. Da liegt ja 

noch so unendlich viel brach: Russland und das weite, weite Sibirien. Daran müssen 

wir uns alle sanieren. Daran kann ganz Europa wirtschaftlich wieder gesunden. Na-

türlich muss der Bolschewismus erst überwunden werden. Mit sechs Divisionen ...» 

Aus: Schüddekopf, S. 51 f. 

Nr. 48 Der Kommandeur des Wehrkreises VI, General von Lossberg, am 21. Januar 

1924 auf der Generalversammlung des westfälischen Bauernvereins in Münster 

(Auszüge) 

«... Ich habe aber auch selbst versucht, gerade weil ich die Verhältnisse der Land-

wirtschaft kenne und beherrsche, von meinem Amt als Inhaber der vollziehenden 

Gewalt aus in Berlin darauf aufmerksam zu machen, dass es so mit den Zumutun-

gen, die dem Landwirt auferlegt werden, nicht weitergeht. (Stürmischer Beifall.) 

Ich habe in allem Ernst darauf hingewiesen, dass die Landwirtschaft die Grundlage 

des Staates ist und dass man die Grundlage nicht zerstören darf. (Zustimmung.) Und 

auf diesem Wege zu dieser Zerstörung befinden wir uns. (Sehr richtig.)... 

Einmal kommt die Zeit, wo wir abrechnen müssen mit denen, die uns jetzt drang-

salieren. (Frenetischer, sich wiederholender Beifall.) Ich bin kein Pazifist. (Bravo.) 

Wenn ich als General Pazifist wäre, gehörte ich an den Laternenpfahl. Ich bin ein 
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absoluter Mann, der dafür eintritt, dass wir den Leuten, die uns jetzt drangsalieren, 

die Zähne zeigen, selbst wenn es einen Verzweiflungskampf geben sollte – auch 

vor dem dürfen wir uns nicht scheuen ...» 

Aus: Schüddekopf, S. 204. 

Nr. 49 Erlass des General von Seeckt vom 9. Januar 1924 

Die Wiederherstellung der deutschen Wirtschaft wird zu einem harten Kampf zwi-

schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern führen. 

Die Lage stellt sich so dar, dass die Arbeitgeberseite danach strebt, Verlängerung 

der Arbeitszeit, Lohnabbau, Ablehnung des Schlichtungsverfahrens und Aufhebung 

der Urlaubsvorteile gleichzeitig oder kurz nacheinander durchzusetzen. Bei aller 

Anerkennung der Notwendigkeit, die Arbeitsleistung zu steigern und zu verbilligen, 

liegen in dem Zeitmass der Arbeitgeber schwere Gefahren besonders politischer 

Art. 

Die Arbeiterschaft wird erneut in Kampfstellung zur Werksleitung gedrängt, und 

verhängnisvolle Wahlparolen werden geschaffen. In dieser Lage ist es die Pflicht 

der Staatsautorität einzugreifen, wo der Bogen überspannt wird. 

Ich ersuche die Herren Militärbefehlshaber, von diesem Gesichtspunkte aus mit-

zuwirken und den Arbeitgebern bei Besprechungen im engen Kreise, möglichst un-

ter Heranziehung bewährter Schlichter, die sicheren Gefahren ihrer Taktik für den 

Betrieb und den Staat nahezulegen. 

Aus: Schüddekopf, S. 192. 

Nr. 50 Aus den Memoiren von Carl Severing (SPD), langjähriger preussischer  

Innenminister, über Vorgänge im Jahr 1925 

Der Generalmajor von der Goltz, der an die Spitze der vaterländischen Verbände 

getreten war, übte in einer Versammlung am 26. November im Landwehr-Casino 

Berlin eine überaus scharfe Kritik an der Aussenpolitik Stresemanns. Es müsse jetzt 

gerade das Ziel der gemeinsamen Propaganda sein, jede Koalition im Reich und in 

den Ländern mit der Sozialdemokratie zu verhindern und Ost-Locarno unmöglich 

zu machen. Er wandte sich in seinen Warnungen vor einem Ost-Locarno auch gegen  
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die Reichswehr, die nach seiner Meinung unter dem Druck Preussens und des Aus-

landes alles abbaue, was bisher mühsam aufgerichtet woraen sei... 

Er warf in dieser Denkschrift der Reichswehr vor, dass sie zwar von privaten 

Stellen Geldbeträge annehme, sie aber keineswegs restlos den Verbänden zuleite, 

für die sie nach dem Willen der Geldgeber bestimmt seien. Herr von der Goltz über-

sah bei diesen Klagen eben, dass für eine «schwarze Reichswehr» auch schwarze 

Gelder erforderlich waren, dass nicht alle Kosten für Personal und Rüstzeug durch 

Etatverschiebungen aufgebracht werden konnten. Seine Reklamationen bei den 

Geldgebern in Grossindustrie und Grosslandwirtschaft waren vielfach beantwortet 

worden mit dem Hinweis, dass die Reichswehr ihre Zuwendungen mit der Auflage 

erhalte, sie an die Verbände zu verteilen. Durch diese Auskunft war er dahinterge-

kommen, dass die Reichswehr den Löwenanteil der schwarzen Steuern für sich ver-

wandte. Das fand er nicht richtig, denn – so schrieb er – «die geldgebenden Stellen 

wollen vielmehr, dass diese Gelder von der Reichswehr hauptsächlich den vaterlän-

dischen Verbänden zugeleitet werden. Die von privater Seite zugestellten Mittel 

müssen also von den Geldgebern von vornherein geteilt werden in Gelder für die 

Verbände und solche für die Reichswehr. Wir können nicht weiter lediglich auf 

gelegentliche ‚Liebesgaben’ der Reichswehr angewiesen sein.» 

Severing, Bd. 2, S. 75 f.; Auszüge bei Schüddekopf, S. 206. 

Nr. 51 Anlage zu einer Denkschrift von Quidde, dem Vorsitzenden der Friedens-

gesellschaft, an den Reichstag vom 24. Februar 1926 (Auszug) 

Ende März oder Anfang April (das genaue Datum weiss ich nicht mehr, es liesse 

sich aber mit Leichtigkeit aus den Akten des Arbeitgeberverbandes für Lahngau 

und Oberhessen feststellen) fand in Giessen im Verbandshause des Arbeitgeberver-

bandes für Lahngau und Oberhessen eine Hauptversammlung statt, an der ich als 

Vertreter der Firma E. Leitz, Optische Werke, Wetzlar, im Auftrag des Chefs der 

Firma, Herrn Dr. E. Leitz, teilnahm. Die Versammlung war von etwa 40 Herren 

besucht. Sie wurde von dem Vorsitzenden des Verbandes, Herrn Hüttendirektor 

Humperdinck der Firma Buderus’sche Eisenwerke AG in Wetzlar geleitet. Nach 

Erledigung verschiedener geschäftlicher Angelegenheiten hielt ein Herr Oberst a. 

D. Coock einen längeren Vortrag, der bezweckte, die finanzielle Unterstützung der 
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Industrie bzw. der dem Arbeitgeberverbande angehörenden Firmen für die Ausbil-

dung von Zeitfreiwilligen der Reichswehr über den Rahmen der im Friedensvertrag 

von Versailles festgesetzten Ziffer hinaus zu gewinnen. Herr Oberst a. D. Coock 

berief sich in seinen Ausführungen wiederholt darauf, dass er im Einverständnis 

mit der Heeresleitung handle. Begründet wurde die Forderung mit der Notwendig-

keit, das deutsche Volk wehrhaft zu erhalten und für künftige Entscheidungen vor-

zubereiten, da ein wehrloses Volk sich keine Geltung in der Welt zu verschaffen 

vermöge. Wir müssten wieder bündnisfähig werden, was wir bei dem derzeitigen 

Stand unserer Wehrmacht nicht seien. Die Vorbereitung eines Revanchekrieges 

wurde ausdrücklich abgelehnt und auch das Treiben gewisser nationaler Verbände 

scharf verurteilt und betont, dass auch die Heeresleitung dieses Treiben entschieden 

missbillige und bestrebt sei, diese Verbände und ihre Leitung wieder fest in die 

Hand zu bekommen und weitere Entgleisungen und Disziplinwidrigkeiten zu ver-

hindern. Die Reichswehr stehe auf dem Boden der Verfassung und werde sich nicht 

in der Erfüllung ihrer Pflicht irre machen lassen. Aber für die Erfüllung ihrer Auf-

gabe sei sie zu schwach. 

Die Zahl der ausgebildeten Mannschaften vermindere sich beständig, weshalb 

für Nachwuchs gesorgt werden müsse. Der Plan der Heeresleitung – Herr Oberst a. 

D. Coock berief sich ausdrücklich auf diese – gehe dahin, in sechs- bis achtwöchi-

gen Kursen – Freiwillige durch die Formationen der Reichswehr auszubilden. Die 

ganze Ausbildungszeit sollte mindestens ein halbes Jahr betragen, da die Anforde-

rungen, die ein künftiger Krieg an den einzelnen Mann stellen werde, noch ungleich 

grösser seien als im Weltkrieg, eine kürzere Ausbildungszeit somit nicht in Frage 

kommen könne. Durch diese Ausbildung von Freiwilligen solle Deutschland in die 

Lage versetzt werden, in einigen Jahren 35 kriegsmässig ausgebildete Divisionen 

im Falle einer Mobilmachung aufzustellen. Auf jedes Wehrkreiskommando kämen, 

wenn ich nicht irre, fünf Divisionen. Die Kosten für diese Ausbildungskurse könn-

ten selbstverständlich nicht in den Etat der Reichswehr gestellt werden, sondern 

müssten durch freiwillige Beiträge des deutschen Volkes, der einzelnen Berufs-

stände aufgebracht werden, mit deren Vertretungen bereits Fühlung genommen 

worden sei und die zum Teil bereits Zusagen gegeben hätten. Für den Bezirk des 

Arbeitgeberverbandes für Lahngau und Oberhessen berechnete Herr Oberst a. D. 

Coock die Kosten für die ersten beiden Jahre auf etwas über 800’000 Goldmark, 

wovon etwa 120’000 Goldmark auf den Kreis Wetzlar und davon ungefähr ein Drit-

tel auf die dem Arbeitgeberverband angehörigen Firmen entfallen sollten. Herr 
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Oberst a. D. Coock legte den Plan und seine Finanzierung in allen Einzelheiten dar 

und betonte noch, dass die Sache sehr eilig sei, da bereits die ersten Einberufungen 

zu diesen Ausbildungskursen erfolgt seien. 

Die Ausführungen des Herrn Oberst a. D. Coock fanden im Allgemeinen die Zu-

stimmung der Versammlung. Auch ich erklärte mich mit dem Grundgedanken, die 

Wehrfähigkeit des deutschen Volkes zu erhalten, einverstanden ... 

Abgedruckt in: Schüddekopf, S. 209 f. 

Nr. 52 Aus der geheimen Denkschrift des Truppenamtes des Reichswehrministeri-

ums «Die Abrüstungsfrage nach realpolitischen Gesichtspunkten betrachtet» vom 

März 1926 

Nächste Ziele der allgemeinen deutschen Politik. 

Das nächste Ziel deutscher Politik muss die Wiedergewinnung der vollen Sou-

veränität über das Deutschland verbliebene Gebiet, die feste Verschmelzung der 

ihm z.Z. entzogenen deutschen Gebietsteile und die Wiederangliederung der für das 

deutsche Wirtschaftsleben unentbehrlichen Teile sein, d.h. 

1.)  Befreiung des Rheinlandes und des Saargebietes, 

2.)  Beseitigung des Korridors und Wiedergewinnung Polnisch-Oberschlesiens, 

3.)  Anschluss Deutsch-Österreichs, 

4.) Beseitigung der entmilitarisierten Zone. [...] 

Die obenstehenden Ausführungen über die politischen Ziele Deutschlands und 

die sich daraus ergebenden Abrüstungsforderungen für Deutschland ergeben klar, 

dass es sich für Deutschland in den nächsten Stadien seiner politischen Entwicklung 

nur um die Wiedergewinnung seiner europäischen Stellung und viel später erst um 

das Wiedererkämpfen seiner Weltstellung handeln wird. Die Wiedergewinnung sei-

ner europäischen Stellung ist für Deutschland eine Frage, bei der fast ausschliesslich 

die Landstreitkräfte entscheiden werden, denn der Gegner dieser Wiederaufrichtung 

Deutschlands ist in erster Linie Frankreich. Es ist ohne Weiteres anzunehmen, dass 

ein wiedererstandenes Deutschland bei seinem späteren Kampfe um die Rohpro-

dukte und Absatzmärkte in Gegensatz zum amerikanisch-englischen Machtkreise 

kommen und dann über ausreichende maritime Kräfte wird verfügen müssen. Aber  
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diese Auseinandersetzung wird erst auf der Grundlage einer festgefügten europäi-

schen Stellung nach einer erneuten Lösung der französisch-englischen Frage auf 

friedlichem oder kriegerischem Wege in Betracht kommen. Deutschlands nächstes 

Ziel muss sich aber darauf beschränken, vorerst das schreiende Missverhältnis sei-

ner Landrüstungen auszugleichen. 

Akten zur deutschen auswärtigen Politik 1918-1945. Aus dem Archiv des Auswärtigen Amtes,  

Serie B, Bd. 1/1, S. 343 ff. 

Nr. 53 Notizen des Reichswehrministers General Groener für eine Besprechung 

mit den Wehrkreiskommandeuren am 25. Oktober 1930 (Auszüge) 

3. Ich bin empört, dass es Offiziere gibt, die meine nationale Gesinnung und mei-

nen heissen Wehrwillen anzuzweifeln und mir vorzuwerfen gewagt haben, dass ich 

einen «Linkskurs» steuere. Wenn politische Tollhäusler solche Vorwürfe erheben, 

so berührt mich das nicht. Anders aber steht es, wenn diese Vorwürfe aus dem 

Munde meiner Untergebenen kommen. Denn genau das Gegenteil dieser Vorwürfe 

ist richtig. Seit ich Reichswehrminister bin, ist mein ganzes Sinnen und Trachten 

nur auf ein Ziel, die Befreiung unseres Landes gerichtet. Es ist klar, dass ich dieses 

Ziel weder von der Bühne des parlamentarischen Lebens in die Öffentlichkeit hin-

ausrufen noch bei meinen Besuchen an der Front erörtern kann. 

Ebenso klar ist es auch, dass das Ziel nicht im Sturme erreicht werden kann und 

dass man sich deshalb auf lange Sicht einzustellen hat und viel Geduld haben 

muss... 

4. Die Wehrmacht für diese kommende Zeit als das scharfe, schlagfertige In-

strument modernster Kriegführung auf die höchste Stufe zu entwickeln und es zu 

gegebener Zeit weiter auszubauen, ist mein Bestreben in den schweren parlamen-

tarischen Kämpfen gewesen. Die ganze Wehrmacht müsste allmählich wissen, wie 

ich in diesen Kämpfen ihre Interessen gewahrt und sie frei von jeder politischen 

Beeinflussung, vor allem von linker Seite, gehalten habe. 

5. Denn nur eine über allen Parteien stehende und in sich gefestigte Wehrmacht 

ist für den ihr zugedachten hohen Zweck zu gebrauchen. 

In sich gefestigt aber ist die Wehrmacht nur, wenn es in ihr nur eine Disziplin, 

nur einen Gehorsam, nur eine Autorität gibt und die muss vollkommen sein. 

Aus: Schüddekopf, S. 304. 
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Kapitel II 

Die faschistische Bewegung bis 1933 

Einleitung 

Die NSDAP war zwar schon bald nach der Novemberrevolution als eine der vielen 

nationalistischen und antikommunistischen Gruppen in München entstanden und 

hatte im Krisenjahr 1923 eine gewisse überregionale Bedeutung erlangt, kam aber 

in den Jahren der relativen Stabilität über das Niveau einer Splittergruppe nicht we-

sentlich hinaus. Erst unter den Bedingungen der grossen Krise konnte sie nach 1929 

zu einer Massenbewegung aufsteigen, die auf dem Höhepunkt ihrer Wahlerfolge im 

Juli 1932 mehr als ein Drittel aller Stimmen (37,4%) auf sich vereinigte. Zunächst 

stellt sich also die Frage, woher diese Millionenmassen von Anhängern kamen. 

Nr. 54 zeigt, dass die NSDAP fast ausschliesslich jene Wähler gewinnen konnte, 

die bisher die bürgerlichen Parteien in der Mitte und der Rechten unterstützt hatten. 

Auch der grösste Teil der bisherigen Nichtwähler, die, durch die Krise alarmiert, 

nun zur Wahl gingen und so eine wesentliche Steigerung der Wahlbeteiligung be-

wirkten, strömten der NSDAP zu. Die politische Herkunft der dem Faschismus nun 

folgenden Massen lässt bereits einige Schlüsse über deren soziale Herkunft zu. An-

gehörige der bürgerlichen Mittelschichten (der kleinen Eigentümer in Handel, 

Handwerk und Landwirtschaft und der Lohnabhängigen mit Mittelstandsbewusst-

sein, also der kleinen und mittleren Angestellten und Beamten) waren in der Wäh-

lerschaft der NSDAP überrepräsentiert; in geringerem Masse galt dies auch für die 

Mitglieder der Partei. Neuere Forschungen haben die ursprünglich sehr stark be-

tonte Mittelstandsthese allerdings relativiert (vgl. Nr. 56-58). Zwar zielte die Pro-

paganda der NDSAP besonders auf die Kleineigentümer (Nr. 59 und 60), doch fand 

die Partei auch in der Arbeiterschaft eine beachtliche Resonanz. Diese Erfolge gin-

gen jedoch nicht auf Kosten der Arbeiterparteien, die während der Aufstiegsperiode 

der NSDAP keine Verluste erlitten (vgl. Nr. 54, 2. Tabelle). Es muss sich also um 

solche Arbeiter gehandelt haben, die schon vorher keine engere Bindung an die 

Organisationen der Arbeiterbewegung hatten und entweder bürgerliche Parteien un-

terstützt oder überhaupt nicht gewählt hatten, also hauptsächlich um Arbeiter klei- 

79 



ner, mittelständischer Betriebe auf dem Lande und in Kleinstädten, wo auch die 

Gewerkschaften kaum vertreten waren. 

Nr. 61-67 dokumentieren Programm und Ideologie der NSDAP. Sie zeigen, dass 

das Parteiprogramm von 1920 neben nationalistischen und antisemitischen Ele-

menten auch kleinbürgerliche Forderungen enthielt, die sich gegen das grosse Ka-

pital richteten. In der Weltanschauung Hitlers freilich dominierten die antikommu-

nistischen, nationalistischen, imperialistischen und rassistischen Komponenten 

vollständig, und wenn antikapitalistische Akzente scheinbar auch vorkamen, dann 

als Polemik gegen das jüdische Finanzkapital, d.h. als Variante des Antisemitismus. 

So konnte die soziale Unzufriedenheit der Mittelschichten in die Bahnen des Anti-

semitismus gelenkt und für das kapitalistische System unschädlich gemacht wer-

den. 

Nr. 62 bringt Auszüge aus Hitlers «Mein Kampf» und dokumentiert insbeson-

dere Hitlers Antikommunismus, Rassismus und Massenverachtung und seine An-

sichten über Führerprinzip in Staat und Wirtschaft, die Nützlichkeit der Religion 

und die Notwendigkeit, «Lebensraum» im Osten zu erobern. Originell ist diese 

«Weltanschauung» keineswegs. Sie konzentriert die wichtigsten Elemente reaktio-

närer Ideologie, wie sie seit dem Kaiserreich in Deutschland propagiert und von 

Millionen, auch von Hitler, aufgesogen worden waren. Insoweit sprach Hitler nur 

das aus, was von der herrschenden Ideologie verbreitet und von einem beträchtli-

chen Teil insbesondere der kleinbürgerlichen Massen empfunden und vertreten 

wurde. Originell und «zukunftsweisend» war allerdings die Methode, mit der Hitler 

diese Ideologie propagierte und so ihre Wirksamkeit gegenüber den Massen und 

damit zugleich ihre Brauchbarkeit für die Herrschenden steigerte: Dies war erstens 

die Überzeugung, dass die «Pestilenz» des Marxismus nur dann vollständig ausge-

rottet werden konnte, wenn man ihr eine schlagkräftige Gegenideologie entgegen-

setzte, um die Massen zu gewinnen und zu mobilisieren; die herkömmlichen, auf 

blosse Unterdrückung zielenden Methoden des Obrigkeitsstaates seien dafür 

ebenso ungeeignet wie die Ideologie von Ruhe und Ordnung oder die Politik der 

bürgerlichen Parteien. Und dies war zweitens die Überzeugung, dass diese auf Fa-

natismus und Irrationalismus beruhende Ideologie mit den Methoden der modernen 

kommerziellen Reklame verbreitet werden müsse. In seiner geheimen Denkschrift 

für deutsche Industrielle, die er 1927 im Auftrag des Schwerindustriellen Emil Kir-

dorf anfertigte und die erst 1968 gefunden und publiziert wurde (Nr. 63), steuerte 

er bereits zielbewusst auf das Bündnis mit der herrschenden Klasse zu, das dann 

einige Jahre später voll realisiert wurde. 
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Diese Wendung entsprach allerdings nicht den Vorstellungen jener Kräfte in der 

NSDAP, die nicht nur die antimarxistischen und nationalistischen, sondern auch 

die antikapitalistischen Komponenten in Programm und Propaganda ernst genom-

men hatten. So kam es zu heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der Partei, die 

mit dem Ausschluss der Otto-Strasser-Gruppe im Sommer 1930 ihren vorläufigen 

Höhepunkt fand. Sie werden in Nr. 64-66 dokumentiert. Mit dieser Säuberung war 

den Führungsschichten in Wirtschaft, Staat und Militär gezeigt worden, dass von 

der NSDAP keinerlei «sozialistische» Gefahren zu erwarten waren. Um die in der 

Krise verängstigten und zum Teil bereits proletarisierten kleinbürgerlichen Massen 

zu gewinnen, musste freilich die antikapitalistische'Propaganda in einem gewissen 

Masse fortgesetzt werden, was immer wieder zu entsprechenden Befürchtungen auf 

der Seite der Industrie und der Reichswehr führte. 

Nachdem sich die Partei durch Ausschluss ihres linken Flügels als annehmbarer 

Bündnispartner für die herrschende Klasse empfohlen und bei der Reichstagswahl 

im September 1930 eine beachtliche Massenbasis gewonnen hatte – sie stieg von 

2,6% auf 18,4% –, unterbreitete Hitler den in ihrer Mehrheit noch zögernden Ver-

tretern des Kapitals immer aufs Neue sein politisches Konzept und bot sich als 

Bündnispartner an. Sowohl in den Gesprächen mit Breiting, dem Chefredakteur der 

konservativen Leipziger Neuesten Nachrichten, im Mai und Juni 1931, die erst 

1968 bekanntwurden (Nr. 67), wie in seiner Rede vor dem Düsseldorfer Indu-

strieklub im Januar 1932 (Nr. 69) entwickelte er seine Ziele der Liquidierung der 

Demokratie und der Arbeiterbewegung im Innern und der gewaltsamen Expansion 

nach aussen in aller Offenheit. Das Protokoll dieser Rede verzeichnet mehrfach 

«Beifall» und am Schluss «langanhaltender Beifall». Die Repräsentanten der Indu-

strie brachten damit zum Ausdruck, dass Hitler damit ihre eigenen Ziele formuliert 

hatte – obgleich sie zum damaligen Zeitpunkt in ihrer Mehrheit noch die Regierung 

Brüning, d.h. das Konzept der Deflation, der Lohnkürzungen, des Abbaus der So-

zialleistungen und der Entmachtung des Parlaments zugunsten einer autoritären 

Präsidialregierung unterstützten. Nr. 68 zeigt, dass sich zugleich innerhalb der 

NSDAP das Führerprinzip weitgehend durchgesetzt hatte. 

Programmatik, Ideologie und innere Struktur der Partei hatten sich also bis 1932 

so entwickelt, dass in ihrer politisch-sozialen Stossrichtung der militante Antikom-

munismus die absolute Vorherrschaft gewonnen hatte. Dass sie in ihrer Ideologie 

in vielerlei Hinsicht mit den übrigen bürgerlichen, konservativen und reaktionären 

Kräften des Kaiserreichs und der Weimarer Republik übereinstimmte, wenn sie sie 
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auch besonders radikal vertrat, kann durch einen Vergleich mit den Dokumenten 

des ersten Kapitels leicht festgestellt werden. Dies gilt für die Stellung zum Privat-

eigentum und zum Sozialismus ebenso wie zu Vaterland und Wehrkraft, Familie 

und Religion. Die Frage, die sich nun stellte, lautete, ob auf der Seite der herrschen-

den Klasse, der Industrie, der Reichswehr, des Staatsapparates, ein Interesse be-

stand, sich mit dieser Partei zu verbünden. Die Dokumente dieses folgenden Ab-

schnitts sind chronologisch geordnet, um zu veranschaulichen, wie kompliziert sich 

der Annäherungsprozess zwischen der NSDAP und der herrschenden Klasse voll-

zog. 

Nr. 70 zeigt, dass Hitler seine politische Laufbahn 1919 als Reichswehrspitzel 

begonnen hatte, und aus Nr. 71 geht hervor, dass auch bei dem missglückten Putsch 

1923 in bezug auf die grundsätzlichen Ziele eine vollständige Übereinstimmung 

zwischen der NSDAP und dem bayerischen Reichswehrkommando bestand. Akut 

wurde die Frage des Bündnisses dann wieder 1930, als der Durchbruch zur Mas-

senpartei auf Reichsebene gelungen war. Aus Nr. 72 und 73 geht hervor, dass die 

Reichswehrführung 1930 zwar den Augenblick für gekommen ansah, Parlament 

und Parteien zurückzudrängen und Kurs auf eine stärker autoritär gerichtete Regie-

rung zu nehmen, dass sie aber in der NSDAP noch gefährliche kommunistische 

Elemente zu erkennen glaubte. Nr. 74-77 zeigen jedoch, dass zwischen dem Bank- 

und Industriekapital und der NSDAP bereits allerlei Beziehungen bestanden und 

dass einflussreiche Persönlichkeiten aus diesen Kreisen wie der Bankier Schacht 

(Reichsbankpräsident 1924-1929) und der Konzernbesitzer Stinnes sich schon für 

die NSDAP einsetzten, zumal Hitler 1931 seine Bündnisangebote intensivierte (Nr. 

75). Eine erste organisatorische Form fand das Bündnis auf der Rechten in der Harz-

burger Front vom Oktober 1931, in deren Manifest (Nr. 78) das Ziel der vollständi-

gen Liquidierung der demokratischen Verfassungsordnung klar ausgesprochen 

wurde. Neben der NSDAP, der DNVP, dem Stahlhelm, dem grossagrarisch be-

stimmten Reichslandbund und dem Alldeutschen Verband nahmen auch Vertreter 

der Industrie, des Grossgrundbesitzes und des Militärs teil. Die NSDAP war mit 

dieser Harzburger Front in den Augen der alten konservativen Führungsschichten 

gewissermassen honorig geworden und als Bündnispartner grundsätzlich akzep-

tiert, wenn sich natürlich auch allerlei Reibereien und Konkurrenzkämpfe um die 

Führungsrolle innerhalb der Harzburger Front einstellten. 

Sowohl bei der Reichswehrführung (Nr. 79) wie bei der Regierung Brüning (Nr. 

80) hatte sich Anfang 1932 die Überzeugung durchgesetzt, dass es sich bei der 

NSDAP und ihrem Führer Hitler um positive politische Kräfte handelte, die an der 
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«Verantwortung» beteiligt werden müssten. Brüning strebte eine Koalition zwi-

schen NSDAP und Zentrum an, die Reichswehrführung (vgl. zum Folgenden neben 

Nr. 79 auch Nr. 84, 86 und 94) schätzte besonders die nationale Haltung der NSDAP 

sowie deren Forderung nach Steigerung der Wehrkraft und Beseitigung der Schran-

ken, die der Versailler Vertrag der Aufrüstung setzte. Bedenken hatte sie, dass ins-

besondere in der SA plebejisch-sozialistische Tendenzen vorhanden sein könnten, 

dass die SA sich zur Milizarmee entwickeln wolle und so die Stellung der Reichs-

wehr bedrohen könne und dass die SA womöglich putschistische Abenteuer (wie 

1923) starten könne. Als der Strassenterror der SA im Frühjahr 1932 solche Formen 

annahm, dass von Rechtssicherheit im Deutschen Reich keine Rede mehr sein 

konnte, setzte der Innen- und Reichswehrminister General Groener das Verbot der 

SA durch, um damit zugleich eine Trennung der NSDAP von ihren aufrührerischen 

Elementen einzuleiten (Nr. 81). Der Druck von rechts einschliesslich der Reichs-

wehr selbst war jedoch bereits so stark, dass er zurücktreten musste (Nr. 82); das 

SA-Verbot wurde wieder aufgehoben. 

Es folgte am 1. Juni 1932 das «Kabinett der nationalen Konzentration» unter 

Reichskanzler Papen, das aus Vertretern der Grossindustrie, des Grossgrundbesit-

zes, des Militärs und der hohen Beamtenschaft bestand und zum ersten Mal in der 

Geschichte der Weimarer Republik keine Abgeordneten des Reichstages mehr ent-

hielt. Die Rüstungsindustrie witterte verstärkt Morgenluft (Nr. 82 a und 82 b). Die 

Regierungserklärung Papens (Nr. 83) kündigte eine Verschärfung des autoritären 

Kurses an, Hindenburg und Papen verhandelten mit Hitler über eine Regierungsbe-

teiligung (Nr. 85). Aber noch schien die Forderung Hitlers nach dem Kanzleramt 

zu hoch, noch meinte man, auf die NSDAP so stark nicht angewiesen zu sein. Noch 

im Herbst unterzeichneten viele prominente Unternehmer einen Aufruf, bei der be-

vorstehenden Reichswahl am 6. November die Parteien zu wählen, die die Papen-

Regierung unterstützten, also Deutschnationale und DVP. Die Wende brachten die 

Wahlen vom 6. November, die die Papen-Regierung weiter ohne Massenbasis liess 

(DNVP und DVP erhielten zusammen nur 10,7%), die NSDAP wesentlich 

schwächte (sie verlor über 2 Millionen Stimmen und fiel von 37,4% auf 33,1% zu-

rück) und der KPD einen weiteren Aufstieg brachte (von 14,6% auf 16,9%). Die 

Gefahr, dass die NSDAP rasch wieder zerfallen und damit die letzte Möglichkeit, 

für eine rechtsgerichtete Politik eine Massenbasis zu finden, dahinschwinden und 

zugleich die antikapitalistische Front noch stärker werden könnte, war nun offen-

sichtlich geworden. Dass die Massen zu den bürgerlichen Parteien zurückkehren 



würden, die sie vor ihrer Hinwendung zur NSDAP unterstützt hatten, war sehr un-

wahrscheinlich, denn diese Parteien waren in ihren Augen schuld an der ganzen 

Misere und hatten ihre Unfähigkeit, sie zu überwinden, bereits gezeigt. Es war also 

anzunehmen, dass mindestens ein Teil der bisherigen NSDAP-Wähler sich der 

KPD und damit einer wirklich antikapitalistischen Partei zuwenden würde. Pro-

grammatik und Propaganda der KPD hatten gerade für solche Wähler die Voraus-

setzungen geschaffen (Nr. 98 und 101). Und der Berliner Verkehrsarbeiterstreik 

vom 3. bis 7. November 1932 zeigte bereits, dass ein Teil der proletarischen An-

hänger der NSDAP von den Arbeiterorganisationen zu mobilisieren und nach links 

hin zu entwickeln war. Im Bewusstsein massgeblicher Vertreter der Wirtschaft 

tauchte die Gefahr einer Zerrüttung der Fundamente des kapitalistischen Systems 

und einer unmittelbar revolutionären Entwicklung am Horizont auf (vgl. zur Be-

deutung der Novemberwahl Nr. 96). Aber schon die Möglichkeit einer erneuten 

Stabilisierung der parlamentarischen Demokratie erschien manchen Kräften als Ge-

fahr, nämlich denen, die die Krise offensiv nutzen wollten, um die Weichen zur 

Verteilung der politischen Macht und des gesellschaftlichen Reichtums grundsätz-

lich neu zu stellen und insbesondere den Kurs auf Rüstung und Kriegsvorbereitung 

politisch abzusichern. 

So verstärkten die Teile der Wirtschaft, die von der Krise besonders schwer be-

troffen waren, geringe Exportchancen hatten und deshalb eine besonders reaktio-

näre und aggressive Politik vertraten (also besonders die Schwerindustrie und die 

mit ihr verbundenen Banken und der Grossgrundbesitz), ihre Bemühungen, eine 

Regierung Hitlers zustande zu bringen (Nr. 88-91). Und jetzt erhielten sie auch zu-

nehmend Unterstützung von den übrigen Kapitalgruppen (Nr. 91 a). Und bei der 

Reichswehr und dem Staatsapparat setzte sich in wachsendem Masse die Überzeu-

gung durch, dass man auf die Dauer nicht mit autoritären Mitteln gegen die Massen 

regieren könne, sondern eine Massenbasis benötige (Nr. 94 und 95). Erwägungen, 

eine Militärdiktatur zu errichten, mussten aufgegeben werden, als das Planspiel der 

Reichswehr vom 24. bis 26. November zeigte, dass eine Diktatur ohne Massenbasis 

keine Chancen hatte. Die Erfahrungen des Kapp-Putsches von 1920, als der Ver-

such einer Militärdiktatur schon nach ein paar Tagen am Generalstreik der Arbeiter 

gescheitert war, hatten sich den Generälen tief eingeprägt. 

Die Schaffung einer Massenbasis wurde nun zum dringlichsten Problem. Das 

Konzept des Reichswehrministers General von Schleicher, der am 3. Dezember 

auch das Kanzleramt übernahm, zielte auf die Schaffung einer «Querfront» ab, die 
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von den konzessionsbereiten Teilen der NSDAP (unter Führung von Gregor Stras-

ser) bis zum rechten Flügel der Gewerkschaften reichen sollte. Nachdem jedoch 

Strasser durch den Hitler-Goebbels-Flügel entmachtet worden war, blieb nur noch 

die Möglichkeit, die Massenbasis in der NSDAP unter der Führung Hitlers zu su-

chen. So wurden die Verhandlungen mit Hitler intensiviert (Nr. 92 und 92 a) und 

im Januar 1933 mit der Bildung der Koalitionsregierung Hitler-Hugenberg erfolg-

reich abgeschlossen. Über die Frage, welche Gründe auf der Seite der herrschenden 

Klasse dabei ausschlaggebend waren, gibt Nr. 96 Auskunft. 

Nr. 97-101 versuchen einen wenigstens oberflächlichen Eindruck darüber zu ver-

mitteln, von welchen Positionen aus SPD und KPD den Faschismus bekämpft ha-

ben. Sie zeigen, dass es dabei um die elementarsten Lebensinteressen der arbeiten-

den Bevölkerung, um die sozialen Folgen des Kapitalismus und um eine grundsätz-

liche Alternative zu diesem System ging. Die Folgen des Faschismus – Diktatur, 

Terror, Aufrüstung, Krieg – waren vorhersehbar und wurden tatsächlich von den 

Arbeiterparteien in den Wahlkämpfen immer wieder vorhergesagt (und übrigens, 

wie die hier zusammengestellten Dokumente zeigen, auch von den Faschisten selbst 

in aller Deutlichkeit angekündigt). 

1. Politische und soziale Herkunft der Anhänger   

der NSDAP 

Nr. 54 Reichstagswahlen von 1928-1933 

(vgl. Tabelle S. 87) 

Wenn man die Wahlen von 1928, als die NSDAP nur 2,6% erhielt, mit denen vom 

Juli 1932 vergleicht, als die NSDAP mit 37,4% auf ihrem Höhepunkt war, und zu-

gleich die Parteien zu drei Blöcken – den Arbeiterparteien, den katholischen Par-

teien und den bürgerlichen, liberalen und konservativen Parteien – zusammenfasst, 

so ergibt sich das folgende – eindeutige – Bild: (s. S. 88) 
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Aus: E. R. Huber, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 3, Stuttgart 1966, S. 606 f. oo 



 
 1928 

Mill. % 

       Juli 1932   

       Mill. % 

SPD 9,153 29,8 7,960   21,6 

KPD 3,265 10,6 5,283   14,6 

Gesamt 12,418 40,4 13,243   36,2 

Zentrum 3,712 12,1 4,589   12,5 

BVP 0,946 3,1 1,193 3,2 

Gesamt 4,658 15,2 5,782   15,7 

DNVP 4,362 14,2 2,177 5,9 

DVP 2,680 8,7 0,436 1,2 

DDP 1,506 4,9 0,372 1,0 

Landbund 2,200 0,7 0,097 0,3 

Landvolkpartei 0,582 1,9 0,091 0,2 

Bauernpartei 0,481 1,6 0,137 0,4 

Wirtschaftspartei 1,397 4,5 0,147 0,4 

Deutsch-hann. P. 0,196 0,6 0,047 0,1 

Volksrechtspartei 0,483 1,6 0,041 0,1 

Gesamt 11,907 38,7 3,535 9,6 

Die Arbeiterparteien verloren also keine Stimmen (und nur wegen der gestiegenen 

Wahlbeteiligung einige Prozentpunkte); ebenso die katholischen Parteien. Der Auf-

stieg der NSDAP vollzog sich ganz auf Kosten der nichtkatholischen bürgerlichen 

Parteien. 

Nr. 55 Mitgliedsnummern und Mitgliedsstand der NSDAP 1925-1933 

Die Mitgliedsnummern wurden seit 1925 fortlaufend ausgegeben, wobei mehrere 

Zahlenblöcke frei blieben. Durch Austritt usw. freiwerdende Nummern wurden 

nicht neu besetzt. Die Fluktuation war relativ stark, sie wurde von mehreren Gau-

leitern mit 10% bis 15% angegeben, so dass die tatsächliche Mitgliederzahl ent-

sprechend niedriger zu veranschlagen ist. 
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Aufnahmedatum Nummer Aufnahmedatum Nummer 

März 1925 1 Januar1931 400.000 

Juli 1925 10.000 Februar 1931 450.000 

September 1925 20.000 April 1931 500.000 

Januar 1926 30.000 Juni 1931 550.000 

Juni 1926 40.000 August 1931 600.000 

Dezember 1926 50.000 Oktober 1931 650.000 

April 1927 60.000 November 1931 700.000 

November 1927 70.000 Dezember 1931 800.000 

April 1928 80.000 Januar 1932 850.000 

Juni 1928 90.000 Februar 1932 900.000 

1. Oktober 1928 100.000 März 1932 950.000 

September 1929 150.000 April 1932 1.000.000 

Februar 1930 200.000 30. Januar 1933 1.435.530 

Juni 1930 250.000 März 1933 1.500.000 

September 1930 300.000 Mai 1933 3.262.698 

November 1930 350.000   

Aus: A. Tyrell, Führer befiehl . .. Selbstzeugnisse aus der «Kampfzeit» der NSDAP, Düsseldorf 

1969, S. 352.    

Nr. 56 Die Sozialstruktur der NSDAP-Mitglieder 

 

Vergleich der Sozialgliederung der NSDAP und der Gesellschaft 1930 (in Pro-
zenten) 

Berufsgruppe NSDAP Gesellschaft Ges. = 100 

Arbeiter 28,1 45,9   61,2 

Angestellte 25,6 12,0 213,5 

Selbständige 20,7   9,0 230,0 

Beamte 8,3   5,1 162,7 

Beamte 6,6   4,2 157,1 

Lehrer 1,7   0,9 188,8 

Bauern 14,0 10,6 132,0 

Sonstige 

(männl. Personen) 

3,3 17,4   18,9 

 100,0 100,0  

Aus: W. Schäfer, NSDAP. Entwicklung und Struktur der Staatspartei des Dritten Reiches, Hanno-
ver u. Frankfurt 1956, S. 17. 
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Schäfer erfasst hier die Sozialgliederung der Erwerbspersonen in der NSDAP, d.h. 

Pensionäre, Hausfrauen, Studenten und Schüler sind nicht enthalten (sie machen 

1930 6,5% der Mitglieder aus; vgl. P. Manstein, Die Mitglieder und Wähler der 

NSDAP in ihrer schichtmässigen Zusammensetzung, Magisterarbeit, Bonn 1986). 

Nr 57 Tyrell, der neue Dokumente fand, kommentiert die bisher bekannten Anga-

ben wie folgt (S. 379): 

Über die Sozialstruktur der NSDAP-Mitgliedschaft vor 1933 liegen bisher nur we-

nige präzise Daten vor. Eine derart detaillierte Aufschlüsselung von je 10.000 der 

bis zum Dezember 1930 eingetretenen Parteigenossen nach Berufszugehörigkeit 

und Geschlecht ist deshalb von ausserordentlichem Wert. Ausführlich illustriert sie 

alle bisher bekannten Tatsachen: die geringe Zahl der Frauen in der Partei, den 

überaus hohen Anteil der mittelständischen Bevölkerungsschichten, das rapide Zu-

nehmen der landwirtschaftlichen Berufsgruppen seit 1928/29 und den niedrigen 

Anteil der Arbeiterschaft. Mit 30.718, also 8,5% der Gesamtaufnahmen bis Dezem-

ber 1930, ist letzterer nach dieser Aufstellung sogar noch viel niedriger, als bisher 

vermutet wurde. Doch wird er durch die Angabe der offiziellen «Parteistatistik» 

von 1935 bestätigt, die die Zahl der Arbeiter in der Partei vor dem 30. September 

1930 mit 34.000 angibt. Nur durch die imaginäre Bezugszahl 121.000 statt der Mit-

gliederzahl von 300.000 zu diesem Zeitpunkt gewinnt diese den zur Rechtfertigung 

der «Arbeiterpartei» notwendigen optisch viel günstigeren Satz von 28,1%. 

Nach den Berechnungen von Manstein (a a.O.) kann es sich bei den 8,5% aller-

dings nur um die Industriearbeiter handeln. Der Gesamtanteil der Arbeiterschaft 

dürfte etwa 30% betragen. (In die gleiche Richtung geht die Argumentation von J. 

W. Falter, D. Hänisch, Die Anfälligkeit von Arbeitern gegenüber der NSDAP bei 

den Reichstagswahlen 1928-1933, in: Archiv für Sozialgeschichte 1986.) Diese Re-

sultate bestätigen die These, dass es sich hauptsächlich um Arbeiter aus kleineren 

Betrieben und in ländlichen Regionen handelte, wo die Arbeiterbewegung nur 

schwach verankert war, die sich für die NSDAP als anfällig erwiesen. 
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Nr. 58 Zur sozialen Zusammensetzung der Wähler findet sich das wichtigste stati-

stische Material in der Dissertation von A. Weber, Soziale Merkmale der NSDAP-

Wähler, Freiburg 1969. Der Autor kommt zu dem Schluss: 

Die NSDAP-Wähler rekrutieren sich zum überwiegenden Teil aus Angehörigen der 

sozialen Mittelschichten (nach dem «amtlichen» Schichtkriterium der Stellung im 

Beruf); dies bestätigen die Ergebnisse der bisherigen Untersuchungen ebenso wie 

die Resultate aus den Gemeinden Baden/Hessens ... Der Arbeiteranteil unter den 

NSDAP-Wählern ist zwar bemerkenswert, aber verhältnismässig gering; er über-

steigt wohl kaum ein Viertel der NSDAP-Wählerschaft und liegt damit unter dem 

des Zentrums (soweit die Schätzungen darüber massgebend sind). Über die 

NSDAP-Wählerschaft der Oberschichten bestehen empirisch nur Anhaltspunkte; 

sie lassen vermuten, dass die Oberschichten wohl weniger stark NSDAP gewählt 

haben als die Mittelschichten insgesamt ... 

Eines der sichersten Ergebnisse sowohl der bisherigen Untersuchungen als auch 

der Analysen der Gemeinden Baden/Hessens ist der geringe Katholikenanteil unter 

den NSDAP-Wählern. Angesichts der Tatsache, dass die damalige Bevölkerung 

Deutschlands überwiegend protestantisch war, ist dieses Resultat nicht überra-

schend; bedeutsam ist aber der Befund, dass wohl weniger als ein Fünftel der 

NSDAP-Wähler der katholischen Konfession angehörten, während der katholische 

Anteil an der Bevölkerung fast ein Drittel betrug ... 

Es muss daraus gefolgert werden, dass die NSDAP in überdurchschnittlichem 

Mass von der Wahlbeteiligungszunahme zu profitieren vermochte und damit wohl 

die Mehrheit der Neuwähler gewinnen konnte. Aus der Verbreitung der Neuwähler 

ist überdies zu folgern, dass, zumindest in Rtgw. 1932, namentlich bisherige Nicht-

wähler der protestantischen Mittelschichten an die Wahlurnen gingen und dabei in 

erster Linie für die NSDAP stimmten. 

Nr. 59 Plakat der NSDAP von 1928 

(vgl. nächste Seite) 

Aus: R. Kühnl, Die nationalsozialistische Linke 1925-1930, Meisenheim 1966, S. 303. 
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Nr. 60 Artikel aus dem Parteiorgan der NSDAP «Völkischer Beobachter», Mün-

chener Ausgabe, 45 (1932), Nr 308 (3. November) 

Handwerker, Gewerbetreibende, Einzelhändler! 

In ihrem seit Jahren gegen die Parteien des Systems und die sogenannten Mittel-

standsparteien geführten Kampfe hat die nationalsozialistische deutsche Freiheits-

bewegung sich immer wieder mit ihren Gegnern auseinandergesetzt und ihnen die 

heuchlerische Maske vom Antlitz gerissen. 

Denn alle diese Parteien – Deutsche Volkspartei, Staatspartei, Bayerische Volks-

partei, Wirtschaftspartei und die vielen Mittelstandsgrüppchen –, die in den letzten 

Wahlen durch die nationalsozialistische deutsche Freiheitsbewegung zerschlagen 

und bis auf kleinste Teile zerrieben wurden, haben in den Jahren seit 1918 für den 

gesamten deutschen Mittelstand nur immer Versprechungen, aber niemals den ern-

sten Willen gehabt und gezeigt, dem Mittelstand wirklich zu helfen und sich für 

seine Rettung einzusetzen. 

Diese Versprechungen, die sich als leer und heuchlerisch erwiesen haben und nie 

eingelöst wurden, dienten lediglich als Köder zum Stimmenfang, und Tausende von 

Mittelständlern waren unklug genug, den System-Parteien die Möglichkeit zu ge-

ben, das Parlament für ihre eigenen parteipolitischen Ziele zu missbrauchen. 

Einmal an der parlamentarischen Futterkrippe sitzend, vergassen alle diese Diä-

tenschinder die Rechte ihrer mittelständischen Wählermassen und lieferten Hand-

werk, Gewerbe und Einzelhandel auf Gedeih und Verderb den liberalistischen und 

marxistischen Systemleuten in die Hände, die das deutsche Wirtschaftsleben ver-

nichtet haben. 

Mittelständler in Handwerk, Gewerbe und Einzelhandel! 

Erinnert euch an die Ereignisse der Revolution von 1918! Vergesst es nie, wie 

galizische Juden und ihre Helfershelfer aus dem roten Verbrechertum in Deutsch-

land hausten! 

Erinnert euch, wie Bäcker- und Metzgerläden und Lebensmittelgeschäfte ge-

plündert und ausgeraubt wurden! 

Erinnert euch, wie die rote bolschewistische Schutzgarde der Juden die Waren-

häuserjüdische Grossfilialbetriebe und schwarz-rot-goldenen Konsumvereine 

durch Aufstellung von Doppelposten bewachte, während man Euch schutzlos aus-

raubte! 

Erinnert euch, wie euch im Jahre 1923 in der Inflation zur Zeit des jüdischen 

Finanzministers Hilferding die Früchte eures Sparsinns, ja euer ganzes, durch fleis- 



sige und unermüdliche Arbeit erworbenes Vermögen geraubt wurden, während 

Bankjuden und Finanzkapitalisten ihre Gelder im Ausland sicherstellten! 

Erinnert Euch der irregeleiteten und irreleitenden Politik des Jahres 1924, in wel-

chem Staatsmänner und Regierungs-Parteien euch mit dem Dawesplan beglückten! 

Der Zentrumskanzler Marx begrüsste damals den Dawesplan «als einen grossen 

Fortschritt»! 

Stresemann nannte den Dawesplan «eine tragbare Reparationslösung, die die 

Grenzen der deutschen Leistungsfähigkeit nicht übersteigt»! 

Der Sozialdemokrat Hilferding erklärte: «Die Annahme der Dawesgesetze ist, 

rein sachlich gesehen, ein ungeheurer Erfolg der sozialdemokratischen Politik»! 

Dr. Bredt, der Führer der Wirtschaftspartei, äusserte im Reichstag: «Wir be-

trachten das Dawes-Abkommen als das Mittel, das dem Kranken die Kraft gibt, die 

schwere Krise zu überstehen»! 

Es fiel das Wort von der «aufgehenden Dollarsonne» und dem «Silberstreifen 

am Horizont», während man hätte sagen müssen, dass ihrem vorübergehenden Auf-

leuchten umso tiefere Schatten und umso grössere Not und Elend folgen werden. 

Mittelständler in Handwerk, Gewerbe und Einzelhandel! 

Erinnert euch, dass mit dem im Jahre 1929 angenommenen Young-Plan, den die 

Sozialdemokratie als eine «glückliche Idee», als einen «grossen Fortschritt» und als 

«die beste Vorsorge für die Zukunft» nicht laut genug preisen konnte und der auch 

von dem System und seinen Parteien aufs Lebhafteste begrüsst wurde und An-

nahme fand, der Niedergang unseres gesamten Wirtschaftslebens mit Riesenschrit-

ten weiter vorwärts eilte. 

Erinnert euch, dass auch alle Versprechungen des Zentrumskanzlers Brüning 

aufgingen in das Nichts einer Seifenblase und dass die von Brüning nach seiner 

zweiten Notverordnung versprochenen finanziellen Erleichterungen für den gewer-

betreibenden Mittelstand ohne jedes praktische Ergebnis waren! 

Die Arbeitslosigkeit stieg in den Jahren 1928 bis 1932 von 1,5 Millionen auf 8,2 

Millionen. 

Das gesamte Volkseinkommen ging im Wirtschaftsjahr 1931/32 gegenüber dem 

Jahre 1928/29 um 20,8 Milliarden RM zurück. 

Die Zinslasten erfuhren seit dem Jahre 1926 eine Steigerung von 425 Millionen 

auf 910 Millionen RM. 
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Die Konkurse stiegen von 3‘957 im Jahre 1928 auf 6‘541 im Jahre 1931; davon 

wurden 1516 mangels Masse abgelehnt. 

Vergleichsverfahren wurden im Jahre 1928 1‘376, im Jahre 1931 3‘517 bean-

tragt. 

Mittelständler in Handwerk, Gewerbe und Einzelhandel! 

So sehen sie aus, die Errungenschaften des Novembersystems! 

So sehen sie aus, die Erfolge der Scheidemänner, Stresemänner und ihrer Par-

teien! 

Sie waren nicht imstande, den unaufhaltsam vorwärtsschreitenden Niedergang 

des deutschen Wirtschaftslebens aufzuhalten! 

Unfähig zu allen staats- und wirtschaftsaufbauenden Leistungen, liessen sie das 

schaffende deutsche Volk, besonders auch den deutschen gewerbetreibenden Mit-

telstand in allen seinen Schichten tiefer in Unfreiheit, Not und Vermögensverfall 

versinken! 

Trotz des klaren und eindeutigen Wortlauts des Artikels 164 der Reichsverfas-

sung vom 11. August 1919, welche von allen Regierungen des Systems beschworen 

wurde, und der da lautet: 

«Der selbständige Mittelstand in Landwirtschaft, Gewerbe und Handel ist in Ge-

setzgebung und Verwaltung zu fördern und gegen Überbelastung und Aufsaugung 

zu schützen» 

unterliess das System und seine Parteien alles, was zur Wahrung und Rettung 

des deutschen gewerbetreibenden Mittelstandes hätte geschehen können und ge-

schehen müssen, ja, sie führten dessen weiteren Niederbruch geradezu herbei! 

Anstatt im Sinne der Reichsverfassung den gewerbetreibenden Mittelstand zu 

schützen, wurden seine schlimmsten Feinde 

Warenhaus-Konzerne und Konsum-Vereine 

mit Reichsmitteln unterstützt und gefördert. 

Der Karstadt-Konzern erhielt trotz seiner Verlustwirtschaft 25 Millionen RM. 

Die Konsumvereine erhielten trotz ihrer mittelstandsfeindlichen Tendenzen 20 Mil-

lionen RM 

aus den Mitteln der Steuerzahler. 

Der masslosen, den Mittelstand vernichtenden Ausbreitung von Warenhäusern, 

Einheitspreis-Geschäften, Grossfilialbetrieben und Konsumvereinen wurde von 

Seiten des Systems und seiner Parteien in keiner Weise Einhalt geboten! 

Die Umsätze der Warenhäuser betrugen im Jahre 1931 1,5 Milliarden RM, der 

95 



Einheitspreisgeschäfte 263,5 Millionen RM und der Konsumvereine 1,4 Milliarden 

RM. 

Durch diese Entwicklung wurden Hunderttausende von selbständigen Existen-

zen des gewerbetreibenden Mittelstandes verdrängt, und zugleich abermals Hun-

derttausende von Angestellten und Arbeitern des gewerbetreibenden Mittelstandes 

zur Arbeitslosigkeit verurteilt. 

Eine unnachsichtige und alles erträgliche Mass übersteigende Besteuerung führte 

zur Erdrosselung des gewerbetreibenden Mittelstandes, während die ungerechte 

steuerliche Bevorzugung von Warenhäusern, Grossfilialbetrieben und Konsumver-

einen deren Aufblähung direkt förderte. 

Für die Sanierung der Grossbanken, die dem Reich einen Verlust von nahezu 

450 Millionen RM einbrachte, wurden immer neue Riesenbeträge verwendet, wäh-

rend der gewerbliche Mittelstand an den Zinsen für die ihm vom Finanzkapital ge-

währten geringen Kredite verblutet. 

Keiner der vielen, so gerne als mittelstandsfreundlich geltenden Parteien haben 

in all diesen Jahren auch nur das Geringste getan, um dieser für den deutschen ge-

werbetreibenden Mittelstand verderblichen Entwicklung unserer wirtschaftlichen 

Verhältnisse eine Schranke zu setzen. 

Der Artikel ist abgedruckt in: Winkler, Anhang. 

2. Programm und Ideologie der NSDAP 

a)  Das Parteiprogramm der NSDAP vom 25. Februar 

1920 

Nr. 61 

Das Programm der Deutschen Arbeiterpartei ist ein Zeit-Programm. Die Führer 

lehnen es ab, nach Erreichung der im Programm aufgestellten Ziele neue aufzustel-

len, nur zu dem Zweck, um durch künstlich gesteigerte Unzufriedenheit der Massen 

das Fortbestehen der Partei zu ermöglichen. 
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1. Wir fordern den Zusammenschluss aller Deutschen auf Grund des Selbstbestim-

mungsrechtes der Völker zu einem Gross-Deutschland. 

2. Wir fordern die Gleichberechtigung des deutschen Volkes gegenüber den ande-

ren Nationen, Aufhebung der Friedensverträge von Versailles und St. Germain. 

3. Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unseres Volkes und 

Ansiedlung unseres Bevölkerungsüberschusses. 

4. Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, 

wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude 

kann daher Volksgenosse sein. 

5. Wer nicht Staatsbürger ist, soll nur als Gast in Deutschland leben können und 

muss unter Fremdengesetzgebung stehen. 

6. Das Recht, über Führung und Gesetze des Staates zu bestimmen, darf nur dem 

Staatsbürger zustehen. Daher fordern wir, dass jedes öffentliche Amt, gleich-

gültig welcher Art, gleich ob im Reich, Land oder Gemeinde, nur durch Staats-

bürger bekleidet werden darf. 

Wir bekämpfen die korrumpierende Pari aments Wirtschaft einer Stellenbeset-

zung nur nach Parteigesichtspunkten ohne Rücksicht auf Charakter und Fähig-

keiten. 

7. Wir fordern, dass sich der Staat verpflichtet, in erster Linie für die Erwerbsund 

Lebensmöglichkeit der Staatsbürger zu sorgen. Wenn es nicht möglich ist, die 

Gesamtbevölkerung des Staates zu ernähren, so sind die Angehörigen fremder 

Nationen (Nicht-Staatsbürger) aus dem Reiche auszuweisen. 

8. Jede weitere Einwanderung Nicht-Deutscher ist zu verhindern. Wir fordern, 

dass alle Nicht-Deutschen, die seit 2. August 1914 in Deutschland eingewan-

dert sind, sofort zum Verlassen des Reiches gezwungen werden. 

9. Alle Staatsbürger müssen gleiche Rechte und Pflichten besitzen. 

10. Erste Pflicht jedes Staatsbürgers muss sein, geistig oder körperlich zu schaffen. 

Die Tätigkeit des Einzelnen darf nicht gegen die Interessen der Allgemeinheit 

verstossen, sondern muss im Rahmen des Gesamten und zum Nutzen aller er-

folgen. 

Daher fordern wir: 

11. Abschaffung des arbeits- und mühelosen Einkommens. Brechung der Zins-

knechtschaft. 

12. Im Hinblick auf die ungeheuren Opfer an Gut und Blut, die jeder Krieg vom 

Volke fordert, muss die persönliche Bereicherung durch den Krieg als Verbre- 
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chen am Volke bezeichnet werden. Wir fordern daher restlose Einziehung aller 

Kriegsgewinne. 

13. Wir fordern die Verstaatlichung aller (bisher) bereits vergesellschafteten 

(Trusts) Betriebe. 

14. Wir fordern Gewinnbeteiligung an Grossbetrieben. 

15. Wir fordern einen grosszügigen Ausbau der Alters-Versorgung. 

16. Wir fordern die Schaffung eines gesunden Mittelstandes und seine Erhaltung, 

sofortige Kommunalisierung der Gross-Warenhäuser und ihre Vermietung zu 

billigen Preisen an kleine Gewerbetreibende, schärfste Berücksichtigung aller 

kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferung an den Staat, die Länder oder Ge-

meinden. 

17. Wir fordern eine unseren nationalen Bedürfnissen angepasste Bodenreform, 

Schaffung eines Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für ge-

meinnützige Zwecke. Abschaffung des Bodenzinses und Verhinderung jeder 

Bodenspekulation.* 

18. Wir fordern den rücksichtslosen Kampf gegen diejenigen, die durch ihre Tätig-

keit das Gemeininteresse schädigen. Gemeine Volksverbrecher, Wucherer, 

Schieber usw. sind mit dem Tode zu bestrafen, ohne Rücksichtnahme auf Kon-

fession und Rasse. 

19. Wir fordern Ersatz für das der materialistischen Weltordnung dienende römi-

sche Recht durch ein deutsches Gemeinrecht. 

20. Um jedem fähigen und fleissigen Deutschen das Erreichen höherer Bildung und 

damit das Einrücken in führende Stellung zu ermöglichen, hat der Staat für ei-

nen gründlichen Ausbau unseres gesamten Volksbildungswesens Sorge zu tra-

gen. Die Lehrpläne aller Bildungsanstalten sind den Erfordernissen des prakti-

schen Lebens anzupassen. Das Erfassen des Staatsgedankens muss bereits mit 

dem Beginn des Verständnisses durch die Schule (Staatsbürgerkunde) erzielt  

* Zu diesem Programm hat Adolf Hitler am 13. April 1928 folgende Erklärung verlautbart: 

Erklärung. 

Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punktes 17 des Programms der N.S.D.A.P. von Seiten 

unserer Gegner ist folgende Feststellung notwendig. 

Da die N.S.D.A.P. auf dem Boden des Privateigentums steht, ergibt sich von selbst, dass der Passus 

«Unentgeltliche Enteignung» nur auf die Schaffung gesetzlicher Möglichkeiten Bezug hat, Boden, 

der auf unrechtmässige Weise erworben wurde oder nicht nach den Gesichtspunkten des Volks-

wohls verwaltet wird, wenn nötig, zu enteignen. Dies richtet sich demgemäss in erster Linie gegen 

die jüdischen Grundspekulationsgesellschaften. 

München, den 13. April 1928 gez. Adolf Hitler. 
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werden. Wir fordern die Ausbildung besonders veranlagter Kinder armer Eltern 

ohne Rücksicht auf deren Stand oder Beruf auf Staatskosten. 

21. Der Staat hat für die Hebung der Volksgesundheit zu sorgen durch den Schutz 

der Mutter und des Kindes, durch Verbot der Jugendarbeit, durch Herbeifüh-

rung der körperlichen Ertüchtigung mittels gesetzlicher Festlegung einer Turn- 

und Sportpflicht, durch grösste Unterstützung aller sich mit körperlicher Ju-

gend-Ausbildung beschäftigenden Vereine. 

22. Wir fordern die Abschaffung der Söldnertruppe und die Bildung eines Volks-

heeres. 

23. Wir fordern den gesetzlichen Kampf gegen die bewusste politische Lüge und 

ihre Verbreitung durch die Presse. Um die Schaffung einer deutschen Presse zu 

ermöglichen, fordern wir, dass: 

a) sämtliche Schriftleiter und Mitarbeiter von Zeitungen, die in deutscher Sprache 

erscheinen, Volksgenossen sein müssen, 

b) nichtdeutsche Zeitungen zu ihrem Erscheinen der ausdrücklichen Genehmigung 

des Staates bedürfen. Sie dürfen nicht in deutscher Sprache gedruckt werden, 

c) jede finanzielle Beteiligung an deutschen Zeitungen oder deren Beeinflussung 

durch Nicht-Deutsche gesetzlich verboten wird und fordern als Strafe für Über-

tretungen die Schliessung eines solchen Zeitungsbetriebes, sowie die sofortige 

Ausweisung der daran beteiligten Nicht-Deutschen aus dem Reich. 

Zeitungen, die gegen das Gemeinwohl verstossen, sind zu verbieten. Wir for-

dern den gesetzlichen Kampf gegen eine Kunst- und Literatur-Richtung, die ei-

nen zersetzenden Einfluss auf unser Volksleben ausübt und die Schliessung von 

Veranstaltungen, die gegen vorstehende Forderungen verstossen. 

24. Wir fordern die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staat, soweit sie nicht 

dessen Bestand gefährden oder gegen das Sittlichkeits- und Moralgefühl der 

germanischen Rasse verstossen. 

Die Partei als solche vertritt den Standpunkt eines positiven Christentums, ohne 

sich konfessionell an ein bestimmtes Bekenntnis zu binden. Sie bekämpft den 

jüdisch-materialistischen Geist in und ausser uns und ist überzeugt, dass eine 

dauernde Genesung unseres Volkes nur erfolgen kann von innen heraus auf der 

Grundlage: Gemeinnutz vor Eigennutz. 

25. Zur Durchführung alles dessen fordern wir: Die Schaffung einer starken Zen-

tralgewalt des Reiches. Unbedingte Autorität des politischen Zentralparlaments 

über das gesamte Reich und seine Organisationen im Allgemeinen. 
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Die Bildung von Stände- und Berufskammern zur Durchführung der vom 

Reich erlassenen Rahmengesetze in den einzelnen Bundesstaaten. 

Die Führer der Partei versprechen, wenn nötig unter Einsatz des eigenen Le-

bens für die Durchführung der vorstehenden Punkte rücksichtslos einzutreten. 

Aus: G. Feder, Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen Grundgedanken, München 

1934, S. 15 ff. 

Bezeichnend für die Eliminierung «linker» Elemente ist die 1928 verkündete par-

teioffizielle «Erklärung» zu Punkt 17 (vgl. S. 97). 

b) Hitlers Auffassung vom Nationalsozialismus 

Nr. 62 «Mein Kampf» 

1.  Über Marxismus und Arbeiterbewegung, ihre richtige Bekämpfung und die 

Unzulänglichkeit der bürgerlichen Parteien 

Wenn an der Front die Besten fielen, dann konnte man zu Hause wenigstens das 

Ungeziefer vertilgen. 

Stattdessen aber streckte Seine Majestät der Kaiser selber den alten Verbrechern 

die Hand entgegen und gab den hinterlistigen Meuchelmördern der Nation damit 

Schonung und Möglichkeit der inneren Fassung. 

Nun also konnte die Schlange wieder Weiterarbeiten, vorsichtiger als früher, al-

lein nur desto gefährlicher. Während die Ehrlichen vom Burgfrieden träumten, or-

ganisierten die meineidigen Verbrecher die Revolution. 

Dass man damals sich zu dieser entsetzlichen Halbheit entschloss, machte mich 

innerlich immer unzufriedener; dass das Ende dessen aber ein so entsetzliches sein 

würde, hätte auch ich damals noch nicht für möglich gehalten. 

Was aber musste man nun tun? Die Führer der ganzen Bewegung sofort hinter 

Schloss und Riegel setzen, ihnen den Prozess machen und sie der Nation vom Halse 

schaffen. Man musste rücksichtslos die gesamten militärischen Machtmittel einset-

zen zur Ausrottung dieser Pestilenz. Die Parteien waren aufzulösen, der Reichstag 
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wenn nötig mit Bajonetten zur Vernunft zu bringen, am besten aber sofort aufzuhe-

ben ... 

Jeder Versuch, eine Weltanschauung mit Machtmitteln zu bekämpfen, scheitert 

am Ende, solange nicht der Kampf die Form des Angriffs für eine neue geistige 

Einstellung erhält. Nur im Ringen zweier Weltanschauungen miteinander, vermag 

die Waffe der brutalen Gewalt, beharrlich und rücksichtslos eingesetzt, die Ent-

scheidung für die von ihr unterstützte Seite herbeizuführen. 

Daran aber war bislang noch immer die Bekämpfung des Marxismus gescheitert. 

Das war der Grund, warum auch Bismarcks Sozialistengesetzgebung endlich 

trotz allem versagte und versagen musste. Es fehlte die Plattform einer neuen Welt-

anschauung, für deren Aufstieg der Kampf hätte gekämpft werden können. Denn 

dass das Gefasel von einer sogenannten «Staatsautorität» oder der «Ruhe und Ord-

nung» eine geeignete Grundlage für den geistigen Antrieb eines Kampfes auf Leben 

und Tod sein könnte, wird nur die sprichwörtliche Weisheit höherer Ministerialbe-

amter zu vermeinen fertigbringen. 

Je mehr ich mich damals mit dem Gedanken einer notwendigen Änderung der 

Haltung der staatlichen Regierungen zur Sozialdemokratie als der augenblicklichen 

Verkörperung des Marxismus beschäftigte, umso mehr erkannte ich das Fehlen ei-

nes brauchbaren Ersatzes für diese Lehre. Was sollte man denn den Massen geben, 

wenn angenommen, die Sozialdemokratie gebrochen worden wäre? Nicht eine Be-

wegung war vorhanden, von der man hätte erwarten können, dass es ihr gelingen 

würde, die grossen Scharen der nun mehr oder weniger führerlos gewordenen Ar-

beiter in ihren Bann zu ziehen. Es ist unsinnig und mehr als dumm zu meinen, dass 

der aus der Klassenpartei ausgeschiedene internationale Fanatiker nun augenblick-

lich in eine bürgerliche Partei, also in eine neue Klassenorganisation einrücken 

werde. Denn so unangenehm dies verschiedenen Organisationen auch sein mag, so 

kann doch nicht weggeleugnet werden, dass den bürgerlichen Politikern die Klas-

senscheidung zu einem sehr grossen Teile so lange als ganz selbstverständlich er-

scheint, solange sie sich nicht politisch zu ihren Ungunsten auszuwirken beginnt. 

Die «bürgerlichen» Parteien, wie sie sich selbst bezeichnen, werden niemals 

mehr die «proletarischen» Massen an ihr Lager zu fesseln vermögen, da sich hier 

zwei Welten gegenüberstehen, teils natürlich, teils künstlich getrennt, deren Ver-

haltungszustand zueinander nur der Kampf sein kann. Siegen aber wird hier der 

jüngere und dies wäre der Marxismus. 

S. 186-191. 
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2.  Über die Dummheit des Volkes, die richtige Propaganda und Reklame und 

die Nützlichkeit der Religion 

Jede Propaganda hat volkstümlich zu sein und ihr geistiges Niveau einzustellen 

nach der Aufnahmefähigkeit des Beschränktesten unter denen, an die sie sich zu 

richten gedenkt. Damit wird ihre rein geistige Höhe umso tiefer zu stellen sein, je 

grösser die zu erfassende Masse der Menschen sein soll. Handelt es sich aber, wie 

bei der Propaganda für die Durchhaltung eines Krieges, darum, ein ganzes Völk in 

ihren Wirkungsbereich zu ziehen, so kann die Vorsicht bei der Vermeidung zu ho-

her geistiger Voraussetzungen gar nicht gross genug sein ... 

Je bescheidener dann ihr wissenschaftlicher Ballast ist und je mehr sie aus-

schliesslich auf das Fühlen der Masse Rücksicht nimmt, umso durchschlagender 

der Erfolg. Dieser aber ist der beste Beweis für die Richtigkeit oder Unrichtigkeit 

einer Propaganda und nicht die gelungene Befriedigung einiger Gelehrter oder 

ästhetischer Jünglinge. 

Gerade darin liegt die Kunst der Propaganda, dass sie, die gefühlsmässige Vor-

stellungswelt der grossen Masse begreifend, in psychologisch richtiger Form den 

Weg zur Aufmerksamkeit und weiter zum Herzen der breiten Masse findet. Dass 

dies von unseren Neunmalklugen nicht begriffen wird, beweist nur deren Denkfaul-

heit oder Einbildung. 

Versteht man aber die Notwendigkeit der Einstellung der Werbekunst der Propa-

ganda auf die breite Masse, so ergibt sich weiter schon daraus folgende Lehre: 

Es ist falsch, der Propaganda die Vielseitigkeit etwa des wissenschaftlichen Un-

terrichtes geben zu wollen. 

Die Aufnahmemöglichkeit der grossen Masse ist nur sehr beschränkt, das Ver-

ständnis klein, dafür jedoch die Vergesslichkeit gross. Aus diesen Tatsachen heraus 

hat sich jede wirkungsvolle Propaganda auf nur sehr wenige Punkte zu beschränken 

und diese schlagwortartig so lange zu verwerten, bis auch bestimmt der Letzte unter 

einem solchen Worte das Gewollte sich vorzustellen vermag. Sowie man diesen 

Grundsatz opfert und vielseitig werden will, wird man die Wirkung zum Zerflattern 

bringen, da die Menge den gebotenen Stoff weder zu verdauen noch zu behalten 

vermag. Damit aber wird das Ergebnis wieder abgeschwächt und endlich aufgeho-

ben ... 

Was würde man zum Beispiel über ein Plakat sagen, das eine neue Seife anprei-

sen soll, dabei jedoch auch andere Seifen als «gut» bezeichnet? 
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Man würde darüber nur den Kopf schütteln. 

Genau so verhält es sich aber auch mit politischer Reklame. 

Die Aufgabe der Propaganda ist zum Beispiel nicht ein Abwägen der verschie-

denen Rechte, sondern das ausschliessliche Betonen des einen eben durch sie zu 

vertretenden. Sie hat nicht objektiv auch die Wahrheit, soweit sie den anderen gün-

stig ist, zu erforschen, um sie dann der Masse in doktrinärer Aufrichtigkeit vorzu-

setzen, sondern ununterbrochen der eigenen zu dienen ... 

Die breite Masse eines Volkes besteht nicht aus Philosophen; gerade aber für die 

Masse ist der Glaube häufig die einzige Grundlage einer sittlichen Weltanschauung 

überhaupt. Die verschiedenen Ersatzmittel haben sich im Erfolg nicht so zweck-

mässig erwiesen, als dass man in ihnen eine nützliche Ablösung der bisherigen re-

ligiösen Bekenntnisse zu erblicken vermöchte. Sollen aber die religiöse Lehre und 

der Glaube die breiten Schichten wirklich erfassen, dann ist die unbedingte Autori-

tät des Inhalts dieses Glaubens das Fundament jeder Wirklichkeit. Was dann für das 

allgemeine Leben der jeweilige Lebensstil ist, ohne den sicherlich auch Hundert-

tausende von hochstehenden Menschen vernünftig und klug leben würden, Millio-

nen andere aber eben nicht, das sind für den Staat die Staatsgrundgesetze und für 

die jeweilige Religion die Dogmen. Durch sie erst wird die schwankende und un-

endlich auslegbare, rein geistige Idee bestimmt abgesteckt und in eine Form ge-

bracht, ohne die sie niemals Glauben werden könnte. Im anderen Falle würde die 

Idee über eine metaphysische Anschauung, ja, kurz gesagt, philosophische Mei-

nung nie hinauswachsen. Der Angriff gegen die Dogmen an sich gleicht deshalb 

auch sehr stark dem Kampfe gegen die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen des 

Staates, und so wie dieser sein Ende in einer vollständigen staatlichen Anarchie 

finden würde, so der andere in einem wertlosen religiösen Nihilismus. 

Für den Politiker aber darf die Abschätzung des Wertes einer Religion weniger 

durch die ihr etwa anhaftenden Mängel bestimmt werden als vielmehr durch die 

Güte eines ersichtlich besseren Ersatzes. Solange aber ein solcher anscheinend fehlt, 

kann das Vorhandene nur von Narren oder Verbrechern demoliert werden. 

S. 197-200 u. 293 f. 
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3. Über Rasse, Autorität, Lebenskampf, Wirtschaft und Demokratie 

Es wäre ein Wahnwitz, den Wert des Menschen nach seiner Rassenzugehörigkeit 

abschätzen zu wollen, mithin dem marxistischen Standpunkt: Mensch ist gleich 

Mensch den Krieg zu erklären, wenn man dann doch nicht entschlossen ist, auch 

die letzten Konsequenzen zu ziehen. Die letzte Konsequenz der Anerkennung der 

Bedeutung des Blutes, also der rassenmässigen Grundlage im Allgemeinen, ist aber 

die Übertragung dieser Einschätzung auf die einzelne Person. So wie ich im Allge-

meinen die Völker auf Grund ihrer rassischen Zugehörigkeit verschieden bewerten 

muss, so auch die einzelnen Menschen innerhalb einer Volksgemeinschaft. Die 

Feststellung, dass Volk nicht gleich Volk ist, überträgt sich dann auf den einzelnen 

Menschen innerhalb einer Volksgemeinschaft... 

Eine Weltanschauung, die sich bestrebt, unter Ablehnung des demokratischen 

Massengedankens, dem besten Volk, also den höchsten Menschen, diese Erde zu 

geben, muss logischerweise auch innerhalb dieses Volkes wieder dem gleichen ari-

stokratischen Prinzip gehorchen und den besten Köpfen die Führung und den höch-

sten Einfluss im betreffenden Volk sichern. Damit baut sie nicht auf dem Gedanken 

der Majorität, sondern auf dem der Persönlichkeit auf... 

Das Aussuchen dieser Köpfe besorgt, wie schon gesagt, vor allem der harte Le-

benskampf selbst. Vieles bricht und geht zugrunde, erweist sich also doch nicht als 

zum Letzten bestimmt, und wenige nur erscheinen zuletzt als auserwählt. Auf den 

Gebieten des Denkens, des künstlerischen Schaffens, ja selbst denen der Wirtschaft 

findet dieser Ausleseprozess auch heute noch statt, obwohl er besonders auf dem 

letzteren schon einer schweren Belastung ausgesetzt ist. Die Verwaltung des Staa-

tes und ebenso die durch die organisierte Wehrkraft der Nation verkörperte Macht 

sind gleichfalls von diesem Gedanken beherrscht. Überall dominiert hier noch die 

Idee der Persönlichkeit, der Autorität derselben nach unten und der Verantwortlich-

keit gegenüber der höheren Person nach oben. Nur das politische Leben hat sich 

heute bereits restlos von diesem natürlichsten Prinzip abgewandt... 

Der Marxismus aber stellt sich als der in Reinkultur gebrachte Versuch des Juden 

dar, auf allen Gebieten des menschlichen Lebens die überragende Bedeutung der 

Persönlichkeit auszuschalten und durch die Zahl der Masse zu ersetzen. Dem ent-

spricht politisch die parlamentarische Regierungsform, die wir, von den kleinsten 

Keimzellen der Gemeinde angefangen bis zur obersten Leitung des gesamten Rei-

ches, so unheilvoll wirken sehen, und wirtschaftlich das System einer Gewerk-

schaftsbewegung, die nicht den wirklichen Interessen des Arbeitnehmers dient,  
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sondern ausschliesslich den zerstörenden Absichten des internationalen Weltjuden. 

In eben dem Masse, in welchem die Wirtschaft der Wirkung des Persönlichkeits-

prinzips entzogen und an Stelle dessen nur den Einflüssen und Einwirkungen der 

Masse ausgeliefert wird, muss sie die im Dienste aller stehende und für alle wert-

volle Leistungsfähigkeit verlieren und allmählich einer sicheren Rückentwicklung 

verfallen. Sämtliche Betriebsratsorganisationen, die, statt die Interessen der Arbei-

ter und Angestellten wahrzunehmen, Einfluss auf die Produktion selbst zu gewin-

nen versuchen, dienen dem gleichen zerstörenden Zwecke. Sie schädigen die Ge-

samtleistung, dadurch in Wirklichkeit aber den Einzelnen. 

S. 492 f. u. 497 f. 

4.  Über die Notwendigkeit des imperialistischen Krieges und der Eroberung 

Russlands 

Die Grenzen des Jahres 1914 bedeuten für die Zukunft der deutschen Nation gar 

nichts. In ihnen lag weder ein Schutz der Vergangenheit, noch läge in ihnen eine 

Stärke für die Zukunft. Das deutsche Volk wird durch sie weder seine innere Ge-

schlossenheit erhalten, noch wird seine Ernährung durch sie sichergestellt, noch er-

scheinen diese Grenzen, vom militärischen Gesichtspunkt aus betrachtet, als zweck-

mässig oder auch nur befriedigend, noch können sie endlich das Verhältnis bessern, 

in dem wir uns zur Zeit den anderen Weltmächten oder, besser gesagt, den wirkli-

chen Weltmächten gegenüber befinden. Der Abstand von England wird nicht ver-

kürzt, die Grösse der Union nicht erreicht; ja, nicht einmal Frankreich würde eine 

wesentliche Schmälerung seiner weltpolitischen Bedeutung erfahren. 

Nur eines wäre sicher: Selbst bei günstigem Erfolge würde ein solcher Versuch 

der Wiederherstellung der Grenzen von 1914 zu einer weiteren Ausblutung unseres 

Volkskörpers führen in einem Umfange, dass für die das Leben und die Zukunft der 

Nation wirklich sichernden Entschlüsse und Taten kein wertvoller Bluteinsatz mehr 

vorhanden wäre. Im Gegenteil, im Rausche eines solchen seichten Erfolges würde 

man auf jede weitere Zielsetzung umso lieber verzichten, als die «nationale Ehre» 

ja repariert und der kommerziellen Entwicklung, wenigstens bis auf Weiteres, wie-

der einige Tore geöffnet wären. 

Demgegenüber müssen wir Nationalsozialisten unverrückbar an unserem aus-

senpolitischen Ziele festhalten, nämlich dem deutschen Volk den ihm gebührenden 
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Grund und Boden auf dieser Erde zu sichern. Und diese Aktion ist die einzige, die 

vor Gott und unserer deutschen Nachwelt einen Bluteinsatz gerechtfertigt erschei-

nen lässt: Vor Gott, insofern wir auf diese Welt gesetzt sind mit der Bestimmung 

des ewigen Kampfes um das tägliche Brot, als Wesen, denen nichts geschenkt wird, 

und die ihre Stellung als Herren der Erde nur der Genialität und dem Mute verdan-

ken, mit dem sie sich diese zu erkämpfen und zu wahren wissen; vor unserer deut-

schen Nachwelt aber, insofern wir keinen Bürgers Blut vergossen, aus dem nicht 

tausend andere der Nachwelt geschenkt werden... 

Damit ziehen wir Nationalsozialisten bewusst einen Stich unter die aussenpoliti-

sche Richtung unserer Vorkriegszeit. Wir setzen dort an, wo man vor sechs Jahr-

hunderten endete. Wir stoppen den ewigen Germanenzug nach Süden und Westen 

Europas und weisen den Blick nach dem Land im Osten. Wir schliessen endlich ab 

die Kolonial- und Handelspolitik der Vorkriegszeit und gehen über zur Bodenpoli-

tik der Zukunft. 

Wenn wir aber heute in Europa von neuem Grund und Boden reden, können wir 

in erster Linie nur an Russland und die ihm Untertanen Randstaaten denken. 

Das Schicksal selbst scheint uns hier einen Fingerzeig geben zu wollen. Indem 

es Russland dem Bolschewismus überantwortete, raubte es dem russischen Volke 

jene Intelligenz, die bisher dessen staatlichen Bestand herbeiführte und garan-

tierte... 

Das Riesenreich im Osten ist reif zum Zusammenbruch. Und das Ende der Ju-

denherrschaft in Russland wird auch das Ende Russlands als Staat sein. Wir sind 

vom Schicksal ausersehen, Zeugen einer Katastrophe zu werden, die die gewaltig-

ste Bestätigung für die Richtigkeit der völkischen Rassentheorie sein wird. 

1. 738-743. 
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Nr. 63 Adolf Hitler: Der Weg zum Wiederaufstieg. Geheime Broschüre für Industri-

elle von 1927, angefertigt auf Wunsch von Emil Kirdorf (Auszüge). 

Sehr verehrter Herr Geheimrat! 

Mit aufrichtiger Freude komme ich Ihrem Wunsche nach und überreiche Ihnen 

nachstehend die Niederschrift meiner Gedanken über die gegenwärtige Lage 

Deutschlands und der Hoffnungen, die ich trotz allem für einen Wiederaufstieg un-

seres Volkes hege ... 

Nach meinen Kräften will ich versuchen, im Dunkel dieser Tage diesem Willen 

den Weg zu bahnen und werde glücklich sein, wenn Sie, sehr verehrter Herr Ge-

heimrat, helfen wollen, diese Gedanken in Ihren Kreisen zu verbreiten. Denn ich 

glaube an ihren Sieg. 

Mit deutschem Gruss 

Ihr ergebener Adolf Hitler. 

München im August 1927. 

Das deutsche Volk zerfällt immer stärker in zwei sich todfeindlich gegenüberste-

hende Lager. Diese schliessen sich in steigendem Masse gegenseitig ab und ver-

wandeln sich in geschlossene, sich selbst genügende Körper, von denen der eine, 

der marxistische, als Fremdkörper innerhalb des eigenen Volkes alle Beziehungen 

zur Nation leugnet, um stattdessen die Verbindung zu analogen Gebilden anderer 

Nationen aufzunehmen. Diese jeder Vernunft widersprechende Abkastung und Ent-

fremdung des Marxismus dem eigenen Volk gegenüber findet ein analoges Beispiel 

nur in der frühen Geschichte des Christentums, das sich auch als Staat innerhalb des 

römischen Staates ausserhalb der allgemeinen Interessengemeinschaft stellte und 

damit zur Ursache des merkwürdigen Zusammenbruches eines Weltreiches wurde, 

das dem Anprall technisch und organisatorisch weit unterlegener Germanenhaufen 

nicht mehr den geschlossenen Widerstand des gesamten Staates entgegensetzen 

konnte. 

Aus ganz ähnlichen Gründen hat Deutschland den Weltkrieg verloren. Ange-

sichts eines solchen tatsächlichen Zustandes ist aber jede Hoffnung auf politischen 

Wiederaufstieg reinste Utopie. Denn die Voraussetzung zu einer wirklichen Wie-

dererhebung der deutschen Nation ist nicht die Erfüllung und Befriedigung von so 

und soviel Forderungen des Tages, als vielmehr die Wiedergewinnung der inneren 

Kraft der Nation, die in einer allgemeinen solidarischen Erkenntnis über die Not- 
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wendigkeit ihres Bestandes und der daraus sich ergebenden Verbundenheit liegt. 

Diese aber fehlt. 

Trotzdem können das Reich und der deutsche Nationalkörper noch eine gewisse 

Zeitlang leben, so wie der von der Tuberkulose befallene Mensch auch nicht au-

genblicklich stirbt. Allein solches Leben ist nicht identisch mit Gesundheit ... 

Jedes Volk braucht zur Entfaltung seines eigenen Ichs den nötigen Raum auf 

dieser Welt. Die Aufgabe der Politik ist es, dafür zu sorgen, dass einer veränderli-

chen Zahl der starre Raum stets angepasst und angeglichen wird. Da ein Volk nur 

dann als gesund bezeichnet werden darf, wenn es am allgemeinen Lebenskampf 

teilnimmt, dieser aber als Voraussetzung die Vermehrung eines Volkes hat, muss 

die Politik es als ihre höchste Aufgabe betrachten, diesem natürlichen Imperialis-

mus die ebenso natürliche Befriedigung zu geben. Damit ist in höchstem Sinne ge-

nommen die Politik die Aufgabe, den Lebenskampf einer Nation zu ermöglichen 

durch die laufende Anpassung der Ernährungsgrundlage an die Volkszahl. Ein 

Volk, dessen politische Leitung von diesem Grundsatz abweicht, kann sicherlich 

für den Augenblick leben, ist aber dennoch in einer näheren oder ferneren Zukunft 

dem Tode geweiht. 

Um diese Mission zu erfüllen, braucht man aber neben der Grösse der Einzel-

person die zu einer gemeinsamen Interessengemeinschaft eng zusammengeschlos-

sene Nation. Und dabei sind drei grosse, wesentliche Grundsätze zu beachten. 

Der Bestand und die Zukunft von Völkern auf dieser Erde liegen: 

1. in ihrem eigenen rassischen Wert; 

2. in der Einschätzung, die sie der Bedeutung der Persönlichkeit zollen; 

3. in der Erkenntnis, dass alles Leben in diesem Universum Kampf heisst. 

Den Niedergang der heutigen Zeit sehe ich aber gerade in der Ableugnung dieser 

drei grossen Gesetze und keineswegs in den kleinen missglückten Aktionen unserer 

augenblicklichen politischen Leitung. 

Anstelle des Volks- und Rassenwertes huldigen Millionen von Menschen unse-

res Volkes heute dem Gedanken der Internationalität. 

Anstatt der Kraft und Genialität der Persönlichkeit setzt man, nach dem Wesen 

einer widersinnigen Demokratie, die Majorität der Zahl, also tatsächlich Schwäche 

und Dummheit. 

Und anstatt die Notwendigkeit des Kampfes zu erkennen und zu bejahen, predigt 

man die Theorie des Pazifismus, der Völkerversöhnung und des ewigen Weltfrie-

dens. 
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Diese drei Frevel an der Menschheit, die wir überall in der Geschichte als die 

wahren Verfallszeichen an Völkern und Staaten erkennen können und deren eifrig-

ster Propagandist der internationale Jude ist, sind die charakteristischen Merkmale 

des unser Volk immer mehr beherrschenden Marxismus. Ich sage unser Volk; denn 

so sehr der Marxismus als Organisation umrissen und begrenzt ist, so sehr hat er 

heute bereits als geistige Seuche, wenn auch vielen unbewusst, fast unser gesamtes 

Volk ergriffen ... 

Sie sieht das Problem nicht in der Lösung irgendeiner Majoritätsfrage oder in der 

Herbeiführung einer besonderen Koalition, der Einsetzung einer anderen Regie-

rung, oder der Vorbereitung besserer Wahlen, als vielmehr ausschliesslich in der 

Erziehung zu den oben erwähnten Grundsätzen und in der Beseitigung der aus der 

Verkennung dieser Grundsätze und den Auswirkungen des Marxismus entstande-

nen Zerreissung unseres Volkskörpers. 

Die neue Bewegung lehnt kategorisch jede Standes- und Klassenteilung ab und 

proklamiert an deren Stelle eine zusammenfassende deutsche Einstellung... Die na-

tionalsozialistische Bewegung erkennt weiter als wesentlichste Voraussetzung zur 

Lösung dieser Aufgabe und für die Bildung eines einheitlichen Nationalkörpers die 

restlose Eingliederung des sogenannten vierten Standes in die Volksgemeinschaft. 

Sie sieht darin nicht ein theoretisches Problem, sondern die Lebensvoraussetzung 

für unser Volk. Sie wünscht, dass diese Millionenmasse unseres Volksgutes aus den 

Händen ihrer derzeitigen internationalen, meist undeutschen Verführer und Leiter 

genommen wird und ihre volle Eingliederung in den Rahmen der Nation und des 

Staates findet... 

Sie formuliert aus den beiden bisher missverständlich aufgefassten und daher 

trennenden Begriffen «Nationalismus» und «Sozialismus» einen neuen verbunde-

nen, indem sie feststellt, dass höchster Nationalismus wesensgleich ist mit höchster 

Vorsorge und höchster Sozialismus gleich ist mit höchster Volks- und Vaterlands-

liebe und mithin beides die verantwortliche Erfüllung ein und derselben völkischen 

Pflicht darstellt... 

Die nationalsozialistische Bewegung ist keine parlamentarische Partei. Sie er-

wartet nicht, dass die Schicksalsfragen der deutschen Nation auf dem Wege der 

Majoritätsbestimmung gelöst werden könnten. Allein sie ist überzeugt, dass der 

Geist, den sie predigt, eines Tages auch der Geist jener Institution sein wird, die als 

letzter Rest und zugleich als Schule für die Zukunft vom alten Heere übrigblieb. 

Die Organisation der Wehrkraft eines Volkes, mag sie gross oder klein sein, steht 

immer in innerer Beziehung zu einer Lehre des Wertes der Persönlichkeit, des 

Kampfes und der Vaterlandsliebe. Ungewollt und unbewusst werden sich Bewe- 
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gung und Heer einst in demselben Masse nähern, in dem der offizielle Staat völ-

kisch korrupter, persönlich entwertet und pazifistisch feiger wird. 

Die Broschüre ist vollständig abgedruckt in: H.A. Turner, Faschismus und Kapitalismus in 

Deutschland, Göttingen 1972, S. 41-59. 

c)  Programmatische und ideologische Konflikte in der 

NSDAP 

Nr 64 «Die 14 Thesen der Deutschen Revolution» (Auszüge) 

I 

Die Deutsche Revolution 

verneint vor Gott und der Welt die Verbindlichkeit der auf der Lüge von Deutsch-

lands Schuld aufgebauten, durch brutale Gewalt erpressten «Friedensverträge» von 

Versailles und St. Germain und führt einen unermüdlichen, fanatischen Kampf mit 

allen Mitteln bis zur völligen Vernichtung dieser Diktatur und aller auf sie gegrün-

deten Abmachungen. 

II 

Die Deutsche Revolution 

proklamiert die Freiheit der Deutschen Nation in einem starken, alle deutschen 

Stämme des mitteleuropäischen Siedlungsraumes umfassenden deutschen Staat, 

der von der Memel bis Strassburg, von Eupen bis Wien die Deutschen des Mutter-

landes und der unerlösten Gebiete umfasst und kraft seiner Grösse und Fähigkeit 

das Rückgrat und Herz des weissen Europa bildet.... 

XI 

Die Deutsche Revolution 

sieht dies Wohl der Nation nicht in der Häufung materieller Werte, nicht in einer 

uferlosen Steigerung des Lebensstandards, sondern ausschliesslich in der Gesun-

dung und Gesunderhaltung jenes gottgewollten Organismus der Nation, auf dass 
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dieser deutschen Nation die Erfüllung der ihr vom Schicksal gestellten Aufgabe 

möglich ist. 

XII. 

Die Deutsche Revolution 

sieht diese Aufgabe in der vollen Entfaltung jener einmaligen völkischen Eigenart 

und kämpft daher mit allen Mitteln gegen rassische Entartung, kulturelle Überfrem-

dung, für völkische Erneuerung und Reinhaltung, für deutsche Kultur... 

XVI. 

... Und um dieser Nation willen scheut die Deutsche Revolution vor keinem Kampf 

zurück, ist ihr kein Opfer zu gross, kein Krieg zu blutig, denn Deutschland muss 

leben! 

Aus: NS-Briefe vom 1. August 1929; vollständig abgedruckt in: R. Kühnl, Die nationalsozialisti-

sche Linke 1925-1930, Meisenheim 1966, S. 288-290; die Thesen repräsentieren die Position des 
«linken» Flügels in der NSDAP. 

Nr. 65 Alfred Rosenberg: Idee und Führer (Auszüge) 

Jede grosse Idee tritt – nach Goethe – gesetzgebend in die Erscheinung. Jede wahr-

haft grosse Zusammenschau aber ist immer eine geistig-seelische Geburt einer Per-

sönlichkeit... 

Eine Idee braucht in dieser Welt zur Darstellung einen Leib. Aus diesem Drange 

entstand der Parthenon ebenso wie die Sixtina und die Neunte Symphonie. Mensch, 

Idee und Werk sind eine raumzeitliche, nie zu trennende Einheit geworden ... 

Die nationalsozialistische Bewegung hat ihr eigenes Gesetz, wonach sie angetre-

ten ist, von den ersten Tagen ihres Daseins an erfahren: Blut und Boden die Vor-

aussetzung allen Wirkens, Persönlichkeit die Krönung eines Volkes, Führung ge-

genüber demokratischer Gleichmacherei, Endkampf dem Gesamtmarxismus, d.h. 

der Sozialdemokratie ebenso wie dem Bolschewismus, Ablösung der unfähigen 

Bürgerschicht durch eine neue Auslese der Nation ... 

Ehe nun eine Idee formender, fortzeugender Typus werden kann, ist sie mit ih-

rem lebenden Erzeuger untrennbar verbunden. Das ist etwas, was jeder, der selbst 

Gedanken hat und formt, ganz ohne Weiteres begreift, das ist aber auch etwas, was 
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jeder germanische noch so schlichte Charakter ebenso tief unmittelbar fühlt. Wenn 

also von aussen her die Feinde einer organischen Erhebung nun versuchen, die 

«Grösse der Idee» scheinbar anzuerkennen und mit Heinrich Heine Namen als 

«Schall und Rauch» bezeichnen, so ist ganz klar, dass wir es hier nicht etwa mit 

«ideellen» Beweggründen, mit «Ideen-Treue» zu tun haben, sondern mit Asphalt-

anlagen, die weder Idee noch grosse Persönlichkeiten zu begreifen, deshalb auch 

nicht zu werten vermögen. 

... Viele treten ein im naiven Glauben, in der Partei ein bequemes Forum für ihre 

Pläne und Plänchen zu finden, da sonst niemand auf sie hören wollte. Diese Leute 

sprachen dann gewöhnlich gern von «der Idee», wobei sie sich nur die Ausgeburten 

ihrer Phantasie vorstellen und den Nationalsozialismus nur als Versuchsobjekt be-

trachten, inwieweit er diesen Ausstrahlungen von allerhand bisher verdrängten 

Komplexen angefügt werden kann. Diesen Leuten ist deshalb auch die Persönlich-

keit des Führers an sich peinlich, weil hier Idee und Gestalt bereits vorliegen und 

für Versuche, sich in Pose zu stellen, verdammt wenig Gelegenheit ist. So betont 

man denn eifrig die «Treue zur Idee» und zieht dann «geschichtliche» Beispiele 

heran, mit denen herumzujonglieren von jeher ein Vergnügen des Kaffeehauses 

gewesen ist.... 

... Jeder, der dieser Idee wirklich treu ist, wird deshalb die heutige Unlösbarkeit 

von Führer und Idee betonen, und Leute obengenannter Art entweder in eiserne 

Zucht nehmen oder – falls noch neben kurierfähigem Ehrgeiz charakterliche Min-

derwertigkeit vorliegt – auszuscheiden haben. 

Gerade die stärksten Persönlichkeiten und die Bewusstesten der nationalsoziali-

stischen Bewegung lehnen es ab, die Partei zu einem öffentlichen Debattierklub 

hereingeschneiter Menschen zu machen, die Geschwätz mit Problemlösung und 

den Federhalter etwa mit Dreschflegeln und Lanzen des Bundschuhs verwechseln. 

Die Idee steht fest, selbstverbunden mit dem Führer, aus ihrem Zentrum erwachsen 

die Beschlüsse, jedes mitgeteilte Wertvolle wird berücksichtigt, dann aber die 

Richtung angegeben!... 

Aus: Völkischer Beobachter vom 3.5. 1930; abgedruckt in: Kühnl, Die NS-Linke, S 348;  

Rosenberg vertrat die Position des Hitlerflügels und der Parteileitung. 
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Nr. 66 Aufruf der Otto-Strasser-Gruppe vom 4. Juli 1930: «Die Sozialisten verlas-

sen die NSDAP» 

Leser, Parteigenossen, Freunde! Mit tiefer Sorge haben wir seit Monaten die Ent-

wicklung der NSDAP verfolgt und mit steigender Befürchtung bemerken müssen, 

wie immer häufiger und in immer wichtigeren Fragen die Partei gegen die Idee des 

Nationalsozialismus verstiess. 

In zahlreichen Fragen der Aussenpolitik, der Innenpolitik und vor allem der Wirt-

schaftspolitik nahm die Partei eine Haltung ein, die immer schwerer in Einklang mit 

den 25 Punkten gebracht werden konnte, in denen wir das alleinige Programm der 

Partei sahen; schwerer noch wog das Gefühl der zunehmenden Verbürgerlichung 

der Partei, einer Voranstellung taktischer Momente über Grundsätze, und die er-

schreckende Beobachtung einer rasch fortschreitenden Verbonzung des Parteiappa-

rates, der damit immer mehr zum Selbstzweck der Bewegung wurde und seine In-

teressen höher stellte als die programmatischen Forderungen der Idee. 

Wir fassten und fassen den Nationalsozialismus als eine bewusst antiimperiali-

stische Bewegung auf, deren Nationalismus sich beschränkt auf Erhaltung und Si-

cherstellung des Lebens und des Wachstums der deutschen Nation ohne irgendwel-

che Herrschaftstendenzen über andere Völker und Länder. Für uns war und ist daher 

die Ablehnung des vom internationalen Kapitalismus und vom westierischen Impe-

rialismus betriebenen Interventionskrieges gegen Russland eine selbstverständliche 

Forderung, die sich ebenso aus unserer Idee wie aus den Notwendigkeiten einer 

deutschen Aussenpolitik ergibt. Wir empfanden daher die immer offener für den 

Interventionskrieg eintretende Haltung der Parteileitung als der Idee widerspre-

chend und den Erfordernissen einer deutschen Aussenpolitik abträgig. 

Für uns war und ist die Zustimmung zum Kampf des indischen Volkes um seine 

Freiheit von englischer Herrschaft und kapitalistischer Ausbeutung eine Notwen-

digkeit, die sich ebenso sehr aus der Tatsache ergibt, dass für eine deutsche Befrei-

ungspolitik jede Schwächung einer Vertragsmacht von Versailles günstig ist, wie 

aus der gefühlsmässigen Zustimmung zu jedem Kampf, den unterdrückte Völker 

gegen ausbeutende Usurpatoren führen, da es eine zwingende Folge unserer Idee 

des Nationalismus ist, dass das Recht der Erfüllung völkischer Eigenart, das wir für 

uns in Anspruch nehmen, auch allen anderen Völkern und Nationen zusteht, wobei 

uns der liberalistische Begriff der «Segnungen der Kultur» unbekannt ist. – Wir 

empfanden daher die Politik der Parteileitung, die offen für den britischen Imperia- 

113 



 

lismus gegen den Freiheitskampf Indiens Stellung nahm, als ebenso den realen In-

teressen Deutschlands wie den ideemässigen Voraussetzungen des Nationalsozia-

lismus widersprechend. 

Wir fassten und fassen den Nationalsozialismus seiner ganzen Natur nach als 

grossdeutsche Bewegung auf, deren innerstaatliche Aufgabe nicht zuletzt die Schaf-

fung des völkischen Grossdeutschlands ist, unter Ablehnung der aus dynastischen, 

religiösen oder willkürlichen (Eingriffe Napoleons!) Gründen entstandenen Einzel-

staaterei, durch die jene einheitliche Zusammenfassung der nationalen Kräfte, wie 

sie zur Befreiung und Selbstbehauptung Deutschlands notwendig ist, nie zu erzielen 

ist. – Wir empfanden daher die immer offener zutage tretende Stellungnahme der 

Parteileitung für das System der Einzelstaaten, deren Rettung und Machterweite-

rung geradezu als eine Aufgabe des Nationalsozialismus proklamiert wurde, als 

ebenso schädlich den staatlichen Interessen wie feindlich der Idee grossdeutscher 

Einigung. 

Wir fassten und fassen den Nationalsozialismus als eine republikanische Bewe-

gung auf, in der für Erbmonarchie so wenig Platz ist wie für alle anderen Vorrechte, 

die nicht auf Leistung für die Nation beruhen. Wir sahen und sehen in ihm die re-

volutionäre Bewegung, die mit einem auf falscher Grundlage beruhenden Obrig-

keitsstaat ebenso aufräumt wie mit der formalen Demokratie und in einem organi-

schen Ständestaat germanischer Demokratie ihr staatliches Ziel sieht. – Wir emp-

fanden daher das von der Parteileitung absichtlich beibehaltene republikanisch-mo-

narchistische Halbdunkel als eine Belastung, die übersteigerte Verehrung für den 

faschistischen Obrigkeitsstaat, wie sie seitens der offiziellen Parteistellen immer 

stärker hervortritt, geradezu als eine Gefahr für die Bewegung und als Sünde gegen 

die Idee. 

Wir hielten und halten den Nationalsozialismus vor allem aber für die grosse 

Antithese des internationalen Kapitalismus, der die vom Marxismus geschändete 

Idee des Sozialismus als der Gemeinwirtschaft einer Nation zugunsten dieser Nation 

durchführt und jenes System der Herrschaft des Geldes über die Arbeit bricht, das 

die Entfaltung der völkischen Seele und die Bildung einer wahren Volksgemein-

schaft zwangsläufig verhindert. 

Für uns bedeutet Sozialismus Bedarfswirtschaft der Nation unter Anteilnahme 

der Gesamtheit der Schaffenden an Besitz, Leitung und Gewinn der ganzen Wirt-

schaft dieser Nation, d.h. also unter Brechung des Besitzmonopols des heutigen ka-

pitalistischen Systems und vor allem unter Brechung des Leitungsmonopols, das 

heute an den Besitztitel gebunden ist. Wir empfanden daher die im Gegensatz zu 

den 25 Punkten immer verwaschener werdende Formulierung unseres sozialisti- 
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schen Wollens, die mehrfachen Abschwächungen, die man an den sozialistischen 

Forderungen des Programms (z.B. an Punkt 17) vornahm, als ein Vergehen gegen 

Geist und Programm des Nationalsozialismus, wogegen wir seit Jahren die soziali-

stischen Forderungen kraftvoll betonten. 

Wir empfanden und empfinden den Nationalsozialismus demgemäss seiner gan-

zen Wesenheit nach als ebenso feindlich dem kapitalistischen Bürgertum wie dem 

internationalen Marxismus und sehen seine Aufgabe in der Überwindung beider, 

ausgehend davon, dass im Marxismus das an sich richtige Gefühl des Sozialismus 

gebunden ist an die falsche Lehre des liberalen Mechanismus und Internationalis-

mus und im Bürgertum das an sich richtige Gefühl des Nationalismus gebunden ist 

an die falsche Lehre des liberalen Rationalismus und Kapitalismus und beide rich-

tigen und wesenhaften Kräfte in dieser unseligen Verbindung unfruchtbar bleiben 

müssen für Nation und Geschichte. Wir sahen und sehen daher in unserer Gegner-

schaft zu Marxismus und Bürgertum keinen Wesenheitsunterschied, da der in bei-

den wirkende Liberalismus sie gleichmässig zu unseren Feinden macht. Wir emp-

fanden daher die immer einseitiger gewordene Kampfparole der Leitung der 

NSDAP «gegen den Marxismus» als eine Halbheit, und in steigendem Masse er-

füllte uns die Befürchtung, dass dahinter eine Sympathie für das Bürgertum steckte, 

das unter der gleichen Parole seine kapitalistischen Interessen vertritt, mit denen wir 

nichts gemein hatten und nichts gemein haben. 

Verstärkt, unterstrichen und sichtbar gemacht wurden diese Befürchtungen 

grundsätzlicher Natur durch die Befürchtungen über die taktischen Wege, die die 

Leitung der NSDAP einschlug. 

Von jeher hat es uns mit Bedauern und Missbehagen erfüllt, dass Adolf Hitler, 

der sich zwar häufig mit fahrenden Kreisen der Unternehmer- und Kapitalisten-

schaft über die Ziele und Wege des Nationalsozialismus aussprach, aber nie Gele-

genheit nahm, mit führenden Kreisen der Arbeiter und Bauern das gleiche zu tun. 

So empfanden wir das daraus resultierende Gefühl, als ob der Nationalsozialismus 

jenen Kreisen näherstünde als diesen, als eine schwere Belastung, umso mehr als 

wir uns sagen mussten, dass die Ehrlichkeit unseres sozialistischen Wollens jede 

Verständigung mit jenen Kreisen ausschlösse, denen die Wahrung ihrer kapitalisti-

schen Rechte immer noch wichtiger war und ist, als die Durchführung nationaler 

Ziele, wenn diese Durchführung den Sozialismus zur Voraussetzung hat. 

Aus dem gleichen Grunde sahen wir mit steigender Sorge die enge Verbindung 

ter Führung mit Hugenberg und der Deutschnationalen Volkspartei, zum Teil auch 
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mit dem Stahlhelm und den sogenannten Vaterländischen, weil alle diese Umstände 

– auch wenn sie, wie beim Volksbegehren taktisch von Fall zu Fall vertretbar sein 

mochten – doch geeignet schienen, eine falsche Vorstellung von unserem Wesen 

zu geben. 

Als Fundamentalsatz aus dem revolutionären Charakter des Nationalsozialismus 

stand und steht für uns die Ablehnung jeder wie immer gearteten Kompromiss- und 

Koalitionspolitik fest, da jede Koalition immer nur der Aufrechterhaltung des be-

stehenden Systems dient, als des Systems der nationalen Unfreiheit und der kapita-

listischen Ausbeutung. Es erscheint uns nach dem Wesen des Nationalsozialismus 

und nach seiner Aufgabe: Durchführung der deutschen Revolution, einfach unmög-

lich, die Parole «Hinein in den Staat» aufzustellen, die wir noch vor zwei Jahren 

beim Stahlhelm mit der ganzen Heftigkeit des revolutionären Wollens bekämpft 

hatten. 

Der Entschluss der Parteileitung, in Thüringen eine Koalitionsregierung mit den 

bürgerlichen Parteien zu bilden, hat in uns daher am stärksten den Glauben erschüt-

tert, dass unsere Auffassung vom Wesen und von der Aufgabe des Nationalsozia-

lismus, wie sie zweifellos im Programm und in der bisherigen Agitation der Partei 

zum Ausdruck kamen, noch aufrechtzuerhalten sei. Unsere damaligen Vorhaltun-

gen wurden seitens der Leitung unbeantwortet gelassen. Damit war die NSDAP in 

der gleichen Lage wie die SPD nach 1918, als sie sich entschloss, mit den Feinden 

ihres wirtschaftspolitischen Wollens zusammenzugehen und damit zwangsläufig 

ihre politischen Ziele verriet. Mit unerbittlicher Konsequenz vollzog sich bei der 

NSDAP die gleiche Linie des Verrats ihrer Grundsätze, wie er sich in der Bewilli-

gung der Kopfsteuer, der Erhöhung der Mieten usw. in Thüringen darstellt. 

Der Einwand, dass die Gefahr staatlicher Verfolgung solche Opfer der Überzeu-

gung notwendig mache, ist nicht nur unrichtig – wie das Verbot in Bayern und 

Preussen zeigt –, sondern höhlt vor allem den Mut und den Charakter der Bewegung 

aus, da mit diesem Argument der Feigheit jeglicher Verrat gedeckt werden kann. 

Während für uns alle Taktik ihr Ende an den Grundsätzen findet, hat die Parteilei-

tung aus «taktischen» Erwägungen immer häufiger und in immer entscheidenderen 

Fragen die Grundsätze des Nationalsozialismus verlassen. 

Hand in Hand mit der Verbürgerlichung der Bewegung ging eine Verbonzung 

der Partei, die geradezu erschreckende Formen annahm. Nicht nur die sogenannten 

höheren SA-Führer, sondern in steigendem Masse auch die politischen Funktionäre 

der Partei entwickelten sich nach ihrer Haltung und ihrer Lebensführung in einer 
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Weise, die ebenso mit den inneren Gesetzen einer revolutionären Bewegung, wie 

mit den Forderungen eines sauberen Charakters in Widerspruch standen. – Die im 

Laufe der Zeit fast allgemein gewordene direkte und indirekte materielle Abhängig-

keit fast aller Funktionäre von der Partei und ihrem Führer, liess jene Atmosphäre 

byzantinischer Würdelosigkeit entstehen, die die Vertretung jeder unabhängigen 

Meinung unmöglich machte und zu jener ideellen und materiellen Korrumpierung 

führen musste, die jeder einzelne Parteigenosse mit steigender Erbitterung sah, ohne 

bei dem ganzen Aufbau der Partei Abhilfe schaffen zu können. Die zahlreichen 

Fehlgriffe bei der Erledigung persönlicher Streitigkeiten innerhalb der Partei haben 

hier ihre tiefste und eigentliche Ursache. 

Diese Entwicklung, die wir hier auf grundsätzlichem, taktischem und organisa-

torischem Gebiet mit steigender Sorge beobachten, hat uns zu jeder Stunde der ver-

gangenen Jahre als erste, tiefe und unnachsichtige Mahner und Gegner gesehen. Die 

fünf Jahrgänge der «Nationalsozialistischen Briefe» geben hierfür ebenso Zeugnis, 

wie die rednerische und persönliche Haltung, die wir ungeachtet des Druckes und 

der Lockung von oben eingenommen haben. In keiner Stunde haben wir aus oppor-

tunistischen Gründen eine Änderung unserer Haltung in Rücksicht gezogen, und oft 

genug standen wir vor der Frage, ob wir angesichts besonderer schwerer Verstösse 

der Parteileitung gegen das Wesen des Nationalsozialismus nicht in aller Öffent-

lichkeit Stellung nehmen mussten. 

Wenn wir das bis heute nicht getan haben, so deshalb, weil die Parteileitung offen 

die 25 Punkte nicht verleugnet hat und weil wir hofften, dass der revolutionäre Geist 

wie er in den Massen der SA und vor allem der Jugend lebendig ist, siegen würde 

über die Verspiesserung einer verbonzten Leitung. 

Diese unsere Hoffnung wurde nunmehr durch den Willensakt der Parteileitung 

unmöglich gemacht. 

Durch einen Brief Adolf Hitlers vom 30. Juni wurde der Berliner Gauleiter der 

NSDAP aufgefordert, eine «rücksichtslose Säuberung» der Partei von allen «Salon-

Bolschewisten» durchzuführen. 

Im Zusammenhang mit dieser Aufforderung wurde gegen die als sozialistisch-

revolutionär bekannten unterzeichneten Parteigenossen der Ausschluss angedroht 

bzw. verfügt. 

Damit war die Trennung der NSDAP von den Zielen und Forderungen der deut-

schen Revolution und den sozialistischen Punkten des Programms seitens der Par-

teileitung offen ausgesprochen. 
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Als aufrechte, unbeugsame Bekenner des Nationalsozialismus, als glühende 

Kämpfer der deutschen Revolution lehnen wir jede Verfälschung des revolutionä-

ren Charakters, des sozialistischen Wollens und der nationalistischen Grundsätze 

des Nationalsozialismus ab und werden nunmehr ausserhalb der ministeriell ge-

wordenen NSDAP das bleiben, was wir immer waren. 

Revolutionäre Nationalsozialisten 

Otto Strasser 

Buchrucker, Herbert Blank, 

Kurt Brandt, Rudolf Manske, 

Sektion Neukölln, Sektion Neukölln, 

Paul Brinkmann, E. Mossakowsky, 

Ortsgruppe Lehnitz, Schriftleiter d. Nat. Soz. 

Bernhard Eger, Pressekonferenz, 

Sektion Friedenau, Alfred Raeschke, 

Paul Gallus,   Sektionsleiter, Sektion Neukölln, 

  Sektion Lichterfelde-Lankwitz, Rudolf Raeschke, 

F. Gaudek, Sektion Neukölln, 

Ortsgruppe Brieselang, Friedrich Reich, 

Grieksch-Franke, Strassen-Zellen-Leiter, 

Ortsgruppe Potsdam, Sektion Friedenau, 

Friedrich Herrmann, Richard Schake, 

Sektion Wilmersdorf, früher Hitler-Jugend-Führer 

Albert Jacubeit, Gau Mecklenburg-Lübeck, 

Strassen-Zellen-Leiter, Ewald Stephan, 

Sektion Friedenau, Ortsgruppe Brieselang, 

Kaumm, Karl Vogt, 

Sektion Neukölln, Sektion Britz, 

Willem Korn, Horst Wauer, 

Leiter der nationalsoz. Sektion Friedenau 

Führerschulen Brandenburg Wettering, 

Günther Kübler, Alfred Wildies, 

Gau Brandenburg, 

Sektion Neukölln, G. Zawacki, 

Sektion Pankow. 

Aus: Der Nationale Sozialist vom 4. Juli 1930, abgedruckt in: Kühnl, Die NS-Linke, S. 292-297. 
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d)  Die Linie der Partei nach dem Ausschluss der  

Otto-Strasser-Gruppe 

Nr. 67 Die Gespräche Hitlers mit Breiting, dem Chefredakteur der konservativen 

«Leipziger Neuesten Nachrichten», im Mai und Juni 1931 (Auszüge) 

Breiting: «... Wir wissen doch alle, dass der mehr sozialistisch ausgerichtete Norden 

vollkommen andere Auslegungen der nationalsozialistischen Grundrechte bevor-

zugt als der Süden. Ich bin mir darüber klar, dass diese soziale Auslegung Ihres 

Programms im Wesentlichen ein Ausdruck des starken Agitationsbedürfnisses Ihres 

Reichspropagandaleiters, des Herrn Goebbels, ist. Wenn aber die Mehrheit Ihrer 

Anhänger sozialistisch gesinnt ist, so besteht doch die Möglichkeit, dass Ihre sozia-

listisch gesinnten Anhänger Ihnen eines schönen Tages davonlaufen, wenn die Ver-

sprechungen nicht gehalten werden.» 

Hitler höhnisch lachend: «Dieses Gedankenspiel kenne ich schon. Sie glauben 

auch, ich wäre nicht fähig, die sozialen Probleme ohne Einverständnis des Bürger-

tums zu lösen. Sie meinen, dass mein soziales Programm nichts als eine Demagogie 

meines Propagandaleiters Dr. Goebbels sei. Was Dr. Goebbels betrifft, ist Folgen-

des zu sagen: Er macht nicht nur die sozialistische Propaganda, sondern auch die 

nationalistische. Die eine geht Hand in Hand mit der andern ... 

Man sollte gut unterscheiden, was bei uns Gefühl und was Vernunft ist. Im Pro-

pagandafeldzug geben wir selbstverständlich den Gefühlen den Vorzug. Bei den 

wirtschaftlichen und sozialen Problemen handeln wir ausschliesslich mit Sachlich-

keit und Vernunft... 

Den Gefallen, das Proletariat weglaufen zu lassen, werde ich meinen Feinden 

nicht tun. Es wird ganz anders kommen, wenn wir die Massen erobert haben, dann 

werden die nationalgesinnte Industrie und Finanz, die Universitätsprofessoren mit 

uns in den Reihen der NSDAP marschieren .... « 

Breiting: «Wie stehen Sie zu der Frage des Privateigentums? Ich habe der letzten 

Juristentagung in Leipzig beigewohnt und von Ihrem Parteigenossen Feder hierauf 

auch keine befriedigende Antwort bekommen. Die Frage des Privateigentums wird 

in bürgerlichen Kreisen sehr stark erörtert, und ich glaube nicht, dass Sie viel Er-

oberungen in bürgerlichen Kreisen machen können, wenn Sie diese Frage nicht klä-

ren. Man hat überhaupt den Eindruck, dass Ihre Redner absichtlich über diesen 
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Punkt Unklarheit lassen, und dass man mit gewissen phantastischen Vorstellungen 

von allgemeiner Gewinnbeteiligung kommunistische und sozialistische Ideen bunt 

durcheinanderwirft. Jeder erhofft doch heute von der Wirtschaft des Dritten Rei-

ches gerade das, was seinem eigenen Interesse entspricht. Der Arbeiter will Ge-

winnbeteiligung am Betrieb, höheren Lohn, staatliche Alterspension usw. Ich finde 

nicht, dass Ihre Parteiführung viel tut, um darüber Klarheit zu schaffen.» 

Hitler etwas erregt: «Ich habe 8.000 bis 10.000 Redner im Lande. Ich kann nicht 

dafür haftbar gemacht werden, in welcher Form alle meine Leute meine Ideen wie-

dergeben. Auf die richtige Wiedergabe meiner Ideen kommt es ja aber auch nicht 

an, es kommt auch nicht darauf an, was die nationalsozialistische oder Ihre Presse 

dazu sagt, es kommt einzig und allein darauf an, dass der Grundgedanke im Wirt-

schaftsprogramm meiner Partei klar herausgestellt wird, und das ist der Autoritäts-

gedanke. Ich will die Autorität, ich will die Persönlichkeit, ich will, dass jeder den 

Besitz, den er sich erobert hat, behalten soll, nach dem Grundsatz: Gemeinnutz geht 

vor Eigennutz. Nur soll der Staat die Kontrolle behalten, und jeder Besitzende soll 

sich als vom Staat Beauftragter fühlen, er hat die Pflicht, seinen Besitz nicht zum 

Missbrauch gegen die Interessen des Staates, gegen die Interessen seiner Volksge-

nossen zu verwenden. Das ist das Entscheidende. Das Dritte Reich wird sich immer 

das Kontrollrecht über die Besitzenden vorbehalten. Wenn Sie sagen, dass das Bür-

gertum sich über die Frage des Privateigentums den Kopf zerbricht, so berührt mich 

das gar nicht. Das Bürgertum verlangt etwa Rücksicht von mir? Ich nehme auf das 

Bürgertum und seine Empfindlichkeiten nicht die allergeringste Rücksicht. Das 

heutige Bürgertum ist im Kern verfault; es hat keinen idealen Schwung mehr, es 

will nur Geld verdienen, und deswegen schädigt es mich, wo es kann. Auch die 

bürgerliche Presse schädigt mich und möchte mich und meine Bewegung am lieb-

sten zum Teufel wünschen. Sie sind doch Repräsentant des Bürgertums. Fragen Sie 

doch Ihr Bürgertum, warum es mir nicht 10 Millionen Mark stiftet zur Gründung 

von SA-Schulen und von Rednerschulen? Wenn das Bürgertum mir 10 Millionen 

Mark zur Verfügung stellt, dann will ich schon dafür sorgen, dass meine Ideen 

draussen im Lande richtig wiedergegeben werden ... 

Das Bürgertum ist auch schuld daran, dass der Marxismus als Seuche am Volks-

körper sich tief einfressen konnte. Der Marxismus wird mit Stumpf und Stiel aus-

gerottet. Glauben Sie, ich mache mit dem Marxismus bei einer Revolution Kom-

promisse? Ich mache keine Kompromisse, keine. Mache ich einen Kompromiss, 
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dann lebt der Marxismus in 30 Jahren wieder auf. Der Marxismus muss getötet 

werden. Er ist die Vorfrucht des Bolschewismus ... 

An dem Tag, wenn die konservativen Kräfte Deutschlands einsehen werden, dass 

ich nur und nur ich mit meiner Partei das deutsche Proletariat für den Staat gewin-

nen kann, und dass es mit den marxistischen Parteien kein parlamentarisches Spiel 

geben darf, dann ist Deutschland für alle Zeiten gerettet, dann können wir einen 

deutschen Volksstaat gründen. Bitte, überzeugen Sie davon die Herren Hugenberg, 

von Papen, auch Dr. Hugo, besonders aber den Reichspräsidenten ... 

Ich bin kein Freund der ‚Masse Mensch’. Der Masse Mensch setze ich die Per-

sönlichkeit entgegen. Nur Männer machen Geschichte, nicht die Massen. Die Mas-

sen müssen geführt werden. Ohne die straffe Führung der Masse sind grosse ge-

schichtliche Entscheidungen undurchführbar. Das Volk muss in eine autoritäre Ord-

nung eingegliedert werden.» 

Breiting: «Dann führen Ihre Gedankengänge doch zwangsläufig zur Diktatur.» 

Hitler: «Diktatur? Nennen Sie das, wie Sie wollen. Ich weiss nicht, ob man das 

in dieses Wort kleiden soll, aber ich bin kein Freund der amorphen Masse, ich bin 

der Todfeind der Demokratie, die uns in das Unglück führte. Ich bin auch kein 

Freund des Frauen Wahlrechts; ich bin ein Gegner des allgemeinen, gleichen und 

geheimen Wahlrechts. Wenn dieser Blödsinn schon gemacht werdet muss, dann 

sollten wir auch unseren Vorteil aus der Demagogie ziehen. Die Frauen werden 

immer für die Ordnung und die Uniform stimmen, darauf können Sie sich verlassen. 

Welch eine Dummheit. An der Wahlurne haben der Professor und die Stallmagd 

die gleichen Rechte!» ... 

Die Gespräche sind vollständig veröffentlicht in: E. Calic, Ohne Maske. Hitler-Breiting Geheim-

gespräche 1931, Frankfurt a.M. 1968. 

Nr. 68 Dienstvorschrift für die Parteiorganisation der NSDAP vom 15. Juli 1932 

(Auszug) 

 

Der Parteigenosse 

Wer Nationalsozialist wird, tritt nicht irgendeiner Partei bei, sondern er wird damit 

Soldat der Freiheitsbewegung Deutschlands. Das bedeutet mehr, weit mehr, als sei-

nen Beitrag zahlen und Mitgliederversammlungen besuchen. Er übernimmt damit 
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die heilige Verpflichtung, alles, was er hat, sich selbst und sein Gut, wenn es sein 

muss, Deutschland zu widmen. Nur wer das kann, soll Nationalsozialist werden. 

Danach muss auch die Auswahl getroffen werden. Wer ist ein Kämpfer! Wer hat 

Charakter! Wer bringt die grössten Opfer! Über kleine Schönheitsfehler – ob je-

mand in der Jugend einen Fehltritt tat – soll man dann hinwegsehen. Ebenso soll 

die PO. (Parteiorganisation; R. K.) kein Schnüffelverein werden. Das Gesunde 

schwitzt das Schlechte aus. Das soll nun nicht bedeuten, dass man bei der Auf-

nahme von Mitgliedern nicht vorsichtig sein soll. Im Gegenteil, heute mehr denn 

je. Haltet vor allem die geborenen Spiesser und Postenreiter fern .... 

Pflichten des Parteigenossen 

Es muss eine Ehre für jeden Parteigenossen sein, unserer herrlichen Bewegung an-

zugehören und ihrem einzigen Führer dienen zu dürfen. 

Deshalb gelten folgende 

10 Gebote für den Nationalsozialisten: 

• Hitlers Entscheid ist endgültig! 

• Verletzt nie die Disziplin, über alles andere können wir sachlich diskutie-

ren! 

• Vergeude nie Deine Zeit in Schwätzereien und selbstgefälliger Kritik, 

sondern fasse an und schaffe! 

• Sei stolz aber nicht dünkelhaft! 

• Das Programm sei Dir ein unantastbares Dogma! 

• Du bist das Aushängeschild der Partei, darnach richte Dein Betragen und 

Auftreten! 

• Übe treue Kameradschaft, dann bist Du ein wahrer Sozialist! 

• Im Kampfe sei zäh und verschwiegen! 

• Mut ist nicht Rüpelhaftigkeit! 

• Recht ist, was der Bewegung und damit Deutschland und Deinem Volke 

nutzt! 

Erkennst Du diese Pflichten an, dann bist Du ein wahrer Soldat Deiner Idee 

und Deines Führers. Aus: Tyrell, Führer befiehl, S. 304 f. 



Nr. 69 Rede Hitlers vor dem Düsseldorfer Industrieclub vom 27. Januar 1932  

(Auszüge) 

Drei Faktoren bestimmen wesentlich das politische Leben eines Volkes. 

Erstens der innere Wert eines Volkes, der als Erbmasse und Erbgut durch die 

Generationen hindurch immer und immer wieder weitergegeben wird, ein Wert, der 

nur dann eine Veränderung erfährt, wenn der Träger dieses Erbgutes, das Volk, sich 

in seiner inneren blutsmässigen Zusammensetzung selbst verändert. Sicher ist, dass 

bestimmte Charakterzüge, bestimmte Tugenden und bestimmte Laster bei Völkern 

solange immer wiederkehren, solange ihre innere Natur, ihre blutsmässige Zusam-

mensetzung sich nicht wesentlich geändert hat... 

Ich sagte, dass dieser Wert verdorben werden kann. Es sind aber vor allem noch 

zwei andere, innerlich verwandte Erscheinungen, die wir in den Verfallszeiten der 

Nationen immer wieder feststellen können. Die eine ist der Ersatz des Persönlich-

keitswertes durch einen nivellierenden, zahlenmässigen Begriff in der Demokratie. 

Die andere ist die Negierung des Volkswertes, die Verneinung der Verschiedenar-

tigkeit der Veranlagung, der Leistung usw. der einzelnen Völker. Wobei die beiden 

Erscheinungen einander bedingen oder zumindest in der Entwicklung beeinflussen. 

Internationalismus und Demokratie sind unzertrennliche Begriffe. Es ist nur lo-

gisch, dass die Demokratie, die im Inneren eines Volkes den besonderen Wert des 

Einzelnen negiert und einen Gesamtwert, einen Zahlenwert an dessen Stelle setzt, 

im Völkerleben genau so verfährt und dort zum Internationalismus ausartet. Im 

Grossen heisst es: Es gibt keine angeborenen Volkswerte, sondern es treten höch-

stens vielleicht augenblickliche Erziehungsunterschiede in Erscheinung; aber zwi-

schen Negern, Ariern, Mongolen und Rothäuten besteht kein wesentlicher Wertun-

terschied. Diese Auffassung, die die Basis unserer ganzen heutigen internationalen 

Gedankenwelt ist und in ihren Auswirkungen so weit führt, dass endlich ein Neger 

in den Sitzungen des Völkerbundes präsidieren kann, führt zwangsläufig in der wei-

teren Konsequenz dahin, dass man gleicherweise erst recht innerhalb eines Volkes 

Unterschiede im Werte der einzelnen Angehörigen dieses Volkes negiert. Damit 

kann natürlich auch jede vorhandene besondere Fähigkeit, jeder vorhandene Grund-

wert eines Volkes praktisch wirkungslos gemacht werden. Denn die Grösse eines 

Volkes ergibt sich nicht aus der Summierung aller Leistungen, sondern letzten En-

des aus der Summierung der Spitzenleistungen. Man sage nicht, dass das Bild, das 

die Kultur der Menschen als ersten Eindruck vermittelt, der Eindruck der Gesamt-

leistung sei. Dieses ganze Kulturgebäude ist ein den Fundamenten und in allen Stei- 
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nen nichts anderes als das Ergebnis der schöpferischen Leistung der Intelligenz, 

des Fleisses einzelner Menschen, in den grössten Ergebnissen auch die grosse 

Schlussleistung einzelner gottbegnadeter Genies, in den Durchschnittsergebnissen 

die Leistung der durchschnittlich fähigen Menschen und im Gesamtergebnis zwei-

fellos das Resultat aus der Anwendung der menschlichen Arbeitskraft zur Verwer-

tung der Schöpfungen von Genies und Talenten. Damit aber ist es natürlich, dass, 

wenn die immer in der Minderzahl befindlichen fähigen Köpfe einer Nation wert-

mässig gleichgesetzt werden all den anderen, damit langsam eine Majorisierung 

des Genies, eine Majorisierung der Fähigkeit und des Persönlichkeitswertes eintre-

ten muss, eine Majorisierung, die man fälschlicherweise dann mit Volksherrschaft 

bezeichnet. Denn dies ist nicht Volksherrschaft, sondern in Wirklichkeit Herrschaft 

der Dummheit, der Mittelmässigkeit, der Halbheit, der Feigheit, der Schwäche, der 

Unzulänglichkeit. Es ist mehr Volksherrschaft, ein Volk auf allen Gebieten des Le-

bens von seinen fähigsten dafür geborenen Einzelwesen regieren und leiten zu las-

sen, als alle Gebiete des Lebens von einer jeweils diesen Gebieten naturnotwendi-

gerweise fremd gegenüberstehenden Majorität verwalten zu lassen. 

Damit aber wird die Demokratie praktisch zur Aufhebung der wirklichen Werte 

eines Volkes führen. Es ist daher auch erklärlich, dass Völker mit einer grossen 

Vergangenheit, von dem Zeitpunkt an, da sie sich unbegrenzter demokratischer 

Massenherrrschaft hingeben, langsam ihre frühere Stellung einbüssen; denn die 

vorhandenen und möglichen Spitzenleistungen Einzelner auf allen Gebieten wer-

den nunmehr dank der Vergewaltigung durch die Zahl praktisch unwirksam ge-

macht... 

Sie haben die Auffassung, meine Herren, dass die deutsche Wirtschaft aufgebaut 

sein müsse auf dem Gedanken des Privateigentums. Nun können Sie einen solchen 

Gedanken des Privateigentums praktisch nur dann aufrechterhalten, wenn er ir-

gendwie auch logisch fundiert erscheint. Dieser Gedanke muss seine ethische Be-

gründung aus der Einsicht in die naturgegebene Notwendigkeit ziehen. 

Er kann nicht etwa damit allein motiviert werden, dass man sagt: Es war bisher 

so, also muss es auch weiter so sein. Denn in Perioden grosser staatlicher Umwäl-

zungen, der Völkerverschiebungen und der Veränderung des Denkens können Ein-

richtungen, Systeme usw. nicht nur deshalb unberührt bleiben, weil sie bisher in 

der gleichen Form bestanden. Es ist das Charakteristische aller wirklich grossen 

revolutionären Epochen der Menschheit, dass sie über solche, nur durch das Alter 
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geheiligte oder auch nun scheinbar durch das Alter geheiligte Formen mit einer 

Leichtigkeit sondergleichen hinweggehen. Es ist daher nötig, derartige überlieferte 

Formen, die aufrechterhalten bleiben sollen, so zu begründen, dass sie als unbedingt 

notwendig, als logisch und richtig angesehen werden können. Und da muss ich sa-

gen: das Privateigentum ist nur dann moralisch und ethisch zu rechtfertigen, wenn 

ich annehme, dass die Leistungen der Menschen verschieden sind. Erst dann kann 

ich feststellen: weil die Leistungen der Menschen verschieden sind, sind auch die 

Ergebnisse der Leistungen verschieden. Wenn aber die Ergebnisse der Leistungen 

der Menschen verschieden sind, ist es zweckmässig, auch die Verwaltung dieser 

Ergebnisse ungefähr im entsprechenden Verhältnis den Menschen zu überlassen. 

Es würde unlogisch sein, die Verwaltung des Ergebnisses einer bestimmten an eine 

Persönlichkeit gebundenen Leistung dem nächstbesten Minderleistungsfähigen 

oder einer Gesamtheit zu übertragen, die schon durch die Tatsache, dass sie die 

Leistung nicht vollbrachte, bewiesen hat, dass sie nicht fähig sein kann, das Ergeb-

nis zu verwalten. Damit muss zugegeben werden, dass die Menschen wirtschaftlich 

nicht auf allen Gebieten von vornherein gleich wertvoll, gleichbedeutend sind. Dies 

zugegeben, ist es jedoch Wahnsinn zu sagen: Auf wirtschaftlichem Gebiete sind 

unbedingt Wertunterschiede vorhanden, auf politischem Gebiete aber nicht! Es ist 

ein Widersinn, wirtschaftlich das Leben auf dem Gedanken der Leistung, des Per-

sönlichkeitswertes, damit praktisch auf der Autorität der Persönlichkeit aufzu-

bauen, politisch aber diese Autorität der Persönlichkeit zu leugnen und das Gesetz 

der grösseren Zahl, die Demokratie, an dessen Stelle zu schieben. Es muss damit 

langsam ein Zwiespalt zwischen der wirtschaftlichen und der politischen Auf-

fassung entstehen; den zu überbrücken man durch Angleichung der ersteren an die 

letztere versuchen wird – versucht hat, denn dieser Zwiespalt ist nicht nur blanke, 

blasse Theorie geblieben. Der Gedanke der Gleichheit der Werte ist unterdessen 

nicht nur politisch, sondern auch schon wirtschaftlich zum System erhoben worden. 

Und nicht etwa bloss in einer abstrakten Theorie: nein, dieses wirtschaftliche Sy-

stem lebt in gigantischen Organisationen – ja, es hat heute bereits ein Riesengebiet 

staatlich erfasst. 

Ich kann aber nicht zwei Grundgedanken als auf die Dauer möglich und tragend 

für das Leben eines Volkes ansehen. Ist die Auffassung richtig, dass die menschli-

che Leistung unterschiedlich ist, muss es auch richtig sein, dass der Wert der Men-

schen im Hinblick auf die Hervorbringung bestimmter Leistungen verschieden ist. 

Es ist dann aber unsinnig, dies nur in Bezug auf ein bestimmtes Gebiet gelten lassen 

zu wollen, auf dem Gebiet der Wirtschaft und ihrer Führung, aber nicht auf dem  
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Gebiet der Führung des Gesamtkampfes um das Leben, nämlich auf dem Gebiet der 

Politik. Es ist vielmehr logisch, dass, wenn ich auf dem Gebiet der Wirtschaft die 

absolute Anerkennung der besonderen Leistungen als die Voraussetzung jeder hö-

heren Kultur anerkenne, ich dann politisch ebenso die besondere Leistung und da-

mit die Autorität der Persönlichkeit voranstellen muss. Wenn aber demgegenüber 

behauptet wird – und zwar von wirtschaftlicher Seite –, dass auf politischem Gebiet 

besondere Fähigkeiten nicht nötig seien, sondern dass hier eine absolute Gleichför-

migkeit der Leistung bestehe, dann wird man eines Tages diese selbe Theorie von 

der Politik auch auf die Wirtschaft übertragen. Der politischen Demokratie analog 

ist auf wirtschaftlichem Gebiet aber der Kommunismus. Wir befinden uns heute in 

einer Periode, in der diese beiden Grundprinzipien in allen Grenzgebieten mitein-

ander ringen und auch bereits in die Wirtschaft eindringen. 

Ein Beispiel: Das Leben fusst in seiner praktischen Betätigung auf der Bedeutung 

der Persönlichkeit. Es wird langsam bedroht durch die Herrschaft der Zahl. Im Staat 

steht aber eine Organisation – das Heer –, die überhaupt nicht irgendwie demokra-

tisiert werden kann, ohne dass sie sich selbst aufgibt. Allein schon ein Beweis für 

die Schwäche einer Weltanschauung, dass sie nicht auf alle Gebiete des Gesamt-

lebens anwendbar ist. Mit anderen Worten: die Armee kann nur bestehen unter Auf-

rechterhaltung des absolut antidemokratischen Grundsatzes unbedingter Autorität 

nach unten und absoluter Verantwortlichkeit nach oben, während demgegenüber 

die Demokratie praktisch völlige Abhängigkeit nach unten und Autorität nach oben 

bedeutet. Das Ergebnis aber ist, dass in einem Staat, in dem das ganze politische 

Leben – angefangen bei der Gemeinde und endigend im Reichstag – sich auf dem 

Gedanken der Demokratie aufbaut, die Armee allmählich ein Fremdkörper werden 

muss, und zwar ein Fremdkörper, der auch unbedingt als Fremdkörper empfunden 

wird. Es ist für die Demokratie eine fremde Vorstellung, eine fremde Weltanschau-

ung, die diesen Körper beseelt. Ein innerer Kampf zwischen der Vertretung der De-

mokratie und der Vertretung der Autorität muss die zwangsläufige Folge sein, ein 

Kampf, wie wir ihn auch in Deutschland erleben ... 

Zusammenfassend: Ich sehe zwei Prinzipien, die sich schroff gegenüberstehen: 

das Prinzip der Demokratie, das überall, wo es sich praktisch auswirkt, das Prinzip 

der Zerstörung ist. Und das Prinzip der Autorität der Persönlichkeit, das ich als das 

Leistungsprinzip bezeichnen möchte, weil alles, was überhaupt Menschen bisher 

leisteten, alle menschlichen Kulturen nur aus der Herrschaft dieses Prinzips heraus 

denkbar sind ... 
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Ich kann die wirtschaftlich bevorzugte Herrenstellung der weissen Rasse der üb-

rigen Welt gegenüber aber gar nicht verstehen, wenn ich sie nicht in engsten Zu-

sammenhang bringe mit einer politischen Herrenauffassung, die der weissen Rasse 

als etwas Natürliches seit vielen Jahrhunderten eigen gewesen und von ihr nach 

aussen hin vertreten worden ist. Greifen Sie irgendein einzelnes Gebiet heraus, neh-

men Sie etwa Indien: England hat Indien nicht auf dem Wege von Recht und Gesetz 

erworben, sondern ohne Rücksicht auf Wünsche, Auffassungen oder Rechtskund-

gebungen der Eingeborenen und hat diese Herrschaft, wenn nötig, mit der brutalsten 

Rücksichtslosigkeit aufrechterhalten. Genauso wie Cortez oder Pizarro Zentralame-

rika und die Nordstaaten von Südamerika einst nicht auf Grund irgendwelcher 

Rechtsansprüche sich aneigneten, sondern aus dem absoluten, angeborenen Herren-

gefühl der weissen Rasse ... 

Die Rede ist vollständig abgedruckt in: M. Domarus (Hg.), Hitler.  

Reden und Proklamationen 1932-1945, Bd. 1, Würzburg 1962. 

3. Der Weg zur Macht 

Nr. 70 Hitler als Reichswehrspitzel 1919 

Mit Sicherheit war Hitler, der sich während der Rätezeit in München aufgehalten 

hat, damit beauftragt, die Unteroffiziere und Mannschaften ausfindig zu machen, 

die während der Rätezeit auf der Seite der kommunistischen Räte gestanden hatten. 

Er erfüllte die ihm übertragene Aufgabe zur vollen Zufriedenheit seiner vorgesetz-

ten Dienststelle und wurde anschliessend zu einem Aufklärungskurs (vom 5. bis 12. 

Juni 1919) kommandiert, in dem unter anderem die zu demobilisierenden und aus 

der Gefangenschaft heimkehrenden Soldaten «bestimmte Grundlagen zu staatsbür-

gerlichem Denken» erhalten sollten. 

Für diese antibolschewistischen Lehrgänge, die vom Reichswehrgruppenkom-

mando 4 (der bayerischen Reichswehr) mit Mitteln der Berliner Reichswehrverwal-

tung und mit privaten Zuwendungen für besonders geeignete und ausgewählte Of-

fiziere und Mannschaften eingerichtet wurden, galten folgende Grundsätze: «Unter 

dem Schutz der jungen Reichswehr muss eine sinnvolle Neubegründung aller in-

nerstaatlichen Verhältnisse unseres Vaterlandes durchgesetzt werden können; erst 
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wenn der Staat wieder Herr im eigenen Haus ist, wird eine Besserung der aussen-

politischen Verhältnisse möglich werden. Die Reichswehr ist als der Eckpfeiler, an 

dem die [...] Reste und die [...] Anfänge unseres sozialen, wirtschaftlichen und 

staatlichen Selbstbestimmungsrechtes festgeknüpft werden müssen...» 

Aus den Akten des Bayerischen Reichswehrgruppenkommandos 4, das am 11. 

Mai 1919 die Nachfolge des Oberkommandos Möhl in München angetreten hatte, 

lässt sich herauslesen, welche Funktionen Hitler übertragen worden sind. Im Rah-

men der Abteilung 1 b/P, die wechselweise als «Nachrichtenabteilung», «Presse- 

und Propagandaabteilung» und «Aufklärungsabteilung» bezeichnet wurde und un-

ter der Leitung des bayerischen Richtersohnes Hauptmann i. G. (im Generalstab) 

Karl Mayr (1883-1945, gestorben im KZ Buchenwald) stand, wurde Hitler nicht als 

«Bildungsoffizier», wie er schreibt, sondern als «Vertrauensmann» («V-Mann») 

eingesetzt. «Bildungsoffiziere» waren in der Regel vom Heeresdienst beurlaubte 

Offiziere, die in München studierten. 

Aus: W. Maser, Die Frühgeschichte der NSDAP. Hitlers Weg bis 1924, Frankfurt a.M. 1965,  
S. 133 f. u. 137. 

Nr. 71 Vernehmung des Generalleutnant von Lossow, des Befehlshabers der 

Reichswehr in Bayern, vor dem Volksgerichtshof in München im März 1924 im 

«Hitler-Prozess» (Auszüge) 

In den letzten Monaten vor dem 8. November, das heisst seit Sommer 1923, war 

ich von befreundeter Seite aus dem Norden orientiert worden, dass man die Rettung 

aus den immer unmöglicher werdenden Verhältnissen in Deutschland erhoffte von 

einem Direktorium, das die Zügel der Regierung ergreifen sollte, von einem rechts 

eingestellten, rein nationalen Direktorium mit diktatorischen Vollmachten, das un-

abhängig sein sollte von parlamentarischen Einflüssen und Hemmungen. Das Di-

rektorium, das, nur aus wenigen vollkommen homogen eingestellten Männern be-

stehend, die nötigen durchgreifenden Massnahmen hätte treffen müssen, um 

Deutschland, das damals nicht nur auf der absteigenden Linie, sondern im vollen 

Sturz in den Abgrund war, zu retten, sollte nicht durch einen Putsch herbeigeführt 

werden, sondern auf Grund der Möglichkeiten, die Artikel 48 der Verfassung gibt. 

Das Programm, das mir auch mitgeteilt wurde, war in Kürze Folgendes: 
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An der Spitze sollte ein Mann sein, der einen Namen nicht nur in Deutschland, 

sondern auch im Ausland hatte, eine erste Autorität sollte die Finanzen und die 

Währung sanieren, eine andere für die Ernährung sorgen, eine dritte die Staatsbe-

triebe, Post, Eisenbahn, Bergwerke in Ordnung und wieder zu Erträgnissen bringen, 

eine vierte Autorität endlich den gesamten Staatsapparat säubern, Beamtenabbau 

also, in dem Sinne, dass das ganze Revolutionsgewinnlertum, das seit der Revolu-

tion in dem Beamtenkörper eingedrungen war, restlos entfernt worden wäre. End-

lich waren vorgesehen wirtschaftliche Massnahmen, wie Beseitigung des schema-

tischen Acht-Stunden-Arbeitstages und des beherrschenden Einflusses der Trusts 

und Gewerkschaften ... 

Ich war mit der Idee des Direktoriums und dem Programm in jeder Beziehung 

einverstanden... 

Es entstand der Plan, die Reichsdiktatur Hitler-Ludendorff in Bayern aufzustel-

len, von hier aus den Norden zu erobern und Deutschland zu sanieren. 

Das war im Allgemeinen das Programm, das mir von Hitler in diesen Oktober-

tagen auch wieder teils unter vier Augen, teils in Gegenwart von Oberst von Seisser 

oder Oberstleutnant v. Berchem entwickelt wurde. Ich sollte für dieses Programm 

gewonnen werden. Hierfür wurde alle Beredsamkeit aufgewendet. Ich habe damals 

ebenso wie Oberst von Seisser die Besuche Hitlers nicht abgelehnt. Wir haben viel-

mehr immer wieder den Versuch gemacht, ihn auf den Boden der Wirklichkeit der 

Tatsachen zurückzuführen, weil wir den gesunden Kern der hitlerischen Bewegung 

erkannt hatten, den wir darin sahen, dass die Bewegung die werbende Kraft besass 

für die nationale Einstellung der Arbeiterschaft. Wir wollten die Hitler-Bewegung 

nicht gewaltsam unterdrücken, sondern sie auf den Boden des Möglichen und Er-

reichbaren stellen. 

Aus: Schüddekopf, S. 190-192. 

Nr. 72 Schreiben des Gen.Maj. von Schleicher an den Gen.Maj. a. D. Graf von 

der Schulenburg vom 26. September 1930 

Hochzuverehrender Herr Graf! 

Sehr herzlichen Dank für Ihren Brief vom 21. September, dessen Gedankengänge 

sich mit den meinigen völlig decken. Ich glaube auch, dass es gelingen wird, die 

von Ihnen vorgeschlagene Linie zu gehen. Ich denke es mir folgendermassen: 
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1. Aufstellung eines Programms, das ausser den notwendigen Massnahmen für 

Wirtschaft und Finanzen auch eine starke Betonung der nationalen Belange enthält. 

2. Einladung zur Mitarbeit an alle, die guten Willens sind unter Betonung, dass 

man hoffe, eine Mehrheit für dieses Programm zu finden, aber auch entschlossen 

sei, letzten Endes dieses Programm mit einer Minderheit durchzuführen. 

3. Feststellung, dass in diesem Reichstag eine Mehrheitsregierung überhaupt 

nicht zu bilden ist. 

4. Initiative geht damit auf Reichspräsidenten bzw. die durch ihn ernannte Re-

gierung über. 

5. Ob dann der Reichstag erneut aufgelöst wird oder ob er Harakiri begeht, in-

dem er sich freiwillig auf Jahr und Tag vertagt, wird von der Entwicklung abhängen. 

Dem Minister habe ich von Ihren Gedankengängen Kenntnis gegeben. Er war 

erfreut, lässt Ihnen danken und Sie herzlich grüssen. 

Aus: Th. Vogelsang, Reichswehr, Staat und NSDAP. Beiträge zur deutschen Geschichte 1930-

1932, Stuttgart 1962, S. 415. 

NE 73 General von Schleicher zur Haltung der Reichswehr gegenüber der NSDAP 

im Oktober 1930 (Auszüge) 

... Bei dem sozialen Teil des Programms dagegen ist irgendwelcher Optimismus 

durchaus fehl am Ort. Der Ansicht, dass die sozialistischen Forderungen der Nazi 

«nicht ernst gemeint» seien, muss man durchaus entgegentreten. Sie sind doch ernst 

gemeint und ihr Kern ist kaum etwas anderes als reiner Kommunismus (Gleichma-

chung der Gehälter, Einziehung aller Gewinne seit 1914, Verstaatlichung der Ban-

ken usw.). Es ist kein Zweifel, dass Moskau die Geistesverwandtschaft der Nazis 

mit sich selbst bereits lange erkannt hat und diese ausgiebig unterstützt. 

Einstellung zur Wehrmacht: Wenn Hitler im Ulmer Prozess erklärt hat: «Wir 

wollen, dass die Wehrmacht intakt bleibt», so ist dies neu. Bisher haben sie klar und 

planmässig an der Politisierung der Armee gearbeitet und dabei vor allem versucht, 

eine Kluft zwischen den Führern und Geführten, zwischen dem älteren und jünge-

ren Teil des Offizierskorps aufzureissen ... 
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Dass Moskau die Zersetzung der Wehrmacht, die ihm auf dem Wege über den 

Kommunismus bisher hoffnungslos fehlgeschlagen ist, jetzt über den Nationalso-

zialismus versucht, steht fest. 

Besprechung im Reichswehrministerium am 25. Oktober 1930, zit. nach Schüddekopf, S. 319 f. 

Nr. 74 Protokoll der Vernehmung von Hjalmar Schacht durch die amerikanischen 

Untersuchungsbehörden am 20. Juli 1945 (Auszüge) 

E:  Wann trafen Sie Göring das nächste Mal? 

A.: Er lud mich auf den 5. oder 6. Januar 1931 zu einer Gesellschaft in seinem 

Hause ein, wo ich Hitler traf. 

E:  Trafen Sie noch jemand anders dort? 

A.: Bei dieser Gesellschaft war auch Fritz Thyssen anwesend und Hitler hielt an 

jenem Abend eine fast zwei Stunden lange Rede, obgleich die Gesellschaft klein 

war. 

E:  War das eine Art Monolog? 

A.: Ein vollkommener Monolog und alles, was er an jenem Abend sagte, war ver-

nünftig und gemässigt. Es waren Gedanken, die er schon – 

E:  Was sagte er? 

A.: Oh, es waren Gedanken, die er schon vorher ausgedrückt hatte. Aber es war 

voller Energie und Feuer. 

E:  Was sagte er? 

A.: Er verbreitete sich über sein Programm, wie es in seinem Buch ausführlicher 

beschrieben war... 

E:  Wie war Ihr Eindruck am Ende dieses Abends? 

A.: Ich dachte, Hitler sei ein Mann, mit dem man Zusammenarbeiten könne. (...) 

E:  Ich nehme an, Sie haben «Mein Kampf» sorgfältig gelesen? 

A.: Ja. 

Hauptarchiv Berlin-Dahlem, ehern. Preussisches Geheimes Staatsarchiv, HAB, 335, Nr. 203,  

Beweisdokument NI 406. 
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Nr. 75 Gespräch Hitlers mit Breiting 1931 (Auszüge, vgl. auch Nr 67) 

Breiting: «Wäre es nicht besser – bevor sich die Lage zuspitzt schon jetzt eine Zu-

sammenarbeit mit dem bewussten Bürgertum und der nationalsozialistischen Be-

wegung anzustreben?» 

Hitler: «Das wäre natürlich das Beste, und wenn die nationalen Stimmen und 

die Stimmen der Volkspartei nicht nutzlos verzettelt würden, wäre es leichter, ein 

nationales Erwachen schnell herbeizuführen. Das aber muss erst reifen. Wir brau-

chen noch einige Wahlen, bis sich die Deutsch-Nationalen klarwerden, die Strese-

mann-Partei ist tot, dass es keine andere Möglichkeit gibt, als mit uns eine Koaliti-

onsregierung zu bilden .... 

Wenn wir aber die Macht auf legalem Wege erreicht haben, dann werden wir 

schon dafür sorgen, dass wir sie auch behalten. Dieser Reichstag kann dann seine 

Tore schliessen.» ... 

Nr 76 Schreiben des Konzernführers Hugo Stinnes an Hitler vom Juli 1931  

(Auszug) 

Die Ausweitung des deutschen Raumes nach Osten und Südosten Europas er-

scheint mir derzeit nicht durch Verschiebung der Ostgrenzen möglich, aber durch 

deren weitgehende Auflösung (zum Beispiel durch Zollvereine). Dann sollte es an-

gehen, bis zu den Pripjetsümpfen und der Donaumündung unserem unerträglich 

zusammengedrängten Volk Lebensraum, Ackerland und Arbeitsgelegenheit zu ge-

ben. 

Nach: E Klein, Die diplomatischen Beziehungen Deutschlands zur Sowjetunion 1917 – 1932,  

Berlin 1952, S. 180. 
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Nr. 77 Schreiben von Wilhelm Reichert an den Konzernführer Friedrich Flick vom 

19. Oktober 1931 (Auszug) 

Sehr geehrter Herr Dr. Flick! 

In der Annahme, dass Sie die Entwicklung des wirtschaftspolitischen Programms 

der nationalsozialistischen Partei interessiert, möchte ich Ihnen in der Anlage mit 

der Bitte um streng vertrauliche Behandlung Kenntnis von dem Verlauf eines Dis-

kussionsabends betreffend 

«Nationalsozialismus und Wirtschaft» geben. 

Mit verbindlicher Begrüssung 

Ihr ganz ergebener 

Reichert 

Anlage: 

Nationalsozialismus und Wirtschaft 

Am 16. Oktober hat Herr Funk, der wirtschaftliche Berater Adolf Hitlers, im 

Herrenclub einen Vortrag gehalten über «Nationalsozialismus und Wirtschaft». Der 

Vortrag war eine Enttäuschung. Funk hat zwar sich als scharfer Gegner des Mar-

xismus bekannt und u.a. den Bruch des Tarifwesens und die Erhaltung des Privat-

eigentums verlangt. Im übrigen meinte er, dass die Hauptaufgaben der nationalen 

Opposition im Staate die Sicherung der Volksernährung und der Arbeitsbeschaf-

fung seien... 

Aus: E. Czichon, Wer verhalf Hitler zur Macht?, Köln 1967, S. 60. 

Nr. 78 Entschliessung der Harzburger Front vom Oktober 1931 

Die nationale Front, einig in ihren Parteien, Bünden und Gruppen, von dem Willen 

beseelt, gemeinsam und geschlossen zu handeln, gibt Folgendes kund: 

Die Nationale Opposition hat seit Jahren vergeblich gewarnt vor dem Versagen 

der Regierungen und des Staatsapparates gegenüber dem Blutterror des Marxismus, 

dem fortschreitenden Kulturbolschewismus und der Zerreissung der Nation durch 

den Klassenkampf, vor der planmässigen Ausschaltung der nationalen Kräfte aus 

der Leitung des Staates, vor einer Politik, die in der politischen, wirtschaftlichen 

und militärischen Entmannung Deutschlands noch über das Diktat von Versailles 
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hinausgeht, vor einer Politik, die die heimische Wirtschaft zugunsten weltwirt-

schaftlicher Utopien preisgibt, vor einer Politik der Unterwürfigkeit dem Ausland 

gegenüber, die weder die Gleichberechtigung Deutschlands gebracht hat, noch den 

zerrissenen Osten vor einem kriegerischen Einbruch bewahrt. 

Entschlossen, unser Land vor dem Chaos des Bolschewismus zu bewahren, un-

sere Politik durch wirksame Selbsthilfe aus dem Strudel des Wirtschaftsbankrotts 

zu retten und damit der Welt zu wirklichem Frieden zu verhelfen, erklären wir: Wir 

sind bereit, im Reich und in Preussen in national geführten Regierungen die Ver-

antwortung zu übernehmen. Wir stossen keine Hand zurück, die sich uns zu wirk-

licher Zusammenarbeit anbietet. Wir müssen es aber ablehnen, die Erhaltung eines 

falschen Systems und Fortsetzung eines falschen Kurses in einer nur national ge-

tarnten Regierung der bisherigen Kräfte irgendwie zu stützen. Jede Regierung, die 

gegen den Willen der geschlossenen Nationalen Opposition gebildet werden sollte, 

muss mit unserer Gegnerschaft rechnen. 

So fordern wir den sofortigen Rücktritt der Regierungen Brüning und Braun, die 

sofortige Aufhebung der diktatorischen Vollmachten für Regierungen, deren Zu-

sammensetzung nicht dem Volkswillen entspricht, und die sich nur noch mit Not-

verordnungen am Ruder halten; wir fordern sofortige Neuwahl der überalterten 

Volksvertretung, vor allem im Reich und in Preussen. 

Im vollen Bewusstsein der damit übernommenen Verantwortung erklären wir, 

dass die in der nationalen Opposition stehenden Verbände bei kommenden Unruhen 

wohl Leben und Eigentum, Haus, Hof und Arbeitsstelle derjenigen verteidigen wer-

den, die sich mit uns offen zur Nation bekennen, dass wir es aber ablehnen, die 

heutige Regierung und das heute herrschende System mit dem Einsatz unseres Blu-

tes zu schützen. 

Wir verlangen Wiederherstellung der deutschen Wehrhoheit und Rüstungsaus-

gleich. 

Einig stehen wir zu diesen Forderungen. Geächtet ist jeder, der unsere Front 

zersetzen will. 

Wir beschwören den durch uns gewählten Reichspräsidenten v. Hindenburg, 

dass er dem stürmischen Drängen von Millionen vaterländischer Männer und 

Frauen, Frontsoldaten und Jugend entspricht und in letzter Stunde durch Berufung 

einer wirklichen Nationalregierung den rettenden Kurswechsel herbeiführt. 

Die Träger dieser Nationalregierung wissen um die Wünsche und Nöte des deut- 
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schen Volkes aus ihrer blutmässigen Verbundenheit mit diesem. Sie haben die Ent-

wicklung der letzten Jahre vorausgesagt. Der Ablauf der Geschehnisse hat die Rich-

tigkeit ihrer Vorschläge und Forderungen erwiesen. Darin sehen wir in tiefstem 

Sinne die Berechtigung zur Übernahme der Regierungsgewalt. Nur der starke na-

tionale Staat kann das Leistungsprinzip in jeder Form verwirklichen und die zur 

Herbeiführung einer wahren Volksgemeinschaft notwendigen sozialen Massnah-

men durchführen. Wir verlangen von allen Volksgenossen Pflichterfüllung und Op-

fer. Wir glauben an die Erfüllung unserer Aufgabe, weil wir auf die deutsche Kraft, 

auf die Zukunft unseres Volkes vertrauen. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme, S. 551 f. 

Nr. 79 Reichst ehr minister General Groener über Hitler auf einer militärischen 

Führerbesprechung am 11. Januar 1932 

«... bescheidener, ordentlicher Mensch, der Bestes will. Im Auftreten Typ des streb-

samen Autodidakten. Minister hat klar zum Ausdruck gebracht, dass er legale Be-

strebungen Hitlers mit allen Mitteln stützen wird, andererseits wird gegen Unruhe-

stifter aus Nazikreisen weiter bekämpfend vorgegangen werden.» Hitlers Absichten 

und Ziele seien gut, «ist aber Schwarmgeist, glühend, vielseitig. Minister hat ihm 

voll zugestimmt, seine Absichten zum Guten des Reiches fördern zu helfen. Mini-

ster hat auch Ländern gegenüber schärfstens zum Ausdruck gebracht, Nazis gegen-

über Gerechtigkeit walten zu lassen, nur Auswüchse dürften bekämpft werden, 

nicht die Bewegung als solche... Wehrmacht ist höchste Institution im Vaterland, 

kann durch keine Vereine oder Verbände ersetzt werden. Kein Beeinflussen der 

Wehrmacht von aussen dulden. Ergänzen der Wehrmacht durch Miliz ist spätere 

Sorge. Das Gute aus den Verbänden an uns heranziehen, jedoch nicht, wie Italien, 

Wehrmacht in Gefolgschaft politisch eingestellter Miliz bringen». 

Aus: Schüddekopf, S. 329. 
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Nr. 80 Brüning über «Kontakte und Konflikte mit der NSDAP» 

Es kam ein Koalitionsangebot des «Völkischen Beobachters» an die Zentrumspar-

tei und die christlichen Gewerkschaften, in sehr loser Form, das wohl in erster Linie 

ein Ergebnis der Taktik bei der Reichstagsverhandlungen war. Am 29. Oktober 

(1931; R. K.) hatten Schleicher und Hitler – mit meiner Billigung – eine Ausspra-

che, bei der aber nach dem Bericht Schleichers nichts Positives herauskam. Zwei 

Tage später wurden auf einer Zentrumsversammlung in Münster und auf einer na-

tionalsozialistischen Kundgebung in München Reden gehalten, die weitere Brü-

cken schlagen sollten für die Vorbereitung der Präsidentenwahl. Diese Debatte ver-

ursachte bei anderen Parteien eine starke Nervosität. Auf einer Tagung des Aus-

schusses der Zentrumspartei mussten Kaas und ich warnen vor politischen Experi-

menten, vor allem gleichzeitig auffordern, die rechtsradikale Agitation zu mildern, 

ehe man an weitere Verhandlungen denken könne. 

Da der politische Terror weiterwuchs, berief Groener am 17. November eine 

Konferenz der Innenminister der Länder, in der er sich besonders scharf gegen die 

kommunistischen Zersetzungsversuche wandte. Groener war dabei ausserordent-

lich entgegenkommend gegenüber den Nationalsozialisten, um ganz in meinem 

Sinne bei den Nazis eine günstige Stimmung für die Präsidentenwahl zu schaffen. 

Eine gewisse Entspannung trat ein. Meine dauernde geheime Fühlungnahme mit 

dem Strasser-Flügel der NSDAP, ausserhalb der Reichskanzlei oder zu nächtlichen 

Stunden – wobei Besucher mit anderen Namen auftraten –, konnte durchgehalten 

werden, ohne dass die Öffentlichkeit das geringste erfuhr. Diese Besprechungen 

fanden mit Wissen von Hitler statt. So sah ich Ende November sehr hoffnungsvoll 

dem Beginn der Verhandlungen über die Wiederwahl des Reichspräsidenten ent-

gegen. Ich hatte als Termin dafür die Tage nach Weihnachten und Neujahr in Aus-

sicht genommen. Es kam nun alles darauf an, noch die nächsten sechs Wochen 

durchzuhalten, ohne nach rechts oder links das geringste zu verschütten. Das Ziel 

war, den Reichspräsidenten durch die Rechte und Mitte wiederwählen zu lassen 

und dann eine Umgruppierung der unterstützenden Kräfte im Parlament vorzuneh-

men. Die aussenpolitische Lage würde es gestatten, im Frühjahr ein Kabinett mit 

der Rechten zu bilden. Erste unerlässliche Voraussetzung dafür war die vorherige 

Wiederwahl des Reichspräsidenten, zweite Voraussetzung, die Rechte dabei im 

Rahmen der Verfassung in die Regierung zu bringen. 

Gleichzeitig musste ich auch die andere Möglichkeit offenhalten. Sollte, wie 
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schliesslich doch nach den Erfahrungen der letzten zwei Jahre zu befürchten stand, 

die Rechte sich weigern, den Reichspräsidenten wiederzuwählen, so musste immer 

noch die Reserve einer Mehrheit der Mitte, der gemässigten Rechten und der ge-

mässigten Linken für die Wiederwahl des Reichspräsidenten vorhanden sein. Aus 

diesem Grunde musste ich die Rede auf der Tagung des Reichsausschusses der Zen-

trumspartei halten, da man auf der Linken bereits zuviel von einer möglichen in-

nenpolitischen Schwenkung bei der Reichspräsidentenwahl ahnte. 

Auch hielt ich es für richtig, ganz offen und vertraulich mit dem preussischen 

Ministerpräsidenten sowie mit Severing und Hilferding über die Möglichkeit einer 

Schwenkung der Politik im Januar sprechen. Ich erklärte ihnen, dass ich mich ver-

pflichtet fühle, angesichts der loyalen Unterstützung der vergangenen anderthalb 

Jahre, darüber rechtzeitig mit ihnen zu reden. Wenn diese Schwenkung käme, wür-

den wir uns bereits im Stadium sicherer aussenpolitischer Erfolge befinden, die mir 

die Autorität gäben, auch wenn  ich  das  Amt  des  Reichskanzlers  dabei  abgeben 

müsste, einer Putschgefahr oder einem Verfassungsbruch entgegenzutreten. Sie 

müssten auch Verständnis dafür haben, dass man der Stimmung innerhalb der 

Reichswehr nicht zuviel zumuten könne. Der einseitige Bericht des Standortältesten 

in Braunschweig über die Vorgänge des SA-Treffens würde zu denken geben. 

Ich erinnerte sie daran, dass ich in meiner zweiten Rede der Oktobersitzung des 

Reichstags bereits offen genug auf solche Möglichkeiten hingewiesen hatte, wobei 

ebenfalls deutlich ausgesprochen worden sei, dass, wenn es gelänge, im geeigneten 

Augenblick eine Kombination mit der Rechten durchzuführen, ich persönlich nicht 

mehr das Kanzleramt bekleiden könne. Politiker würden vielleicht verstehen, wenn 

ich bei einer solchen veränderten Situation die Verantwortung auch weitertrüge, 

aber das Volk würde dafür kein Verständnis haben und mir persönlich liegt die 

Rolle MacDonalds nicht. Wohl aber sei ich bereit, in einem veränderten Kabinett, 

dessen personelle Zusammensetzung mir die Garantie zu geben schiene für eine 

legale Weiterentwicklung im Sinne der Stärkung der Macht des Reichspräsidenten, 

das Amt des Aussenministers zu behalten. Ich würde mich in einem solchen Fall 

durch eine öffentliche Rede von der Innenpolitik distanzieren. Die Herren hatten 

weitgehendes Verständnis für meine Auffassung, wenn auch grösste Sorge für die 

Weiterentwicklung. Sie liessen durchblicken, dass für sie eine legale Weiterent-

wicklung bis zur Monarchie kein unüberwindliches Hemmnis sein würde. Es würde 

ihnen gelingen, ihre Massen schrittweise an diesen Gedanken zu gewöhnen, falls  
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die Alternative gestellt würde: Nazidiktatur oder Monarchie. Jetzt war ich an dem 

Punkt angelangt, den ich die ganze Zeit erstrebt hatte ... 

Die erste Möglichkeit für ein versuchsweises normales Zusammengehen der 

Zentrumspartei und der NSDAP bestand in Hessen, wo Mitte November Neuwah-

len erfolgen mussten ... 

In beiden Unterhaltungen legte ich vertraulich auseinander, dass ich es für wün-

schenswert hielte, wenn die hessische Zentrumspartei in vorsichtiger Weise ein Ex-

periment mit den Nazis für die Regierungsbildung versuchen würde. Hessen 

schiene mir dafür besonders geeignet, weil Zentrum und Nazis über eine grosse 

Mehrheit für sich allein verfügten und ein Störungsversuch der Deutschnationalen 

dort ausgeschlossen sei, da sie nur noch ein oder zwei Abgeordnete hätten. 

Aus: H. Brüning, Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970, S. 460-465. 

Nr. 81 Denkschrift des Reichsinnenministers Groener an Reichskanzler Brüning 

über das Verbot der militärähnlichen Organisationen der NSDAP vom 10. April 

1932 (Auszüge) 

Die Ereignisse der letzten Wochen lassen keinen Zweifel mehr, dass der psycholo-

gische Augenblick zur Auflösung der militärähnlichen Organisationen der NSDAP 

gekommen ist. Unsere bisherige Absicht, diese Organisationen in einem von Reichs 

wegen zu gründenden und unter Reichsaufsicht stehenden grossen allgemeinen 

Wehrsportverband unschädlich zu machen, muss angesichts der gesteigerten poli-

tischen Spannung vorläufig zurückgestellt werden ... 

Die Vorkommnisse der letzten Wochen zwingen zur Entscheidung, ein weiteres 

Hinausschieben der Auflösung der SA würde die Autorität der Reichsregierung und 

des Herrn Reichspräsidenten auf das Stärkste erschüttern. 

Wenn ich auch glaube, dass es den Führern der NSDAP, die mir dauernd Stösse 

von Legalitätserklärungen senden, mit ihrem Willen zur legalen Einstellung durch-

aus ernst ist, so genügen dieser Wille und diese Erklärungen allein nicht, wenn die 

Partei sich nicht von Dingen befreit, die ihrem Wesen nach illegal sind. Es ist mit 

der Staatsautorität nicht zu vereinbaren, dass die Partei eine militärisch organisierte 

Sonderarmee unterhält, deren Führer, meist alte Offiziere, gerade in dem Bestreben, 

militärisch weiter zu arbeiten und dabei Besonderes zu leisten, diese notwendiger-

weise mit der Staatsführung und den Machtmitteln des Staates in Konflikt bringen 
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bringen müssen. Eine solche, nach allen Einrichtungen und Vorschriften auf den 

Kampf im Inneren eingestellte Organisation wird eines Tages die Partei in die Ille-

galität hineinreiten. Die Legalität der Partei wird daher erst dann als eine wirkliche 

und uneingeschränkte betrachtet werden dürfen, wenn sie von allen derartigen Be-

lastungen befreit ist. 

Die Denkschrift ist abgedruckt in: Huber, S. 471-473. 

Nr. 82 Niederschrift aus dem Büro des Reichspräsidenten vom 10. Juni 1932 

(Auszug) 

Durch die Aufnahme, die das SA.-Verbot in der Öffentlichkeit erfuhr und die sich 

in zahlreichen Zuschriften aus Kreisen der Hindenburgwähler der Rechten äusserte, 

wurde die Stellung des Reichswehrministers beim Herrn Reichspräsidenten stark 

erschüttert, umso mehr, als der Herr Reichspräsident als Oberbefehlshaber der 

Reichswehr feststellen musste, dass die Truppe das ungleiche Verhalten des Reichs-

wehrministers nicht verstehen konnte und dasselbe stark kritisierte. Diese Kritik der 

Wehrmacht richtete sich nicht nur gegen die einseitige Stellungnahme für Links, 

sondern wurde auch durch die Erwägungen veranlasst, dass durch diese Verordnung 

die Autorität des Herrn Reichspräsidenten als Oberbefehlshaber der Armee geschä-

digt wurde, dass das Verbot eines Wehrverbandes durch den Wehrminister ein Wi-

derspruch in sich sei, und dass der Grenzschutz durch die Vertreibung der das 

Hauptkontingent stellenden jungen Nationalsozialisten stark geschwächt wurde. 

Nach Fühlungnahme mit dem Herrn Chef des Ministeramts, Generalleutnant von 

Schleicher, und den Herrn Chefs der Heeresleitung und der Marineleitung hielt der 

Herr Reichspräsident es für das Beste, wenn der Herr Reichswehrminister Groener 

selbst sich zum Rücktritt entschlösse, nachdem diese Herren ihm bestätigt hätten, 

dass im Offizierskorps und auch in der Mannschaft der Reichswehr kein Vertrauen 

zu ihm mehr bestand. 

Vollständiger Text in: Vogelsang, S. 459-466. 



Nr. 82 a Eingabe des Reichsverbandes der Automobilindustrie an Reichskanzler 

Franz von Papen vom 16. August 1932 über die militärische Bedeutung der Kraft-

wagenindustrie und die Notwendigkeit ihrer staatlichen Förderung (Auszug) 

Die Kraftwagenindustrie glaubt schliesslich, auch aus nationalen Gründen ein An-

recht auf Berücksichtigung im Arbeitsbeschaffungsprogramm zu haben. Die grosse 

militärische Bedeutung des Kraftverkehrs und des Kraftfahrzeugbaues, die bereits 

im Weltkriege und später im Ruhrkampf hervortrat, ist in dem Masse gestiegen, wie 

die Luftwaffe ausgebildet worden ist. Wir fügen in der Anlage einen Aufsatz bei, in 

dem diese Zusammenhänge von berufener Seite behandelt sind. Darüber hinaus sind 

die Kraftfahrzeugfabriken die Träger der Entwicklung des Flugzeugmotorenbaues, 

und ihnen fällt im Ernstfalle fabrikatorisch und konstruktiv die Hauptlast der Pro-

duktion zu. Deshalb steht der Kraftfahrzeugbau in zahlreichen Ländern als «natio-

nale Industrie» unter dem besonderen Schutz des Staates ... 

Damit die deutsche Kraftfahrzeugindustrie ihre wehrpolitischen Aufgaben erfül-

len kann, erscheint es dringend erforderlich, den Fabriken die Überwindung des ge-

genwärtigen wirtschaftlichen Tiefstandes zu erleichtern durch eine Förderung des 

Absatzes in einer Form, die nach dem Vorbild Italiens wehrpolitischen Zwecken 

dient und die gleichzeitig die Unterhaltung des Landstrassennetzes entlastet. Hierzu 

gestatten wir uns folgende Vorschläge zu unterbreiten ... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 90 f. 

Nr. 82 b Denkschrift des Reichsverbandes der deutschen Eisenindustrie für Gene-

ralleutnant Alfred von Vollard-Bockelberg, Chef des Heereswaffenamtes, vom 16. 

Januar 1933 zu den Genfer Verhandlungen über die internationale Regelung von 

Kriegswaffenherstellung und -handel (Auszug) 

1. Auf Grund der prinzipiellen Anerkennung der Gleichberechtigung Deutschlands 

in Rüstungsfragen – nicht etwa erst in Verfolg [sic] einer Verständigung über Kon-

trollkonventionen – muss das Kriegsgerätegesetz aufgehoben werden. 
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2. Die deutsche Privatwirtschaft muss auf Grund eingehender Erwägungen jede 

Kontrolle von Kriegswaffenherstellung und Kriegswaffenhandel grundsätzlich ab-

lehnen. 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 102 ff. 

Nr 83 Regierungserklärung des Reichskanzlers Franz von Papen vom 4. Juni 1932 

(Auszüge) 

In einer der schwersten Stunden der vaterländischen Geschichte übernimmt die 

neue Regierung ihr Amt. Das deutsche Volk steht in einer seelischen und materiel-

len Krise ohne Vorgang. Die Opfer, die von ihm verlangt werden, wenn der dornige 

Weg zur inneren und äusseren Freiheit mit Aussicht auf Erfolg gegangen werden 

soll, sind ungeheuer. Sie können nur ertragen werden, wenn es gelingt, die seeli-

schen Voraussetzungen durch eine Zusammenfassung aller aufbauwilligen und 

staatserhaltenden, kurzum aller nationalen Kräfte zu finden ... 

Reichskanzler Dr. Brüning hat als erster den Mut gehabt, eine klare Bilanz der 

Lage zu fordern, in die uns in erster Linie der Versailler Vertrag und die Auswir-

kungen der Weltwirtschaftskrise wie auch die Misswirtschaft der Parlamentsdemo-

kratie gebracht haben ... 

Der hieraus zwangsläufig folgenden moralischen Zermürbung des deutschen 

Volkes, verschärft durch den unseligen gemeinschaftsfeindlichen Klassenkampf 

und vergrössert durch den Kulturbolschewismus, der wie ein fressendes Gift die 

besten sittlichen Grundlagen der Nation zu vernichten droht, muss in letzter Stunde 

Einhalt geboten werden. Zu tief ist schon in allen kulturellen Gebieten des öffentli-

chen Lebens die Zersetzung atheistisch-marxistischen Denkens eingedrungen, weil 

die sittlichen Kräfte des Staates zu leicht zu Kompromissen bereit waren. Die Rein-

heit des öffentlichen Lebens kann nicht auf dem Wege der Kompromisse um der 

Parität willen begehrt oder wiederhergestellt werden. Es muss eine klare Entschei-

dung darüber fallen, welche Kräfte gewillt sind, das neue Deutschland auf der 

Grundlage der unveränderlichen Grundsätze der christlichen Weltanschauung auf-

bauen zu helfen. 

Text der Erklärung in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 571 ff. 
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Nr. 84 Brief des Oberleutnants Stieffan seine Frau vom 17. Juni 1932 (Auszug) 

... Gestern Abend war Schleicher in Döberitz u. hielt eine längere programmatische 

Ansprache. Im Mittelpunkt stand seine Erklärung, dass er die Wehrmacht auf kei-

nen Fall einer Partei ausliefern wolle. Der Umschwung wäre nötig gewesen, um das 

Heer nicht in die Lage bringen zu müssen, auf eine Mehrheit von Volksgenossen zu 

schiessen, die sich ganz besonders durch die Förderung des Wehrwillens auszeich-

neten, uns daher im Ziel nahestanden. Er betonte, dass unser heutiges Heer viel zu 

teuer sei u. dass man mit denselben Mitteln viel mehr in zweckmässiger Form lei-

sten könne. Die Aufstellung eines modernen Heeres würde in allernächster Zeit er-

folgen. Die aussenpolitischen Beschränkungen in dieser Beziehung wögen jetzt 

nicht mehr so schwer und ein ängstliches Schielen nach den Bestimmungen des 

Vers(ailler) Vertrages wäre bei der gegenwärtigen Konstellation nicht mehr nötig. 

Aus: Vogelsang, S. 472. 

Nr. 85 Aufzeichnung des Staatssekretärs Dr. Meissner über eine Besprechung 

Hindenburg/Hitler am 13. August 1932 

Anwesend waren: Der Herr Reichspräsident, 

Reichskanzler von Papen,  

Staatssekretär Dr. Meissner,  

Adolf Hitler,  

Abgeordneter Staatsminister Dr. Frick,  

Hauptmann a. D. Roehm. 

Der Herr Reichspräsident eröffnete die Besprechung damit, dass er Herrn Hitler 

erklärte, er sei bereit, die nationalsozialistische Partei und ihren Führer Hitler an der 

Reichsregierung zu beteiligen, und würde ihre Mitarbeit willkommen heissen. Er 

richtete nunmehr an Herrn Hitler die Frage, ob er bereit sei, sich an der gegenwär-

tigen Regierung von Papen zu beteiligen. Herr Hitler erklärte, aus den Gründen, die 

er heute Vormittag bereits dem Herrn Reichskanzler ausführlich dargelegt habe, 

käme für ihn eine Beteiligung und Mitarbeit an der bestehenden Regierung nicht in 

Frage. Bei der Bedeutung der nationalsozialistischen Bewegung müsse er die Füh- 
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rung einer Regierung und die Staatsführung in vollem Umfange für sich und seine 

Partei verlangen. 

Der Herr Reichspräsident erklärte hierauf mit Bestimmtheit, auf diese Forderung 

müsse er mit einem klaren, bestimmten «Nein» antworten. Er könne es vor Gott, 

seinem Gewissen und dem Vaterlande nicht verantworten, einer Partei die gesamte 

Regierungsgewalt zu übertragen, noch dazu einer Partei, die einseitig gegen An-

dersdenkende eingestellt wäre. Es sprächen hiergegen auch eine Reihe anderer 

Gründe, die er nicht einzeln ausführen wolle, wie die Besorgnis von grösseren Un-

ruhen, die Wirkung für das Ausland usw. 

Herr Hitler wiederholte, dass für ihn jede andere Lösung ausgeschlossen wäre. 

Der Herr Reichspräsident bemerkte hierauf: Sie werden also dann in Opposition 

gehen? 

Hitler. Es bleibt mir jetzt nichts anderes übrig. 

Der Herr Reichspräsident'. Dann richte ich an Sie noch die Mahnung, diese Op-

position ritterlich zu führen und sich Ihrer Verantwortung und Ihrer Pflicht vor dem 

Vaterlande bewusst zu bleiben. Ich habe keinen Zweifel an Ihrer Vaterlandsliebe 

gehabt. Gegen etwaige Terror- und Gewaltakte, wie sie leider auch von Mitgliedern 

der SA-Abteilungen verübt worden sind, werde ich mit aller Schärfe einschreiten. 

Wir sind ja beide alte Kameraden und wollen es bleiben, da später uns der Weg 

doch wieder zusammenführen kann. So will ich Ihnen denn auch jetzt kamerad-

schaftlich die Hand reichen. 

An die Besprechung schloss sich dann noch im Korridor eine kurze Aussprache 

zwischen dem Herrn Reichskanzler und mir, dem Herrn Hitler und seinen Beglei-

tern, in der Herr Hitler sich dahin äusserte, die weitere Entwicklung würde doch 

unaufhaltsam zu dem von ihm vorgeschlagenen Lösung und zum Sturz des RP füh-

ren. Die Regierung würde in eine schwierige Lage kommen; die Opposition werde 

sehr scharf werden und er übernehme keine Verantwortung für die Folgen, die sich 

ergeben. 

Dauer der Besprechung etwa 20 Minuten, 

Aus: Vogelsang, S. 479 f. 
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Nr. 86 Vortragsnotiz aus der Wehrmachtsabteilung des Reichswehrministeriums 

vom 29. August 1932 (Auszug) 

Heutige politische Situation: 

Ziele im Winter 31/32: 

Heranführen der Nazis an den Staat. Tragende Schicht für die Regierung Zentrum 

bis Nazis. 

Zwischenspiel: 

Stärkung der Präsidialgewalt durch unabhängige Regierung und Massnahmen in 

Preussen. 

Neues Ziel: 

Unbedingtes Festhalten an der Lösung Reich-Preussen und einem unabhängigen 

Präsidialkabinett. 

Jeder Schritt zurück untragbar. 

Neue Situation: 

Koalitionsmöglichkeiten zwischen Zentrum und Nazis, die zu einem Koalitions-

oder Präsidialkabinett auf der Grundlage Zentrum-Nazis führen kann. 

Auch wenn das Zwischenspiel nicht voll erreichbar sein sollte, halte ich ein Re-

signieren vom Reichspräs. und Rw.Min. für unmöglich. 

Der Rw.Min. wird jedem Kabinett seinen Stempel aufdrücken. Er braucht nicht 

51%. 

Vollständiger Text in: Vogelsang, S. 480 f. 

Nr. 87 Schreiben des Konzernführers Fritz Thyssen vom 11. November 1932  

(Auszug) 

Sehr verehrter Herr Schlenker, im Besitz Ihrer sehr geschätzten Zeilen von gestern 

bedaure ich, Ihnen mitteilen zu müssen, dass ich in dem von Ihnen gewünschten 

Sinne nicht tätig sein kann. 

Der Nationalsozialismus kennt nur einen Führer, dessen Gedankengut das Fun-

dament der Bewegung darstellt und der allein berufen ist, über alle Kompromisse 

und Hindernisse hinweg Deutschland die Staatsform zu geben, die nach menschli-

chem Ermessen allein imstande ist, dem Umsturz und der Vernichtung der europäi-

schen Zivilisation die Stirn zu bieten. 

Täuschen wir uns darüber nicht, die Ereignisse sind zu weit vorangeschritten, als 
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ob es noch Möglichkeiten für Kompromisse grundsätzlicher Art gäbe. Das wahre 

Gedankengut des Nationalsozialismus in die Tat umzusetzen, vermag nur Adolf 

Hitler. Der letzte Wahlkampf hat bewiesen, welchen Gefahren eine von so hoch-

idealen Motiven getragene Bewegung ausgesetzt ist, wenn die Erörterung der Ziele 

Gemeingut einer grossen Masse wird. Es ist meiner Ansicht nach ganz unverant-

wortlich, dass man eine solche Bewegung solchen Gefährnissen aussetzt, die da-

durch nur, wie es bei der Reformation geschah, aus ihrem geraden, eindeutigen 

Wege herausgedrängt werden kann. 

Einigt man sich auf Hitler als Kanzler – eine andere Lösung würde für seine An-

hänger untragbar sein – so glaube ich, rein persönlich gesprochen, dass man sich 

über die Ziele seiner Politik, wobei meiner Ansicht nach nur die wirtschaftliche 

Seite einige Schwierigkeiten bietet, einigen könnte. Hier handelt es sich darum, zu 

entscheiden, dass Arbeit und nicht Kapital das Primäre ist und dass das mobile Ka-

pital sich genauso dem Allgemeinwohl unterzuordnen hat, wie das z.B. für den Preis 

von Brot gilt. 

Vollständiger Text in: Czichon, S. 66 f.; Schlenker war 1. Geschäftsführer des Vereins zur Wahrung 
der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen in Rheinland und Westfalen, genannt «Langnam ver-

ein». 

Nr. 88 Schreiben des Bankiers Schacht an Adolf Hitler vom 12. November 1932 

(Auszüge) 

Sehr verehrter Herr Hitler, 

erlauben Sie mir, dass ich Ihnen zu der festen Haltung, die Sie unmittelbar nach den 

Wahlen eingenommen haben, meine besonderen Glückwünsche ausspreche. Es un-

terliegt für mich gar keinem Zweifel, dass die Entwicklung der Dinge nur das eine 

Ende haben kann, und das ist Ihre Kanzlerschaft. Es scheint, als ob unser Versuch, 

eine Reihe von Unterschriften aus der Wirtschaft dafür zu bekommen, doch nicht 

ganz umsonst ist, wenn ich auch glaube, dass die Schwerindustrie kaum mitmachen 

wird, aber sie trägt ihren Namen «Schwerindustrie» mit Recht von ihrer Schwerfäl-

ligkeit... 

Ich bin von Zuversicht erfüllt, weil das ganze gegenwärtige System sich mit Si-

cherheit totläuft. Mit deutschem Gruss 

Ihr sehr ergebener 

Dr. Hjalmar Schacht 

Text in: Czichon, S. 64. 
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Nr. 89 Schreiben von Wilhelm Keppler an Kurt von Schroeder vom 13. November 

1932 (Auszug) 

Sehr verehrter Herr Schroeder: 

Die letzten Tage waren für mich so besetzt, dass ich leider nicht dazu kam, Ihnen 

wie beabsichtigt zu berichten. 

Herr Hecker konnte von seinem Urlaub bei Herrn von P(apen) uns berichten, 

dass dort der gute Wille vorliege, sich auf eine Regierung unter der Kanzlerschaft 

Hi(tlers) zu einigen. Herr H(ecker) machte dem Kanzler auch Mitteilung von dem 

beabsichtigten Brief, und er gab Ratschläge, wie man hierbei am besten vorgehe. 

Andererseits wurde wiederum darauf aufmerksam gemacht, wie schwer es sein 

würde, dem bestehenden Widerstand an der bekannten Stelle zu begegnen. 

Freitag (11.11.32) fand alsdann eine eingehende Aussprache statt, wobei Herr 

Hecker, Dr. Schacht und Herr Himmler aus München, der auch bei den früheren 

Verhandlungen wegen Regierungsbildung beteiligt war, teilnahmen. Herr Hecker 

legte Herrn v(on) P(apen) nahe, im Kabinett zu bleiben, um dadurch eine gewisse 

Beruhigung für den alten Herren zu schaffen. Herr Himmler war der Anschauung, 

dass alle vorgesehenen Massnahmen auch den Ideen des Führers entsprechen wür-

den, und man vertrat den Standpunkt, möglichst offen und ehrlich die ganzen Ver-

handlungen zu führen. Herr Himmler wird heute Herrn Hi(tler) berichten. Wir hof-

fen, dass alsdann gewisse weitere Verhandlungen in Gang kommen, wenn auch bei 

Herrn Hi(tler) der Wille zu einer derartigen Einigung besteht. 

Es herrscht die Anschauung, dass die beste Wirkung bei dem alten Herrn zu er-

warten sei, wenn sich Herr v(on) P(apen) selbst möglichst ernst für eine derartige 

Lösung einsetze. Mit den anderen Parteien soll vorerst nicht verhandelt werden. 

Sollten sie nicht bereit sein mitzumachen, um eine Lösung auf verfassungsmässi-

gem Wege zu ermöglichen, so denkt man an Neuwahlen unter der Parole: Hinden-

burg und Hitler; an dem Erfolg einer derartigen Wahl ist nicht zu zweifeln. Ich 

sprach gestern nochmals mit Herrn Hecker, und er versicherte nochmals, dass er 

der festen Überzeugung sei, dass Herr v(on) P(apen) an einer derartigen Lösung 

festhalten werde; er wies aber nochmals auf die eine grosse Schwierigkeit hin. Die 

wirtschaftlichen Richtlinien, über deren Abfassung wir bei der Besprechung letzten 

Dienstag sprachen, und gewisse politische Richtlinien sollen die Grundlage für die 

Verhandlungen bilden. 
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Bei dieser Sachlage müssen wir besonders daraufWert legen, den bewussten 

Brief möglichst wirkungsvoll zu gestalten. Da Herr von P(apen) über diesen Schritt 

orientiert ist / es soll ihm vor Übersendung noch in offizieller Form Mitteilung ge-

macht werden / und ihn zur Verwirklichung der Absichten begrüsst, werden die Be-

denken gegen Unterzeichnung in vielen Kreisen fortfallen. Die Absendung soll erst 

in etwa 8 Tagen erfolgen. 

Wir konnten weiterhin feststellen, dass die Berliner Börsenzeitung, die DAZ und 

die Hamburger Nachrichten für eine Kanzlerschaft Hi(tlers) eintreten werden, so 

dass auch eine entsprechende Resonanz da sein wird. 

Text in: Czichon, S. 65 f.; Keppler war Leiter der Chemischen Werke Odin GmbH und schon seit 
1927 Mitglied der NSDAP; Schroeder war Bankier in Köln. 

Nr. 90 Eingabe von Industriellen, Bankiers und Grossagrariern an Reichspräsi-

dent von Hindenburg vom 19. November 1932 

Ew. Exzellenz, 

Hochzu verehrender Herr Reichspräsident! 

Gleich Eurer Exzellenz durchdrungen von heisser Liebe zum deutschen Volk und 

Vaterland, haben die Unterzeichneten die grundsätzliche Wandlung, die Eure Ex-

zellenz in der Führung der Staatsgeschäfte angebahnt haben, mit Hoffnung begrüsst. 

Mit Eurer Exzellenz bejahen wir die Notwendigkeit einer vom parlamentarischen 

Parteiwesen unabhängigen Regierung, wie sie in den von Eurer Exzellenz formu-

lierten Gedanken eines Reichspräsidialkabinetts zum Ausdruck kommt. Der Aus-

gang der Reichstagswahl vom 6. November d. J. hat gezeigt, dass das derzeitige 

Kabinett, dessen aufrechten Willen niemand im deutschen Volk bezweifelt, für den 

von ihm eingeschlagenen Weg keine ausreichende Stütze im deutschen Volk gefun-

den hat, dass aber das von Eurer Exzellenz gezeigte Ziel eine volle Mehrheit im 

deutschen Volk besitzt, wenn man – wie es geschehen muss – von der staatsvernei-

nenden Kommunistischen Partei absieht. Gegen das bisherige parlamentarische 

Parteiregime sind nicht nur die Deutschnationale Volkspartei und die ihr naheste-

henden kleinen Gruppen, sondern auch die Nationalsozialistische Deutsche Arbei-

terpartei grundsätzlich eingestellt und haben damit das Ziel Eurer Exzellenz bejaht. 

Wir halten dieses Ergebnis für ausserordentlich erfreulich und können uns nicht  
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vorstellen, dass die Verwirklichung dieses Zieles nunmehr an der Beibehaltung ei-

ner unwirksamen Methode scheitern sollte. 

Es ist klar, dass eine des Öfteren wiederholte Reichstagsauflösung mit sich häu-

fenden, den Parteikampf immer mehr zuspitzenden Neuwahlen nicht nur einer po-

litischen, sondern auch jeder wirtschaftlichen Beruhigung und Festigung entgegen-

wirken muss. Es ist aber auch klar, dass jede Verfassungsänderung, die nicht von 

breitester Volksströmung getragen ist, noch schlimmere wirtschaftliche, politische 

und seelische Wirkungen auslösen wird. 

Wir erachten es deshalb für unsere Gewissenspflicht, Eure Exzellenz ehrerbie-

tigst zu bitten, dass zur Erreichung des von uns allen unterstützten Zieles Eurer Ex-

zellenz die Umgestaltung des Reichskabinetts in einer Weise erfolgen möge, die die 

grösstmögliche Volkskraft hinter das Kabinett bringt. 

Wir bekennen uns frei von jeder engen parteipolitischen Einstellung. Wir erken-

nen in der nationalen Bewegung, die durch unser Volk geht, den verheissungsvollen 

Beginn einer Zeit, die durch Überwindung des Klassengegensatzes die unerlässli-

che Grundlage für einen Wiederaufstieg der deutschen Wirtschaft erst schafft. Wir 

wissen, dass dieser Aufstieg noch viele Opfer erfordert. Wir glauben, dass diese 

Opfer nur dann willig gebracht werden können, wenn die grösste Gruppe dieser 

nationalen Bewegung führend an der Regierung beteiligt wird. 

Die Übertragung der verantwortlichen Leitung eines mit den besten sachlichen 

und persönlichen Kräften ausgestatteten Präsidialkabinetts an den Führer der grös-

sten nationalen Gruppe wird die Schwächen und Fehler, die jeder Massenbewegung 

notgedrungen anhaften, ausmerzen und Millionen Menschen, die heute abseits ste-

hen, zu bejahender Kraft mitreissen. 

In vollem Vertrauen zu Eurer Exzellenz Weisheit und Eurer Exzellenz Gefühl 

der Volksverbundenheit begrüssen wir Eure Exzellenz 

mit grösster Ehrerbietung 

Dr. Hjalmar Schacht, Berlin (ehern. Reichsbankpräsident) 

Kurt Freiherr von Schröder, Köln (Bankier) 

Fritz Thyssen, Mülheim (Konzernführer, Schwerindustrie) 

Eberhard Graf von Kalckreuth, Berlin (Präs. d. Reichslandbundes) 

Friedrich Reinhart, Berlin (Bankier) 

Kurt Woermann, Hamburg (Grossreeder u. Grosskaufmann) 

Fritz Beindorff, Hamburg (Grossreeder) 

Kurt von Eichhorn, Breslau (Bankier) 
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Emil Helfferich, Breslau (Grossreeder, Hapag) 

Ewald Hecker, Hannover (Schwerindustrie) 

Carl Vincent Krogmann (Finanzkapital) 

Dr. Erich Lübbert, Berlin (Stahlhelmwirtschaftsrat) 

Erwin Merck, Hamburg (Handelskapital) 

Joachim von Oppen (Grossgrundbesitzer) 

Rudolf Ventzki, Esslingen/Württ. (Maschinenbau) 

Franz Heinrich Witthoefft (Grosskaufmann) 

August Rosterg, Berlin (Chemische Industrie) 

Robert Graf von Keyserlingk, Cammerau (Grossgrundbesitzer) 

Kurt Gustav Ernst von Rohr-Manze (Grossgrundbesitzer) 

Engelbert Beckmann, Hengstey (Vors. d. Rhein. Landesbank) 

Beweisdokument PS 3901 im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXIII, 

S. 531 ff. (Angaben in Klammern zur Orientierung von mir, R. K.). Im Laufe des November gingen 

noch weitere Unterschriften ein. Andere Grossindustrielle wie Vogler, Reusch und Springorum 

liessen ihre Zustimmung ebenfalls mitteilen. 

Nr. 91 Schreiben von Bruno Lindner an den Staatssekretär Otto Meissner vom  

25. November 1932 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär Meissner! 

Lediglich in Sorge um unser Vaterland vernehme ich mit tiefstem Bedauern, dass 

Sie die Nationalsozialisten um die Führung wieder haben abfallen lassen. 

Ich bin nicht Nationalsozialist, aber nach den wirklich ernst zu nehmenden Be-

mühungen von dieser Seite ist es entschieden ein schwerer Fehler, dem Volkswillen 

eine derartige Absage zu geben. Nicht um der Partei willen, sondern wegen der 

unendlich grossen Not, in der weite Volksschichten leben, ist es eine dringende 

Notwendigkeit, den Nationalsozialisten heute zur Macht zu verhelfen, ehe es zu 

spät ist; denn die Fratze des Kommunismus pocht schon gar energisch an die Tür. 

Ist es nicht schon zu spät, dann bitte sehr, geehrter Herr Staatssekretär, machen 

Sie Ihren hohen Einfluss geltend. Sie werden den Dank weiter Schichten des Volkes 

und insbesondere der Zukunft haben. 

Mit grösster Hochachtung 

Bruno Lindner 

Aus: Czichon, S. 73. 
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Nr. 91 a Information von Dr. Scholz an Franz Bracht vorn 26. November 1932 

(Auszug) 

Vertraulich! 

Die Tagung des Langnamvereins in Düsseldorf, die wohl ursprünglich im Rah-

men des Papen-Programms und zur Stützung vorgesehen war, ergab anlässlich der 

zwanglosen Unterhaltung die überraschende Tatsache, dass fast die gesamte Indu-

strie die Berufung Hitlers, gleichgültig unter welchen Umständen, wünscht. Wäh-

rend man noch vor wenigen Wochen Papen zugejubelt hat, ist man heute der Auf-

fassung, dass es der grösste Fehler sei, wenn Hitler, auch unter Vorbringung ernst-

hafter Gründe, nicht mit der Regierungsbildung beauftragt würde. 

Scholz 

Aus: Czichon, S. 73; Scholz war Leiter eines von den Industriellen Otto Wolff und Friedrich Flick 
finanzierten Pressebüros; Bracht, der Zentrumspartei nahestehend, war nach dem Staatsstreich der 

Regierung Papen gegen Preussen am 20. 7. 1932 Reichskommissar für Preussen und dann Innen-

minister in der Regierung Schleicher. 

Nr. 92 Schreiben des Reichskanzlers v. Papen an Hitler über die Frage der Regie-

rungsbildung vom 13. November 1932 

Als der Herr Reichspräsident mich am 1. Juni zur Führung der Regierung berief, 

hatte er dem von mir zu bildenden Präsidialkabinett den Auftrag erteilt, eine mög-

lichst weite Konzentration aller nationalen Kräfte durchzuführen. 

Sie haben diesen Beschluss des Herrn Reichspräsidenten damals wärmstens be-

grüsst und die Unterstützung eines solchen Präsidialkabinetts zugesagt. Als wir 

nach der Wahl vom 31. Juli diese Konzentration auch innerhalb des Präsidialkabi-

netts durchführen wollten, haben Sie sich auf den Standpunkt gestellt, dass die Zu-

sammenfassung der nationalen Kräfte nur unter Ihrer Führung möglich sei. 

Sie wissen, wie sehr ich mich in vielen Unterredungen um eine Lösung zum Be-

sten des Landes bemüht habe. Aber aus den Ihnen bekannten Gründen hat der Herr 

Reichspräsident Ihren Anspruch auf den Kanzlerposten ablehnen zu müssen ge-

glaubt. 

Seitdem ist durch die politische Kampfstellung der nationalen Kräfte unterein-

ander eine Lage eingetreten, die vom vaterländischen Gesichtspunkt aus nur mit 

grösstem Bedauern betrachtet werden kann. 
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Durch die Wahl vom 6. November ist eine neue Lage eingetreten und damit eine 

neue Möglichkeit für die Zusammenfassung aller nationalen Kräfte erneut geschaf-

fen. Der Herr Reichspräsident hat mich beauftragt, nunmehr durch Besprechungen 

mit den Führern der einzelnen in Frage kommenden Parteien festzustellen, ob und 

inwieweit diese bereit seien, die Durchführung des in Angriff genommenen politi-

schen und wirtschaftlichen Programms der Reichsregierung zu unterstützen. Ob-

schon die nationalsozialistische Presse geschrieben hat, es sei ein naives Unterfan-

gen, wenn der Reichskanzler v. Papen nunmehr mit den für die nationale Konzen-

tration in Betracht kommenden Persönlichkeiten verhandeln wolle, und es sei dar-

auf die Antwort zu geben: «Mit Papen gäbe es keine Verhandlung», würde ich es 

für eine Pflichtverletzung halten und auch vor meinem Gewissen nicht verantwor-

ten können, wenn ich mich nicht trotzdem im Sinne meines Auftrages an Sie wen-

den würde. Ich weiss zwar aus der Presse, dass Sie die Forderung der Übertragung 

des Kanzlerpostens aufrechterhalten und bin mir ebenso bewusst, in welchem 

Masse die dagegen stehenden Gründe, welche die Entscheidung des 13. August her-

beiführten, fortbestehen, wobei ich nicht erneut zu versichern brauche, dass meine 

Person dabei keine Rolle spielt. Aber trotzdem bin ich der Ansicht, dass der Führer 

einer so grossen nationalen Bewegung, deren Verdienste um Volk und Land ich 

trotz notwendiger Kritik stets anerkannt habe, sich dem augenblicklich verantwort-

lich führenden deutschen Staatsmann nicht zu einer Aussprache über die Lage und 

die zu fassenden Entschlüsse versagen sollte. Wir müssen versuchen, die Bitternisse 

des Wahlkampfes zu vergessen, und die Sache des Landes, der wir gemeinsam die-

nen, über alle anderen Bedenken zu stellen. 

Da ich die nächste Woche durch die offiziellen Besuche der Reichsregierung in 

Sachsen und in Süddeutschland stark in Anspruch genommen bin, stehe ich Ihnen 

Mittwoch und Donnerstag der kommenden Woche zur Verfügung. 

v. Papen 

Nr. 92 a Antwort Hitlers an Reichskanzler v. Papen vom 16. November 1932  

(Auszüge) 

Ihr unter dem 13. November an mich gerichtetes Ersuchen um eine Aussprache über 

die Lage und die zu fassenden Beschlüsse veranlasst mich, nach reiflicher Überle-

gung Folgendes zu erwidern: 
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Ich schliesse mich trotz aller Bedenken Ihrer Auffassung, Herr Reichskanzler, 

dass man sich als Führer einer grossen Partei dem «augenblicklich verantwortlich 

führenden deutschen Staatsmann» zu einer «Aussprache über die Lage und die zu 

fassenden Beschlüsse» nicht versagen sollte, an. Allein die Nation erwartet von ei-

ner solchen Aussprache doch wohl mehr als eine nur theoretische Behandlung der 

augenblicklich sie bewegenden Nöte und Sorgen ... 

Punkt 1, Ich bin nicht in der Lage, zu einer mündlichen Aussprache zu kommen, 

sondern bitte, dass, wenn überhaupt ein solcher Gedankenaustausch gewünscht 

wird, dies schriftlich geschieht... 

Punkt 2. Das Eintreten in eine solche Aussprache hat nur dann einen Sinn, wenn 

Sie mir, Herr Reichskanzler, vorher Aufklärung darüber zu geben bereit sind, in-

wieweit Sie sich nun tatsächlich als führender deutscher Staatsmann auch aus-

schliesslich verantwortlich fühlen und ansehen ... 

Punkt 3. Ich bitte Sie, Herr Reichskanzler, mir mitzuteilen, zu welchem Zwecke 

eine Einbeziehung der nationalsozialistischen Bewegung überhaupt gewünscht 

wird. Wollen Sie mich und damit die nationalsozialistische Bewegung dafür gewin-

nen, das – wie Sie in Ihrem Brief schreiben – von der Reichsführung in Angriff 

genommene politische und wirtschaftliche Programm zu unterstützen, so ist auch 

darüber jede schriftliche Diskussion unwesentlich, ja überflüssig. 

Ich will und kann ja kein Urteil abgeben über das, was die Regierung als Pro-

gramm ihres Wollens ansieht, da mir selbst bei genauester Überlegung dieses Pro-

gramm nie ganz klar geworden ist. 

Allein, wenn es sich um eine Fortsetzung der bisher betätigten inneren, äusseren 

und wirtschaftspolitischen Massnahmen handeln sollte, dann muss ich jede Unter-

stützung der nationalsozialistischen Partei hierfür versagen; denn ich halte diese 

Massnahmen teils für unzulänglich, teils (für) undurchdacht, teils für völlig un-

brauchbar, ja sogar gefährlich. Ich weiss, Sie sind einer anderen Meinung, Herr 

Reichskanzler, aber ich halte die praktische Tätigkeit Ihrer Regierung schon jetzt 

für eine zumindest als erfolglos erwiesene. 

Punkt 4. Herr Reichskanzler, Sie sprechen in Ihrem Brief davon, dass durch den 

6. November eine «neue Möglichkeit für die Zusammenfassung aller nationalen 

Kräfte» geschaffen wurde. Ich darf Ihnen eingestehen, dass mir der Sinn dieser Ih-

rer Andeutung gänzlich unklar ist. Ich habe die Auffassung, dass sich diese Mög-

lichkeit durch die Auflösung des Reichstags am 12. September natürlich nur ver-

schlechtert hat; denn das Ergebnis ist auf der einen Seite eine unerhörte Stärkung 

des Kommunismus, auf der anderen eine Neubelebung kleinster Splitterparteien 

ohne jeden praktischen politischen Wert. 
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Die Bildung einer irgendwie tragfähigen Plattform im deutschen Volk ist damit 

parteimässig nur noch denkbar unter Einschluss der Deutschnationalen und der 

Deutschen Volkspartei. Denn den von Ihnen anscheinend gehegten Plan einer Ein-

beziehung der SPD lehne ich von vornherein ab. Nun hat, wie Sie, Herr Reichs-

kanzler, ja selbst wissen, gerade der Führer der Deutschnationalen Volkspartei vor 

der Wahl auf das Unzweideutigste jedes Zusammengehen mit dem Zentrum als na-

tionalen Verrat und als nationales Verbrechen gebrandmarkt. Ich glaube nicht, dass 

Herr Geheimrat Hugenberg nun plötzlich so charakterlos werden könnte, nach der 

Wahl zu tun, was er vor der Wahl so scharf verurteilte. Damit aber erscheint mir Ihr 

Versuch, Herr Reichskanzler, solange unklar und damit ebenso zeitraubend wie 

zwecklos, als Sie mir nicht mitzuteilen in der Lage sind, dass Herr Hugenberg sich 

nunmehr doch eines anderen besonnen hat. 

Diese vier Punkte, Herr Reichskanzler, muss ich als Voraussetzung für einen 

Meinungsaustausch bzw. einer schriftlich zu führenden Aussprache meinerseits an-

sehen. Zuzustimmen oder abzulehnen, liegt bei Ihnen ... 

Adolf Hitler 

Vollständiger Text beider Briefe in: Huber, S. 546-550. 

Nr. 93 Bericht über die Regierungserklärung Schleichers vom 15. Dezember 1932 

(Auszüge) 

Gerade auch als Wehrminister muss ich auf Besiedlung unserer Ostmark den grös-

sten Wert legen. Denn letzten Endes sind es noch immer die Menschen auf eigener 

Scholle gewesen, die den besten Grenzwall gegen das Vordringen fremden Volk-

stums abgeben ... 

Der tiefere Grund für die Not Deutschlands und der Welt liegt darin, dass zuviel 

Menschen die Verbindung mit dem Boden verloren haben, in Grossstädten zusam-

mengeballt leben und damit von jeder Wirtschaftsänderung stärker getroffen wer-

den als der Mann auf eigener Scholle ... 

Die zur wirtschaftlichen Beruhigung notwendige Ausschaltung aller absichtli-

chen Störungen hat in der Vergangenheit leider eine grosse Zahl von Ausnahmebe-

stimmungen nötig gemacht. Ich gestehe offen, dass ich es für verhängnisvoll halten 

würde, wenn wir in Deutschland auf die Dauer nicht ohne diese scharfen Bestim-

mungen auskommen könnten. Ich habe deshalb den Reichspräsidenten gebeten, die 
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zweifellos eingetretene Beruhigung zum Anlass zu nehmen, um derartige Ausnah-

mebestimmungen aufzuheben, um endlich einmal wieder zu normalen Rechtsver-

hältnissen zurückzukehren. Der Reichspräsident will diesem Vorschlag im Ver-

trauen auf den gesunden Sinn der ordnungsliebenden Bevölkerung entsprechen, hat 

dabei aber zum Ausdruck gebracht, dass er nicht zögern würde, eine scharfe Ver-

ordnung zum Schutze des deutschen Volkes zu erlassen, falls er sich in seinen Er-

wartungen getäuscht sieht. Den gewerbsmässigen Unruhestiftern ebenso wie einer 

gewissen aufreizenden, die Atmosphäre vergiftenden Presse darf ich in diesem Zu-

sammenhang warnend zur Kenntnis bringen, dass eine solche Verordnung fertig im 

Schubkasten liegt und in der Tat in ihrer Lückenlosigkeit eine ausgezeichnete Ar-

beit darstellt. Ich hoffe, dass ihre Anwendung ebensowenig nötig werden wird wie 

der Einsatz der Wehrmacht. Ich möchte aber auch die staatsfeindliche kommunisti-

sche Bewegung nicht im Zweifel darüber lassen, dass die Reichsregierung auch vor 

drakonischen Ausnahmebestimmungen gegen die kommunistische Bewegung nicht 

zurückschrecken wird, falls sie die Lockerung der Zügel zur vermehrten Verhet-

zung der Bevölkerung missbrauchen sollte ... 

Väter, Mütter und Erzieher haben in diesen Zeiten sorgenvolle Briefe an den 

Wehrminister gerichtet mit der dringenden Bitte, die allgemeine Wehrpflicht wie-

der einzuführen. Und in der Tat gibt es keine bessere Schule für die Jugend, um 

Selbstdisziplin, äussere und innere Bescheidenheit und Kameradschaft zu lernen. 

Das ist auch ein Hauptgrund, warum ich mich wieder und wieder für die allgemeine 

Wehrpflicht im Rahmen einer Miliz einsetze. Solange das Diktat von Versailles uns 

diese wirkliche Lösung unmöglich machte, mussten andere Mittel gefunden wer-

den. Zunächst erschienen die verschiedenen Bünde auf dem Plan. Dann hat sich der 

Staat der Dinge selbst angenommen. Das Kuratorium für Jugendertüchtigung und 

die Organisation des freiwilligen Arbeitsdienstes sind neben den staatlich unter-

stützten Sportvereinen aller Art die Früchte dieser Bemühungen. Das Erfreuliche 

an diesen Einrichtungen ist die Überwindung des Parteigeistes in einem Masse, dass 

Parteihäupter und Verbandsgrössen schon anfangen, unruhig zu werden und um die 

Seelen ihrer Schäfchen zu fürchten ... 

Aus: Schulthess’ Europäischer Geschichtskalender 1932, München 1933, S. 223 ff. 
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Nr 94 Aufzeichnung des Botschafters a. D. Ott über das «Kriegsspiel» der Reichs-

wehrführung von Ende November 1932 (gefertigt am 15. Dezember 1947) 

Angesichts der ständigen Verschärfung der innenpolitischen Lage im Reiche hatte 

die Führung der Wehrmacht zu prüfen, ob die Wehrmacht einem zukünftigen Aus-

nahmezustand gewachsen sein würde, der gegen den Terror von rechts und links 

durchzuführen wäre. 

Ich erhielt als Leiter der politischen Abteilung des Reichswehrministeriums die 

Genehmigung, diese Frage in einer kriegsspielartigen Studie zu klären. Wir versam-

melten im November 1932 die Vertreter aller Staatseinrichtungen, die für einen 

Ausnahmezustand von Wichtigkeit waren. In dreitägiger Studie wurde der militäri-

sche Ausnahmezustand im gesamten Reichsgebiet untersucht, für jeden Teil des 

Reiches nach der besonderen Lage, die dort voraussichtlich entstehen würde. Es 

wurde festgestellt, welche Massnahmen notwendig und welche möglich werden 

würden. Die Bilder des örtlichen Notstandes waren von grosser Verschiedenheit, 

das Bild der staatlichen Abhilfe war überall gleich unzulänglich. 

So trat für Ostpreussen die Sicherung der Landesgrenze in den Vordergrund. Die 

Grenzziehung nach dem Versailler Vertrag war noch scharf umstritten und das Ver-

hältnis zu Polen sehr gespannt. Es lag durchaus im Bereich des Möglichen, dass 

radikale polnische Elemente die Spannung der deutschen inneren Lage zum Zugriff 

auf Ostpreussen auszunutzen versuchten. Die ostpreussische Division – im Kon-

fliktfalle vom Reichsgebiet abgeschnitten und nur auf die eigenen Kräfte gestellt – 

war gezwungen, sich auf möglichst grosse wehrbereite Teile der Bevölkerung zu 

stützen, um auch nur einen schwachen Grenzschutz aufzustellen. Die überwiegende 

Mehrzahl solcher Verstärkungen musste aus den Reihen der NSDAP kommen, denn 

sie hatte in Ostpreussen die Führung besonders der Jugend beherrschend an sich 

gebracht. Bei einem Ausnahmezustand gegen den Nationalsozialismus fielen diese 

Kräfte aus. Die Truppe war also vor zwei Aufgaben gestellt, erstens, den Grenz-

schutz gegen Polen aufzustellen, und zweitens an der inneren Front für den Aus-

nahmezustand den Rest zu verwenden. Hinzu kam die ernste Gefahr eines inneren 

Konfliktes der Truppe, denn in dem isolierten Ostpreussen war es uns am wenigsten 

gelungen, sie von den nationalsozialistischen Einflüssen fernzuhalten. Es ergab sich 

also, dass die Truppe nach zwei Fronten mit ganz unzulänglichen Kräften einzuset- 

155 



zen wäre und die Disziplin einer gefährlichen Belastung unterworfen würde. Eine 

Verstärkung aus dem Reiche war undenkbar. 

Im Gebiet von Hamburg war mit dem Generalstreik der Hafenarbeiter zu rech-

nen. Dieser würde lebenswichtige Funktionen des Hafens stillegen, nämlich die 

weithin ausstrahlende Lebensmittelzufuhr und den grössten Teil des überseeischen 

Güteraustauschs Deutschlands. Die verfügbaren Kräfte an Polizei, Reichswehr und 

Reichsmarine waren gering; die Hauptlast in der Bekämpfung dieses Streiks fiel 

auf die Technische Nothilfe. Deren Leiter erklärte sich ausserstande dazu; denn ihre 

Ausrüstung sei solchen Anforderungen nicht gewachsen, und die Mehrzahl der frei-

willigen Nothelfer seien Nationalsozialisten und würden mit Sicherheit ausfallen. 

Für das Rhein-Ruhrgebiet waren drei Hauptfolgen zu prüfen: die Lahmlegung 

des Bergbaues und der Schwerindustrie, die Einstellung der Rheinschiffahrt, das 

Wiederaufleben separatistischer Umtriebe. Die Lage war hier besonders kritisch, 

weil in der entmilitarisierten Zone jeder Einsatz der Wehrmacht auch bei einem 

Notstand verboten war. Die Aufrechterhaltung der Ordnung lag allein bei der Lan-

despolizei, die sich bei den früheren Unruhen im Ruhrgebiet als bei Weitem zu 

schwach erwiesen hatte. Nach den Erfahrungen der vergangenen Monate war es 

ausserdem zweifelhaft, wie weit die Polizei bereit wäre, gegen den kommunisti-

schen Terror vorzugehen – eine im Ruhrgebiet vordringliche Frage. So war auch 

im Zentrum des deutschen Wirtschaftslebens die Aufrechterhaltung der Ordnung 

nicht zu gewährleisten. 

Zu dem gleichen Ergebnis kamen unsere Untersuchungen in allen übrigen Ge-

bieten des Reiches. Es erwies sich als unmöglich, irgendwelche Ordnungskräfte 

auszusparen und an den Schwerpunkten der Krise zusammenzuziehen. 

Als Ergebnis unserer Studie habe ich dem Reichswehrminister gemeldet, dass 

alle Vorbereitungen getroffen seien, um einen etwa befohlenen Ausnahmezustand 

unverzüglich in Gang zu setzen. Es habe sich aber bei sorgfältiger Abwägung ge-

zeigt, dass die Ordnungskräfte des Reiches und der Länder in keiner Weise aus-

reichten, um die verfassungsmässige Ordnung gegen Nationalsozialisten und Kom-

munisten aufrechtzuerhalten und die Grenzen zu schützen. Es sei daher die Pflicht 

des Reichswehrministers, die Zuflucht der Reichsregierung zum militärischen Aus-

nahmezustand zu verhindern. 

Aus: Huber, S. 561-563; Ort war einer der engsten Mitarbeiter Schleichers im Reichswehrministe-

rium. 
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Nr. 95 Niederschrift über eine Ministerbesprechung vom 16. Januar 1933  

(Auszüge) 

Politische Lage 

Der Reichskanzler führte aus, dass es sich im Wesentlichen um zwei Fragen han-

dele, nämlich um die Fragen, ob es gelinge, die Nationalsozialisten zur Mitarbeit zu 

gewinnen oder ob diese den Kampf gegen das Reichskabinett wünschten. Bei der 

Mitarbeit gebe es natürlich gewisse Formen; denkbar sei eine aktive Mitarbeit im 

Reichskabinett, denkbar sei auch die Form der Tolerierung des Kabinetts oder etwas 

Ähnliches ... 

Auf jeden Fall, ob man nun zu Neuwahlen komme oder nicht, sei die Bindung 

breiterer Gruppen an das Reichskabinett erforderlich. 

Dev Reichsminister des Innern stimmte den Ausführungen des Reichskanzlers 

im Wesentlichen zu. Er wies darauf hin, dass jedenfalls eins erreicht sei: eine Ein-

heitsfront gegen das Kabinett bestehe nicht mehr. 

Im Übrigen bat er den Reichskanzler zu überlegen, ob er nicht vor Fällung der 

letzten Entscheidungen eine ernste Aussprache mit Hitler halten wolle. Wenn man 

zur Auflösung des Reichstags komme, solle man auch nach seiner Ansicht erst im 

Herbst, und zwar am 22. Oktober oder am 12. November, neu wählen lassen. Un-

bedingt notwendig sei die baldige Bereinigung des preussischen Problems. Viel-

leicht könne der Herr Reichspräsident bis zur Herbeiführung geordneter Zustände 

in Preussen die Aufgaben eines Preussischen Staatspräsidenten übernehmen. Not-

wendig werde auch die Auflösung des Preussischen Landtags sein. 

Der Reichskanzler erklärte gleichfalls eine baldige Aussprache mit Hitler vor 

Fällung der letzten Entscheidungen für nötig. Er wies daraufhin, dass Hugenberg 

heute (16.1.) eine Unterredung mit Hitler haben werde. Positive Ergebnisse werde 

diese Unterredung sicherlich nicht haben. 

Er, der Reichskanzler, sei fest davon überzeugt, dass Hitler nicht an die Macht 

wolle. Neuerdings habe der den Wunsch, Reichswehrminister zu werden. Das be-

weise deutlich, dass er ernsthaft nicht an die Macht wolle, denn er müsse selbst 

wissen, dass der Herr Reichspräsident ihm das Reichswehrressort nie anvertrauen 

werde. 

Er, der Reichskanzler, komme immer wieder darauf zurück, dass eine breite Ba-

sis, vielleicht von Strasser bis zum Zentrum einschliesslich, für die Reichsregierung 

notwendig sei. Man könne Politik gewissermassen nicht im luftleeren Raum treiben. 

Längere Auszüge in: Vogelsang, S. 486 f. 
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Nr. 96 Eidesstattliche Erklärung des Freiherrn Kurt von Schroeder vor der ameri-

kanischen Untersuchungsbehörde des Internationalen Militärgerichtshofes in 

Nürnberg zu den Verhandlungen in seinem Hause in Köln mit Hitler am 4. Januar 

1933 (Auszüge) 

Erklärung unter Eid 

Ich, Kurt Freiherr von Schroeder, nachdem ich darauf aufmerksam gemacht worden 

bin, dass ich mich wegen falscher Aussage strafbar mache, stelle hiermit unter Eid 

freiwillig und ohne Zwang Folgendes fest... 

Als die Lage in Deutschland sich unter Schleicher als Kanzler in den letzten Mo-

naten des Jahres 1932 weiter verschlechterte, sahen Hitler und Papen ein, dass es 

vielleicht am günstigsten wäre, wenn sie zu einer Zusammenarbeit kommen könn-

ten. Als ich Papen im Dezember sah, sagte er mir: «Ich glaube, dass es jetzt viel-

leicht möglich wäre, eine Zusammenkunft herbeizuführen, um die strittigen Punkte 

aufzuklären. Wir müssen eine Möglichkeit zur Zusammenarbeit der Rechtsparteien 

finden.» Dies ist die Vorgeschichte der Zusammenkunft Hitlers und Papens in mei-

nem Hause. 

Am 4. Januar 1933 trafen Hitler, von Papen, Hess, Himmler und Keppler in mei-

nem Hause in Köln ein. Hitler, von Papen und ich begaben uns in mein Arbeitszim-

mer, wo eine zwei Stunden dauernde Besprechung stattfand. Hess, Himmler und 

Keppler nahmen an der Besprechung nicht teil, hielten sich aber im Nebenzimmer 

auf. Keppler, der behilflich gewesen war, diese Zusammenkunft zu arrangieren, 

kam von Berlin; von Papen kam allein von seinem Haus an der Saar; und Hitler 

brachte Himmler und Hess mit sich, da sie zu einer Wahlversammlung in Lippe 

unterwegs waren. Die Verhandlungen fanden ausschliesslich zwischen Hitler und 

Papen statt, ich nahm keinen Anteil daran. Die Besprechung begann ungefähr 11.30 

Uhr morgens, und der erste Punkt, der von Hitler zur Sprache gebracht wurde, war 

die Frage, warum es notwendig gewesen wäre, die zwei Nazis, die den Kommuni-

sten in Schlesien umgebracht hatten, zu bestrafen ... 

Weiterhin führte Papen aus, dass er es für das Beste halte, eine Regierung zu 

formen, bei der die konservativen und nationalen Elemente, die ihn unterstützt hat-

ten, zusammen mit den Nazis vertreten seien. Er schlug vor, dass diese neue Regie-

rung womöglich von Hitler und Papen zusammengeführt werden sollte. Daraufhin 

hielt Hitler eine lange Rede, in der er sagte, dass, wenn er zum Kanzler ernannt 

würde, Anhänger von Papen als Minister an seiner (Hitlers) Regierung teilnehmen 

könnten, sofern sie gewillt wären, seine Politik, die viele Änderungen bestehender 
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Zustände verfolgte, zu unterstützen. Er skizzierte diese Änderungen, einschliesslich 

der Entfernung aller Sozialdemokraten, Kommunisten und Juden von führenden 

Stellungen in Deutschland und der Wiederherstellung der Ordnung im öffentlichen 

Leben. Von Papen und Hitler erzielten eine prinzipielle Einigung, durch welche 

viele der Punkte, die den Konflikt verursachten, beseitigt werden konnten und eine 

Möglichkeit der Zusammenarbeit gegeben war. Es wurde vereinbart, dass weitere 

Einzelheiten noch zu bearbeiten seien und dass dies in Berlin oder (an) einem son-

stigen geeigneten Platz vorgenommen werden könne. Dies erfolgte, wie ich später 

erfuhr, in einer Zusammenkunft mit Ribbentrop. Die Besprechung in meinem Hause 

endete um ungefähr 1.30 Uhr. Wir drei begaben uns dann zusammen mit Hess, 

Himmler und Keppler zu Tisch, wobei über allgemeine Dinge Konversation ge-

macht wurde. Um ungefähr 4 Uhr verliessen alle Gäste mein Haus. 

Diese Zusammenkunft zwischen Hitler und Papen am 4. Januar 1933 in meinem 

Hause in Köln wurde von mir arrangiert, nachdem Papen mich ungefähr am 10. 

Dezember 1932 darum ersucht hatte. Bevor ich diesen Schritt unternahm, besprach 

ich mich mit einer Anzahl von Herren der Wirtschaft und informierte mich allge-

mein, wie sich die Wirtschaft zu einer Zusammenarbeit der beiden stellte. Die all-

gemeinen Bestrebungen der Männer der Wirtschaft gingen dahin, einen starken 

Führer in Deutschland an die Macht kommen zu sehen, der eine Regierung bilden 

würde, die lange an der Macht bleiben würde. Als die NSDAP am 6. November 

1932 ihren ersten Rückschlag erlitt und somit also ihren Höhepunkt überschritten 

hatte, wurde eine Unterstützung durch die deutsche Wirtschaft besonders dringend. 

Ein gemeinsames Interesse der Wirtschaft bestand in der Angst vor dem Bolsche-

wismus und der Hoffnung, dass die Nationalsozialisten – einmal an der Macht – 

eine beständige politische und wirtschaftliche Grundlage in Deutschland herstellen 

würden. Ein weiteres gemeinsames Interesse war der Wunsch, Hitlers wirtschaftli-

ches Programm in die Tat umzusetzen, wobei ein wesentlicher Punkt darin lag, dass 

die Wirtschaft sich selbst lenken sollte zur Lösung der von der politischen Führung 

gestellten Probleme. Zur praktischen Durchführung dieses Programmpunktes er-

wartete man, wie es ja später auch geschah, dass die gesamte Wirtschaft auf einer 

neuen Basis organisiert werden würde, und zwar in Verbänden, denen sämtliche 

wirtschaftliche Unternehmungen, im Gegensatz zu den damals bestehenden Ver-

bänden, beitreten mussten, deren Führung durch Wirtschaftler und Kaufleute selbst 

erfolgen würde, die selbst für einen Ausgleich der Produktion zu sorgen hätten, so 

dass notgedrungen diese neuen Verbände mehr Einfluss ausüben könnten als früher. 
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Weiterhin erwartete man, dass eine wirtschaftliche Konjunktur durch das Vergeben 

von grösseren Staatsaufträgen werden würde. 

In diesem Zusammenhang sind zu erwähnen: eine von Hitler projektierte Erhö-

hung der deutschen Wehrmacht von 100’000 auf 300’000 Mann, das Bauen von 

Reichsautobahnen und die Kredite, die der öffentlichen Hand (Länder, Gemeinden 

etc.) gegeben werden sollten zum Bauen von neuen und Verbesserungen von bereits 

bestehenden Strassen, Aufträge zur Verbesserung des Verkehrswesen, insbeson-

dere der Reichsbahn, und Förderung solcher Industrien wie Automobil- und Flug-

zeugbau und der damit verbundenen Industrien. 

Es war allgemein bekannt, dass einer der wichtigsten Programmpunkte Hitlers 

die Abschaffung des Vertrages von Versailles darstellte und die Wiederherstellung 

eines sowohl in militärischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht starken Deutsch-

lands. Es war klar, dass in einem starken Deutschland auch die Wirtschaft aufblühen 

werde, und es war darüber hinaus klar, dass wirtschaftliche Stärke eine Stellung 

bedeutete, in der Deutschland nicht mehr vom Ausland abhängig sein würde. Diese 

Bestrebungen, Deutschland autark zu machen, wurden von gewissen wirtschaftli-

chen Unternehmungen möglicherweise nicht aus Idealismus, sondern aus nackter 

Profitgier begrüsst, als (im Original: also) eine Möglichkeit, den eigenen Machtbe-

reich zu vergrössern. Eine solche Möglichkeit war zweifellos auf dem Gebiet der 

Erzeugung des synthetischen Öls und Kautschuks gegeben. 

Das wirtschaftliche Programm Hitlers war der Wirtschaft allgemein bekannt und 

wurde von ihr begrüsst. 

Abgedruckt in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 604-607. 

4. Die Haltung der Arbeiterparteien 

Nr. 97 Wahlaufruf der SPD vom 19. Juli 1930 (Auszüge) 

Wähler und Wählerinnen der Deutschen Republik! Der Bürgerblock hat seine Dik-

tatur aufgerichtet! Das Kabinett Brüning regiert mit dem Artikel 48! Zwischen Bür-

gerblock und Sozialdemokratie, Arbeit und Kapital, Demokratie und Diktatur fällt 

am 14. September die Entscheidung! Es ist nicht wahr, dass der Reichstag versagt 
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hat. Die Regierung Brüning hat versagt. Ihr einziges Bestreben war darauf gerichtet, 

die Sozialdemokratie, die politische Vertretung der Arbeiterklasse, auszuschalten 

und mit den Grossindustriellen und den Grossgrundbesitzern zu regieren. Daran ist 

sie gescheitert. 

Millionen Menschen sind arbeitslos, andere Millionen in ihrer Existenz bedroht. 

Die Wirtschaftskrise, in die fast alle Länder der Welt hineingerissen sind, fordert 

immer neue Opfer. Diese Krise ist das Ergebnis der kapitalistischen Anarchie, nicht 

des Young-Planes. Sie trifft die Länder der Sieger, wie der Besiegten. Schwere La-

sten für alle Volksschichten sind zur Linderung der Not, Überwindung der Wirt-

schaftskrise und zur Gesundung der Reichsfinanzen erforderlich. Die Regierung 

Brüning wollte die Reichen und Leistungsfähigen verschonen und die Lasten den 

Armen und Schwachen auflegen. Sie wollte die Bezüge der Arbeitslosen, der Kran-

ken, der ehemaligen Kriegsteilnehmer, der Invaliden und Wöchnerinnen verkürzen 

und neben anderen ungerechten Lasten eine Kopfsteuer verhängen, die allen 

Grundsätzen steuerlicher Gerechtigkeit widerspricht und bisher nur Kolonial Völ-

kern aufgezwungen wurde ... 

Der Kampf der Sozialdemokratie gegen diese soziale Reaktion ist nicht nur ein 

Kampf um das Recht des Parlaments, sondern auch ein Kampf um das Recht des 

Volkes. Dieses Recht des Volkes wollen auch die Nationalsozialisten, die erklärten 

Anhänger der Diktatur, vernichten. Sie wollen die brutale Gewalt mit Messer und 

Revolver zum staatlichen System erheben. Dabei leisten ihnen die Kommunisten 

durch ihre Kampfmethoden wie durch die Zersplitterung der Arbeiterschaft wert-

volle Dienste. 

Wähler und Wählerinnen, nicht die Diktatur soll regieren, sondern die Demokra-

tie. Das Kapital will herrschen durch Diktatur. Demokratie aber ist Herrschaft des 

arbeitenden Volkes. Ohne Demokratie kein sozialer Fortschritt, keine Gesundung 

der Wirtschaft, keine Beseitigung von Not und Elend! Wähler und Wählerinnen, 

setzt euch zur Wehr gegen den Bürgerblock und seine Helfer! Gegen die Regierung 

Brüning, die mit dem Grosskapital verbrüdert ist und die Rechte der Arbeiterklasse 

niederschlagen will! Vorwärts zum Kampf für Demokratie und Sozialismus, für das 

arbeitende Volk, für die Sozialdemokratie! 

Vollständiger Text in: Deutsche Parteiprogramme, S. 471 f. 
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Nr. 98 Programmerklärung der KPD zur nationalen und sozialen Befreiung des 

deutschen Volkes vom 24. August 1930 (Auszüge) 

Proklamation des ZK der KPD 

Die deutschen Faschisten (Nationalsozialisten) unternehmen gegenwärtig die 

schärfsten Vorstösse gegen die deutsche Arbeiterklasse. In einer Zeit der Knech-

tung Deutschlands durch den Versailler Frieden, der wachsenden Krise, der Ar-

beitslosigkeit und Not der Massen versuchen die Faschisten durch zügellose De-

magogie und schreiende radikale Phrasen, unter der Flagge des Widerstandes gegen 

die Erfüllungspolitik und den Young-Plan, bedeutende Schichten des Kleinbürger-

tums, deklassierter Intellektueller, Studenten, Angestellten, Bauern sowie einige 

Gruppen rückständiger, unaufgeklärter Arbeiter für sich zu gewinnen. Die teilwei-

sen Erfolge der nationalsozialistischen Agitation sind das Resultat der zwölfjähri-

gen verräterischen Politik der Sozialdemokratie, die durch Niederhaltung der revo-

lutionären Bewegung, Beteiligung an der kapitalistischen Rationalisierung und völ-

lige Kapitulation vor den Imperialisten (Frankreich, Polen) der nationalsozialisti-

schen Demagogie den Boden bereitet hat. 

Dieser nationalsozialistischen Demagogie stellt die Kommunistische Partei 

Deutschlands ihr Programm des Kampfes gegen den Faschismus, ihre Politik der 

wirklichen Vertretung der Interessen der werktätigen Massen Deutschlands entge-

gen. 

Die Faschisten (Nationalsozialisten) behaupten, dass sie für die nationale Be frei-

ung des deutschen Volkes kämpfen. Sie erwecken den Anschein, als seien sie gegen 

den Young-Plan, der den werktätigen Massen Deutschlands Not und Hunger bringt. 

Diese Beteuerungen der Faschisten sind bewusste Lügen. Die deutsche Bour-

geoisie hat den räuberischen Young-Plan angenommen in der Absicht, alle seine 

Lasten auf die Werktätigen abzu wälzen. 

Die Faschisten helfen praktisch an der Durchführung des Young-Plans mit, in-

dem sie die Abwälzung seiner Lasten auf die werktätigen Massen dulden und för-

dern, indem sie an der Durchführung der vom Young-Plan diktierten Zoll- und 

Steuergesetze mithelfen (Zustimmung der nationalsozialistischen Reichstagsfrak-

tion zu allen Vorlagen für Zoll- und Steuererhöhung, Fricksche Negersteuer in Thü-

ringen), indem sie alle Streikbewegungen gegen den Lohnabbau zu verhindern und 

abzuwürgen versuchen. 

Die Regierungsparteien und die Sozialdemokratie haben Hab und Gut, Leben 

und Existenz des werktätigen deutschen Volkes meistbietend an die Imperialisten 
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des Auslands verkauft. Die sozialdemokratischen Führer, die Hermann Müller, Se-

vering, Grzesinski und Zörgiebel, sind nicht nur die Henkersknechte der deutschen 

Bourgeoisie, sondern gleichzeitig die freiwilligen Agenten des französischen und 

polnischen Imperialismus. 

Alle Handlungen der verräterischen, korrupten Sozialdemokratie sind fortgesetz-

ter Hoch- und Landesverrat an den Lebensinteressen der arbeitenden Massen 

Deutschlands. 

Nur wir Kommunisten kämpfen sowohl gegen den Young-Plan als auch gegen 

den Versailler Raubfrieden, den Ausgangspunkt der Versklavung aller Werktätigen 

Deutschlands, ebenso wie gegen alle internationalen Verträge, Vereinbarungen und 

Pläne (Locarnovertrag, Dawes-Plan, Young-Plan, deutsch-polnisches Abkommen 

usw.), die aus dem Versailler Friedensvertrag hervorgehen. Wir Kommunisten sind 

gegen jede Leistung von Reparationszahlungen, gegen jede Bezahlung internatio-

naler Schulden. 

Wir erklären feierlich vor allen Völkern der Erde, vor allen Regierungen und Ka-

pitalisten des Auslands, dass wir im Falle unserer Machtergreifung alle sich aus dem 

Versailler Frieden ergebenden Verpflichtungen für null und nichtig erklären wer-

den, dass wir keinen Pfennig Zinszahlungen für die imperialistischen Anleihen, 

Kredite und Kapitalanlagen in Deutschland leisten werden. 

Wir führen und organisieren den Kampf gegen Steuern und Zölle, gegen die Ver-

teuerung der Mieten und Gemeindetarife, gegen Lohnabbau, Erwerbslosigkeit und 

alle Versuche, die Lasten des Young-Planes auf die werktätige Bevölkerung in Stadt 

und Land abzuwälzen. 

Die Faschisten (Nationalsozialisten) behaupten, sie seien gegen die vom Versail-

ler Frieden gezogenen Grenzen, gegen die Abtrennung einer Reihe deutscher Ge-

biete von Deutschland. In Wirklichkeit unterdrückt der Faschismus überall, wo er 

an der Macht steht, die von ihm unterworfenen Völker (in Italien die Deutschen und 

Kroaten, in Polen die Ukrainer, Weissrussen und Deutschen, in Finnland die Schwe-

den usw.). Die Führer der deutschen Faschisten, Hitler und seine Helfershelfer, aber 

erheben nicht ihre Stimme gegen die gewaltsame Angliederung Südtirols an das 

faschistische Italien. Hitler und die deutschen Nationalsozialisten schweigen über 

die Nöte der deutschen Bauernbevölkerung Südtirols, die unter dem Joch des italie-

nischen Faschismus stöhnt. Hitler und seine Partei haben hinter dem Rücken des 

deutschen Volkes einen schmutzigen Geheimvertrag mit der italienischen Faschi-

stenregierung abgeschlossen, auf Grund dessen sie die deutschen Gebiete Südtirols 

bedingungslos den ausländischen Eroberern ausliefern. Mit dieser schändlichen Tat  
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haben Hitler und seine Partei die nationalen Interessen der werktätigen Massen 

Deutschlands in gleicher Weise an die Versailler Siegermächte verkauft, wie es die 

deutsche Sozialdemokratie seit zwölf Jahren unausgesetzt getan hat. 

Wir Kommunisten erklären, dass wir keine gewaltsame Angliederung eines Vol-

kes oder eines Volksteiles an andere nationale Staatsgebilde, dass wir keine einzige 

Grenze anerkennen, die ohne Zustimmung der werktätigen Massen und der wirkli-

chen Mehrheit der Bevölkerung gezogen ist. 

Wir Kommunisten sind gegen die auf Grund des Versailler Gewaltfriedens 

durchgeführte territoriale Zerreissung und Ausplünderung Deutschlands. 

Die Faschisten (Nationalsozialisten) behaupten, ihre Bewegung richte sich gegen 

den Imperialismus. In Wirklichkeit aber treffen sie Abkommen mit den Imperiali-

sten (England, Italien). Sie wenden sich gegen den Freiheitskampf der Kolonialvöl-

ker (Indien, China, Indochina), verlangen für Deutschland Kolonien und hetzen zu 

neuen Kriegen, vor allem zur Intervention gegen die Sowjetunion, das einzige Land, 

dessen siegreiche Arbeiterklasse sich gegen alle Überfälle des Weltkapitals, gegen 

alle Raubzüge der Versailler Imperialisten siegreich mit Waffengewalt verteidigt 

hat. Überall, wo der Imperialismus unterdrückte Volksmassen knechtet, würgt und 

niederschiesst, wirken die deutschen Faschisten durch ihre Vertreter mit: in China 

durch die Kapp-Putschisten Wetzel und Kriebel, in Südamerika durch die Militär-

mission des Generals Kuntz, in Österreich durch den Liebknecht-Mörder Pabst. 

Wir Kommunisten sind die einzige Partei, die sich den Sturz des Imperialismus 

und die Befreiung der Völker von der Macht des Finanzkapitals zum Ziele setzt. 

Deshalb fordern wir die werktätigen Massen Deutschlands auf, vor allem gegen den 

Feind im eigenen Lande, für den Sturz der kapitalistischen Herrschaft und für die 

Aufrichtung der Sowjetmacht in Deutschland zu kämpfen, um den Versailler Frie-

densvertrag zu zerreissen und seine Folgen zu beseitigen. 

Die Faschisten (Nationalsozialisten) behaupten, sie seien eine «nationale», eine 

«sozialistische» und eine «Arbeiterpartei. Wir erwidern darauf, dass sie eine volks- 

und arbeiterfeindliche, eine antisozialistische, eine Partei der äussersten Reaktion, 

der Ausbeutung und Versklavung der Werktätigen sind. Eine Partei, die bestrebt ist, 

den Werktätigen alles das zu nehmen, was ihnen selbst die bürgerlichen und sozi-

aldemokratischen Regierungen noch nicht nehmen konnten. Eine Partei der mörde-

rischen, faschistischen Diktatur, eine Partei der Wiederaufrichtung des Regimes der 

Junker und Offiziere, eine Partei der Wiedereinsetzung der zahlreichen Fürsten in 

ihre «angestammten» Rechte, der Offiziere und hohen Beamten in ihre Titel und 

Posten. 
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Die Faschisten (Nationalsozialisten) behaupten, sie seien Gegner der heutigen 

staatlichen und sozialen Ordnung. Zugleich aber beteiligen sie sich neben den Par-

teien des Grosskapitals an der Regierung der Weimarer Republik in Thüringen. Sie 

teilen sich die Ministersessel mit der kapitalistischen Volkspartei und mit den Haus-

besitzern der Wirtschaftspartei. Sie verhandeln in Sachsen mit allen Unternehmer-

parteien bis zur Volksnationalen Vereinigung über die Bildung einer gemeinsamen 

Regierung. Sie erklären sich zur Teilnahme an einer Reichsregierung mit allen bür-

gerlichen Youngparteien bereit. Sie bekleiden Polizeiämter in Thüringen. Sie wer-

den von den Kapitalisten subventioniert. Sie dulden in ihren eigenen Reihen nicht 

nur Hobenzollernprinzen, Coburger Herzöge, adlige Herrschaften, sondern auch 

zahlreiche Rittergutsbesitzer, Industrieunternehmer, Millionäre, wie den Ausbeuter 

Kirdorff und andere Scharfmacher, wie den Textilfabrikanten Mutschmann. 

Alle Parteien in Deutschland, mit der einzigen Ausnahme der Kommunistischen 

Partei, treiben Koalitionspolitik im Reiche, in Preussen, in Thüringen und den an-

deren Einzelstaaten. Alle Parteien ausser den Kommunisten sind Koalitionspar-

teien, Regierungsparteien, Ministerparteien. 

Nur wir Kommunisten sind gegen jede Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, für 

den revolutionären Sturz der gegenwärtigen kapitalistischen Gesellschaftsordnung, 

für die Aufhebung aller Rechte und Vorrechte der herrschenden Klassen, für die 

Abschaffung jeder Ausbeutung. 

Die Nationalsozialisten behaupten, Wirtschaftskrisen und Ausplünderung der 

Massen seien lediglich Folgen des Young-Plans; die Überwindung der Krise sei 

bereits gesichert, wenn Deutschland die Fesseln des Versailler Vertrages abstreite. 

Das ist ein grober Betrug. Um das deutsche Volk zu befreien, genügt es nicht, die 

Macht des Auslandskapitals zu brechen, sondern die Herrschaft der eigenen Bour-

geoisie im eigenen Lande muss gleichzeitig gestürzt werden. Die Krise wütet nicht 

nur im Deutschland des Young-Plans, sondern auch in den siegreichen imperialisti-

schen Ländern mit Amerika an der Spitze. Überall, wo die Kapitalisten und ihre 

Agenten, die Sozialdemokraten, am Ruder sind, werden die Massen in der gleichen 

Weise ausgebeutet. Nur in der Sowjetunion bewegen sich Industrie und Landwirt-

schaft auf aufsteigender Linie. Nur in der Sowjetunion wird die Erwerbslosigkeit 

beseitigt, werden die Löhne erhöht, werden die sozialpolitischen Errungenschaften 

der Werktätigen zu beispielloser Höhe ausgebaut. In allen kapitalistischen Ländern, 

in allen Ländern des Faschismus und der Sozialdemokratie wachsen Elend und 

Hunger, Lohnabbau und Erwerbslosigkeit, Reaktion und Terror. 
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Die Kommunistische Partei Deutschlands entfaltet den schärfsten politischen 

und wehrhaften Massenkampf gegen den nationalverräterischen, antisozialisti-

schen, arbeiterfeindlichen Faschismus. 

Wir kämpfen für die Rettung der werktätigen Massen vor der drohenden Kata-

strophe ... 

Vollständiger Text in: Vietzke/Wohlgemuth, S. 498-506. 

Nr. 99 Lagebericht Nr 13 des Reichsministeriums des Innern vom 16. Juli 1932 

über Einheitsfrontbestrebungen (Auszüge) 

Die Erörterungen zwischen KPD und SPD über die Möglichkeit einer auch forma-

len Einheitsfront beider Parteien im Kampf gegen den «Faschismus» sind, was die 

SPD angeht, zu einem gewissen Abschluss gelangt. Der Parteivorstand der SPD hat 

sich – entsprechend seiner von taktischen Gründen diktierten vorsichtigen Haltung, 

die sich durch die wachsende Sympathie früherer linksbürgerlicher Wähler für eine 

Stimmabgabe zugunsten der SPD nur noch mehr empfiehlt – in einem Aufruf vom 

28. Juni ausdrücklich gegen die von der KPD empfohlenen und auch jetzt noch 

angestrebten lokalen Verhandlungen ausgesprochen, ja diese sogar ausdrücklich 

verboten. Hierdurch entstehen, so heisst es in einem Rundschreiben, nur Uneinig-

keit und Verwirrung statt Einigkeit und Klarheit. Erfolgversprechende Verhand-

lungen könnten nur von den zentralen Parteileitungen geführt werden. Weil aber 

die KPD sich mehrfach grundsätzlich und eindeutig gegen solche zentralen Ver-

handlungen ausgesprochen hat, bestätigt dieses Rundschreiben unsere Vermutung, 

dass die SPD im Grunde diese auch formale Einheitsfront nicht wünscht. Sie geht 

sogar so weit, dass sie Funktionäre, Ortsgruppenvorsitzende usw., die sich trotzdem 

in lokale Verhandlungen mit der KPD einliessen, entweder aus der Partei aus-

schliesst oder die Schuldigen veranlasst, ihre gegebene Zustimmung zur Teilnahme 

an Einheitsfrontkomitees oder -aktionen zurückzuziehen. Demgegenüber bemüht 

sich die KPD weiter, eine Einheitsfront im lokalen Massstabe herzustellen ... 

Andererseits erklären kommunistische Führer und Redner immer wieder, dass 

die KPD für die Bildung der antifaschistischen Einheitsfront nicht die Bedingung 

eines Übertritts zur KPD stelle, dass sie auch nichts lieber täte (??), als die Führung 

in den Einheitsfrontausschüssen den wirklich kampfgewillten Arbeitern, ungeach- 
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tet ihrer Organisationszugehörigkeit, selbst zu übergeben. Die KPD wolle lediglich 

diese Einheitsfront aufstellen. Sie wolle lediglich gemeinsam mit allen Arbeitern 

gegen den Faschismus kämpfen, den roten Massenselbstschutz schaffen, gegen die 

Notverordnungen der Regierungen den gemeinsamen Massenkampf aller Arbeiter 

einsetzen, d.h. als wirkungsvollste Kampfmassnahme den politischen Massenstreik 

organisieren. Aus allen Reden und Anweisungen klingt immer wieder die gleiche 

Aufforderung «Schreitet endlich zur antifaschistischen Tat!» oder: «Findet immer 

neue Formen der Antifaschistischen Aktion!» Bedingungen, die die SPD für die 

Einheitsfront stellt, könne und wolle die KPD nicht annehmen, wie sie ihrerseits 

auch den sozialdemokratischen Arbeitern keine andere Bedingung für die Ein-

reihung in die antifaschistische Einheitsfront stelle als den Willen zum Kampf... 

Im ganzen Reiche gehen die praktischen Einheitsfrontaktionen weiter. SPD-Be-

triebsräte erscheinen als Delegierte ihrer Kameraden in kommunistischen Ver-

sammlungen; in Duisburg erörterten Funktionäre der Eisernen Front im Parteibüro 

der KPD Einheitsfrontmassnahmen. Gemeinsame Sargwachen und Beteiligungen 

bei Beerdigungen sind schon überall die Regel, ebenso wie bei oder nach national-

sozialistischen Aufmärschen regelmässig wirklich überparteiliche Demonstratio-

nen veranstaltet werden. Sozialdemokraten erscheinen bei den vielerorts veranstal-

teten antifaschistischen Kongressen der KPD, wenn auch noch nicht in der von der 

KPD erhofften Zahl; Gewerkschaftsfunktionäre erklären, dass man die entgegen-

gehaltene Bruderhand der KPD nicht zurückweisen dürfe, und äussern Kritik an der 

Politik von SPD und ADGB. Die Duisburger «Volksstimme», SPD-Organ, begrüs-

ste das Zustandekommen der Einheitsfront, die spontan von unten her kommen 

würde. Hilferding rühmte in einer Essener Rede, dass bei der Demonstration im 

Berliner Lustgarten die Kommunisten in «vorbildlicher Disziplin» mitmarschiert 

seien usw. usw. So sieht man also, dass der Vorstand der SPD im Prinzip nichts 

gegen die Bildung der Einheitsfront auf lokaler Basis hat, solange natürlich die 

Machtstellung der SPD und ihr Einfluss auf das Proletariat hierdurch nicht berührt 

werden, dass er aber, und zwar mit Rücksicht auf die von rechts her erwarteten 

Wähler und mit Rücksicht auf spätere Koalitionsmöglichkeiten, eine offizielle Ver-

antwortung für eine auch formale Einheitsfront mit den Kommunisten nicht über-

nehmen will. 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 583 f. 
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Nr. 100 Aufruf der Berliner Leitungen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts-

bundes, des Allgemeinen Freien Angestelltenbundes und des Allgemeinen Deut-

schen Beamtenbundes, veröffentlicht am 21. Juli 1932, nach dem Staatsstreich  

Papens gegen Preussen 

Warnung vor Provokateuren 

Die Berliner gewerkschaftlichen Spitzenkörperschaften stimmen mit der Erklärung 

der gewerkschaftlichen Reichszentralen aller Richtungen und der Kampfleitung 

Berlin der Eisernen Front überein. Sie betonen: 

Nur die von den Organisationen der Eisernen Front gegebenen Parolen werden 

befolgt. 

Haltet Disziplin! Lasst euch nicht provozieren! Jetzt muss jeder wirkliche Kämp-

fer die Nerven behalten! 

Provokateure verteilen unter Missbrauch des Namens der Eisernen Front Flug-

blätter, worin sie zum Generalstreik auffordern. Stellt diese Provokateure fest! 

Mit der zu Donnerstag Abend von den Kommunisten einberufenen Betriebsräte-

konferenz haben die Gewerkschaften nichts zu tun. 

Ortsausschuss Berlin  

des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes Ortskartell Berlin  

des Allgemeinen Freien Angestelltenbundes Bezirksausschuss Berlin 

des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 

Aus: Vorwärts, Berlin, 21. Juli 1932, Morgenausgabe; abgedruckt in: Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 592. 

Nr 101 Resolution der Parteikonferenz der KPD vom Oktober 1932 (Auszüge) 

IV.  

Die Herrschaft der Regierung Papen-Schleicher in Deutschland, die mit Hilfe der 

Reichswehr, des Stahlhelms und der Nationalsozialisten errichtet wurde, für die 

Sozialdemokraten und das Zentrum den Weg gebahnt haben, stellt eine der Formen 

der faschistischen Diktatur dar. In den ersten Interessen-Gegensätzen der verschie-

denen Kapitalistengruppierungen (Schwerindustrie, Chemiekapital, Grossagrarier, 
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Klein- und Mittelindustrie), in den Fragen der sogenannten «Autarkie», der Sub-

ventionen und der Finanzpolitik, in den widerstrebenden monarchistischen Restau-

rationsbestrebungen, in den verschärften Auseinandersetzungen innerhalb der fa-

schistischen Bürgerkriegstruppen (Hitler-SA und Stahlhelm), in dem Konflikt zwi-

schen Deutschnationalen und Nationalsozialisten und den Differenzen der faschi-

stischen Machthaber mit ihren Wegbereitern, der SPD und dem Zentrum, zeigt sich 

die Zerklüftung im Klassenlager der Bourgeoisie auf Grund der Krise des Kapita-

lismus. 

Die faschistische Papen-Schleicher-Regierung entfaltet in ihrer Aussenpolitik 

verstärkte imperialistische Aggressivität (Manöver an der Ostgrenze, Haltung in 

Genf, Verschärfung des Kampfes um die Märkte mit Zoll- und Kontingentierungs-

politik). Sie betreibt die Militarisierung der Jugend und den Kampf für imperialisti-

sche Aufrüstung Deutschlands, steigert die aktive Rolle des deutschen Imperialis-

mus bei der Vorbereitung der konterrevolutionären Kriege gegen die Sowjetunion... 

Das Programm der faschistischen Diktatur im Innern ist die Zertrümmerung der 

revolutionären Organisationen und Einrichtungen des Proletariats und die schran-

kenlose Ausplünderung der Massen, Lohnabbau, Teuerung, Beseitigung aller Ar-

beiterrechte, Aufhebung der Gewerbefreiheit, Zwangsarbeit, Streikverbote, Aus-

nahmegerichte, faschistische «Verfassungsreform» unter Beseitigung der letzten 

«demokratischen» Rechte (Ausschaltung des Reichstags, zweite Kammer, Wahl-

rechtsraub), monarchistische Restauration. 

V.  

Auch nach der weitgehenden Verdrängung der sozialfaschistischen Führer aus den 

höheren Staatsfunktionen (20. Juli) schlagen die Führer der SPD gegenwärtig im-

mer entschiedener den Kurs der Tolerierung der Papen-Schleicher-Regierung als 

«kleineres Übel» gegenüber einer Hitler-Regierung ein (Anerkennung der «Recht-

mässigkeit» der Notverordnungen und der Reichstagsauflösung, Severings Eintre-

ten für einen Staatskommissar in Preussen usw.). 

Die SPD hat in Deutschland den Faschismus an die Macht gebracht wie die So-

zialfaschisten in Polen und Italien, sie kämpft keineswegs gegen den Faschismus, 

sondern hinderte und hindert im Gegenteil aktiv den Kampf der Massen gegen die 

faschistische Diktatur (20. Juli). 

Während sich ihr Masseneinfluss verringert, greifen die sozialdemokratischen 

Führer zu immer neuen Betrugsmethoden. Unter scheinbarem Eintreten für End-

zielforderungen («Sozialismus», «Umbau der Wirtschaft», «Sozialistische Ak- 
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tion»), unter scheinbarem Kampf gegen die heutige Form der bürgerlichen Diktatur 

(«Zweite Republik», «Rückkehr zur Demokratie» oder «Verteidigung der Demo-

kratie») treten sie in der Tat gegen die Kämpfe zur Sicherung der Existenz der Ar-

beiterklasse und der Werktätigen auf, vertrösten das Proletariat auf Wahlen und an-

dere parlamentarische Aktionen, um es vom Klassenkampf abzuhalten ... 

VI.  

Das riesige Anwachsen der faschistischen Massenbewegung der Nationalsoziali-

sten auf Grund der chauvinistischen Welle ermöglichte den faschistischen Macht-

habern die Machtergreifung. Die Politik des Finanzkapitals, die gegenwärtig die 

Ausübung der Regierungsgewalt durch die faschistische Terrororganisation Hitlers 

ablehnt, entspringt einerseits der Furcht vor der allzu schroffen Verschärfung der 

inneren und äusseren Gegensätze, andererseits dem Bestreben der Bourgeoisie, die 

Reserven der faschistischen Massenbewegung möglichst unversehrt zu halten und 

sie zugleich zu «kanalisieren», das heisst, durch Überwindung der störenden Fak-

toren vollends zu einem sicheren Instrument der faschistischen Diktatur zu machen. 

Durch den wachsenden revolutionären Aufschwung des Proletariats, die stei-

gende Radikalisierung der werktätigen Mittelschichten auf Grund ihrer Verelen-

dung durch die Papen-Politik, die Nichteinlösung der masslosen Wahlversprechen 

Hitlers, die stärkeren Fortschritte des antifaschistischen Massenkampfes der KPD 

ist der bisherige Aufschwung der nationalsozialistischen Bewegung zum Stillstand 

gekommen und hat einer rückläufigen Bewegung Platz gemacht. 

Die Rolle der Hitler-Partei als Stütze der schrankenlosen Ausbeutung, ihre Hil-

festellung für die Regierung der Kapitalisten, Junker und Generale und den Lausan-

ner Tributpakt, die Rolle des faschistischen Mordterrors gegen die revolutionäre 

Arbeiterschaft – das alles hat den Beginn einer Enttäuschung der werktätigen An-

hängermassen des Nationalsozialismus eingeleitet. 

Vollständiger Text in: O. K. Flechtheim, Die KPD in der Weimarer Republik, S. 285-294. 
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Kapitel III 
Die Errichtung der Diktatur 

Einleitung 

Sogleich nach der Übertragung der politischen Macht an die Führer der NSDAP 

und ihre Koalitionspartner wurde die Errichtung einer reaktionären terroristischen 

Diktatur in Angriff genommen. Dies erforderte zunächst die Zerschlagung des 

Hauptfeinds, also der Arbeiterbewegung: Viele tausend Arbeiterfunktionäre wur-

den schon im Laufe des Jahres 1933 verhaftet, gefoltert und ermordet. Der Terror, 

hauptsächlich getragen von der faschistischen Miliz, der SA, die nun offiziell als 

Hilfspolizei fungierte, richtete sich zunächst hauptsächlich gegen die Kommunisti-

sche Partei, so dass bei den Sozialdemokraten und Gewerkschaften vorübergehend 

die Illusion entstand, sie seien nicht gemeint, wenn von der «Ausrottung des Mar-

xismus» die Rede war. Doch sehr rasch machten die Faschisten klar, dass die ge-

samte Arbeiterbewegung – auch die reformistische – zerschlagen und darüber hin-

aus alle demokratischen Rechte und parlamentarisch-rechtsstaatlichen Institutionen 

vernichtet werden sollten: Am 2. Mai 1933 wurden die Gewerkschaftshäuser von 

der SA besetzt und die Gewerkschaften aufgelöst; einige Wochen später, am 22. 

Juni, wurde die SPD verboten (Nr. 107), und am 14. Juli wurde das Gesetz gegen 

Neubildung von Parteien verkündet (Nr. 108). Damit war formal wie tatsächlich der 

faschistische Einparteienstaat errichtet. 

Ebenso wie die Übernahme der politischen Macht war auch die Errichtung der 

Diktatur nur möglich, weil die massgeblichen Kräfte der herrschenden Klasse dies 

betrieben und unterstützten. Bereits am 3. Februar 1933 entwickelte Hitler den füh-

renden Repräsentanten der Reichswehr sein Programm der Zerschlagung der De-

mokratie und der Arbeiterbewegung und der Vorbereitung des Krieges (Nr. 112), 

und am 20. Februar entwickelte er das gleiche Programm vor den massgeblichen 

Wirtschaftsführern (Nr. 109). Diese bekundeten, dass dies genau ihren Zielen ent-

sprach. Zur ideologischen Rechtfertigung der Errichtung der Diktatur trugen die 

beiden Kirchen wesentlich bei, die im Faschismus einen Bundesgenossen im 

Kampf gegen Marxismus, Liberalismus, Rationalismus und Atheismus erblickten 
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und ihre Gläubigen deshalb zur Unterstützung des faschistischen Staates aufriefen 

(Nr. 113-121). Und die bürgerlichen Parteien, die ihre Massenbasis ohnehin weit-

gehend an die NSDAP verloren hatten, stimmten am 24. März dem Ermächtigungs-

gesetz der Regierung Hitler und damit der Abschaffung des demokratischen Ver-

fassungssystems zu und lösten sich dann grösstenteils freiwillig auf, wobei sie ihre 

Mitglieder und Anhänger zum Teil ausdrücklich zur Unterstützung des neuen Sy-

stems aufforderten (Nr. 122-125). 

Das deutsche Volk war – so offensichtlich wie nie vorher – in zwei Teile zerris-

sen: Während der faschistische Terror durch die Arbeiterviertel tobte, während Ar-

beiterführer in grosser Zahl abtransportiert, eingekerkert und ermordet wurden, 

schien der Jubel im bürgerlichen Lager keine Grenzen zu kennen. Bischöfe und 

Wirtschaftsführer, Journalisten, Professoren und studentische Korporationen ver-

kündeten, dass nun eine neue grosse Zeit begonnen habe, deren Schwung alle mit-

reisse. Leise Stimmen des Zweifels, die – aus christlichen oder humanistischen 

Gründen – Vorbehalte geltend zu machen versuchten, konnten sich in diesem Freu-

dentaumel kein Gehör verschaffen. 

Die Arbeiterbewegung wurde vom Terror überrollt und gelangte nicht zu koor-

dinierter, aktiver Gegenwehr. Dafür war vor allem die Spaltung zwischen Kommu-

nisten und Sozialdemokraten verantwortlich, die vom Faschismus vorzüglich aus-

genutzt wurde: Die erste Terrorwelle richtete sich fast ausschliesslich gegen die 

Kommunistische Partei und führte zu deren weitgehender Zerschlagung. Bei der 

Sozialdemokratie und dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ADGB), 

die schon beim Staatsstreich Papens gegen Preussen am 20. Juli 1932 betont hatten, 

dass gewaltsamer Widerstand nicht in Betracht komme (vgl. Nr. 100), hielten die 

Führungsgruppen auch jetzt an ihrer «legalen» Politik fest (Nr. 127 und 129), zumal 

sie hofften, der faschistische Terror bleibe im Wesentlichen auf Kommunisten be-

schränkt und sie selbst könnten durch Anpassung die Fortexistenz ihrer Organisa-

tionen retten. So waren die Gewerkschaften noch am 1. Mai 1933 bereit, gemein-

sam mit der NS-Betriebszellenorganisation (NSBO) Demonstrationen durchzufüh-

ren – und einen Tag später wurden sie aufgelöst. Die SPD-Reichstagsfraktion 

stimmte zwar – als einzige – gegen das Ermächtigungsgesetz, erwähnte aber in ihrer 

Erklärung (Nr. 128) mit keinem Wort den Terror gegen die Kommunisten, dem 

auch die 83 kommunistischen Reichstagsabgeordneten schon zum Opfer gefallen 

waren. Und am 17. Mai bescheinigten die noch nicht emigrierten Teile dieser Frak-

tion der Hitler-Regierung sogar öffentlich, sie betreibe eine Friedenspolitik. All 
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dies bewahrte sie natürlich nicht vor Auflösung und Verfolgung. So konnte die Ar-

beiterbewegung in Deutschland beinahe kampflos vernichtet werden – im Unter-

schied zu Frankreich, wo der gemeinsame Widerstand der gesamten Arbeiterbewe-

gung 1934 den Angriff des Faschismus zurückschlagen konnte, zu Österreich, wo 

die Arbeiterbewegung der Militärmacht des Klerikalfaschismus erst nach erbitterter 

Gegenwehr erlag, und zu Spanien, wo der Faschismus nur durch die militärische 

Unterstützung der beiden faschistischen Mächte Deutschland und Italien und erst 

nach einem dreijährigen Bürgerkrieg seine Diktatur errichten konnte. 

Nr. 102-108 zeigen die wichtigsten juristischen und politischen Massnahmen zur 

Vernichtung der Demokratie. Es ist bezeichnend, dass die faschistische Regierung 

sich bei der Errichtung der Diktatur und auch fortan formaljuristisch auf den Not-

standsartikel der Weimarer Verfassung (Art. 48) stützte (Nr. 102) und dass eine der 

ersten Massnahmen darin bestand, ein Berufsverbot für Kommunisten und Soziali-

sten (und natürlich für Juden) im öffentlichen Dienst zu verhängen (Nr. 106). Nr. 

104 a vermittelt einen Eindruck von der Zahl der Opfer des faschistischen Terrors 

in dieser Anfangsphase und Nr. 105 von den ersten Schritten zur Diskriminierung 

der Juden. 

Nr. 109-124 veranschaulichen die politische und ideologische Hilfe der Bundes-

genossen der NSDAP bei der Errichtung der Diktatur: des Kapitals, des Militärs, 

der Kirchen und der bürgerlichen Parteien. Relativ ausführlich wird die Haltung der 

katholischen Kirche dargestellt (Nr. 113-118), weil diese bis zur Übertragung der 

politischen Macht an Hitler die katholischen Parteien Zentrum und Bayerische 

Volkspartei unterstützt und vor der Wahl der NSDAP gewarnt hatte. Sie liess nun 

– getragen von einer starken Bewegung in den katholischen Verbänden – ihre bis-

herigen politischen Interessenvertreter fallen und suchte eine direkte Verbindung 

mit dem faschistischen Staat. Das Konkordat, das der Vatikan am 20. Juli 1933 mit 

der Hitler-Regierung schloss, bedeutete eine enorme Aufwertung der faschistischen 

Diktatur in der internationalen Öffentlichkeit. Die evangelische Kirche war sogar 

bereit, Berufsverbot und Arierparagraph des faschistischen Staates für die kirchli-

chen Institutionen zu übernehmen (Nr. 120). 

Nr. 126-129 zeigen die Haltung der Sozialdemokratie, der Freien Gewerkschaf-

ten (die der SPD nahestanden) und der KPD zur Bildung der Regierung Hitler und 

zu den folgenden Ereignissen. Aus Nr. 126 und 127 a geht hervor, dass die Kom-

munisten das Wesen und die drohenden Folgen des Faschismus deutlich erkannten 

und zu gemeinsamem Widerstand bereit und entschlossen waren. SPD und ADGB 
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aber glaubten auch jetzt noch, der Legalität verpflichtet zu sein und warnten sogar 

ihre Mitglieder und Funktionäre vor aktivem Widerstand (Nr. 127 und 129). Bereits 

im Sommer 1933 war die vom Faschismus als Hauptfeind gekennzeichnete Arbei-

terbewegung vernichtet – und mit ihr auch Freiheit, Recht und Demokratie. Die 

Grundlagen für die faschistische Diktatur waren geschaffen. 

1.  Die Massnahmen der faschistischen Regierung 

bis zur Errichtung des Einparteienstaates 

Nr. 102 Verordnung des Reichspräsidenten zum «Schutz von Volk und Staat» vom 

28. Februar 1933 

Auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur Abwehr kom-

munistischer staatsgefährdender Gewaltakte Folgendes verordnet: 

§ 1 Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des Deut-

schen Reichs werden bis auf Weiteres ausser Kraft gesetzt. Es sind daher Beschrän-

kungen der persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungsäusserung, ein-

schliesslich der Pressefreiheit, des Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in 

das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haus-

suchungen und von Beschlagnahmen sowie Beschränkungen des Eigentums auch 

ausserhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen Grenzen zulässig. 

§ 2 Werden in einem Lande die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicher-

heit und Ordnung nötigen Massnahmen nicht getroffen, so kann die Reichsregie-

rung insoweit die Befugnisse der obersten Landesbehörde vorübergehend wahrneh-

men. 

§ 3 Die Behörden der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) haben den 

auf Grund des § 2 erlassenen Anordnungen der Reichsregierung im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit Folge zu leisten. 

§ 4 Wer den von den obersten Landesbehörden oder den ihnen nachgeordneten 

Behörden zur Durchführung dieser Verordnung erlassenen Anordnungen oder den 
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von der Reichsregierung gemäss § 2 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt oder 

wer zu solcher Zuwiderhandlung auffordert oder anreizt, wird, soweit nicht die Tat 

nach anderen Vorschriften mit einer schwereren Strafe bedroht ist, mit Gefängnis 

nicht unter einem Monat oder mit Geldstrafe von 150 bis zu 15.000 Reichsmark 

bestraft. 

Wer durch Zuwiderhandlung nach Abs. 1 eine gemeine Gefahr für Menschenle-

ben herbeiführt, wird mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängnis 

nicht unter sechs Monaten und, wenn die Zuwiderhandlung den Tod eines Men-

schen verursacht, mit dem Tode, bei mildernden Umständen mit Zuchthaus nicht 

unter zwei Jahren bestraft. Daneben kann auf Vermögenseinziehung erkannt wer-

den. 

Wer zu einer gemeingefährlichen Zuwiderhandlung (Abs. 2) auffordert oder an-

reizt, wird mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter 

drei Monaten bestraft. 

§ 5 Mit dem Tode sind die Verbrechen zu bestrafen, die das Strafgesetzbuch in 

den §§ 5! [sic] (Hochverrat), 229 (Giftbeibringung), 307 (Brandstiftung), 311 (Ex-

plosion), 312 (Überschwemmung), 315 Abs. 2 (Beschädigung von Eisenbahnanla-

gen), 324 (gemeingefährliche Vergiftung) mit lebenslangem Zuchthaus bedroht. 

Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere Strafe angedroht ist, mit 

lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren wird bestraft: 

1. Wer es unternimmt, den Reichspräsidenten oder ein Mitglied oder einen 

Kommissar der Reichsregierung oder einer Landesregierung zu töten oder wer zu 

einer solchen Tötung auffordert, sich erbietet, ein solches Erbieten annimmt oder 

eine solche Tötung mit einem anderen verabredet; 

2. wer in den Fällen des § 115 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwerer Aufruhr) 

oder des § 125 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwerer Landfriedensbruch) die Tat 

mit Waffen oder in bewusstem und gewolltem Zusammenwirken mit einem Be-

waffneten begeht; 

3. wer eine Freiheitsberaubung (§ 239 des Strafgesetzbuchs) in der Absicht 

begeht, sich des der Freiheit Beraubten als Geisel im politischen Kampfe zu bedie-

nen. 

§ 6. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Aus: Huber, S. 102 f. 
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Nr 102 a Reichsgesetz über «Verhängung und Vollzug der Todesstrafe» vom  

29. März 1933 

§ 1 § 5 der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat 

vom 28. Februar 1933 (RGBl. I S. 83) gilt auch für Taten, die in der Zeit zwischen 

dem 31. Januar und dem 28. Februar 1933 begangen sind. 

§ 2 Ist jemand wegen eines gegen die öffentliche Sicherheit gerichteten Ver-

brechens zum Tode verurteilt, so kann die Regierung des Reichs oder des Landes, 

durch deren Behörden das Urteil zu vollstrecken ist, anordnen, dass die Vollstrek-

kung durch Erhängen erfolgt. 

Aus: Huber, S. 102 f. 

Nr. 103 Verordnung des Reichspräsidenten «zur Abwehr heimtückischer Angriffe 

gegen die Regierung der nationalen Erhebung» vom 21. März 1933 (Auszug) 

Auf Grund des Artikels 48, Abs. 2 der Reichsverfassung wird Folgendes verord-

net:.. 

§3 

(1) Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte Behauptung tatsächli-

cher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reiches oder eines 

Landes oder das Ansehen der Reichsregierung oder einer Landesregierung oder der 

hinter diesen Regierungen stehenden Parteien oder Verbände schwer zu schädigen, 

wird, soweit nicht in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe angedroht ist, mit 

Gefängnis bis zu zwei Jahren und, wenn er die Behauptung öffentlich aufstellt oder 

verbreitet, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

(2) Ist durch die Tat ein schwerer Schaden für das Reich oder ein Land entstan-

den, so kann aufZuchthausstrafe erkannt werden. 

(3) Wer die Tat grob fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

Aus: Dokumente der deutschen Politik und Geschichte von 1848 bis zur Gegenwart,  

hg. v. J. Hohlfeld, Bd. IV, Berlin u. München, S. 27 f. 
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Nr. 104 Gesetz zur «Behebung der Not von Volk und Reich», Ermächtigungsgesetz 

vom 24. März 1933 

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des 

Reichsrats hiermit verkündet wird, nachdem festgestellt ist, dass die Erfordernisse 

verfassungsändernder Gesetzgebung erfüllt sind. 

Art. 1. Reichsgesetze können ausser in dem in der Reichsverfassung vorgesehe-

nen Verfahren auch durch die Reichsregierung beschlossen werden. Dies gilt auch 

für die in den Artikeln 85 Abs. 2 und 87 der Reichsverfassung bezeichneten Ge-

setze. 

Art. 2. Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze können von 

der Reichsverfassung abweichen, soweit sie nicht die Einrichtung des Reichstags 

und des Reichsrats als solche zum Gegenstand haben. Die Rechte des Reichspräsi-

denten bleiben unberührt. 

Art. 3. Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze werden vom 

Reichskanzler ausgefertigt und im Reichsgesetzblatt verkündet. Sie treten, soweit 

sie nichts anderes bestimmen, mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in 

Kraft. Die Artikel 68 bis 77 der Reichsverfassung finden auf die von der Reichs-

regierung beschlossenen Gesetze keine Anwendung. 

Art. 4. Verträge des Reichs mit fremden Staaten, die sich auf Gegenstände der 

Reichsgesetzgebung beziehen, bedürfen nicht der Zustimmung der an der Gesetz-

gebung beteiligten Körperschaften. Die Reichsregierung erlässt die zur Durchfüh-

rung dieser Verträge erforderlichen Vorschriften. 

Art. 5. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. Es tritt mit 

dem 1. April 1937 ausser Kraft; es tritt ferner ausser Kraft, wenn die gegenwärtige 

Reichsregierung durch eine andere abgelöst wird. 



Nr. 104 a Opfer des faschistischen Terrors Anfang 1933 bis Mitte 1935  

(nach unvollständigen Angaben der Roten Hilfe) 

Ermordete 4.656 

Prozesse 4.619 

Angeklagte  21.433 

Verurteilte  18.939 

Todesstrafen 98 

Lebenslänglich Zuchthaus 28 

Gefängnis- und Zuchthausstrafen (Jahre)   36.247 

Aus: K. Mammach, Die deutsche antifaschistische Widerstandsbewegung 1933-1939, Berlin 1974, 

S. 89. 

Nr 105 Anordnung der Parteileitung der NSDAP vom 28. März. 1933 über die 

Durchführung antisemitischer Massnahmen (Auszüge) 

1. In jeder Ortsgruppe und Organisationsgliederung der NSDAP sind sofort Akti-

onskomitees zu bilden zur praktischen, planmässigen Durchführung des Boykotts 

jüdischer Waren, jüdischer Ärzte und jüdischer Rechtsanwälte. Die Aktionskomi-

tees sind verantwortlich dafür, dass der Boykott keinen Unschuldigen, umso härter 

aber die Schuldigen trifft... 

3. Die Aktionskomitees haben sofort durch Propaganda und Aufklärung den 

Boykott zu popularisieren. Grundsatz: Kein Deutscher kauft noch bei einem Juden 

oder lässt von ihm und seinen Hintermännern Waren anpreisen. Der Boykott muss 

ein allgemeiner sein. Er wird vom ganzen Volk getragen und muss das Judentum 

an seiner empfindlichsten Stelle treffen ... 

8. Der Boykott setzt nicht verzettelt ein, sondern schlagartig; in dem Sinne sind 

augenblicklich alle Vorarbeiten zu treffen. Es ergehen Anordnungen an die SA und 

SS, um vom Augenblick des Boykotts ab durch Posten die Bevölkerung vor dem 

Betreten der jüdischen Geschäfte zu warnen. Der Boykottbeginn ist durch Plakat-

anschlag und durch die Presse, durch Flugblätter usw. bekanntzugeben. Der Boy-

kott setzt schlagartig Samstag, den 1. April, Punkt 10 Uhr vormittags ein. Er wird 

fortgesetzt so lange, bis nicht eine Anordnung der Parteileitung die Aufhebung be-

fiehlt. 

9. Die Aktionskomitees organisieren sofort in Zehntausenden von Massenver- 
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sammlungen, die bis in das kleinste Dorf hinein zu reichen haben, die Forderung 

nach Einführung einer relativen Zahl für die Beschäftigung der Juden in allen Be-

rufen entsprechend ihrer Beteiligung an der deutschen Volkszahl. Um die Stosskraft 

der Aktion zu erhöhen, ist diese Forderung zunächst auf drei Gebiete zu beschrän-

ken: a) auf den Besuch an den deutschen Mittel- und Hochschulen, b) für den Beruf 

der Ärzte, c) für den Beruf der Rechtsanwälte ... 

Aus: Völkischer Beobachter vom 30.3.1933. 

Nr. 105 Gesetz zur «Wiederherstellung des Berufsbeamtentums» vom 17. April 

1933 (Auszüge) 

§1 

(1) Zur Wiederherstellung eines nationalen Berufsbeamtentums und zur Vereinfa-

chung der Verwaltung können Beamte nach Massgabe der folgenden Bestimmun-

gen aus dem Amt entlassen werden, auch wenn die nach dem geltenden Recht hier-

für erforderlichen Voraussetzungen nicht vorliegen ... 

§2 

(2) Beamte, die seit dem 9. November 1918 in das Beamten Verhältnis eingetreten 

sind, ohne die für ihre Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung oder son-

stige Eignung zu besitzen, sind aus dem Dienst zu entlassen. Auf die Dauer von drei 

Monaten nach der Entlassung werden ihnen ihre bisherigen Bezüge belassen. 

§3 

(1) Beamte, die nichtarischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand (Paragra-

phen 8 ff.) zu versetzen. Soweit es sich um Ehrenbeamte handelt, sind sie aus dem 

Amtsverhältnis zu entlassen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Beamte, die bereits seit dem 1. August 1914 Beamte 

gewesen sind oder die im Weltkrieg an der Front für das Deutsche Reich oder für 

seine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg ge-

fallen sind. Weitere Ausnahmen können der Reichsminister des Innern im Einver-

nehmen mit dem zuständigen Reichsminister oder die obersten Landesbehörden für 

Beamte im Ausland zulassen. 
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§4 

Beamte, die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür 

bieten, dass sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten, können aus 

dem Dienst entlassen werden ... 

§ 14 

(1) Gegen die auf Grund dieses Gesetzes in den Ruhestand versetzten oder entlas-

senen Beamten ist auch nach ihrer Versetzung in den Ruhestand oder nach ihrer 

Entlassung die Einleitung eines Dienststrafverfahrens wegen der während des 

Dienstverhältnisses begangenen Verfehlungen mit dem Ziele der Aberkennung des 

Ruhegeldes, der Hinterbliebenenversorgung, der Amtsbezeichnung, des Titels, der 

Dienstkleidung und der Dienstabzeichen zulässig ... 

§15 

Auf Angestellte und Arbeiter finden die Vorschriften über Beamte sinngemässe An-

wendung. 

Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 53 ff. 

Nr. 107 Verbot der SPD vom 22. Juni 1933. Die amtliche Begründung. (Auszüge) 

Die Vorgänge der letzten Zeit haben den unumstösslichen Beweis dafür geliefert, 

dass die deutsche Sozialdemokratie vor hoch- und landesverräterischen Unterneh-

mungen gegen Deutschland und seine rechtmässige Regierung nicht zurück-

schreckt. Führende Persönlichkeiten der SPD, wie Wels, Breitscheid, Stampfer, Vo-

gel, befinden sich seit Wochen in Prag, um von dort aus den Kampf gegen die na-

tionale Regierung in Deutschland zu führen ... 

Dies alles zwingt zu dem Schluss, die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

als eine staats- und volksfeindliche Partei anzusehen, die keine andre Behandlung 

mehr beanspruchen kann, wie sie der Kommunistischen Partei gegenüber ange-

wandt worden ist. Der Reichsminister des Innern hat daher die Landesregierungen 

ersucht, auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk 

und Staat vom 28. Februar 1933 die notwendigen Massnahmen gegen die SPD zu 

treffen. Insbesondere sollen sämtliche Mitglieder der SPD, die heute noch den  
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Volksvertretungen und Gemeindevertretungen angehören, von der weiteren Aus-

übung ihrer Mandate sofort ausgeschlossen werden. Den Ausgeschlossenen werden 

selbstverständlich die Diäten gesperrt. Der Sozialdemokratie kann auch nicht mehr 

die Möglichkeit gewährt werden, sich in irgendeiner Form propagandistisch zu be-

tätigen. Versammlungen der Sozialdemokratischen Partei sowie ihrer Hilfs- und Er-

satzorganisationen werden nicht mehr erlaubt werden. Ebenso dürfen sozialdemo-

kratische Zeitungen und Zeitschriften nicht mehr herausgegeben werden. Das Ver-

mögen der Sozialdemokratischen Partei und ihrer Hilfs- und Ersatzorganisationen 

wird, soweit es nicht bereits in Verbindung mit der Auflösung der freien Gewerk-

schaften sichergestellt worden ist, beschlagnahmt. Mit dem landesverräterischen 

Charakter der Sozialdemokratischen Partei ist die weitere Zugehörigkeit von Beam-

ten, Angestellten und Arbeitern, die aus öffentlichen Mitteln Gehalt, Lohn oder Ru-

hegeld beziehen, zu dieser Partei selbstverständlich unvereinbar. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 69 f. 

Nr. 108 Gesetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 

§1 

In Deutschland besteht als einzige politische Partei die Nationalsozialistische Deut-

sche Arbeiter-Partei. 

§2 

Wer es unternimmt, den organisatorischen Zusammenhalt einer anderen politischen 

Partei aufrechtzuerhalten oder eine neue politische Partei zu bilden, wird, sofern 

nicht die Tat nach anderen Vorschriften mit einer höheren Strafe bedroht ist, mit 

Zuchthaus bis zu drei Jahren oder mit Gefängnis von sechs Monaten bis zu drei 

Jahren bestraft. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 83. 
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2. Die machtpolitischen Grundlagen und Stützen 

a) Das Kapital 

Nr. 109 Rede Hitlers am 20. Februar 1933 vor führenden Industriellen (Auszüge) 

«Mit dem Jahre 1918 ist ein ganzes System zusammengebrochen. Dass es so kom-

men musste, wurde vielfach vorausgesehen, auch von Führern der Wirtschaft, vor 

allem von Herrn Geheimrat Kirdorf. Die Revolution, die uns das Jahr 1918 brachte, 

war nur bedingt. Sie brachte uns jedenfalls nicht die Umwälzungen wie in Russland, 

sondern nur eine neue Geisteswelt, die langsam die Auflösung des Bestehenden 

einleitete. Das Wort Bismarcks: «Der Liberalismus ist der Schrittmacher der Sozi-

aldemokratie» ist jetzt bei uns wissenschaftlich begründet und bewiesen. Eine be-

stimmte Geisteswelt – Geistesrichtung – kann ungewollt, kann ungeahnt zur Auf-

lösung der Grundlagen des Staates führen. Auch bei uns hat eine neue Geistesrich-

tung Boden gewonnen, die langsam zu einer inneren Zersetzung führte und Schritt-

macher des Bolschewismus wurde. 

Privatwirtschaft im Zeitalter der Demokratie ist nicht aufrechtzuerhalten; sie ist 

nur denkbar, wenn das Volk eine tragende Idee von Autorität und Persönlichkeit 

besitzt. Alles, was in der Welt an Positivem, an Gutem und Wertvollen auf dem 

Gebiete der Wirtschaft und Kultur geschaffen worden ist, beruht ganz allein auf der 

Bedeutung der Persönlichkeit. Wird die Verteidigung des Geschaffenen, seine po-

litische Verwaltung, aber einer Majorität überantwortet, so geht es rettungslos un-

ter. Alle Lebensgüter, die wir besitzen, verdanken wir dem Kampfe von Auserlese-

nen ... 

Überall in der Welt erleben wir diese Krise der Zwiespältigkeit. Nur reagieren 

die Völker verschieden darauf – siehe Russland, Italien –. Bei den übrigen Völkern 

wird diese Krise in ihren letzten Möglichkeiten und Konsequenzen noch nicht er-

kannt, auch in Deutschland nicht. Unser Volk hat noch immer nicht genügend er-

kannt, dass es zwei Seelen sind, die um es ringen. Unser ganzes Leben basiert auf 

Gemeinschafts Verträgen. Das ist im kleinsten in der Familie der Fall und führt 

hinauf bis zum Staat. Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, dass ein Teil des Volkes 
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sich zum Privateigentum bekennt, während ein anderer Teil das Privateigentum ab-

leugnet. Solch ein Kampf zerreisst das Volk. Man ringt solange gegeneinander, bis 

ein Teil Sieger bleibt. Wenn ein Mann einer Truppe fahnenflüchtig wird, kann er 

bestraft werden. Wenn aber 15 bis 20% einer Truppe sich über den Fahneneid hin-

wegsetzen, muss die Truppe als militärisches Instrument versagen. Ebenso ist es 

beim Staat, wenn 15% der Bevölkerung den Staat als eine durchlaufend anerkannte 

Gesellschaftsordnung negiert, kann man kein die Allgemeinheit tragendes System 

aufbauen ... 

In solchen Kämpfen verzehrt sich aber die Kraft eines Volkes vollkommen nach 

innen und kann infolgedessen auch nicht nach aussen wirken. Es kommt nicht zur 

Ruhe. Dieser Zustand der Zermürbung dauert solange, bis ein Teil als Sieger her-

vorgegangen ist oder der Staat selbst sich aufgelöst hat, womit das Volk sich dann 

in der Geschichte wieder verläuft. Wir leben heute in einer solchen Zeit, in der die 

Würfel fallen müssen, in der wir uns entscheiden müssen, ob wir zu einer staatser-

haltenden oder kommunistischen Lebensform kommen wollen. Auch letztere ist 

denkbar. Vielfach sagt man ja, der Kommunismus sei die Endstufe der Menschheit. 

Ich bin gerade entgegengesetzter Ansicht: er ist der Ausgangspunkt menschlicher 

Entwicklung. Er stellt die primitivste Form menschlichen Lebens dar. Je tiefer man 

in die Natur hinabsteigt, um so einander ähnlicher werden ihre Leistungen, sie wer-

den, wie beim Kommunismus, immer gleichartiger. Das kommunistische Prinzip 

lässt sich nicht halten. Es ist auch nicht ein Spiel des Zufalls, dass der eine Mensch 

mehr leistet als der andere. In dieser Tatsache wurzelt der Begriff des Privateigen-

tums, der langsam in dem allgemeinen Rechtsbegriff übergegangen ist und zu ei-

nem komplizierten Vorgang des wirtschaftlichen Lebens geworden ist. Der Weg, 

den wir zu gehen haben, ist klar vorgezeichnet. Es genügt aber nicht zu sagen: Wir 

wollen keinen Kommunismus in der Wirtschaft. Gehen wir politisch den Weg wei-

ter wie bisher, dann gehen wir zugrunde. Wirtschaft und Politik lassen sich, das 

haben wir in den vergangenen Jahren genugsam erfahren, nicht trennen. Die politi-

sche Durchführung des Kampfes ist das primär Entscheidende. Deshalb müssen 

auch politisch klare Verhältnisse geschaffen werden ... 

Wir stehen heute vor folgender Situation: Weimar hat uns eine bestimmte Ver-

fassungsform aufoktroyiert, mit der man uns auf eine demokratische Basis gestellt 

hat. Damit ist uns aber keine leistungsfähige Regierungsgewalt beschert worden. 

Im Gegenteil, der Kommunismus musste sich nach dem, wie ich eingangs die De-

mokratie kritisiert habe, immer tiefer in das deutsche Volk hineinbohren. Die Folge 
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war eine immer grössere innere Spannung, durch die auch – und das ist mit das 

Schlimmste – die Gerichte nicht unbeeinflusst blieben. Es haben sich so zwei Fron-

ten herausgebildet, die uns vor die Wahl stellen: Entweder Marxismus in Reinkultur 

oder die andere Seite. Man kann sich nicht auf den Standpunkt stellen und sagen: 

Die andere Seite wird sich schon allmählich wieder durchsetzen. So eine Haltung 

bedeutet die Niederlage ... 

Er hat nur unsere Entwicklung sehr aufgehalten. Wir müssen erst die ganzen 

Machtmittel in die Hand bekommen, wenn wir die andere Seite ganz zu Boden 

werfen wollen. Solange man an Kraft zunimmt, soll man den Kampf gegen den 

Gegner nicht aufnehmen. Erst wenn man weiss, dass man auf dem Höhepunkt der 

Macht angelangt ist, dass es keine weitere Aufwärtsentwicklung gibt, soll man los-

schlagen. Wir müssen in Preussen noch 10, im Reich noch 33 Mandate erringen. 

Das ist, wenn wir alle Kräfte einsetzen, nicht unmöglich. Dann beginnt erst die 

zweite Aktion gegen den Kommunismus. 

Wir stehen jetzt vor der letzten Wahl. Sie mag ausfallen wie sie will, einen Rück-

fall gibt es nicht mehr, auch wenn die kommende Wahl keine Entscheidung bringt. 

So oder so, wenn die Wahl nicht entscheidet, muss die Entscheidung eben auf einem 

anderen Wege fallen ... 

Für die Wirtschaft habe ich nur den einen Wunsch, dass sie parallel mit dem 

inneren Aufbau einer ruhigen Zukunft entgegengeht. Die Frage der Herstellung der 

Wehrmacht wird nicht in Genf, sondern in Deutschland entschieden werden, wenn 

wir durch innere Ruhe zur inneren Kraft gekommen sind. Innere Ruhe gibt es aber 

nicht eher, als bis der Marxismus erledigt ist. Hier liegt die Entscheidung, der wir 

entgegengehen müssen und ist der Kampf auch noch so schwer.» 

Goering ging ziemlich eingehend auf die grossen mit diesem Wahlkampf ver-

bundenen Gefahren ein. Er leitete dann sehr geschickt über zu der Notwendigkeit, 

dass andere nicht im politischen Kampf stehende Kreise wenigstens die nun mal 

erforderlichen finanziellen Opfer bringen müssten. Sie seien umso notwendiger, da 

das Geld der Steuerzahler auch nicht mit einem Pfennig in Anspruch genommen 

werde. Staatsmittel würden nicht verwandt. Das erbetene Opfer würde der Industrie 

sicherlich umso leichter fallen, wenn sie wüsste, dass die Wahl am 5. März die letzte 

sicherlich innerhalb 10 Jahren, voraussichtlich aber in 100 Jahren sei. 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Beweis-Dokument D-203, Bd. XXXV,  

S. 42 ff. 
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Nr 110 Schreiben von Gustav Krupp von Bohlen und Halbach an Adolf Hitler vom 

24. März 1933 

Sehr geehrter Herr Reichskanzler! 

Wir beehren uns, davon Kenntnis zu geben, dass das Präsidium des Reichsver-

bandes der deutschen Industrie am 24. März 1933 unter dem Vorsitz des Herrn 

Krupp von Bohlen und Halbach zu einer Sitzung zusammentraf, in der zu der poli-

tischen Entwicklung Stellung genommen wurde. Das Präsidium vertrat einmütig 

folgenden Standpunkt: 

Durch die Wahlen ist die Grundlage für ein stabiles Regierungs-Fundament ge-

schaffen und es sind damit die Störungen beseitigt, die sich aus den ständigen poli-

tischen Schwankungen der Vergangenheit ergeben, und die wirtschaftliche Initia-

tive stark gelähmt haben. Für den notwendigen tatkräftigen Wiederaufbau kommt 

es darauf an, die Sammlung und Mitwirkung aller aufbau willigen Kräfte herbeizu-

führen. Die deutsche Industrie, die sich als einen wichtigen und unentbehrlichen 

Faktor für den nationalen Aufbau betrachtet, ist bereit, an dieser Aufgabe tatkräftig 

mitzuwirken, und der Reichs verband der Deutschen Industrie – als die wirtschafts-

politische Vertretung – wird alles tun, um der Reichsregierung bei ihrem schweren 

Werke zu helfen. 

Reichsverband der Deutschen Industrie 

Aus: Czichon, S. 83 f. 

Nr 111 Vermerk des Direktors der Deutschen Bank, Dr Weigelt, für seinen Kolle-

gen Direktor Urbig vom 12. Mai 1933 (Auszüge) 

Herrn Urbig Vertraulich 

Ich habe die Frage der Zuwahl eines Nationalsozialisten in den Aufsichtsrat der DO 

AG vertraulich mit dem mir sehr ergebenen und befreundeten Herrn MILCH, 

Staatssekretär im Reichsluftfahrtministerium, der Nationalsozialist ist, und be-

kanntlich die rechte Hand von GÖRING für technische Fragen darstellt, bespro-

chen. Herr Milch, der gleich uns das Durcheinanderarbeiten der verschiedenen Stel-

len bedauert und verdammt, wäre wohl gegebenenfalls bereit, auch uns zu helfen, 

wenn wir es auf einen offenen Kampf ankommen lassen wollen, gab mir aber im 

Übrigen den Rat, wenn wir schon bereit sind, jemanden hinzu zu wählen, dann doch 
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eine Persönlichkeit, die uns die Gewähr gibt, dass unsere Wünsche und Ideen gleich 

an die richtige und höchste Stelle kommen. Auch die zweifellos bei der Doag im 

besten Sinne vorhandene nationale Aufgabenstellung würde nur sehr vorteilhaft auf 

einen Dritten wirken und diesen, wenn er an richtiger Stelle davon berichtet, zu 

einem wahren Förderer unserer Sache werden lassen ... 

Herr Milch schlug seinerseits den Staatssekretär Körner vor, der sozusagen der 

Chef der Staatskanzlei bei Göring ist, der Göring dauernd begleitet und den man 

mir schon häufiger als einen patenten und energischen Mann geschildert hat. Herr 

Körner scheint die Gewähr zu bieten, dass er bleibt und dass der Eindruck, den 

unsere Arbeiten machen, Widerklang bei Göring finden wird, der an sich den ko-

lonialen Fragen noch zweifelhaft gegenübersteht und den man gerade durch die 

indirekte Verbindung mit der grössten deutschen Kolonialunternehmung in Ein-

klang mit unseren Ideen bringen sollte. Dieses Zusammenarbeiten würde dann auch 

auf anderen Gebieten ihre Früchte tragen ... 

Vollständiger Text in: K. Hildebrand, Vom Reich zum Weltreich. Hitler, NSDAP und koloniale 
Frage 1919-1945, München 1969, S. 882 f.; DOAG = Deutsch-Südostafrikanische Gesellschaft. 

Nr. 111 a Schreiben der Geschäftsleitung des Zeiss-Konzerns an dessen Auslands-

vertreter vom 30. März 1933 über Sprachregelung in der Auslandspropaganda 

(Auszüge) 

Seit dem Regierungswechsel in Deutschland hat eine gewisse Presse des Auslandes 

eine wüste Hetze gegen Deutschland mit dem Ziele eines Boykotts deutscher Wa-

ren entfaltet. Diese Propaganda arbeitet im Auslande zunächst mit der lügenhaften 

Behauptung, dass sich hier bei uns fortgesetzte Greueltaten gegen Staatsbürger jü-

dischen Glaubens ereigneten. 

Es ist seitens der deutschen Regierung zugegeben worden, dass die politische 

Umgestaltung in Deutschland nicht ohne gewisse Übergriffe untergeordneter Or-

gane vor sich gegangen ist... 

Es dürfte Ihnen bekannt geworden sein, dass die Reichsregierung bereits wenige 

Tage nach dem Umschwung sich mit aller Deutlichkeit gegen alle derartigen eigen-

mächtigen Übergriffe geäussert resp. gewarnt hat und dieser Warnung unverzüglich 

in einigen noch erfolgten Fällen die Bestrafung folgen liess. 

Wer in Deutschland lebt und Augenzeuge dessen ist, was vor sich geht, kann 
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daher bestätigen, dass seitdem absolute Ruhe eingetreten ist, Respekt vor Personen 

und Eigentum uneingeschränkt besteht, mit anderen Worten, dass zumindest von 

diesem Zeitpunkt ab für diejenigen, die nicht andere Zwecke und Ziele verfolgen, 

kein Grund mehr besteht, die erwähnte Hetze gegen Deutschland fortzusetzen. 

Vollständiger Text in: Anatomie des Krieges, S. 106 f. 

Nr. 111 b Streng vertrauliche Niederschrift von Heinrich Koppenberg, Aufsichts-

ratsvorsitzer der «Mitteldeutsche Stahlwerke AG», vom 6. April 1933 über Ver-

handlungen mit Vertretern der Flugzeugindustrie (Auszüge) 

Herr Mehlich ... sprach von einer operativen Luft-Flotte, die Deutschland haben 

müsse, infolge seiner Mittellage in Europa, der die besondere Aufgabe der Störung 

und Zerstörung der benachbarten feindlichen Flugkräfte zufalle. Das Ziel sei nicht 

sofort, sondern erst in Jahren durchzuführen, und man müsse die zur Verfügung 

stehende Zeit hierfür ausnutzen. Erforderlich sei die Umstellung der Techniker und 

ein geistiges Zusammenarbeiten der in Frage kommenden Kräfte. In Aussicht ge-

nommen ist zunächst eine Jahres-Produktion von 60 Millionen Mark gegen früher 

20 Millionen ... 

Die Herren Vogler, Siemens und Thyssen gingen alsdann auf die angeschnitte-

nen Material- und Konstruktions-Fragen ein und unterstrichen die Notwendigkeit 

einer Gemeinschaftsarbeit zur Erzielung von Ausführungen in grösstmöglichster 

Vollendung... 

Zu der Abgabe einer Erklärung, dass wir im Besitz eines komfortablen Flugzeug-

werkes sind, das in Summa 2‘500 Flugzeuge vom Jagdeinsitzer bis zum grossen 

Bombenflugzeug von 45 mtr. Flügelspannweite hergestellt hat (mit einer täglichen 

Leistungsfähigkeit von 5 Flugzeugen), das wir jederzeit, ohne viel Zeitverlust sei-

nem Bestimmungszweck wieder zuführen können, bot sich keine Gelegenheit. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 108 f. 
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Nr. 111 c Schreiben von Gustav Krupp von Bohlen und Halbach an Friedrich 

Springorum, Aufsichtsratsvorsitzer der Hoesch AG, vom 26. April 1933 über  

Finanzierung der Auslandspropaganda der NSDAP (Auszüge) 

Wie ich Ihnen eben fernmündlich mitteilte, hat gestern in Berlin auf Einladung des 

Herrn Alfred Rosenberg, des Chefs des Aussenpolitischen Amtes der NSDAP, 

Reichsleitung, im Kaiserhof in Berlin eine Besprechung stattgefunden, in welcher 

der Genannte hinwies, wie unbedingt notwendig es sei, durch Aufklärung über die 

tatsächliche Lage in Deutschland und über die Ziele der nationalsozialistischen Par-

tei im Auslande den grossen, auch wirtschaftlichen Schäden entgegenzuwirken, die 

teils durch Missverständnisse, teils absichtlich seitens übelwollender Kreise her-

vorgerufen würden. Es wurde in dieser Besprechung betont, dass die Mittel für eine 

derartige Gegenpropaganda an und für sich regierungsseitig bereitgestellt werden 

müssten, dass dieses aber nicht so schnell ginge, um alsbald, wie unbedingt not-

wendig erscheine, wirksam werden zu können, und dass deshalb an die deutsche 

Wirtschaft der Appell gerichtet würde, durch sofortige Bereitstellung eines be-

stimmten Betrages – es war von 1 Million Mark die Rede – den Übergang zu er-

möglichen. 

Ich habe darauf hingewiesen, dass es für einzelne Persönlichkeiten nicht möglich 

sei, sich gleich auf eine Zusage festzulegen, dass ich aber Veranlassung nehmen 

würde, mit den leitenden Herren des Ruhrreviers in der Angelegenheit Fühlung zu 

nehmen ... Sollten Sie jedoch auf Grund der beabsichtigten Fühlungnahme mit 

Herrn Dr. Ernst Poensgen zu dem Entschluss kommen, einen Betrag jetzt schon 

gleich zu überweisen, so würde ich das meinerseits sehr begrüssen, denn auch in 

diesem Falle kann man wohl sagen: «Doppelt hilft, wer schnell hilft!» 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 112 f. 
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b) Das Militär 

Nr. 112 Ausführungen des Reichskanzlers Hitler vor den Befehlshabern des Heeres 

und der Marine anlässlich eines Besuches bei Gen.d.Inf. Frhr. von Hammerstein-

Equord in dessen Wohnung am 3. Februar 1933.  

Handschr. Aufzeichnungen des Gen.Lt. Liebmann. 

Ziel der Gesamtpolitik allein: Wiedergewinnung der pol. Macht. Hierauf muss ge-

samte Staatsführung eingestellt werden (alle Ressorts!). 

1. Im Innern. Völlige Umkehrung der gegenwärt, innenpol. Zustände in D. 

Keine Duldung der Betätigung irgendeiner Gesinnung, die dem Ziel entgegensteht 

(Pazifismus!). Wer sich nicht bekehren lässt, muss gebeugt werden. Ausrottung des 

Marxismus mit Stumpf und Stiel. Einstellung der Jugend u. des ganzen Volkes auf 

den Gedanken, dass nur d. Kampf uns retten kann u. diesem Gedanken gegenüber 

alles zurückzutreten hat. (Verwirklicht in d. Millionen d. Nazi-Beweg. Sie wird 

wachsen.) Ertüchtigung der Jugend u. Stärkung des Wehrwillens mit allen Mitteln. 

Todesstrafe für Landes- u. Volksverrat. Straffste autoritäre Staatsführung. Beseiti-

gung des Krebsschadens der Demokratie! 

2. Nach aussen. Kampf gegen Versailles. Gleichberechtigung in Genf; aber 

zwecklos, wenn Volk nicht auf Wehrwillen eingestellt. Sorge für Bundesgenossen. 

3. Wirtschaft! Der Bauer muss gerettet werden! Siedlungspolitik! Künft. Stei-

gerung d. Ausfuhr zwecklos. Aufnahmefähigkeit d. Welt ist begrenzt u. Produktion 

ist überall übersteigert. Im Siedeln liegt einzige Mögl., Arbeitslosenheer z.T. wie-

der einzuspannen. Aber braucht Zeit u. radikale Änderung nicht zu erwarten, da 

Lebensraum für d[eutsches] Volk zu klein. 

4. Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung für Erreichung des Ziels: 

Wiedererringung der pol. Macht. Allg. Wehrpflicht muss wieder kommen. Zuvor 

aber muss Staatsführung dafür sorgen, dass die Wehrpflichtigen vor Eintritt nicht 

schon durch Pazif., Marxismus, Bolschewismus vergiftet werden oder nach Dienst-

zeit diesem Gifte verfallen. 

Wie soll pol. Macht, wenn sie gewonnen ist, gebraucht werden? Jetzt noch nicht 

zu sagen. Vielleicht Erkämpfung neuer Export-Mögl., vielleicht – und wohl besser 

– Eroberung neuen Lebensraums im Osten, dessen rücksichtslose Germanisierung.  



Sicher, dass erst mit pol. Macht u. Kampf jetzige wirtsch. Zustände geändert wer-

den können. Alles, was jetzt geschehen kann – Siedlung – Aushilfsmittel. 

Wehrmacht wichtigste u. sozialistischste Einrichtung d. Staates. Sie soll unpol. 

u. überparteilich bleiben. Der Kampf im Innern nicht ihre Sache, sondern der Nazi-

Organisationen. Anders wie in Italien keine Verquickung v. Heer u. SA beabsich-

tigt. – Gefährlichste Zeit ist die des Aufbaus der Wehrmacht. Da wird sich zeigen, 

ob Frankreich] Staatsmänner hat; wenn ja, wird es uns Zeit nicht lassen, sondern 

über uns herfallen (vermutlich mit Ost-Trabanten). 

Aus: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 2 (1954), S. 434 f. 

Nr. 112 a Ausführungen des Reichswehrministers von Blomberg vor den Grup-

pen- und Wehrkreisbefehlshabern im Reichsw ehr – ministerium am 3. Februar 

1933 (Auszüge) 

Jetzige Lage. 

Kabinett ist Ausdruck breiten nationalen Wollens u. Verwirklichung dessen, was 

viele der Besten seit Jahren angestrebt. Zwar vertritt es nur eine Volksminderheit, 

aber doch eine nach Millionen zählende festgefügte Minderheit, die entschlossen 

ist, für ihre Idee zu leben u. – wenn nötig – auch zu sterben. Daraus ergeben sich 

grosse Möglichkeiten, wenn die leitenden Männer festes Herz und glückliche Hand 

beweisen. 

Bei Bildung des Kabinetts habe Frage des R.W.Min. Hauptrolle gespielt. Eintritt 

der Nazi in Reg. sei entschieden gewesen, als sich akt. General zur Mitarbeit unter 

Hitler bereit fand. (Von Hitler für mögl. gehalt[ene] andere Lösung: Führender Nazi 

als R.W.Min. wohl für R.Präs. nicht annehmbar.) Nach Einigung Hitler-Blomberg 

– Montag 8 Uhr – sei Frage entschieden gewesen und um 11.30 bereits vereidigt. 

Aufgaben des R.W. Ministers. Die 3, die in seinem Aufruf an d. Wehrmacht 

genannt: 

1. Erhaltung der R.W. als überparteil. Machtmittel. 

2. Untermauerung der Wehrmacht durch Wehrhaftmachung d. breiten Volkes. 

3. Ausbau d. Wehrmacht zu einem brauchbaren Instrument zur Wahrung der 

nationalen Sicherheit. 
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Zu 1. Überparteil. in Politik – Unterstützung der Wehrhaftmachung. 2 Aufgaben. 

Keinesfalls erstere weniger wichtig als 2te! Herabsinken zur Parteitruppe hebt 

Grundlagen auf, auf denen wir stehen! 

Zu 2. Hebung und Ausbreitung der Wehrbetätigung im ganzen Volke. Der Mann 

dazu im Kabinett ist Seldte (Min.Port[efeuillel nur vorläufig). Hitlers u. Seldtes 

Denken u. Wollen münden in Wunsch auf Wehrhaftmachung des Volkes. Seldte 

bezeichne Min. als geeign. Mann dafür, im Verein mit uns Soldaten diese Aufgabe 

durchzuführen. 

Vollständiger Text in: Vierteljahrs hefte für Zeitgeschichte 2 (1954), S. 432-434. 

c)  Ideologische Hilfeleistungen 

1. Die Kirchen 

Nr. 113 Kundgebung des Katholischen Lehrerverbandes des Deutschen Reiches 

vom 1. April 1933 (Auszüge) 

Wie einst in den Augusttagen des Jahres 1914 hat ein nationales und deutsches Füh-

len und Aufbegehren unser Volk erfasst. Der Umbruch des Bestehenden und die 

Zielausrichtung auf ein neues werdendes deutsches Volk und einen neuen deut-

schen Staat ist vollzogen. An diesem Wandel wurden bedauerlicherweise die ka-

tholischen Führer und Kräfte ebensowenig beteiligt wie bei der Gründung des Deut-

schen Reiches Bismarckscher Prägung. Durch den Mahn- und Weckruf Adolf Hit-

lers und seiner Bewegung und durch seine Arbeit ist der Durchbruch durch den 

undeutschen Geist, der in der Revolution von 1918 zum Siege kam, gelungen. 

Jetzt ist das ganze deutsche Volk in allen seinen Gliedern, auch den katholischen, 

zur Mitarbeit und zum Aufbau des Neuen aufgerufen. Es darf nun nicht mehr so 

kommen, dass der Katholizismus abwartend und tolerierend, oder nur geduldet, in 

dieser Zeitenwende dasteht. Wir legen, vertrauend auf den Führer der deutschen 

und völkischen Bewegung und vertrauend auf die volksverwurzelten Kräfte des Ka-

tholizismus, mit Hand an, den neuen Reichs- und Volksbau zu schaffen. Wenn man 
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an die natürlichen und echten Regungen und Ordnungen unseres geschichtlichen 

Volkstums in seiner Gesamtheit appelliert, so kann man unserer, der katholischen, 

Kräfte nicht entbehren. So ist einmal unser Schicksal in den vergangenen Jahrhun-

derten geworden, dass aus Katholizismus und germanischem Volkstum die Eigen-

art deutschen Wesens erwuchs. 

So hat auch der Katholische Lehrerverband seine erste und letzte Aufgabe wie-

dererhalten, aus seinen Prinzipien: Treu dem Vaterlande, treu dem Stande, treu der 

Kirche an der sittlichen, moralischen und staatsformenden Aufgabe der Volksbil-

dung mitzuarbeiten. Mehr als ehedem wird er in Weckung und Vertiefung, in Klä-

rung und Zusammenfassung seiner Mitglieder zu ganzen, in ihrem Sein und Sollen 

sich vor Volk und Staat verantwortlich fehlenden Gliedern der deutschen Volksge-

meinschaft seine Aufgabe sehen. Bei diesem Streben bleibt er frei von jeder partei-

politischen Bindung, ist aber Mithelfer und Freund der nationalen Bewegung, die 

heute die Macht und das Ansehen hat, allem Neuen und Gesunden in unserer Zeit 

und unserem Volke zum Leben zu verhelfen. 

An den Einzelnen wenden wir uns mit der Bitte, bereitzustehen und mit Hand 

anzulegen, wo immer er einen Platz findet und sieht, dem Ganzen zu dienen. Wir 

aber werden in den nächsten Wochen die Nah- und Fernziele unserer Bewegung 

überprüfen und zu den Aufgaben aufrufen, die uns zur Unterstützung der nationalen 

Bewegung die jeweils vordringlichen zu sein scheinen. Möge es vereinter Kraft 

aller in unserem Volke gelingen, möglichst bald die Spuren alles Undeutschen und 

alles Volks- und Christentumsfremden aus unserem öffentlichen und staatlichen 

Leben zu verbannen. 

Darum schliesst die Reihen und seid bereit! 

August Weber, 

Verbandsvorsitzender 

Vollständiger Text in: H. Müller (Hg.), Katholische Kirche und Nationalsozialismus. Dokumente 

1930-1935, München 1963, S. 86 f. 
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Nr. 114 Kundgebung der Katholischen Arbeiterbewegung Deutschlands vom  

2. April 1933 (Auszüge) 

Die im Reichsverband geeinte katholische Arbeiterbewegung Deutschlands ist ge-

willt, an der Schaffung eines in sich gefestigten nationalen Staates sowie an der 

Verwirklichung einer dem christlichen und deutschen Wesen gemässen Volksord-

nung mitzuwirken. 

Ihre wesenhaften Aufgaben, die religiös-kirchliche, kulturelle, vaterländische 

und sozial-wirtschaftliche Zielsetzung wird sie in gesteigerter Hingabe und Opfer-

willigkeit erfassen und fruchtbar machen. 

Religion und Kirche 

Wenn unser deutsches Volks- und Staatsleben wahrhaft erneuert werden soll, wenn 

die zerstörenden Mächte des Materialismus, des Liberalismus, Marxismus und Bol-

schewismus nicht nur verbannt, sondern innerlich überwunden werden sollen, so 

müssen vor allem Gottesglaube und religiöse Lebenshaltung in allen Schichten ver-

tieft und gekräftigt werden. Der religiöse Mensch anerkennt aus dem Gewissen her-

aus die Autorität und wird in Zucht, Ordnung und in Rücksichtnahme auf andere 

das gemeinsame Leben in Volk und Staat möglich machen. Diesen lebendigen re-

ligiösen Menschen aus den Kräften der katholischen Kirche im deutschen Arbeiter-

volk mitzuformen und damit zur moralischen Erneuerung des Gesamtvolkes beizu-

tragen, bleibt unsere grosse Aufgabe. Jede staatliche Massnahme, die diesem hohen 

Ziele dienlich sein kann, wird unsere überzeugte Unterstützung finden. 

Nation und Kultur 

Mit der Treue zum Glauben und zur Kirche unserer Väter verbinden wir die Liebe 

zu unserer deutschen Heimat, zu unserem deutschen Volk, zur deutschen Nation ... 

Wir sprechen ein mannhaftes «ja» zur deutschen Nation, in der unser Volk seine 

Heimat hat, zur Ehre und Würde, Freiheit und Gleichberechtigung, für die wir uns 

allezeit restlos eingesetzt haben. Wir sprechen ein überzeugtes «ja» zur Kultur un-

seres Volkes, die aus deutscher Art und christlichem Geiste in Jahrhunderten ge-

wachsen und geformt worden ist. Wir werden sie pflegen und an ihrer Höherfüh-

rung unermüdlich schaffen. 

Das Werk der nationalen Einheit zu fördern, Volk und Staat miteinander zu ver-

binden und insbesondere die Arbeiterschaft in den Volksstaat organisch einzuglie- 
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dern, war unser heisses Bemühen. An diesem Werke werden wir verbleiben bei al-

lem Wechsel der Zeiten. 

Text in: Müller, S. 91-93. 

Nr. 115 Gemeinsamer Hirtenbrief der Oberhirten der Diözesen Deutschlands vom 

8. Juni 1933 (Auszüge) 

1. Wenn wir unsere Zeit mit der vergangenen vergleichen, so finden wir vor allem, 

dass sich das deutsche Volk noch mehr als bisher auf sein eigenes Wesen besinnt, 

um dessen Werte und Kräfte zu betonen. Wir deutschen Bischöfe sind weit davon 

entfernt, dieses nationale Erwachen zu unterschätzen oder gar zu verhindern. Wir 

erblicken im Gegenteil im Volk und Vaterland herrliche natürliche Güter und in der 

wohlgeordneten Vaterlandsliebe eine von Gott geschenkte, schöpferische Kraft, die 

nicht nur die Helden und Propheten des Alten Testamentes, sondern auch den gött-

lichen Heiland beseelte ... 

Denn vom irdischen Vaterland flog immer wieder der christliche Blick zu jenem 

grenzenlosen Lande jenseits der irdischen Meere, das die letzte und eigentliche Hei-

mat aller Menschenseelen bildet und die beseligende Erfüllung aller Menschensehn-

sucht bringt. 

Wir deutschen Katholiken brauchen deswegen auch keine Neueinstellung dem 

Volk und Vaterland gegenüber, sondern setzen höchstens bewusster und betonter 

fort, was wir bisher schon als unsere natürliche und christliche Pflicht erkannten und 

erfüllten. Freilich vergessen wir über unserer Liebe zum Volke und Vaterland die 

natürliche und christliche Verbundenheit mit den anderen Völkern und Völkerfami-

lien nicht, sondern denken an das grosse, weltweite Gottesreich auf Erden, das der 

Heiland dazu berief, alle Menschen ohne Unterschied der Sprache und der Zeit, der 

Nation und Rasse erlösend zu erfassen (1. Tim. 2, 5)... 

2. Neben der gesteigerten Liebe zum Vaterland und Volk kennzeichnet sich un-

sere Zeit durch eine überraschend starke Betonung der Autorität und durch die un-

nachgiebige Forderung der organischen Eingliederung der Einzelnen und der Kör-

perschaften in das Ganze des Staates. Sie geht damit vom naturrechtlichen Stand-

punkt aus, dass kein Gemeinwesen ohne Obrigkeit gedeiht, und nur die willige Ein-

fügung in das Volk und die gehorsame Unterordnung unter die rechtmässige Volks-

leitung die Wiedererstarkung der Volkskraft und Volks grosse gewährleisten... 
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Gerade in unserer heiligen, katholischen Kirche kommen Wert und Sinn der Au-

torität ganz besonders zur Geltung und haben zu jener lückenlosen Geschlossenheit 

und sieghaften Widerstandskraft geführt, die selbst unsere Gegner bewundern. Es 

fällt deswegen uns Katholiken auch keineswegs schwer, die neue, starke Betonung 

der Autorität im deutschen Staatswesen zu würdigen und uns mit jener Bereitschaft 

ihr zu unterwerfen, die sich nicht nur als eine natürliche Tugend, sondern wiederum 

als eine übernatürliche kennzeichnet, weil wir in jeder menschlichen Obrigkeit ei-

nen Abglanz der göttlichen Herrschaft und eine Teilnahme an der ewigen Autorität 

Gottes erblicken (Röm. 13, 1 ff.). 

Wir dürfen andererseits erwarten, dass die staatliche Autorität nach dem Vorbild 

der Autorität innerhalb der katholischen Kirche die menschliche Freiheit nicht mehr 

beschneide, als es das Gesamtwohl verlangt, sondern sich mit der Gerechtigkeit 

schmücke, und damit jedem Untertanen das Seine, sei es Eigentum, Ehre oder Frei-

heit, gebe und lasse ... 

3. Auch die Ziele, die die neue Staatsautorität für die Freiheit unseres Volkes 

erstrebt, müssen wir Katholiken begrüssen. Nach Jahren der Unfreiheit unserer Na-

tion und der Missachtung und schmachvollen Verkürzung unserer völkischen 

Rechte muss unser deutsches Volk jene Freiheit und jenen Ehrenplatz in der Völ-

kerfamilie wieder erhalten, die ihm auf Grund seiner zahlenmässigen Grösse und 

seiner kulturellen Veranlagung und Leistung gebühren ... 

Wir reden aber auch nicht einer unchristlichen Rachepolitik oder gar einem kom-

menden Kriege das Wort, sondern verlangen nur Gerechtigkeit und Lebensraum im 

Interesse des allgemeinen Friedens, wie es auch unser Heiliger Vater des Öfteren 

feierlich betonte. 

Wenn die neue staatliche Autorität sich weiter bemüht, sowohl die Ketten zu zer-

brechen, in die andere uns schlugen, als auch die eigene Volkskraft und Volksge-

sundung zu fördern und damit unser Volk zu verjüngen und zu einer neuen, grossen 

Sendung zu befähigen, so liegt auch das ganz in der Richtung des katholischen Ge-

dankens. Krankheits- und Alterserscheinungen der Völker wirken sich auch im re-

ligiösen und sittlichen Leben verheerend aus und führen zu Zusammenbrüchen und 

Entartungen, die wir vom christlichen Standpunkt aus aufrichtig beklagen und be-

kämpfen. Wir deutschen Katholiken tragen deswegen gern dazu bei, dass zumal un-

sere Jugend durch körperliche Ertüchtigung erstarke und im Arbeitsdienst ihre Kraft 

zum Nutzen des Volksganzen und zur eigenen sozialen Einfühlung und Einordnung 

verwerte. Nur müssen wir als «Diener Christi und Ausspender der Geheimnisse Got-

tes» (1. Kor. 4, 1 f.) dringend verlangen, dass dabei nicht die Seele über dem Körper  
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notleide, der Sonntag der Missachtung und Entweihung verfalle, oder das katholi-

sche Glaubensleben durch gemeinsame, interkonfessionelle Gottesdienste mit Um-

gehung der pflichtmässigen heiligen Messe in Verwirrung gerate, oder endlich sit-

tenlose Elemente die Guten und Unverdorbenen verführerisch bedrohen. Desglei-

chen darf die staatliche Autorität bei der Förderung der Volksgesundung nicht zu 

Gesetzen und Verfahren greifen, die sie vor Gott, dem alleinigen Herrn alles Lebens 

(Röm. 14, 8), nicht verantworten kann. 

Wenn sodann nach dem Willen der staatlichen Autorität die Zerrissenheit und 

Gegensätzlichkeit innerhalb unseres Volkes endlich der Einheit und Geschlossen-

heit weichen soll, so findet sie uns Katholiken auch auf diesem Gebiet als verständ-

nisvolle und opferwillige Helfer. Ausgehend von der katholischen Einheit bedauern 

wir jegliche Gespaltenheit und Zerklüftung, weil sie dem Geiste Gottes widerspre-

chen und die Volkskraft nach aussen und innen verhängnisvoll lähmen. Nur glau-

ben wir, dass eine Volkseinheit sich nicht nur durch die Blutsgleichheit, sondern 

auch durch die Gesinnungsgleichheit verwirklichen lässt, und dass bei der Zugehö-

rigkeit zu einem Staatswesen die ausschliessliche Betonung der Rasse und des Blu-

tes zu Ungerechtigkeiten führt, die das christliche Gewissen belasten, vor allem, 

wenn sie Mitmenschen treffen, die in Christus durch das heilige Sakrament der 

Taufe wiedergeboren sind und «ein neues Geschöpf» in ihm wurden (2. Kor. 5,17). 

Was bisher für jede Volksgemeinschaft galt, dass die Gerechtigkeit die Grund-

lage – aller Volkswohlfahrt sei, muss erst recht bei der Neuordnung des deutschen 

Volkswesens gelten. Diese Gerechtigkeit darf auch dem bisherigen Feinde gegen-

über nicht versagen, sondern muss, zumal bei seiner Verurteilung und Bestrafung, 

weniger an die rücksichtslose Ausmerzung der Menschen, als an ihre Besserung 

und Wiedergewinnung für die Volksfamilie denken. 

Dem politisch nur Andersgesinnten aber wird diese Gerechtigkeit, sofern er auf-

richtig entschlossen ist, im neuen Staate ehrlich und opferwillig zu dienen, nicht 

einem ungewissen Schicksal, trotz aller bisherigen, oft überaus grossen, vaterländi-

schen Verdienste, hartherzig überliefern, sondern seine Mitarbeit wiederum ermög-

lichen... 

4. Sowohl die Volksautorität als auch die Gerechtigkeit, die das Volkswohl be-

gründet, setzen die Religion als notwendiges Fundament voraus. Zu unserer grossen 

Freude haben die führenden Männer des neuen Staates ausdrücklich erklärt, dass 

sie sich selbst und ihr Werk auf den Boden des Christentums stellen. Es ist das ein 

öffentliches, feierliches Bekenntnis, das den herzlichen Dank aller Katholiken ver-

dient. Nicht mehr soll also der Unglaube und die von ihm entfesselte Unsittlichkeit 
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das Mark des deutschen Volkes vergiften, nicht mehr der mörderische Bolschewis-

mus mit seinem satanischen Gotteshass die deutsche Volksseele bedrohen und ver-

wüsten. In Erinnerung an die grossen Jahrhunderte deutscher Geschichte sollen die 

neue deutsche Würde und Grösse aus der christlichen Wurzel erblühen ... 

5. Die Kirche selber kann aber nur dann ihre Kräfte entfalten, wenn ihr jene 

Freiheit gewährt wird, die sie auf Grund ihres Wesens und ihrer Aufgabe braucht 

und verdient... 

6. Wenn die Kirche aber ihre verfassungsmässig verbriefte Freiheit weiter ge-

niessen soll, darf ihre Uneingeschränktheit sich nicht nur auf das kirchliche Leben 

im engen Sinne beziehen. Es genügt nicht, dass die Kirche nur innerhalb der Kirche, 

d.h. des Gotteshauses, und bei der Spendung der Sakramente frei ist. Denn es liegt 

in ihrer Aufgabe, das ganze Leben des Menschen, das private und öffentliche zu 

durchdringen und mit ihren Lebenskeimen zu befruchten. Sie ist der Sauerteig, der 

nicht ruht, bis alles durchsäuert ist... 

Es ist deswegen auch im Interesse des Staates gelegen, die konfessionelle Schule 

und konfessionelle Lehrerbildung zu schützen und die jungen Menschen zu einheit-

lichen Charakteren zu formen, und sie nicht durch religiöse Verschwommenheit 

auch ihrer bürgerlichen Zuverlässigkeit und Tragkraft zu berauben ... 

7. Aber auch der schulentlassene Mensch bedarf der sorgsamen Betreuung 

durch die Kirche ... 

Aus diesen Erwägungen heraus sind unsere Jugendorganisationen entstanden, 

die zumal in den vergangenen Jahrzehnten zu so reicher Entfaltung gelangten ... 

Was dann die Standes- und Berufsvereine angeht, so wäre es auch hier verkehrt, 

in ihnen lediglich weltliche, vom Religiösen unabhängige Organisationen zu erbli-

cken... 

8. Was endlich die caritativen Vereine und Verbände betrifft, so bilden sie die 

naturgemässe Verkörperung des christlichen Geistes, der in der wohltätigen Liebe 

das Abbild der Gottes- und Erlöserliebe und in jedem Armen Christus selber er-

blickt... 

9. Soll der neue Staat ein christlicher sein, und die katholische Kirche darin ihre 

Freiheit geniessen, so wird sie auch berechtigt sein müssen, eine katholische Presse 

zu besitzen ... 

Gerade die katholische Presse hat sich immer und überall als staatserhaltend er-

wiesen, weil sie jene Grundsätze ihrer Leserwelt vermittelt, die die Eingliederung 

in das Staatsganze und die willige Unterwerfung unter die rechtmässige Obrigkeit 

verlangen. 
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Geliebte Diözesanen! Wenn wir deutschen Bischöfe die aufgezählten Forderun-

gen erheben, so liegt darin nicht etwa ein versteckter Vorbehalt dem neuen Staat 

gegenüber. Wir wollen dem Staat um keinen Preis die Kräfte der Kirche entziehen, 

und wir dürfen es nicht, weil nur die Volkskraft und die Gotteskraft, die aus dem 

kirchlichen Leben unversiegbar strömt, uns erretten und erheben kann. Ein abwar-

tendes Beiseitestehen oder gar eine Feindseligkeit der Kirche dem Staate gegenüber 

müsste Kirche und Staat verhängnisvoll treffen. Nur vertrauen auch wir darauf, dass 

so manches, was uns vom katholischen Standpunkt aus in den letzten Monaten als 

befremdlich und unbegreiflich erschien, sich nur als ein Gärungsvorgang erweist, 

der bei der Klärung der Verhältnisse als Hefe zu Boden sinkt. Wir vertrauen, dass 

die Gerechtigkeit sich nunmehr auch jenen gegenüber grossmütig bewähre, die bis-

her unter den Zusammenbrüchen, Umschaltungen und Ausschaltungen Unsägliches 

erlitten und unser innigstes Mitleid verdienen ... 

Wir vertrauen, dass es der Umsicht und der Tatkraft der deutschen Führer gelingt, 

alle jene Funken und glimmenden Kohlen zu ersticken, die man da und dort zu 

furchtbaren Bränden gegen die katholische Kirche anfachen möchte. 

Vollständiger Text in: Müller, S. 152-161. 

Nr. 116 Aufruf des Führers des CV (Carteilverband der katholischen deutschen 

Studenten) vom 15. Juli 1933 (Auszug) 

Der CV bekennt sich zur nationalsozialistischen Revolution als dem grossen geisti-

gen Umbruch unserer Zeit. Der CV will und muss Träger und Künder der Idee des 

Dritten Reiches sein ... und deswegen wird der CV im Geiste des Nationalsozialis-

mus geleitet werden ... Nur der nationalsozialistische Staat, der machtvoll aus der 

Revolution herauswächst, kann uns die Wiederverchristlichung unserer Kultur brin-

gen .... 

Es lebe der CV! 

Es lebe das Grossdeutsche Reich! 

Heil unserem Führer Adolf Hitler! 

Edmund Forschbach 

Führer des CV 

Aus: Müller, S. 168. 
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Nr. 117 Aufruf des katholischen Jungmännerverbandes vom September 1933 

(Auszüge) 

Wir sind junge Deutsche 

und glühen für unser Volk und Vaterland. Wir wissen: ob Kirche und Staat in Recht 

und Freiheit zusammenarbeiten, ob die Religion die rechte Stellung im Leben des 

Volkes hat und ihre Kräfte zum Segen des Volkes entfalten kann, davon hängt Heil 

und Unheil ab für unser deutsches Vaterland und damit für unsere deutsche Zukunft. 

Darum freuen wir uns über den Abschluss des Konkordats, das den Friedensschluss 

zwischen Staat und Kirche bedeutet, das erneut ein Bekenntnis zu den letzten Kräf-

ten des Lebens, zum letzten Sinn des Lebens und damit zu Gott ist. 

Und wir sind junge Katholiken, 

suchen das Reich Gottes und kämpfen dafür, um uns und in uns ... 

Wir wollen Glied sein im Volk, lebendig und wirksam für das Ganze. Wir waren 

und sind darum bereit zu einer Einordnung ins Ganze deutscher Jugend; einer Ein-

ordnung, die uns einerseits die Möglichkeit der Erfüllung unserer eigenen, beson-

deren Aufgabe belässt, andererseits uns gleichberechtigt und gleich verpflichtet ne-

ben die anderen Gemeinschaften deutscher Jugend im deutschen Staate stellt. 

Auch gleich verpflichtet! 

Jawohl, liebe Freunde, darüber müssen wir uns klar sein, dass der Abschluss des 

Konkordats auch Pflichten auflegt. Indem die Kirche den neuen Staat anerkennt und 

durch einen feierlichen Vertrag sich mit ihm verbunden hat zum gemeinsamen Wir-

ken im Volke der Deutschen, hat sie auch uns als Jugend der Kirche verpflichtet für 

den neuen Staat. Und nicht nur in dem Sinn, dass wir als Katholiken selbstverständ-

lich um des Gewissens willen dem Staate geben, was des Staates ist, seine recht-

mässige Obrigkeit anerkennen, seine Autorität und seine Gesetze achten und befol-

gen; sondern in dem weiteren Sinne, 

dass wir den deutschen Staat nationalsozialistischer Prägung, seine Idee, seine 

Führung, seine Formen anerkennen und ihm uns mit ganzer Bereitschaft und ganzer 

Treue zur Verfügung stellen. 

Das muss uns klar sein: Kein Staat verwirklicht in sich das Ideal des Gottesstaa-

tes, wie auch kein Mensch das Ideal des Gotteskindes ganz in sich verwirklicht. 

Dies Ideal war nicht der deutsche Staat der Vorkriegszeit, erst recht nicht der der 

Nachkriegszeit; das ist nicht der faschistische Staat Italiens und das ist auch nicht 

der nationalsozialistische Staat des heutigen Deutschlands. Aber das kann und muss 
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gesagt werden: Der neue deutsche Staat trägt etwas von der Idee des Gottesstaates 

in sich, in der Anerkennung des Christentums als Fundament des Staates ... 

Der Reichsregierung ist es gelungen, in kurzer Zeit und in einem unerhörten 

Krafterweis grundlegende Probleme des neuen Staates der Lösung näher zu führen, 

was nichts anderes bedeutet als Erfüllung eines göttlichen Willens. Die Reichsre-

gierung geht in der Erfüllung, man kann sagen, naturgesetzlicher Forderungen für 

die Nation, für deren Leben und deren Wirtschaft Schritt für Schritt planmässig 

voran. Forderung des Naturgesetzes aber ist primär der Wille Gottes. Wenn wir 

andererseits Kräfte am Werke sehen, die nicht in dieser Richtung arbeiten, die von 

unten her da und dort, wissentlich oder unwissentlich, solche geistige Fundamen-

tierung des neuen Reichs untergraben und hemmen – das kann unser Gesamturteil 

nicht ändern, desto stärker nur werden wir jungen Katholiken uns mitten hineinstel-

len in den Staat und ihm unter der neuen Führung dienen ... 

«Für Christi Reich im neuen Deutschland!» 

Treu-Heil! Euer Generalpräses 

Vollständiger Text in: Müller, S. 190-193. 

Nr. 118 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich 

(Abgeschlossen in der Vatikanstadt am 20. Juli 1933. Bevollmächtigte für den Hei-

ligen Stuhl: Eugen Kardinal Pacelli, für Deutschland: Franz von Papen; Auszüge) 

Seine Heiligkeit Papst Pius XL und der Deutsche Reichspräsident, von dem ge-

meinsamen Wunsche geleitet, die zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen 

Reich bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zu festigen und zu fördern, 

gewillt, das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und dem Staat für den 

Gesamtbereich des Deutschen Reiches in einer beide Teile befriedigenden Weise 

dauernd zu regeln, 

haben beschlossen, eine feierliche Übereinkunft zu treffen, welche die mit ein-

zelnen deutschen Ländern abgeschlossenen Konkordate ergänzen und auch für die 
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übrigen Länder eine in den Grundsätzen einheitliche Behandlung der einschlägigen 

Fragen sichern soll. 

(Namen der Bevollmächtigten.) 

Artikel 1: Das Deutsche Reich gewährleistet die Freiheit des Bekenntnisses und 

der öffentlichen Ausübung der katholischen Religion ... 

Artikel 4:... Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözesanblätter 

und sonstige die geistliche Leitung der Gläubigen betreffende Verfügungen, die von 

den kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit (Art. 1, Abs. 2) erlassen 

werden, können ungehindert veröffentlicht und in den bisher üblichen Formen zur 

Kenntnis der Gläubigen gebracht werden ... 

Artikel 16: Bevor die Bischöfe von ihrer Diözese Besitz ergreifen, leisten sie in 

die Hand des Reichsstatthalters in dem zuständigen Lande bzw. des Reichspräsi-

denten einen Treueid nach folgender Formel: 

«Vor Gott und auf die heiligen Evangelien schwöre und verspreche ich, so wie 

es einem Bischof geziemt, dem Deutschen Reich und dem Lande... Treue. Ich 

schwöre und verspreche, die verfassungsmässig gebildete Regierung zu achten und 

von meinem Klerus achten zu lassen. In der pflichtmässigen Sorge um das Wohl 

und das Interesse des deutschen Staatswesens werde ich in Ausübung des mir über-

tragenen geistlichen Amtes jeden Schaden zu verhüten trachten, der es bedrohen 

könnte.» 

Artikel 21: Der katholische Religionsunterricht in den Volksschulen, Berufsschu-

len, Mittelschulen und höheren Lehranstalten ist ordentliches Lehrfach und wird in 

Übereinstimmung mit den Grundsätzen der katholischen Kirche erteilt. Im Religi-

onsunterricht wird die Erziehung zu vaterländischem, staatsbürgerlichem und so-

zialem Pflichtbewusstsein aus dem Geiste des christlichen Glaubens- und Sittenge-

setzes mit besonderem Nachdruck gepflegt werden, ebenso wie es im gesamten üb-

rigen Unterricht geschieht... 

Artikel 27: Der Deutschen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholi-

schen Offiziere, Beamten und Mannschaften sowie deren Familien eine exemte 

Seelsorge zugestanden. 

Die Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Armeebischof. Seine kirchliche Er-

nennung erfolgt durch den Heiligen Stuhl, nachdem letzterer sich mit der Reichsre-

gierung in Verbindung gesetzt hat, um im Einvernehmen mit ihr eine geeignete 

Persönlichkeit zu bestimmen ... 

Artikel 30: An den Sonntagen und den gebotenen Feiertagen wird in den Bi-

schofskirchen sowie in den Pfarr-, Filial- und Klosterkirchen des Deutschen Rei-

ches im Anschluss an den Hauptgottesdienst, entsprechend den Vorschriften der 
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kirchlichen Liturgie, ein Gebet für das Wohlergehen des Deutschen Reiches und 

Volkes eingelegt. 

Artikel 31: Diejenigen katholischen Organisationen und Verbände, die aus-

schliesslich religiösen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen und als sol-

che der kirchlichen Behörde unterstellt sind, werden in ihren Einrichtungen und in 

ihrer Tätigkeit geschützt. 

Diejenigen katholischen Organisationen, die ausser religiösen, kulturellen oder 

karitativen Zwecken auch anderen, darunter auch sozialen oder berufsständischen 

Aufgaben dienen, sollen, unbeschadet einer etwaigen Einordnung in staatliche Ver-

bände, den Schutz des Artikels 31, Absatz 1 geniessen, sofern sie Gewähr dafür 

bieten, ihre Tätigkeit ausserhalb jeder politischen Partei zu entfalten ... 

Vollständiger Text in: Von Versailles zum Zweiten Weltkrieg. Verträge zur Zeitgeschichte 1918-

1939, hg. E. Klöss, München 1965, S. 199-208. 

Nr. 119 Predigt des evangelischen Bischofs Dibelius bei der Eröffnung des 

Reichstags am 21. März 1933 in der Potsdamer Garnisonskirche (Auszug) 

«Ein neuer Anfang staatlicher Geschichte steht immer irgendwie im Zeichen der 

Gewalt. Denn der Staat ist Macht. Neue Entscheidungen, neue Orientierungen, 

Wandlungen und Umwälzungen bedeuten immer den Sieg des einen über den an-

deren. Und wenn es um Leben und um Sterben der Nation geht, dann muss die 

staatliche Macht kraftvoll und durchgreifend eingesetzt werden, es sei nach aussen 

oder nach innen. 

Wir haben von Dr. Martin Luther gelernt, dass die Kirche der rechtmässigen 

staatlichen Gewalt nicht in den Arm fallen darf, wenn sie tut, wozu sie berufen ist. 

Auch dann nicht, wenn sie hart und rücksichtslos schaltet. Wir kennen die furcht-

baren Worte, mit denen Luther im Bauernkrieg die Obrigkeit aufgerufen hat, scho-

nungslos vorzugehen, damit wieder Ordnung in Deutschland werde. Aber wir wis-

sen auch, dass Luther mit demselben Ernst die christliche Obrigkeit aufgerufen hat, 

ihr gottgewolltes Amt nicht zu verfälschen durch Rachsucht und Dünkel, dass er 

Gerechtigkeit und Barmherzigkeit gefordert hat, sobald die Ordnung wiederherge-

stellt war. Das muss die doppelte Aufgabe der evangelischen Kirche auch in dieser 
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Stunde sein. Wenn der Staat seines Amtes waltet gegen die, die die Grundlagen der 

staatlichen Ordnung untergraben, gegen die vor allem, die mit ätzendem und ge-

meinem Wort die Ehe zerstören, den Glauben verächtlich machen, den Tod für das 

Vaterland begeifern – dann walte er seines Amtes in Gottes Namen! Aber wir wären 

nicht wert, eine evangelische Kirche zu heissen, wenn wir nicht mit dem Freimut, 

mit dem Luther es getan hat, hinzufügen wollten: staatliches Amt darf sich nicht mit 

persönlicher Willkür vermengen. Ist die Ordnung hergestellt, so müssen Gerechtig-

keit und Liebe wieder walten, damit jeder, der ehrlichen Willens ist, seines Volkes 

froh sein kann.» 

Aus: H. Grabert, Die Kirche im Jahre der deutschen Erhebung, Stuttgart 1934, S. 2. 

Nr. 120 Berufsverbot und Arierparagraph in der Evangelischen Kirche im Gesetz 

über die Rechtsverhältnisse der Geistlichen und Kirchenbeamten (Auszüge) 

Die Einführung des Arierparagraphen (und des Berufsverbots gegen politisch miss-

liebige Personen; R. K.) in der Kirche erfolgte in Übereinstimmung mit dem Gesetz 

zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I, Nr. 34, 

S. 175 ff.) durch «das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Geistlichen und Kir-

chenbeamten». Dieses Gesetz wurde von der Generalsynode der Evangelischen Kir-

che der altpreussischen Union sowie von den Landessynoden einzelner anderer 

deutscher Landeskirchen angenommen, der Deutschen Evangelischen Nationalsyn-

ode vorgelegt und für die ganze Deutsche Evangelische Kirche ebenfalls beschlos-

sen. Es enthält folgende aus dem neuen Reichsbeamtenrecht übertragene grundsätz-

liche Bestimmungen: 

(1 1. (1) Als Geistlicher oder Beamter der allgemeinen kirchlichen Verwaltung 

darf nur berufen werden, wer die für seine Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung 

besitzt und rückhaltlos für den nationalen Staat und die Deutsche Evangelische Kir-

che eintritt. 

(2 ) Wer nicht arischer Abstammung oder mit einer Person nicht arischer Ab-

stammung verheiratet ist, darf nicht als Geistlicher oder Beamter der allgemeinen 

kirchlichen Verwaltung berufen werden. Geistliche oder Beamte arischer Abstam-

mung, die mit einer Person nichtarischer Abstammung die Ehe eingehen, sind zu  
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entlassen. Wer als Person nichtarischer Abstammung zu gelten hat, bestimmt sich 

nach den Vorschriften der Reichsgesetze ... 

(3 .(1) Geistliche oder Beamte, die nach ihrer bisherigen Betätigung nicht die 

Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat und die 

Deutsche Evangelische Kirche eintreten, können in den Ruhestand versetzt werden. 

(2 ) Geistliche oder Beamte, die nichtarischer Abstammung oder mit einer Per-

son nichtarischer Abstammung verheiratet sind, sind in den Ruhestand zu verset-

zen. 

Aus: Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Judenfrage, Genf 1945, S. 35 f. 

Nr. 121 Memorandum des Kirchenbundesamts über die gegenwärtige Lage in 

Deutschland, insbesondere über die Judenfrage, vom 7. Juni 1933 (Auszüge) 

Was sich in den letzten Monaten in Deutschland vollzogen hat und noch vollzieht, 

ist eine Revolution oder besser noch eine nationale Regeneration von tiefster und 

weitester innerer Auswirkung. Die Bildung der Regierung und der Ausbau ihrer 

Machtstellung haben sich freilich nicht im Wege der Gewalt, sondern im Rahmen 

der Verfassung und mit den Mitteln der Mehrheitsentscheidung, der Wahl und Ab-

stimmung vollzogen. Die Gesetze werden auf Grund einer Ermächtigung erlassen, 

die eine 2/3-Mehrheit des verfassungsmässig gewählten Reichstages der Regierung 

auf 4 Jahre erteilt hat. Aber auf Grund dieser Ermächtigung will die Regierung an 

die Stelle des Alten in Staat und Wirtschaft etwas in vieler Hinsicht grundsätzlich 

Neues setzen. Wie jede politische Umwälzung, so formt auch die deutsche Revolu-

tion von 1933 auf vielen Gebieten neue Vorstellungen von dem, was für das Wohl 

des Volkes und für die Erhaltung seines Lebens notwendig und gut ist. So tritt, viel-

fältig in der Stille vorbereitet durch eine geistige Wandlung, eine Neubewertung 

vieler Kulturgüter ein, die umso tiefgreifender ist, je tiefer die geistigen Wurzeln 

der Revolution reichen. Welches diese sind, kann hier und heute nicht mit wenigen 

Strichen gezeichnet werden, zumal ein solcher Versuch, mit unzureichenden Mit-

teln unternommen, die Gefahr verhängnisvoller Missverständnisse heraufbeschwö-

ren würde. Dies schon deshalb, weil die angewandten geistesgeschichtlichen Be- 
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griffe bei aller Ähnlichkeit der Kulturen der weissen Völker der Erde in den ver-

schiedenen Kulturen doch verschiedene Bedeutung haben. Es sei daher nur ange-

deutet, dass bestimmte Ideen des 18. und 19. Jahrhunderts, besonders der «liberale» 

Gedanke, dessen wertvolle Anregungen und Auswirkungen nicht bestritten werden, 

in ihrer unglücklichen und für Deutschland charakteristischen Verbindung mit den 

Ideen des Marxismus letzten Endes im Nationalsozialismus ihre notwendige Ge-

genwirkung und – wie die grosse Mehrheit des Volkes hofft – ihren Meister gefun-

den haben. Die Mischung der liberalen und marxistischen Ideen, die der Verfassung 

des Nachkriegs-Deutschlands ihren Stempel aufgedrückt hat, hat sich für das Ver-

fassungs- und Volksleben nicht als fruchtbar erwiesen. Sie hat es vor allem nicht 

vermocht, die gefährlichen sozialen und politischen Gegensätze, die im deutschen 

Volk seit langer Zeit vorhanden waren, auszugleichen. Diese Not ist die letzte Ur-

sache der nationalsozialistischen Bewegung einerseits, und andererseits erwächst 

aus ihr ihre Aufgabe. Dies ist der Angelpunkt für das Verständnis des heutigen Ge-

schehens in Deutschland. Von hier aus müssen daher auch die Einzelheiten bewer-

tet werden. Sie können nicht oder nur sehr schwer nach Massstäben beurteilt wer-

den, die von aussen, aus ganz anderen und hier nicht gültigen Verhältnissen heran-

getragen werden... 

Welcher Missbrauch kann z.B. mit den Begriffen «Freiheit», «freiheitliche Ver-

fassung» gemacht werden, wenn man sich nicht vorher über die Frage einigt, was 

man als das Wesen der (politischen) Freiheit ansieht, und wenn man übersieht, wie 

die «Freiheit» sich im einzelnen Volk auswirkt! Dies hat das Ausland, besonders in 

seiner Einstellung zu der neuen Regierung – unzulänglich, ja z.T. bewusst falsch 

unterrichtet – nicht gewürdigt und z.T. vielleicht auch nicht würdigen können. Bei-

spiele gerade auch aus der kirchlichen Presse des Auslandes könnten hierfür ange-

führt werden. 

Das deutsche Volk kämpft seit jetzt beinahe 2 Jahrzehnten um sein Leben. Die 

Regierung will in einer grossen organisatorischen und geistigen Anstrengung in 

Staat, Wirtschaft und Kultur die verfallende Ordnung unseres Volkslebens wieder 

zu einem kraftvollen Organismus gestalten. Zucht und Ordnung, Sparsamkeit und 

Fleiss, sozialer Frieden und Pflege der nationalen Kulturgüter des deutschen Volkes 

sind Mittel und Ziel dieses Weges zugleich. Die erhoffte endliche Konsolidierung 

der Verhältnisse in Deutschland wird auch für die Weltpolitik, für die Erhaltung 

des Friedens – freilich nicht ohne kluge und im Geiste der Gerechtigkeit betätigte 

Handhabung der internationalen Probleme durch das Ausland – von grosser und 

positiver Bedeutung werden. Bekanntlich ist eine starke Regierung meist eine bes- 
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sere Garantie für den Frieden als eine schwache, die allen möglichen unkontrollier-

baren Einflüssen ausgesetzt ist. Die Stellung des Kanzlers Adolf Hitler zu den in-

ternationalen Problemen ist aus folgenden Sätzen seiner grossen Reichstagsrede 

vom 23. März 1933 zu ersehen: 

«Das deutsche Volk will mit der Welt in Frieden leben ...» 

Einen ersten Beweis für die Aufrichtigkeit seiner Worte hat der Reichskanzler in 

seiner grossen Rede zur Abrüstungsfrage am 17. Mai geliefert, deren Inhalt wohl 

als bekannt vorausgesetzt werden darf. Als eine ihrer Hauptaufgaben im Innern hat 

die Regierung naturgemäss die geistige und politische Überwindung des Marxis-

mus besonders in der Form des Kommunismus erkannt, der in Deutschland – wie 

übrigens auch in anderen Ländern – eine unmittelbare, den Staat und die Kirchen 

bedrohende Stärke erreicht hatte. Dabei sind selbstverständlich einzelne von der 

Staatsgewalt ergriffene Massregeln nicht frei von Härten ... 

Der Versuch einer gewaltsamen Aufrichtung der kommunistischen Diktatur 

schien auf dem Wege der Verwirklichung. Es braucht nicht ausführlich dargelegt 

zu werden, welches Schicksal die Kirche bei dem fanatischen Hass des Kommunis-

mus gegen Religion und Kirche im Falle eines Sieges des Kommunismus gefunden 

haben würde. Der Standpunkt der Reichsregierung, dass sie durch Übernahme der 

Regierung am 30. Januar 1933 eine in sicherer Aussicht stehende Katastrophe ver-

hindert habe, wird auch von den Kirchen geteilt. 

Für einen so machtvollen Umschwung der Dinge, wie wir ihn erlebt haben, wird 

das Gesamturteil eines disziplinierten Verlaufs geschichtlich bestehen. Wie bei der 

Wucht dieser Revolution und der tiefgehenden Erregung der Bevölkerung aber nur 

natürlich ist, sind einzelne Gewaltakte – auch gegen Juden, aber nicht allein oder 

vorzugsweise gegen diese – vorgekommen, die nicht nur von den Kirchen, sondern 

auch von der Regierung missbilligt und bedauert werden. Doch stehen sie in keinem 

Verhältnis zu den grausamen und schmachvollen Vorgängen der Revolution von 

1918 ... 

Vollständiger Text in: A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene 1933-1939. Darstellung und  

Dokumentation, München 1969, S. 299-308. 
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2.  Die bürgerlichen Parteien 

Nr. 122 Die Auflösung der Deutschnationalen Front am 27. Juni 1933 

Die Reichspressestelle der NSDAP teilt mit: «In vollem Einvernehmen mit dem 

Reichskanzler und in Erkenntnis der Tatsache, dass der Parteienstaat überwunden 

ist, hat die Deutschnationale Front heute ihre Auflösung beschlossen. Sie wird bei 

den nötigen Massnahmen zur Abwicklung nicht behindert werden. 

Die ehemaligen Angehörigen der Deutschnationalen Front werden vom Reichs-

kanzler als volle und gleichberechtigte Mitkämpfer des nationalen Deutschland an-

erkannt und vor jeder Kränkung und Zurücksetzung beschützt. Das gilt insbeson-

dere für alle Beamten und Angestellten. Die wegen politischer Vergehen in Haft 

befindlichen ehemaligen Mitglieder der Deutschnationalen Front werden unverzüg-

lich in Freiheit gesetzt und unterliegen keinerlei nachträglicher Verfolgung. 

Die Fraktionen des Reichstages und der Landtage der NSDAP und der bisherigen 

DNF sichern eine einheitliche Stellungnahme durch Abordnung von einem oder 

mehreren Mitgliedern der ehemaligen DNF in die Vorstände der Fraktionen der 

NSDAP (Reichstag und preussischer Landtag je zwei). Sinngemäss wird in den ge-

meindlichen Selbstverwaltungskörpern verfahren.» 

Aus: E. Matthias u. R. Morsey (Hg.), Das Ende der Parteien 1933, Düsseldorf 1960, S. 652. 

Nr. 123 Auflösungsbeschluss der Reichsleitung des Zentrums am 5. Juli 1933 
 

Die politische Umwälzung hat das deutsche Staatsleben auf eine völlig neue Grund-

lage gestellt, die für eine bis vor Kurzem mögliche parteipolitische Betätigung kei-

nen Raum mehr lässt. Die Deutsche Zentrumspartei löst sich daher im Einverneh-

men mit dem Herrn Reichskanzler Hitler mit sofortiger Wirkung auf. 

Mit dieser Auflösung gibt sie ihren Anhängern die Möglichkeit, ihre Kräfte und 

Erfahrungen der unter Führung des Herrn Reichskanzlers stehenden nationalen 

Front zur positiven Mitarbeit im Sinne der Festigung unserer nationalen, sozialen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Verhältnisse und zur Mitwirkung am Neuaufbau 

einer rechtsstaatlichen Ordnung rückhaltlos zur Verfügung zu stellen. 



Die Zentrumspartei vollzieht den notwendigen organisatorischen Abbau mit tun-

lichster Beschleunigung. Sie darf hierbei loyalerweise damit rechnen, dass die Ab-

wicklungsarbeiten nicht gestört werden, dass Beschlagnahme von bisherigem Par-

teigut, wie politisch bedingte Verhaftungen von ehemaligen Parteiangehörigen in 

Zukunft unterbleiben und bereits Verhaftete wieder freigelassen werden, soweit 

nicht Verdacht strafbarer Handlungen vorliegt. 

Sie gibt ferner der berechtigten Hoffnung Ausdruck, dass die bisherigen Anhän-

ger der Zentrumspartei durch den Führer der nationalsozialistischen Bewegung in 

Zukunft vor Diffamierung und Zurücksetzung geschützt werden, und dass die ka-

tholische, zum nationalen Staat positiv eingestellte Presse die gleiche Behandlung 

erfährt wie die übrige nationale Presse. 

Den Mandatsträgern im Reichstag, den Landtagen und in den kommunalen Kör-

perschaften ist hinsichtlich der Beibehaltung ihrer Mandate völlige Entschlussfrei-

heit anheimgegeben. 

Die Mitglieder der bisherigen Zentrumsfraktionen treten also nicht geschlossen 

als Hospitanten in die Fraktionen der NSDAP über, sondern bleiben vorerst frakti-

onslos und lediglich durch Verbindungsmänner mit den Fraktionen der NSDAP in 

Fühlung. 

Die Bestellung dieser Verbindungsmänner erfolgt in unmittelbarer Verständi-

gung mit den zuständigen Fraktionsvorsitzenden der NSDAP. 

In Einvernehmen mit Herrn Reichskanzler Hitler und dem zuständigen Frakti-

onsvorsitzenden der NSDAP wird als Verbindungsmann der bisherigen Reichstags-

fraktion des Zentrums Herr Dr. Hackeisberger bei der Reichstagsfraktion der 

NSDAP bestimmt. 

Aus: Matthias/Morsey, S. 439 f. 

Nr. 124 Die Auflösung der Bayerischen Volkspartei am 4. Juli 1933 

Es ist jedermann verboten, sich weiterhin unter der Bezeichnung Bayerische Volks-

partei oder im Sinne des Programms derselben, soweit dieses mit dem Programm 

der NSDAP im Widerspruch steht, irgendwie politisch zu betätigen. 

Die Partei ist damit praktisch aufgelöst. 

Durch die nationalsozialistische Revolution gibt es ausserhalb der NSDAP keine 

politische Wirkungsmöglichkeit mehr. Es ist deshalb für jeden bisherigen Angehö- 
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rigen der Bayerischen Volkspartei der Weg frei, unter der unmittelbaren Führung 

Adolf Hitlers am Aufbau des neuen Deutschland mitzuarbeiten. München, 4. Juli 

1933. 

Für die Landesparteileitung der Bayerischen Volkspartei: 

gez. Eugen Graf v. Quadt-Isny 

Aus: Matthias/Morsey, S. 516. 

Nr. 125 Zur Auflösung der Deutschen Staatspartei (ehern. Deutsche Demokrati-

sche Partei) 

Entschliessung des Gesamtvorstandes vom 14. Mai 1933 

Die Deutsche Staatspartei wird ihre Arbeit fortführen. Sie ist sich durchaus bewusst, 

dass die gegenwärtige Zeitlage einem aktiven politischen Einsatz ihrer Kräfte ent-

gegensteht, aber sie glaubt, dass die Gesinnungen, mit denen sie ihre Arbeit für 

Deutschland leistete, auch im neuen Deutschland gebraucht werden. Sie bittet ihre 

Freunde, in diesen Zeiten rascher geschichtlicher Entwicklung ihr die Treue zu be-

wahren, dem Staat, wo immer sie ihre Kräfte ansetzen können, um des Vaterlandes 

willen, wie bisher, treu zu dienen und dessen eingedenk zu bleiben, was die bürger-

liche Freiheit für den Aufbau des deutschen Nationalbewusstseins bedeutet hat und 

bedeuten wird. 

Schreiben der Abgeordneten Dietrich, Heuss und Lemmer an Reichsinnenminister 

Frick vom 10. Juli 1933 (Auszüge) 

Sehr geehrter Herr Reichsminister! 

Nach amtlicher Verlautbarung sollen in Verfolg des Betätigungsverbots für die 

sozialdemokratische Partei Deutschlands auch die Reichstagsmandate der Deut-

schen Staatspartei für erloschen erklärt werden. 

Die Deutsche Staatspartei hat sich im Rahmen der politischen Gesamtentwick-

lung am 28. Juni 1933 aufgelöst und an diesem Tag sofort den Herrn Abgeordneten 

Landahl, Hamburg, beauftragt, mit dem Herrn Reichstagspräsidenten und Preuss. 

Ministerpräsidenten Göring und mit dem Herrn Reichsminister Dr. Frick eine Be-

sprechung herbeizuführen, in der unsere Auffassung über die Rechtslage dargestellt 

und die Voraussetzungen weiterer parlamentarischer Mitarbeit geklärt werden soll- 
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ten, wie das bei den übrigen Gruppen, die seinerzeit für das Ermächtigungsgesetz 

gestimmt hatten und jetzt als Fraktionslose oder Hospitanten der NSDAP in der 

Volksvertretung sitzen, geschehen ist... 

Das Betätigungsverbot gegen die sozialdemokratische Partei wurde in dem Be-

schluss des Kabinetts begründet mit dem Hinweis auf die Bildung einer sozialde-

mokratischen Parteivorstandschaft in Prag und auf illegale Vorgänge bei der sozi-

aldemokratischen Partei Hamburgs. Wir empfinden es als ein menschliches und 

sachliches Unrecht, dass von einer Aktion, die aus diesen Anlässen beschlossen 

wurde, auch die parlamentarischen Mitglieder der staatsparteilichen Gruppe getrof-

fen werden sollen, die personell und ideell diesen Dingen so fern stehen, wie das 

Mitglied irgendeiner anderen Partei. 

Aus: Matthias/Morsey, S. 95 f. 

3. Erste Reaktionen der Arbeiterbewegung 

Nr. 126 Aufruf der KPD zum Generalstreik vom 30. Januar 1933 (Auszug) 

Hitler Reichskanzler – Papen Vizekanzler – Hugenberg Wirtschaftsdiktator – die 

Frick und Göring an der Spitze der Polizei – Stahlhelm-Seldte Arbeitsminister! Dies 

neue Kabinett der offenen, faschistischen Diktatur ist die brutalste, un verhüllteste 

Kriegserklärung an die Werktätigen, die deutsche Arbeiterklasse! 

Die Betrugsmanöver des «sozialen» Generals sind zu Ende. Die Zuspitzung der 

Krise, der machtvolle revolutionäre Aufschwung der Massen zwingt die Bourgeoi-

sie, das nackte Gesicht ihrer Diktatur in äusserster Brutalität zu enthüllen. An die 

Stelle der «sozialen» Phrasen treten die Bajonette der Reichswehr und die Revolver 

der mordenden SA- und SS-Kolonnen. Schamloser Raub der Löhne, schrankenloser 

Terror der braunen Mordpest, Zertrampelung der letzten spärlichen Überreste der 

Rechte der Arbeiterklasse, hemmungsloser Kurs auf den imperialistischen Krieg – 

das alles steht unmittelbar bevor. 

Die Partei der deutschen Arbeiter, die Partei der Streiks gegen Lohnraub, der 

Verteidigung der Interessen aller Werktätigen, des Kampfes für die Freiheit der Ar-

beiterklasse und für den Sozialismus – die KPD will man verbieten! 
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Die Kampforganisation der proletarischen Jugend, der KJVD, die Massen-

kampforganisation, die den Kampf gegen Lohnraub und Untemehmerwillkür führt, 

die RGO, sollen verboten werden. Diese faschistischen Anschläge sollen den Kurs 

auf die volle Zerschlagung aller Arbeiterorganisationen Deutschlands einleiten. 

Das blutige, barbarische Terrorregime des Faschismus wird über Deutschland 

aufgerichtet. Massen, lasst nicht zu, dass die Todfeinde des deutschen Volkes, die 

Todfeinde der Arbeiter und armen Bauern, der Werktätigen in Stadt und Land ihr 

Verbrechen durchführen! Setzt euch zur Wehr gegen die Anschläge und den Terror 

der faschistischen Konterrevolution! Verteidigt euch gegen die schrankenlose so-

ziale Reaktion der faschistischen Diktatur! 

Heraus auf die Strasse! 

Legt die Betriebe still! 

Antwortet sofort auf den Anschlag der faschistischen Bluthunde mit Streik, mit 

dem Massenstreik, mit dem Generalstreik! 

Arbeiter, Arbeiterinnen, Jungarbeiter, nehmt in allen Betrieben, in allen Gewerk-

schaften, in allen Arbeiterorganisationen, auf allen Stempelstellen sofort Stellung 

für den Generalstreik gegen die faschistische Diktatur! 

Beschliesst die Arbeitsniederlegung! Beschliesst Massendemonstrationen! 

Wählt Einheitskomitees und Streikleitungen! Organisiert den Kampf! 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 441 f. 

Nr. 127 Aufruf des Vorstandes der SPD und der sozialdemokratischen Reichstags-

fraktion vom 31. Januar 1933 

Arbeitendes Volk! Republikaner! 

Im Kabinett Hitler-Papen-Hugenberg ist die Harzburger Front wieder auferstan-

den. 

Die Feinde der Arbeiterklasse, die einander bis vor wenigen Tagen auf das Hef-

tigste befehdeten, haben sich zusammengeschlossen zum gemeinsamen Kampf ge-

gen die Arbeiterklasse, zu einer reaktionären grosskapitalistischen und grossagrari-

schen Konzentration. 

Die Stunde fordert die Einigkeit des ganzen arbeitenden Volkes zum Kampf ge-

gen die vereinigten Gegner. Sie fordert Bereitschaft zum Einsatz der letzten und 

äussersten Kräfte. 
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Wir führen unseren Kampf auf dem Boden der Verfassung. Die politischen und 

sozialen Rechte des Volkes, die in Verfassung und Gesetz verankert sind, werden 

wir gegen jeden Angriff mit allen Mitteln verteidigen. Jeder Versuch der Regierung, 

ihre Macht gegen die Verfassung anzuwenden oder zu behaupten, wird auf den äus-

sersten Widerstand der Arbeiterklasse und aller freiheitlich gesinnten Volkskreise 

stossen. Zu diesem entscheidenden Kampf sind alle Kräfte bereitzuhalten. 

Undiszipliniertes Vorgehen einzelner Organisationen oder Gruppen auf eigene 

Faust würde der gesamten Arbeiterklasse zum schwersten Schaden gereichen. 

Darum her zur Eisernen Front! Nur ihrer Parole ist Folge zu leisten! Kaltblütig-

keit, Entschlossenheit, Disziplin, Einigkeit und nochmals Einigkeit ist das Gebot 

der Stunde! 

Vorwärts (Berlin), 31. Januar 1933, Morgenausgabe, abgedruckt in: Geschichte der deutschen  

Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 442. 

Nr. 127 a «An die sozialdemokratischen und christlichen Arbeiter Deutschlands! 

An die Kollegen der freien Gewerkschaften und die Reichsbannerkameraden!»  

Offener Brief Ernst Thälmanns vom 27. Februar 1933 (Auszug) 

Klassengenossen! Genossinnen! 

Die offene faschistische Diktatur ist über Deutschland aufgerichtet. Der Reichs-

präsident von Hindenburg, für den ihr auf Geheiss eurer Führer vor einem knappen 

Jahr mit dem Aufgebot aller eurer Kräfte den Wahlkampf führtet, weil man euch 

sagte, Hindenburgs Wahl sei ein Schutz vor dem Hitlerfaschismus, hat Adolf Hitler, 

Frick und Göring, Papen, Hugenberg und Seldte die Macht übergeben. Mit Terror 

und Verfolgung versucht die Bourgeoisie die Arbeiterklasse und ihre Organisatio-

nen niederzuwerfen. Faschistische Banditen verüben eine Kette von Meuchelmor-

den an sozialdemokratischen, parteilosen und kommunistischen Arbeitern. 

Immer wieder hat die Kommunistische Partei ihre feste, unverbrüchliche Bereit-

schaft ausgesprochen, gemeinsam mit allen Arbeitern und jeder Organisation den 

Kampf gegen den Faschismus zu führen, die ihrerseits zum Kampf bereit sind. 

Wie am 20. Juli des vergangenen Jahres, so richtete am 30. Januar dieses Jahres 

anlässlich der Machtergreifung Hitlers die KPD erneut ihr Angebot zum gemeinsa- 
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men Kampf an die Sozialdemokratie, an den ADGB und Afa-Bund, an die christli-

chen Gewerkschaften. Eure Führer sind auf diese Einheitsfrontvorschläge nicht ein-

gegangen. 

Im Namen der hunderttausenden Mitglieder der Kommunistischen Partei, im Na-

men der mehr als 6 Millionen Arbeiter, Arbeiterinnen und Jungarbeiter, die bei der 

letzten Reichstagswahl ihr Vertrauen zur Kommunistischen Partei bekundeten, rei-

che ich euch, den Mitgliedern und Funktionären der SPD, der freien Gewerkschaf-

ten und darüber hinaus den Millionenmassen parteiloser Arbeiter, die Bruderhand 

zum gemeinsamen Kampfbündnis gegen den Faschismus. 

Die faschistischen Meuchelmörder, die mit Dolchen, Revolvern und Bomben ge-

gen Arbeiter wüten, machen keinen Unterschied, ob ihr das Mitgliedsbuch der KPD, 

der SPD oder der christlichen Gewerkschaften in der Tasche tragt. So darf auch im 

Freiheitskampf aller Antifaschisten die Parteizugehörigkeit kein Hindernis sein, ge-

meinsam zu marschieren, gemeinsam zu kämpfen. 

Aus: Laschitza/Vietzke, Deutschland und die deutsche Arbeiterbewegung 1933-1945, Berlin 1964, 
S. 288 f. 

Nr. 128 Stellungnahme des Abg. Wels für die SPD zum Ermächtigungsgesetz am 

23. März 1933 (Auszüge) 

... Nach den Verfolgungen, die die Sozialdemokratische Partei in der letzten Zeit 

erfahren hat, wird billigerweise niemand von ihr verlangen oder erwarten können, 

dass sie für das hier eingebrachte Ermächtigungsgesetz stimmt. Die Wahlen vom 5. 

März haben den Regierungsparteien die Mehrheit gebracht und damit die Möglich-

keit gegeben, streng nach Wortlaut und Sinn der Verfassung zu regieren. Wo diese 

Möglichkeit besteht, besteht auch die Pflicht. Kritik ist heilsam und notwendig. 

Noch niemals, seit es einen Deutschen Reichstag gibt, ist die Kontrolle der öffent-

lichen Angelegenheiten durch die gewählten Vertreter des Volkes in solchem Masse 

ausgeschaltet worden, wie es jetzt geschieht, und wie es durch das neue Ermächti-

gungsgesetz noch mehr geschehen soll. Eine solche Allmacht der Regierung muss 

sich umso schwerer auswirken, als auch die Presse jeder Bewegungsfreiheit ent-

behrt. 

Meine Damen und Herren! Die Zustände, die heute in Deutschland herrschen, 

werden vielfach in krassen Farben geschildert. Wie immer in solchen Fällen fehlt 

es auch nicht an Übertreibungen. Was meine Partei betrifft, so erkläre ich hier: wir 
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haben weder in Paris um Intervention gebeten, noch Millionen nach Prag verscho-

ben, noch übertreibende Nachrichten ins Ausland gebracht. Solchen Übertreibun-

gen entgegenzutreten wäre leichter, wenn im Inlande eine Berichterstattung mög-

lich wäre, die Wahres vom Falschen unterscheidet. Noch besser wäre es, wenn wir 

mit gutem Gewissen bezeugen könnten, dass die volle Rechtssicherheit für alle wie-

derhergestellt sei. Das, meine Herren, liegt bei Ihnen. 

Die Herren von der Nationalsozialistischen Partei nennen die von ihnen entfes-

selte Bewegung eine nationale Revolution, nicht eine nationalsozialistische. Das 

Verhältnis ihrer Revolution zum Sozialismus beschränkt sich bisher auf den Ver-

such, die sozialdemokratische Bewegung zu vernichten, die seit mehr als zwei Men-

schenaltern die Trägerin sozialistischen Gedankengutes gewesen ist und auch blei-

ben wird ... 

Wir haben gleiches Recht für alle und ein soziales Arbeitsrecht geschaffen. Wir 

haben geholfen, ein Deutschland zu schaffen, in dem nicht nur Fürsten und Baro-

nen, sondern auch Männern aus der Arbeiterklasse der Weg zur Führung des Staates 

offen steht. Davon können Sie nicht zurück, ohne Ihren eigenen Führer preiszuge-

ben. Vergeblich wird der Versuch bleiben, das Rad der Geschichte zurückzudrehen. 

Wir Sozialdemokraten wissen, dass man machtpolitische Tatsachen durch blosse 

Rechtsverwahrungen nicht beseitigen kann. Wir sehen die machtpolitische Tatsa-

che Ihrer augenblicklichen Herrschaft. Aber auch das Rechtsbewusstsein des Vol-

kes ist eine politische Macht, und wir werden nicht aufhören, an dieses Rechtsbe-

wusstsein zu appellieren. 

Die Verfassung von Weimar ist keine sozialistische Verfassung. Aber wir stehen 

zu den Grundsätzen des Rechtsstaates, der Gleichberechtigung, des sozialen Rech-

tes, die in ihr festgelegt sind. Wir deutschen Sozialdemokraten bekennen uns in 

dieser geschichtlichen Stunde feierlich zu den Grundsätzen der Menschlichkeit und 

der Gerechtigkeit, der Freiheit und des Sozialismus. Kein Ermächtigungsgesetz gibt 

Ihnen die Macht, Ideen, die ewig und unzerstörbar sind, zu vernichten. Sie selbst 

haben sich ja zum Sozialismus bekannt. Das Sozialistengesetz hat die Sozialdemo-

kratie nicht vernichtet. Auch aus neuen Verfolgungen kann die deutsche Sozialde-

mokratie neue Kraft schöpfen. 

Wir grüssen die Verfolgten und Bedrängten. Wir grüssen unsere Freunde im 

Reich. Ihre Standhaftigkeit und Treue verdienen Bewunderung. Ihr Bekennermut, 

ihre ungebrochene Zuversicht verbürgen eine hellere Zukunft. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 38-40. 
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Nr. 129 Beschluss des Bundesausschusses des Allgemeinen Deutschen Gewerk-

schaftsbundes vom 19. April 1933 
 

Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes begrüsst 

den 1. Mai 1933 als gesetzlichen Feiertag der nationalen Arbeit und fordert die Mit-

glieder der Gewerkschaften auf, im vollen Bewusstsein ihrer Pionierdienste für den 

Maigedanken, für die Ehrung der schaffenden Arbeit und für die vollberechtigte 

Eingliederung der Arbeiterschaft in den Staat sich allerorts an der von der Regie-

rung veranlassten Feier festlich zu beteiligen. 

Der Bundesausschuss erinnert in diesem Zusammenhang die Regierung und die 

gesamte Öffentlichkeit erneut an die Notlage der arbeitslosen Massen und spricht 

die Erwartung aus, dass die Regierung die gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit 

auf 40 Wochenstunden ohne Verdienstschmälerung für die Arbeiter baldigst durch-

führen möge. 

Ebenso dringlich ist es, dass die Bemühungen der Regierung um Arbeitsbeschaf-

fung und Siedlung mit allem Nachdruck weiter gefördert werden. Die Gewerk-

schaften sind nach wie vor bereit, diese Bemühungen mit allen Kräften zu unter-

stützen. 

Gewerkschaftszeitung, Berlin, 22. April 1933; abgedruckt in: Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung, Bd. 5, S. 449 f. 
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Kapitel IV 

Die Wirklichkeit des faschistischen 

Systems 

Einleitung 

Die Vernichtung der Arbeiterbewegung hatte die Voraussetzungen dafür geschaf-

fen, dass der Kampf der abhängig Arbeitenden um bessere Lebensbedingungen un-

terdrückt, der «Klassenkampf» also scheinbar «abgeschafft» und die «Volksge-

meinschaft» hergestellt werden konnte. Der Staatsaufbau wurde entsprechend ge-

staltet (Nr. 130-131). Nach der Niederwerfung des Hauptfeindes aber zeigte sich, 

dass immer noch ein beachtliches Konfliktpotential vorhanden war: Die Mittel-

schichten, die dem Faschismus die Massenbasis geliefert hatten und nicht nur mit 

antikommunistischen, sondern auch mit antikapitalistischen Parolen gewonnen 

worden waren, erwarteten nun auch Massnahmen gegen das grosse Kapital, die 

grossen Unternehmungen und Warenhäuser, überhaupt gegen die privilegierten 

Führungsschichten, um ihre eigene soziale Stellung sichern zu können. Als mili-

tanter Sprecher dieser Bestrebungen fungierte die SA (Nr. 132), die bei der terrori-

stischen «Zerschlagung des Marxismus» die Hauptarbeit geleistet hatte und nun 

gesicherte Positionen im Staatsdienst und in der Gesellschaft verlangte – auf Ko-

sten der bisher in Militär, Staatsapparat und Wirtschaft dominierenden Gruppen. 

Gedrängt von Reichswehr und grossem Kapital entschloss sich Hitler im Sommer 

1934, das Verlangen nach der «zweiten Revolution» auf faschistische Weise zu 

beenden: durch Ermordung der SA-Führungskader (vgl. Nr. 133 und 134). 

Damit war die Vorbedingung dafür geschaffen, dass nicht nur die abhängig Ar-

beitenden, sondern auch die Mittelschichten aus dem politischen Entscheidungs-

prozess ausgeschaltet werden konnten. Die Illusion, der Faschismus werde die Po-

sition des Mittelstandes festigen und eine ständische Wirtschafts- und Gesell-

schaftsordnung herstellen, wurde nun rasch zerstört. Die einzige noch bestehende 

und jetzt absolut herrschende gesellschaftliche Macht war nun das grosse Kapital,  
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dessen Vertreter zusammen mit den Führern der faschistischen Partei die Macht-

zentren besetzt hielten und den politischen Kurs des Systems festlegten. 

Der soziale Inhalt der faschistischen Politik wurde von hier aus eindeutig be-

stimmt (Nr. 136-165). Er zeigte sich in der Organisation der gesellschaftlichen Ar-

beit und in der Führerstellung des Unternehmers gegenüber seinen Arbeitern und 

Angestellten ebenso wie in der Bevorzugung der Produktionsmittelherstellung bei 

gleichzeitiger Vernachlässigung der Konsumgüter und des Wohnungsbaus. Er zeig-

te sich in der enormen Steigerung der Profite auf Kosten der Löhne und schliesslich 

in den gewaltigen Rüstungsausgaben, die nicht nur direkt hohe Profite ermöglich-

ten, sondern auf Krieg, Expansion und Ausbeutung fremder Länder und Völker ab-

zielten. Aus den abhängig Arbeitenden wurden erhöhte Leistungen herausgepresst, 

so dass sich die Arbeitsunfälle sowie der Verschleiss der Arbeitskräfte stark erhöh-

ten. Der Prozess der Proletarisierung der selbständigen Mittelschichten setzte sich 

fort. Die grossen Konzerne aber erzielten Profite, wie sie nicht einmal das Kaiser-

reich ermöglicht hatte. 

Diese Grundsätze bestimmten letztendlich auch die Frauenpolitik und die «Ge-

sundheits»-Politik des faschistischen Systems, obgleich hier die ideologischen Ver-

brämungen (vom «Wesen der Frau», von «Gesundheit» und «Leistung» usw.) be-

sonders stark waren. Die Frauenpolitik (Nr. 167-176) wurde nach den Erfordernis-

sen des Arbeitsmarktes und der Kriegführung ausgerichtet, die Frauen sollten auf 

das «Schlachtfeld der Fortpflanzung» getrieben werden (A. Mayer, Deutsche Mut-

ter und deutscher Aufstieg, München-Berlin 1938, S. 25), um das Eroberungspro-

gramm «menschenökonomisch» abzusichern. Und die «Gesundheits»-Politik (Nr. 

177-182) zielte darauf, aus den Arbeitskräften maximale Leistungen herauszuholen 

und die Kosten möglichst stark zu reduzieren. Die Vernichtung «lebensunwerten 

Lebens» war damit schon aus ökonomischen Gründen nahegelegt. In der Frauen- 

wie in der «Gesundheits-Politik wurde strikt unterschieden zwischen den arbeiten-

den Massen und den höheren Schichten, zwischen «Arbeitspferd» und «Rasse-

pferd» (Nr. 171), zwischen den «sozial Bewährten» und den «Gemeinschaftsunfä-

higen», deren «Blutströme» immer wieder aus den «Unterschichten ... hervorquel-

len» (Nr. 181). Damit war die politische Opposition aus der Arbeiterklasse zugleich 

als biologisch minderwertig definiert. Die Fachwissenschaftler, insbesondere Me-

diziner und Psychiater, lieferten für all das die «wissenschaftlichen» Begründun-

gen. 

Ein solches Mass an Ausbeutung und Vernachlässigung der elementarsten Le-

bensinteressen der grossen Mehrheit der Bevölkerung erforderte natürlich ein um- 
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fangreiches und wirksames Terrorsystem (Nr. 182-185). Zugleich wurde die Dis-

kriminierung der Juden schrittweise verstärkt (Nr. 186-195). Sie fungierten nun of-

fiziell als die Sündenböcke der Nation, die nicht nur für alle konkreten Übel ver-

antwortlich waren, sondern Einheit und Reinheit von Volk und Nation bedrohten 

und deshalb aus dem «Volkskörper» entfernt und aus Deutschland heraus gedrängt 

werden mussten. Deutsche Professoren lieferten die ideologische Rechtfertigung 

für die Judenverfolgung (Nr. 186), und die deutsche Industrie fand in der «Arisie-

rung» jüdischen Vermögens eine willkommene Gelegenheit, sich zusätzlich zu be-

reichern (Nr. 190-192). Dass die Diskriminierung der Juden sich auf Jahrhunderte 

alte Denkmuster und Praktiken kirchlicher Judenverfolgung stützen konnte, zeigt 

Nr. 193 sehr anschaulich. 

So waren schon vor Kriegsbeginn alle Merkmale der faschistischen Diktatur 

deutlich ausgeprägt und alle ihre Konsequenzen klar erkennbar. Dass dennoch ein 

beträchtlicher Teil der Bevölkerung, insbesondere im Bürgertum, aber teilweise 

auch in der Arbeiterschaft, das System aktiv unterstützte oder wenigstens mit einer 

gewissen Sympathie betrachtete, lag hauptsächlich darin begründet, dass der Staat 

über das Informations- und Propagandamonopol verfügte und jede oppositionelle 

Regung mit äusserster Brutalität zu unterdrücken versuchte. Zweifellos aber wirkte 

in die gleiche Richtung, dass infolge der gewaltigen Staats-, besonders Rüstungsin-

vestitionen, die Arbeitslosigkeit allmählich überwunden und so das Lebenshal-

tungsniveau vieler Familien angehoben werden konnte. Handwerker und Bauern 

wurden nicht nur ideologisch hofiert («Reichsnährstand»), sondern auch durch ge-

setzliche Regelungen, die alte Mittelstandsforderungen aufgriffen und zumindest 

für Teile der Kleineigentümer eine Anhebung des sozialen Status bedeuteten. 

Und die Jugendlichen wurden organisiert und zu Aktivitäten veranlasst, die zwar 

allesamt auf Kriegsvorbereitung zielten, aber doch interessant erschienen und be-

sonders für Jugendliche vom Lande und für Mädchen ein Mass an jugendlicher Ei-

genaktivität bedeuteten, das sie vorher nicht gekannt hatten. Schliesslich blieb auch 

die enorme nationalistische Propaganda, die durch augenscheinliche aussenpoliti-

sche Erfolge (Besetzung des Rheinlandes, Rückgliederung des Saargebietes, An-

gliederung Österreichs und des Sudetenlandes) unterstützt wurde, nicht ohne Wir-

kung. Vielen drängte sich der Eindruck auf, dass es aufwärts gehe im neuen 

Deutschland und dass jeder eine Chance habe, wenn er nur bereit war, sich der «na-

tionalen Gemeinschaft» einzufügen. So demonstrierte das faschistische System, 

dass die Unterdrückung von Freiheit, Recht und der elementarsten materiellen Inte- 
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ressen der Massen durch ideologische Mittel vorübergehend kompensiert werden 

konnte – sofern zugleich oppositionelle Kräfte durch staatliche Repression ausge-

schaltet waren. 

1.  Die Organisation des Staates 

Nr. 130 Gesetz zur «Sicherung der Einheit von Partei und Staat» vom 1. Dezember 

1933 (Auszug) 

§ 1 Nach dem Sieg der nationalsozialistischen Revolution ist die Nationalsozia-

listische Deutsche Arbeiterpartei die Trägerin des deutschen Staatsgedankens und 

mit dem Staate unlöslich verbunden. 

Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§ 2 Zur Gewährleistung engster Zusammenarbeit der Dienststellen der Partei 

und der SA. mit den öffentlichen Behörden werden der Stellvertreter des Führers 

und der Chef des Stabes der SA. Mitglieder der Reichsregierung. 

§ 3 Den Mitgliedern der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei und 

der SA. (einschliesslich der ihr unterstellten Gliederungen) als der führenden und 

bewegenden Kraft des nationalsozialistischen Staates obliegen erhöhte Pflichten ge-

genüber Führer, Volk und Staat. 

Sie unterstehen wegen Verletzung dieser Pflichten einer besonderen Partei- und 

S A.-Gerichtsbarkeit. 

Der Führer kann diese Bestimmungen auf die Mitglieder anderer Organisationen 

erstrecken... 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 112 f. 

Nr. 131 Gesetz über den «Neubau des Reiches» vom 30. Januar 1934 (Auszug) 

Die Volksabstimmung und die Reichstags wähl vom 12. November 1933 haben be-

wiesen, dass das deutsche Volk über alle innenpolitischen Grenzen und Gegensätze 

hinweg zu einer unlöslichen, inneren Einheit verschmolzen ist. 

219 



Der Reichstag hat daher einstimmig das folgende Gesetz beschlossen, das mit 

einmütiger Zustimmung des Reichsrates hiermit verkündet wird, nachdem festge-

stellt ist, dass die Erfordernisse verfassungsändernder Gesetzgebung erfüllt sind: 

Artikel 1 

Die Volksvertretungen der Länder werden aufgehoben. 

Artikel 2 

(1) Die Hoheitsrechte der Länder gehen auf das Reich über. 

(2) Die Landesregierungen unterstehen der Reichsregierung. 

Artikel 3 

Die Reichsstatthalter unterstehen der Dienstaufsicht des Reichsministers des In-

nern. 

Artikel 4 

Die Reichsregierung kann neues Verfassungsrecht setzen. 

Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 135. 

Nr. 132 Rede des obersten SA-Führers Röhm vor dem diplomatischen Korps und 

der Auslandspresse vom 18. April 1934 (Auszug) 

Wir haben keine nationale, sondern eine nationalsozialistische Revolution gemacht, 

wobei wir besonderes Gewicht auf das Wort ‚sozialistisch’ legen! Wo diese Kräfte 

inzwischen zu ihrem nationalen Denken noch den Sozialismus hinzugelernt haben 

und praktisch betätigen, mögen sie weiter mit uns marschieren! Wo sie aber mei-

nen, wir würden ihnen zuliebe auch nur die geringsten Abstriche von unserem kon-

sequent sozialistischen Wollen machen, irren sie gewaltig! Reaktion und Revolu-

tion sind natürlich Todfeinde. 

Es führen keine Brücken hinüber und herüber, weil eines das andere ausschliesst. 

In einer unbegreiflichen Milde hat das neue Regiment in Deutschland bei der 

Machtübernahme mit den Trägern und Handlangern des alten und noch älteren Sy-

stems nicht rücksichtslos aufgeräumt. Heute noch sitzen in beamteten Stellen Men-

schen, die des Geistes der nationalsozialistischen Revolution noch keinen Hauch 

verspürt haben. Wir nehmen es ihnen nicht übel, dass sie eine durch die Entwick-

lung überholte Gesinnung haben, obwohl wir es nicht für glücklich halten, dass man 

sie gleich- statt ausgeschaltet hat. Wir brechen ihnen aber bestimmt und erbar- 
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mungslos das Genick, wenn sie diese reaktionäre Gesinnung zu betätigen wagen. 

Da mitten in dem gewaltigen Geschehen der nationalsozialistischen Revolution 

die Kräfte der Reaktion sich nicht offen zur Geltung bringen können, ohne zermalmt 

zu werden, kämpfen sie – wohl gar als Nationalsozialisten getarnt! – insgeheim und 

deswegen umso hinterhältiger. 

Nur mit äusserster Vorsicht gehen sie zu Werke bei ihrem Bemühen, das rollende 

Rad der Revolution rückwärts zu drehen. 

‚Ruhe und Ordnung’ ist ihr Feldgeschrei. Und in diesem treffen sie sich mit allen 

Schichten und Lagern des Mucker- und Spiessertums. 

Reaktionären, Muckern und Spiessern muss ihrer ganzen Geisteshaltung nach 

der Begriff der Revolution ein Greuel sein, genauso wie umgekehrt uns schlecht 

wird, wenn wir nur an sie denken. 

Als unerschütterliches Bollwerk gegen Reaktion, Spiesser- und Muckertum steht 

die SA, – denn in ihr verkörpert sich alles, was den Begriff der Revolution aus-

macht! 

Aus: Ch. Bloch, Die SA und die Krise des NS-Regimes 1934, Frankfurt 1970, S. 80 f. 

Nr. 133 Tagesbefehl Hitlers an den neuen SA-Führer Lutze vom 1. Juli 1934 

(Auszüge) 

Ich verlange vom SA-Führer genau so wie er vom SA-Mann blinden Gehorsam und 

unbedingte Disziplin... 

Ich verlange vor allem von jedem SA-Führer, dass er in bedingungsloser Offen-

heit, Loyalität und Treue sein Benehmen gegenüber der Wehrmacht des Reiches 

einrichtet. 

Vollständiger Text in: Bloch, S. 105-107. 

Nr. 134 Proklamation Hitlers auf dem Reichsparteitag der NSDAP in Nürnberg am 

5. August 1934 (Auszüge) 

Die nationalsozialistische Revolution ist als revolutionärer, machtmässiger Vor-

gang abgeschlossen! Sie hat als Revolution restlos erfüllt, was von ihr erhofft wer-

den konnte... 
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... Revolutionen sind Vorgänge, die nur entscheiden: Wer pflanzt, was gepflanzt 

wird, und bedingt noch, wie es gepflanzt wird. 

Säen und reifen aber überlassen sie stets der Evolution, dass heisst der Zeit... 

Durch die Stellung der Wehrmacht aber als einzigen Waffenträger der Nation in 

diesem neuen Staat ist die letzte, auf unabsehbare Zeit wirkende Sicherung des 

neuen Staates erfolgt... 

Daher werden wir auch jeden Versuch, gegen die Führung der nationalsozialisti-

schen Bewegung und des Reiches einen Akt der Gewalttätigkeit anzuzetteln, nie-

derschlagen und im Keime ersticken, er mag kommen, von wem er will! 

Wir alle wissen, wen die Nation beauftragt hat! Wehe dem, der dies nicht weiss 

oder wer es vergisst! Im deutschen Volke sind Revolutionen stets selten gewesen. 

Das nervöse Zeitalter des 19. Jahrhunderts hat bei uns endgültig seinen Ab-

schluss gefunden. 

In den nächsten tausend Jahren findet in Deutschland keine Revolution mehr 

statt... 

Längere Auszüge in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 183-185. 

Nr. 135 Der Richter im nationalsozialistischen Staat. Leitsätze des «Reichsrechts-

führers» Frank vom 14. Januar 1936 

1. Der Richter ist nicht als Hoheitsträger des Staates über den Staatsbürger gesetzt, 

sondern er steht als Glied in der lebendigen Gemeinschaft des deutschen Volkes. 

Es ist nicht seine Aufgabe, einer über der Volksgemeinschaft stehenden Rechtsord-

nung zur Anwendung zu verhelfen oder allgemeine Wertvorstellungen durchzuset-

zen, vielmehr hat er die konkrete völkische Gemeinschaftsordnung zu wahren, 

Schädlinge auszumerzen, gemeinschaftswidriges Verhalten zu ahnden und Streit 

unter Gemeinschaftsgliedern zu schlichten. 

2. Grundlage der Auslegung aller Rechtsquellen ist die nationalsozialistische 

Weltanschauung, wie sie insbesondere in dem Parteiprogramm und den Äusserun-

gen unseres Führers ihren Ausdruck findet. 

3. Gegenüber Führerentscheidungen, die in die Form eines Gesetzes oder einer 
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Verordnung gekleidet sind, steht dem Richter kein Prüfungsrecht zu. Auch an son-

stige Entscheidungen des Führers ist der Richter gebunden, sofern in ihnen der 

Wille, Recht zu setzen, unzweideutig zum Ausdruck kommt. 

4. Gesetzliche Bestimmungen, die vor der nationalsozialistischen Revolution 

erlassen worden sind, dürfen nicht angewendet werden, wenn ihre Anwendung dem 

heutigen gesunden Volksempfinden ins Gesicht schlagen würde. Für die Fälle, in 

denen der Richter mit dieser Begründung eine gesetzliche Bestimmung nicht an-

wendet, ist die Möglichkeit geschaffen, höchstrichterliche Entscheidung herbeizu-

führen. 

5. Zur Erfüllung seiner Aufgaben in der Volksgemeinschaft muss der Richter 

unabhängig sein. Er ist nicht an Weisungen gebunden. Unabhängigkeit und Würde 

des Richters machen geeignete Sicherungen gegen Beeinflussungsversuche und un-

gerechtfertigte Angriffe erforderlich. 

Aus: Deutsches Recht, Jg. 6, 1936, S. 10; abgedruckt in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 266. 

2.  Die Organisation von Wirtschaft und Arbeit 

Nr. 136 Gesetz über «Treuhänder der Arbeit» vom 19. Mai 1933 (Auszüge) 

§ 1 Der Reichskanzler ernennt auf Vorschlag der zuständigen Landesregierungen 

und im Einvernehmen mit ihnen für grössere Wirtschaftsgebiete Treuhänder der 

Arbeit. Der Reichsarbeitsminister soll die Treuhänder im Einvernehmen mit den 

beteiligten Landesregierungen einer von diesen oder einer Landesbehörde zuteilen. 

§ 2 Bis zur Neuordnung der Sozialverfassung regeln die Treuhänder an Stelle 

der Vereinigungen von Arbeitnehmern, einzelner Arbeitgeber oder der Vereinigun-

gen von Arbeitgebern rechtsverbindlich für die beteiligten Personen die Bedingun-

gen für den Abschluss von Arbeitsverträgen ... Auch im Übrigen sorgen die Treu-

händer für die Aufrechterhaltung des Arbeitsfriedens. Sie sind ferner zur Mitarbeit 

bei der Vorbereitung der neuen Sozialverfassung berufen. 

§ 3 Die Treuhänder können die zuständigen Reichs- und Landesbehörden um 

die Durchführung ihrer Anordnungen und Verfügungen ersuchen. Sie sollen sich 
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vor ihren Massnahmen mit der Landesregierung oder einer von ihr bezeichneten 

Behörde in Verbindung setzen, es sei denn, dass Gefahr im Verzüge besteht. 

§ 4 Die Treuhänder der Arbeit sind an Richtlinien und Weisungen der Reichs-

regierung gebunden. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 64 f. 

Nr. 137 Memorandum und Gesetzentwurf von Carl Goerdeler, Reichskommissar 

für die Preisüberwachung und Oberbürgermeister von Leipzig, für das Reichswirt-

schaftsministerium vom 7. September 1933 über die endgültige Beseitigung des Be-

triebsrätegesetzes und dessen Ersetzung durch ein neues Arbeitsgesetz (Auszüge) 

Was kann zur Förderung des Umsatzes weiter geschehen? 

Nichts, als dass besonders die Wirtschaft von den Fesseln sinnloser Tarifverträge 

ebenso frei gemacht wird wie von den Einbildungen aller möglichen Stellen, man 

könne die Wirtschaft gängeln. Das kann man nicht, man kann ihr nur einen grossen 

Wirkungsraum und gesunde Rechtsgrundlagen verschaffen. Dann muss jeder Ein-

zelne nach seinen Fähigkeiten in diesem Raume arbeiten. Die schwerste Fessel für 

eine natürliche Wiederbelebung der Wirtschaft sehe ich in der Wahnsinnsvorstel-

lung, dass zu allen Zeiten unter allen Umständen mehr als 8 Stunden nicht gearbeitet 

zu werden braucht, um existieren zu können. Die notwendige Arbeitsleistung des 

Einzelnen und des Volkes richtet sich nach den natürlichen Verhältnissen, in denen 

es lebt. Diese sind augenblicklich für Deutschland, was Absatzmöglichkeit nach 

dem Ausland und was erarbeitetes Kapital betrifft, ausserordentlich schmal, also 

muss viel gearbeitet werden ... 

Man kann auch gleich zupacken, indem man an das Tarifvertragswesen grund-

sätzlich herangeht. Es gibt begrifflich und wirtschaftlich nur folgende Möglichkei-

ten: a) Kollektive Arbeitsverträge, b) vom Reich festgesetzte, c) Möglichkeit a und 

b vermischt, d) Betriebsregelung, e) Betriebsregelung mit Reichseingriffen. 

Aus psychologischen und wirtschaftsorganischen Gründen erscheint mir eine 

vollkommene Abkehr von dem Bisherigen erforderlich. Je rücksichtsloser und je 

entschlossener die Abkehr erfolgt, umso wunderbarer wird die Wirkung sein. So ist 

es nicht, dass im Volk dafür kein Verständnis ist, im Gegenteil, das einfache Volks- 
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empfinden ist viel stärker als alle Überlegung, und der Einzelne empfindet sehr 

wohl, dass letzten Endes das Arbeiten und die Leistung in der Arbeit entscheidend 

ist und nichts anderes. Ich schlage also vor, die Verordnung über das Tarifvertrags-

wesen laut Anlage zu ändern. Der einzelne Unternehmer erhält freie Hand, mit sei-

ner Belegschaft die Arbeitsbedingungen festzusetzen. Schon dadurch wird er ge-

zwungen, den nationalsozialistischen Gedanken zu verwirklichen und seiner Beleg-

schaft vollkommenen Einblick in Zweck, Stand und Möglichkeiten des Unterneh-

mens zu gewähren. Hier beginnt die gleichzeitige Erziehungsarbeit der Deutschen 

Arbeitsfront. Der einzelne Mensch soll sich wieder als lebendiges Glied seines Un-

ternehmens fühlen. Selbstverständlich wird dadurch ein Wettbewerb ausgelöst... 

Entwurf für ein Gesetz zur Erhaltung von Arbeitsstellen, zur Förderung der Ar-

beitsbeschaffung und zur weiteren Belebung der Wirtschaft. Vom ... 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet 

wird. 

§ 1 Die Tarifvertragsverordnung vom 23.12.1918 in der Fassung der Bekannt-

machung vom 1.3.1928 wird aufgehoben. 

§ 2 Die Regelung der Arbeitsbedingungen erfolgt durch den verantwortlichen 

Betriebsleiter nach Anhörung der Vertrauensmänner des Betriebes ... 

§ 4 Der Betriebsleiter ist verpflichtet, den Betrieb wirtschaftlich zu führen, wie 

es dem Gesamtinteresse der Volkswirtschaft am besten entspricht, und in diesem 

Rahmen die wirtschaftlichen und sozialen Belange der Betriebsangehörigen zu pfle-

gen und zu fördern. 

Die Betriebsangehörigen sind verpflichtet, die Belange des Betriebes wahrzuneh-

men, dem Betriebsleiter Treue zu halten und die Erhaltung der Betriebsstätte allen 

Sonderwünschen voranzustellen. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 118-120. 

Nr. 138 «Reichserbhofgesetz.» vom 29. September 1933 (Auszüge) 

Die Reichsregierung will unter Sicherung alter deutscher Erbsitte das Bauerntum 

als Blutquelle des deutschen Volkes erhalten. 

Die Bauernhöfe sollen vor Überschuldung und Zersplitterung im Erbgang ge-

schätzt werden, damit sie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern 

verbleiben. 
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Es soll auf eine gesunde Verteilung der landwirtschaftlichen Besitzgrössen hin-

gewirkt werden, da eine grosse Anzahl lebensfähiger, kleiner und mittlerer Bauern-

höfe, möglichst gleichmässig über das ganze Land verteilt, die beste Gewähr für 

die Gesunderhaltung von Volk und Staat bildet. 

Die Reichsregierung hat daher das folgende Gesetz beschlossen. Die Grundge-

danken des Gesetzes sind: 

Land- und forstwirtschaftlicher Besitz in der Grösse von mindestens einer Ak-

kernahrung und von höchstens 125 Hektar ist Erbhof, wenn er einer bauernfähigen 

Person gehört. 

Der Eigentümer des Erbhofs heisst Bauer. 

Bauer kann nur sein, wer deutscher Staatsbürger, deutschen oder stammesglei-

chen Blutes und ehrbar ist. 

Der Erbhof geht ungeteilt auf den Anerben über. 

Die Rechte der Miterben beschränken sich auf das übrige Vermögen des Bauern. 

Nicht als Anerben berufene Abkömmlinge erhalten eine den Kräften des Hofes ent-

sprechende Berufsausbildung und Ausstattung; geraten sie unverschuldet in Not, so 

wird ihnen die Heimatzuflucht gewährt. 

Das Anerbenrecht kann durch Verfügung von Todes wegen nicht ausgeschlossen 

oder beschränkt werden. 

Der Erbhof ist grundsätzlich unveräusserlich und unbelastbar. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 97 f. 

Nr. 139 Gesetz zur «Ordnung der nationalen Arbeit» vom 20. Januar 1934  

(Auszüge) 

Erster Abschnitt 

Führer des Betriebes und Vertrauensrat 

§ 1 

Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angestellten 

und Arbeiter als Gefolgschaft gemeinsam zur Förderung der Betriebszwecke und 

zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat. 

§2 

(1) Der Führer des Betriebes entscheidet der Gefolgschaft gegenüber in allen be-

trieblichen Angelegenheiten, soweit sie durch dieses Gesetz geregelt werden. 

226 



(2) Er hat für das Wohl der Gefolgschaft zu sorgen. Diese hat ihm die in der 

Betriebsgemeinschaft begründete Treue zu halten .... 

§5 

(1) Dem Führer des Betriebes mit in der Regel mindestens 20 Beschäftigten treten 

aus der Gefolgschaft Vertrauensmänner beratend zur Seite. Sie bilden mit ihm und 

unter seiner Leitung den Vertrauensrat des Betriebes. 

(2) Zur Gefolgschaft im Sinne der Bestimmungen über den Vertrauensrat gehö-

ren auch die Hausgewerbetreibenden, die in der Hauptsache für den gleichen Be-

trieb allein oder mit ihren Familienangehörigen arbeiten. 

§6 

(1) Der Vertrauensrat hat die Pflicht, das gegenseitige Vertrauen innerhalb der Be-

triebsgemeinschaft zu vertiefen. 

(2) Der Vertrauensrat hat die Aufgabe, alle Massnahmen zu beraten, die der 

Verbesserung der Arbeitsleistung, der Gestaltung und Durchführung der allgemei-

nen Arbeitsbedingungen, insbesondere der Betriebsordnung, der Durchführung und 

Verbesserung des Betriebsschutzes, der Stärkung der Verbundenheit aller Betriebs-

angehörigen untereinander und mit dem Betriebe und dem Wohle aller Glieder der 

Gemeinschaft dienen. Er hat ferner auf eine Beilegung aller Streitigkeiten innerhalb 

der Betriebsgemeinschaft hinzuwirken. Er ist vor der Festsetzung von Bussen auf 

Grund der Betriebsordnung zu hören.... 

§ 12 

Der Vertrauensrat ist nach Bedarf von dem Führer des Betriebes einzuberufen. Die 

Einberufung muss erfolgen, wenn die Hälfte der Vertrauensmänner es beantragt. ... 

§ 16 

Gegen Entscheidungen des Führers des Betriebes über die Gestaltung der allgemei-

nen Arbeitsbedingungen, insbesondere der Betriebsordnung (§ 6, Abs. 2) kann die 

Mehrzahl des Vertrauensrates des Betriebes den Treuhänder der Arbeit unverzüg-

lich schriftlich anrufen, wenn die Entscheidungen mit den wirtschaftlichen oder so-

zialen Verhältnissen des Betriebes nicht vereinbar erscheinen. Die Wirksamkeit der 

von dem Führer des Betriebes getroffenen Entscheidung wird durch die Anrufung 

nicht gehemmt... 
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Zweiter Abschnitt 

Treuhänder der Arbeit 

§ 18 

(1) Für grössere Wirtschaftsgebiete, deren Abgrenzung der Reichsarbeitsminister 

im Einvernehmen mit dem Reichswirtschaftsminister und dem Reichsminister des 

Innern bestimmt, werden Treuhänder der Arbeit ernannt. Sie sind Reichsbeamte 

und unterstehen der Dienstaufsicht des Reichsarbeitsministers. Ihren Sitz bestimmt 

der Reichsarbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichswirtschaftsminister. 

(2) Die Treuhänder der Arbeit sind an Richtlinien und Weisungen der Reichs-

regierung gebunden. 

(3) Die Treuhänder der Arbeit haben für die Erhaltung des Arbeitsfriedens zu 

sorgen ... 

§36 

(1) Gröbliche Verletzungen der durch die Betriebsgemeinschaft begründeten so-

zialen Pflichten werden als Verstösse gegen die soziale Ehre von den Ehrengerich-

ten gesühnt. Derartige Verstösse liegen vor, wenn 

1. Unternehmer, Führer des Betriebes oder sonstige Aufsichtspersonen unter 

Missbrauch ihrer Machtstellung im Betriebe böswillig die Arbeitskraft der Ange-

hörigen der Gefolgschaft ausnutzen oder ihre Ehre kränken; 

2. Angehörige der Gefolgschaft den Arbeitsfrieden im Betriebe durch böswil-

lige Verhetzung der Gefolgschaft gefährden, sich insbesondere als Vertrauensmän-

ner bewusst unzulässige Eingriffe in die Betriebsführung anmassen oder den Ge-

meinschaftsgeist innerhalb der Betriebsgemeinschaft fortgesetzt böswillig stören; 

3. Angehörige der Betriebsgemeinschaft wiederholt leichtfertig unbegründete 

Beschwerden oder Anträge an den Treuhänder der Arbeit richten oder seinen 

schriftlichen Anordnungen hartnäckig zuwiderhandeln;... 

Längere Auszüge in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 125-130; vollständiger Text: Reichsgesetzblatt 1934, 

Teil I, Nr. 7. 
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Nr. 140 «Geschäftliche Mitteilungen» des Reichsstandes der deutschen Industrie 

für seine Mitglieder vom 26. Januar 1934 über das «Gesetz zur Ordnung der na-

tionalen Arbeit» (Auszug) 

Der 1. Abschnitt des Gesetzes enthält die Vorschriften über «Führer des Betriebes 

und Vertrauensrat». Der § 1 enthält die für die Grundidee der neuen Sozialordnung 

programmatische Bestimmung: «Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer 

des Betriebes, die Angestellten und Arbeiter als Gefolgschaft gemeinsam zur För-

derung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat.» 

Damit ist im Gegensatz zu der Grundidee des bisherigen deutschen Sozialrechts 

und im Gegensatz zu den einleitenden Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes (In-

teressenwahrnehmung der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber, § 1 BRG) die 

Idee der Betriebsgemeinschaft an Stelle des wirtschaftlichen und sozialen Interes-

sengegensatzes zum Ausdruck gebracht. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 121. 

Nr. 141 Entwurf der Denkschrift des Reichsstandes der deutschen Industrie vom 

13. Februar 1934 (Auszug) 

... 2. Industrielle Zwangsorganisation oder Beibehaltung des freiwilligen Zusam-

menschlusses. 

Gewisse Entwicklungstendenzen steuern auf die öffentliche Zwangsorganisation 

im wirtschaftlichen Verbandsleben hin, um zu einer totalen verbandsmässigen Er-

fassung aller Angehörigen eines Wirtschaftszweiges zu gelangen und den Gefahren 

einer möglichen einseitigen Interessenpolitik zu begegnen. Dies ist auch unser Ziel, 

das wir jedoch unter Vermeidung der mit jedem Zwang verbundenen Nachteile zu 

erreichen suchen ... 

Einen den Notwendigkeiten der Staatsführung und den Bedürfnissen der Wirt-

schaft entsprechenden Ausgleich zwischen Zwangsorganisation und Freiwilligkeit 

sehen wir in folgenden Erwägungen, die aus dem Bewusstsein der Verantwortung 

für die bestehenden und zu übernehmenden Aufgaben entspringen: 

a) Einführung des Führerprinzips 

Der Reichsstand der deutschen Industrie hat bereits das Führerprinzip für seine 
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Organisation übernommen. Er erachtet es mit diesem Führerprinzip als notwendig 

verbunden, dass der Führer des Reichsstandes in Zukunft von der Reichsregierung 

bestätigt wird. Die vom Reichswirtschaftsministerium geplante Ausdehnung der 

Stellung des Verbandsführers auf den gesamten Wirtschaftszweig ist geeignet, eine 

unmittelbare und ausreichende Einflussnahme auf die gesamte Industrie sicherzu-

stellen. 

b) Anerkennung des Reichsstandes der deutschen Industrie und seiner Unter-

verbände 

Der Reichsstand der deutschen Industrie und die nach der Durchführung der Re-

organisation bestehenden Unterverbände werden vom Reichswirtschaftsministe-

rium anerkannt. Diese behördliche Anerkennung verpflichtet und berechtigt den 

Verband, den Industriezweig bei der Regierung zu vertreten. Er wird für die Erfül-

lung bestimmter Aufgaben der staatlichen Verwaltung herangezogen und hat das 

alleinige Recht, Eingaben zu machen und bei Entscheidungen, die den Industrie-

zweig angehen, gehört zu werden. Sämtliche dem Industriezweig angehörenden 

Firmen, unabhängig von der Zugehörigkeit zum Verband, sind gehalten, ihre An-

gelegenheiten durch Vermittlung des zuständigen Verbandes beim Reichs Wirt-

schaftsministerium vorzubringen. 

c) Stärkung des hierarchischen Aufbaus des Reichsstandes der deutschen Indu-

strie 

Die Verbandsdisziplin muss sowohl gegenüber den Unterverbänden wie gegen-

über den Mitgliedsfirmen gestärkt werden. Die Unterordnung der Fachgruppen und 

landschaftlichen Verbände kommt darin genügend zum Ausdruck, dass die Führer 

dieser Verbände vom Führer des Reichsstandes der deutschen Industrie bestätigt 

werden und ihm verantwortlich sind, wobei insbesondere für die Anfangszeit ge-

wisse Kontrollrechte des Reichswirtschaftsministeriums eingeschaltet werden 

könnten. Es würde also der Vorsitzende des Reichsstandes der deutschen Industrie 

vom Reichswirtschaftsminister als Führer zu bestätigen sein, während die Führer 

der Fachgruppen und der landschaftlichen Verbände durch den Führer des Reichs-

standes der deutschen Industrie zu bestätigen sind und wiederum die Bestätigung 

der Führer der Fachverbände den zuständigen Fachgruppen obliegt... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 123-128. 
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Nr. 142 Verordnung Adolf Hitlers über die Deutsche Arbeitsfront vom 24. Oktober 

1934 (Auszüge) 

Wesen und Ziel 

§ 1 Die Deutsche Arbeitsfront ist die Organisation der schaffenden Deutschen der 

Stirn und der Faust. 

In ihr sind insbesondere die Angehörigen der ehemaligen Gewerkschaften, der 

ehemaligen Angestelltenverbände und der ehemaligen Unternehmer-Vereini-

gungen als gleichberechtigte Mitglieder zusammengeschlossen ... 

§ 2 Das Ziel der Deutschen Arbeitsfront ist die Bildung einer wirklichen 

Volks- und Leistungsgemeinschaft aller Deutschen ... 

§ 7 Die Deutsche Arbeitsfront hat den Arbeitsfrieden dadurch zu sichern, dass 

bei den Betriebsführern das Verständnis für die berechtigten Ansprüche ihrer Ge-

folgschaft, bei den Gefolgschaften das Verständnis für die Lage und die Möglich-

keiten ihres Betriebes geschaffen wird ... 

Die für diesen Ausgleich notwendige Vertretung aller Beteiligten ist aus-

schliesslich Sache der Deutschen Arbeitsfront. Die Bildung anderer Organi-

sationen oder ihre Betätigung auf diesem Gebiet ist unzulässig. 

§ 8 Die Deutsche Arbeitsfront ist die Trägerin der Nationalsozialistischen Ge-

meinschaft «Kraft durch Freude» ... 

§ 9 Das Vermögen der in § 1 dieser Verordnung genannten früheren Organisa-

tionen einschliesslich ihrer Hilfs- und Ersatzorganisationen, Vermögensverwaltun-

gen und wirtschaftlichen Unternehmungen bildet das Vermögen der Deutschen Ar-

beitsfront. Dieses Vermögen ist der Grundstock für die Selbsthilfe-Einrichtung der 

Deutschen Arbeitsfront. 

Durch die Selbsthilfe-Einrichtung der Deutschen Arbeitsfront soll jedem ihrer 

Mitglieder die Erhaltung seiner Existenz im Falle der Not gewährleistet wer-

den, um den befähigtsten Volksgenossen den Aufstieg zu ebnen oder ihnen zu 

einer selbständigen Existenz, wenn möglich auch auf eigenem Grund und Bo-

den, zu verhelfen. 

Völkischer Beobachter vom 25. 10. 1934; abgedruckt in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 187-189. 
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Nr. 143 Reichsarbeitsdienstgesetz vom 26. Juni 1935 (Auszug) 

1. Der Reichsarbeitsdienst ist Ehrendienst am deutschen Volke. 

Alle jungen Deutschen beiderlei Geschlechts sind verpflichtet, ihrem Volk im 

Reichsarbeitsdienst zu dienen. 

Der Reichsarbeitsdienst soll die deutsche Jugend im Geiste des Nationalsozialis-

mus zur Volksgemeinschaft und zur wahren Arbeitsauffassung, vor allem zur ge-

bührenden Achtung der Handarbeit erziehen. 

Der Reichsarbeitsdienst ist zur Durchführung gemeinnütziger Arbeiten be-

stimmt. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 248. 

Nr. 144 Stellungnahme der Reichsgruppe Industrie zu dem «Vorläufigen Referen-

tenentwurf zum Gesetz über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendli-

chen» vom 5. Mai 1936 (Auszug) 

Grundsätzlich begrüsst die Reichsgruppe Industrie die im Vorspruch des Referen-

tenentwurfs enthaltenen Grundgedanken. Es wird nicht verkannt, dass aus vielfa-

chen Erwägungen heraus weitere Schutzbestimmungen für die noch in der Entwick-

lung begriffenen und deshalb noch nicht voll leistungsfähigen Jahresklassen der Ju-

gendlichen geboten sind. Bei der Schaffung dieser Schutzbestimmungen muss dem-

zufolge auch die Rücksicht auf die Jugendlichen an erster Stelle stehen. Dem Ju-

gendlichen muss ein bestimmtes Mass von Freizeit zu seiner körperlichen und be-

ruflichen Ertüchtigung ebenso wie zu seiner staatspolitischen Erziehung selbstver-

ständlich zugestanden werden. 

Auf der anderen Seite muss jedoch die Gewähr gegeben sein, dass im Interesse 

der Jugendlichen geschaffene Bestimmungen sich nicht in ihrer letzten Auswirkung 

gegen die Jugendlichen wenden, und es muss weiter Bedacht genommen werden, 

jegliche durch eine Überspannung der Schutzbestimmungen eintretende über-

mässige Behinderung der Betriebe zu vermeiden. 

Die aus diesen Erwägungen gegen den Entwurf zu erhebenden Bedenken richten 

sich insbesondere gegen die Heraufsetzung des Schutzalters auf 18 Jahre, die Ein-

rechnung der Berufsschulzeit in die tägliche bzw. Wochenarbeitszeit, die Höchst-

grenze für Arbeitszeitverlängerung, die Ruhepausen, den Arbeitsschluss vor Sonn- 

und Feiertagen und die Sonntagsar(beitsruhe). 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 136. 
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Nr. 145 Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan Göring zur «Sicher-

stellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeu-

tung» vom 22. Juni 1938 (Auszug) 

Damit für besonders bedeutsame Aufgaben, deren Durchführung aus staatspoliti-

schen Gründen keinen Aufschub duldet, rechtzeitig die benötigten Arbeitskräfte 

bereitgestellt werden können, muss die Möglichkeit geschaffen werden, vorüber-

gehend auch auf anderweit gebundene Arbeitskräfte zurückzugreifen. 

... § 1. Deutsche Staatsangehörige können vom Präsidenten der Reichsanstalt für 

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung für eine begrenzte Zeit verpflich-

tet werden, auf einem ihnen zugewiesenen Arbeitsplatz Dienste zu leisten oder sich 

einer bestimmten beruflichen Ausbildung zu unterziehen ... 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV., S. 435. 

3. Die Entwicklung der Wirtschaft 

Nr. 146 Entwicklung der Industrieproduktion (1929 = 100) 

 
Deutschland USA Grossbrit. Frankr. 

1932 53 54 83 72 

1936 103 88 116 78 

1938 126 72 115 76 

Aus: Mammach, S. 134: 
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Nr. 147 Entwicklung der Arbeitslosigkeit 1933 bis 1939 (Jahresdurchschnitt) 

Jahr Arbeitslose 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1939 

4.804.428 

2.718.309 

2.151.039 

1.592.655 

912.312 

429.461 

118.915 

Aus: Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1939/40, Berlin 1940, S. 389: 

Nr. 148 Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches von 1932-1943 

 
1932   1934      1936     1938    1940       1943 

in Mrd. RM 

in % d. Reichsausgaben in % 

d. Bruttosoz.prod. 

0,6 4,2 10,3 17,2 58,1 117,9 

8,2 39,3 59,2 61,0 78  81 

1,1 5,0 11,2 15,7 40            70 

Aus: Ch. Bettelheim, Die deutsche Wirtschaft unter dem Nationalsozialismus, München 1974, S. 

327: 

Nr. 149 Notenumlauf der Reichsbank von 1932-1943 

 
(in Mill. RM) 

Ende 1932 

Ende Oktober 1936 

Ende Oktober 1939 

Ende April 1941 

Ende Dezember 1943 

3 560 

4 713 

11 000 

14 046 

33 683 

Aus: Bettelheim, S. 292. 
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Nr. 150 Indizes der industriellen Produktion von 1932-1939 (Basis 100 für das Jahr 

1928) 

 
Gesamtindex Produktionsgüter* Konsumgüter 

1932 59 46 78 

1933 66 54 83 

1934 83 77 85 

1935 96 99 91 

1936 107 113 98 

1937 117 126 103 

1938 125 136 107 

Juni 1939 133 147 113 

* Rohstoffe, Maschinen, Werkzeuge usw. 

Aus: Bettelheim, S. 225. 

Nr. 151 Verhältnis der Rüstungsausgaben zu den Gesamtausgaben Deutschlands 

von 1932-1937 

(in Mrd. RM) 

Geschäftsjahr Gesamtausgaben Rüstungsausgaben 

1932-33         6,7 3,0 

1933-34         9,7 5,5 

1934-35 12,2 6,0 

1935-36 16,7 - 

1936-37 18,8 12,6 

Übersicht über die Sozialausgaben von 1932-1937 (in Mrd. RM) 

1932 2,8 1934 1,4 1936 0,9 

1933 2,3 1935 1,3 1937 0,4 

Beide Tabellen aus: Bettelheim, S. 221 u. 245. 
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Nr. 152 Zahl der im Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogrammes instand gesetz-

ten oder ausgebauten Wohnhäuser: 

1933 1934 1935 1936 

69 240 129 180 50 500 35 100 

Regierungsmittel für Wohnungsbaufinanzierung (Mill. RM) 

1928 1340 1935 225 

1933 185 1936 165 

1934  300 

Beide Tabellen aus: A. Schweitzer, Die Nazifizierung des Mittelstandes, Stuttgart 1970,  

S. 68 u. 116. 

Nr. 153 Index der Produktion von Produktionsmitteln, von Kriegsmaterial und 

von Konsumtionsmitteln in Deutschland 1939-1945 (1928 = 100) 

(1940 = 100) 

Jahr Produktionsmittel Kriegsproduktion Konsumtionsmittel 

1939 etwa 150 — etwa 110 

1940 155-165              100 100-110 

1941 175-190 ca. 100 100-110 

1942 185-200 ca. 150 90-100 

1943 215-230 ca. 230 85-  95 

1944 220-240 ca. 285 80-  90 

1945   40-  60 — 20-  30 

Aus: Laschitza/Vietzke, Geschichte Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewegung 1933-

1945, S. 234. 
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4. Die soziale Lage der Hauptklassen und -schichten: 

Löhne, Profite, Lage der Mittelschichten 

Nr. 154 Anteile der einzelnen sozialen Klassen an der Gesamtbevölkerung von 

1925-1939 

  
1939 1933 1925 

 
Absolute in % der Gesamt- 

 
Zahlen 

 
Bevölkerung 

 

Selbständige 

Mithilfe im 
9 612 000 16,2 19,8 20,9 

Familienbetrieb 5 837 000 9,8 9,6 9,8 

Angestellte und Be-

amte 12 095 000 20,4 18,5  19,1 

Arbeiter 33 742 000   53,6 52,1  50,2 

Aus: Bettelheim, S. 47. 

Nr. 155 Entwicklung der Arbeitsproduktivität und Anteil der Profite an der indu-

striellen Nettoproduktion von 1925-1937 bzw. 1929-1937 

 
Produktion pro Arbeitsstunde in 

der Industrie (1928 = 100) 

Anteil der Profite an der Netto-

Industrieproduktion (in %) 

1925 90 
 

1929 105 61,8 

1932 114 69,9 

1933 115 67,5 

1934 110 68,0 

1936 115 69,11 

1937 114 69,5 
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Profite der Industrie und des Handels von 1933-1938 

(in Mrd. RM ) 

1933 6,6 1935 9,2 1937 14,2 

1934 7,9 1936   12,2 1938 15 

Beide Tabellen aus: Bettelheim, S. 232. 

Nr. 156 Index der Lebenshaltungskosten von 1932-1938 (Basis 100 für 1913-1914) 

1932 120,6 1936 124,5 

1933 118,0 1937 125,0 

1934 121,1 1938 125,6 

1935 123,0 
  

Aus: Bettelheim, S. 246. 

Nr. 157 Index der Reallöhne (1936 = 100) 

1933 105,1 

 1937 100,11 

                                                         1938   99,3 

Aus: E. Hennig, Thesen zur deutschen Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1933 bis 1938, Frankfurt 

1973, S. 210. 

Nr. 158 Lohn- und Gehaltssumme in % des Volkseinkommens 

1928 62 

1932 64 

1933 63 

1934 62 

1935 61 

1936 59 

1937 58 

1938 57 

Aus: Hennig, S. 227. 
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Nr. 159 Anwachsen der Arbeitsunfälle und Berufserkrankungen 1933 bis 1939 

 

Zahl der angezeigten Verletzungen 

Jahr und Berufserkrankungen 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1939 

929 592 

1 173 594 

1 354 315 

1 527 344 

1 799 512 

2 006 574 

2 253 749 

Aus: Statistisches Jahrbuch des Deutschen Reiches, Bände 1935-1941/42; abgedruckt in:  

Laschitza/Vietzke, S. 228. 

Nr. 160 Verdienste grosser Aktiengesellschaften (= 1‘420 Aktiengesellschaften mit 

zus. 8,5 Mrd. RM Nominalkapital) 1932-1936 (in Mill. RM) 

 1932 -390 

1933 120 

1934 370 

1935 460 

1936 520 

Aus: A. Schweitzer, Labour in Organized Capitalism, Schweizerische Zeitschrift für Volkswirt-

schaft und Statistik, 95 (1959), S. 497. 

Nr. 161 Entwicklung der unverteilten Gewinne der Kapitalgesellschaften  

von 1933-1938 

unverteilte Gewinne (in Mill. RM) 
 1933 175 

1934 680 

1935 1 200 

1936 1 900 

1937 2 480 

1938 3 420 

Aus: D. Swatek, Unternehmenskonzentration als Ergebnis und Mittel nationalsozialistischer 

Wirtschaftspolitik, Berlin 1972, S. 68. 
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Nr. 162 Gewinne und Umsätze deutscher Konzerne 

Reingewinne des Krupp-Konzerns 

Jahr Reingewinn in Mill. RM 

1933/34                                        6,65 

1934/35 10,34 

1935/36 14,39 

1936/37 17,22 

1938/39 21,11 

Rohgewinne verschiedener Konzerne der Schwerindustrie 

 

Jahr 
Rohgewinn in 

Mill. RM 

Steigerung in Prozent 

Vereinigte Stahlwerke: 1934 120,53 100 
 

1935 225,83 187 
 

1936 248,59 206 
 

1937 257,08 213 

Klöckner AG: 1936/37 106,90 100 
 

1938/39 135,58 127 

Hoesch AG: 1936/37 119,91 100 
 

1938/39 139,82 117 

Gute Hoffnungs-Hütte: 1936/37 123,11 100 
 

1938/39 148,29 120 

Entwicklung der Umsätze des Siemens-Konzerns (in Mill. RM) 

Jahr 

«Siemens 

& Halske» 

Siemens-Schuckert» Siemens- 

Konzern» 

1933/34 185,0 226,0 411,0 

1936/37 474,7 378,9 853,6 

1937/38 480,0 427,2 907,2 

1938/39 559,6 532,0 1.091,6 

Aus: Laschitza/Vietzke, S. 223 f. 
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Nr. 163 Siedlungspolitik des Deutschen Reiches 1927-1938 

 Weimarer Republik 
Neuansiedl. Hektar 

 Faschist. System 
Neuansiedl.Hektar 

1927 3,372 36,704 1933 4,914 60,297 

1928 4,253 50,616 1934 4,827 72,969 

1929 5,545 61,213 1935 3,905 68,338 

1930 7,441 79,833 1936 3,308 60,358 

1931 9,283 99,642 1937 1,900 37,000 

1932 8,877   101,926 1938 1,894 26,649 

insges.  38,771   429,934  20,748   325,611 

Aus: Schweitzer, Nazifizierung, S. 106. 

Nr. 164 Zwangsversteigerungen land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke 1933 

bis 1939 

Fälle von Ver- Fälle von Versteigerungen 
nach Steigerungen Grössenklassen in ha 

Jahr insgesamt bis 2 2-5 5-20 20-50 50 b. 

100 

100 b. 

200 200 u. mehr 

1933 1662 622 321 433 143    46 33 24 

1934 1518 834 346 214 46 17 14 47 
1935 2270 1261 457 407 68     24 15 38 
1936 1972 1075 395 377 71 12 15 27 
1937 1882 1033 388 379 53   7 12 10 
1938 1711  968 283 367 60 ab 50 ha insges. 33 

1939 827  428 160 190 32 ab 50 ha insges. 17 

Aus: Laschitza/Vietzke, S. 231. 

Nr. 165 Neu eröffnete und aus geschiedene Handwerksbetriebe 1936-1938 

 Zuwachs Abgang Rückgang 

(Netto) 

1936 
1937 
1938 

104 234 132 109 27875 

75 153 137 726 62573 
59 700 122 642 62942 

239 087 392 477 153390 

Aus: Schweitzer, Nazifizierung, S. 130. 

241 



5. Frauenpolitik und «Gesundheitspolitik» 

Nr. 166 Hitler über Erziehungsziele 

Meine Pädagogik ist hart. Das Schwache muss weg gehämmert werden. In meinen 

Ordensburgen wird eine Jugend heranwachsen, vor der sich die Welt erschrecken 

wird. Eine gewalttätige, herrische, unerschrockene, grausame Jugend will ich. Ju-

gend muss das alles sein. Schmerzen muss sie ertragen. Es darf nichts Schwaches 

und Zärtliches an ihr sein. Das freie, herrliche Raubtier muss erst wieder aus ihren 

Augen blitzen. Stark und schön will ich meine Jugend. Ich werde sie in allen Lei-

besübungen ausbilden lassen. Ich will eine athletische Jugend. Das ist das Erste und 

Wichtigste. So merze ich die Tausende von Jahren der menschlichen Domestikation 

aus. So habe ich das reine, edle Material der Natur vor mir. So kann ich das Neue 

schaffen. 

Aus: Rauschning, Gespräche mit Hitler, S. 237. 

Der völkische Staat hat in dieser Erkenntnis seine gesamte Erziehungsarbeit in er-

ster Linie nicht auf das Einpumpen blossen Wissens einzustellen, sondern auf das 

Heranzüchten kerngesunder Körper. Erst in zweiter Linie kommt dann die Ausbil-

dung der geistigen Fähigkeiten. Hier aber wieder an der Spitze die Entwicklung des 

Charakters, besonders die Förderung der Willens- und Entschlusskraft, verbunden 

mit der Erziehung zur Verantwortungsfreudigkeit, und erst als letztes die wissen-

schaftliche Schulung. 

Was in den ganzen Monaten des Hochsommers und Herbstes 1914 von den vor-

wärts fegenden deutschen Armeen an unsterblichem Angriffsgeist und Angriffsmut 

geleistet wurde, war das Ergebnis jener unermüdlichen Erziehung, die in den lan-

gen, langen Friedensjahren aus den oft schwächlichen Körpern die unglaublichsten 

Leistungen herausholte, und so jenes Selbstvertrauen erzog, das auch im Schrecken 

der grössten Schlachten nicht verlorenging. 

... Übrigens hat auch diese Erziehung unter dem Gesichtspunkt der Rasse ihre 

letzte Vollendung im Heeresdienste zu erhalten. Wie denn überhaupt die Militär-

dienstzeit als Abschluss der normalen Erziehung des durchschnittlichen Deutschen 

gelten soll. 

Aus: Domarus, Hitler, Reden, S. 450 f. 
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Nr. 167 Der Führer an die deutschen Frauen! 

Das Empfinden und vor allem das Gemüt der Frau hat zu allen Zeiten ergänzend 

auf den Geist des Mannes eingewirkt. Wenn sich im menschlichen Leben manch-

mal die Arbeitsbereiche zwischen Mann und Frau verschoben haben in einer nicht 

naturgemässen Linie, dann lag es nicht daran, dass die Frau an sich nach der Herr-

schaft über den Mann gestrebt hätte, sondern der Grund war darin zu suchen, dass 

der Mann nicht mehr in der Lage war, seine Aufgabe restlos zu erfüllen. 

Das ist ja das Wunderbare in der Natur und Vorsehung, dass kein Konflikt der 

beiden Geschlechter unter- und nebeneinander möglich ist, solange jeder Teil die 

ihm von Natur vorgezeichnete Aufgabe erfüllt... 

Wenn man sagt, die Welt des Mannes ist der Staat, die Welt des Mannes ist sein 

Ringen, die Einsatzbereitschaft für die Gemeinschaft, so könnte man vielleicht sa-

gen, dass die Welt der Frau eine kleinere sei. Denn ihre Welt ist ihr Mann, ihre 

Familie, ihre Kinder und ihr Haus. Wo wäre aber die grössere Welt, wenn niemand 

die kleine Welt betreuen wollte? Wie könnte die grössere Welt bestehen, wenn nie-

mand wäre, der die Sorgen um die kleinere Welt zu seinem Lebensinhalt machen 

würde? Nein: die grosse Welt baut sich auf dieser kleinen Welt auf! Diese grosse 

Welt kann nicht bestehen, wenn die kleine Welt nicht fest ist. Die Vorsehung hat 

der Frau die Sorgen um diese ihre eigenste Welt zugewiesen, aus der sich dann erst 

die Welt des Mannes bilden und aufbauen kann. 

Diese beiden Welten stehen sich daher nie entgegen. Sie ergänzen sich gegensei-

tig, sie gehören zusammen, wie Mann und Weib zusammengehören. 

Wir empfinden es nicht als richtig, wenn das Weib in die Welt des Mannes, in 

sein Hauptgebiet eindringt, sondern wir empfinden es als natürlich, wenn diese bei-

den Welten geschieden bleiben. In die eine gehört die Kraft des Gemütes, die Kraft 

der Seele! Zur anderen gehört die Kraft des Sehens, die Kraft der Härte, der Ent-

schlüsse und die Einsatzwilligkeit! In einem Fall erfordert diese Kraft die Willigkeit 

des Einsatzes des Lebens der Frau, um diese wichtige Zelle zu erhalten und zu ver-

mehren, und im anderen Fall erfordert sie die Bereitwilligkeit, das Leben zu sichern, 

vom Manne. 

Was der Mann an Opfern bringt im Ringen seines Volkes, bringt die Frau an 

Opfern im Ringen um die Erhaltung dieses Volkes in den einzelnen Zellen. Was 

der Mann einsetzt an Heldenmut auf dem Schlachtfeld, setzt die Frau ein in ewig 

geduldiger Hingabe, in ewig geduldigem Leiden und Ertragen. 
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Jedes Kind, das sie zur Welt bringt, ist eine Schlacht, die sie besteht für Sein oder 

Nichtsein ihres Volkes. 

Aus: Reden an die deutsche Frau, 1934, S. 3-6. 

Nr. 168 Die soziale Lage der Frauen im Faschismus 

«Wir brauchen nicht Frauen, die erwerben können, wir brauchen Frauen, die das 

vom Mann Erworbene mit Sinn und Verstand verwalten.» Diese Maxime war die 

erste Antwort des an die Macht gekommenen Faschismus auf die Frauenerwerbstä-

tigkeit. Vor den Hintergrund wirtschaftlicher Depression, insbesondere hoher Ar-

beitslosigkeit, propagierten offizielle und offiziöse Stellen die Entbehrlichkeit der 

Erwerbsarbeit von Frauen, zumal diese auch «rassenhygienisch unerwünscht» sei. 

«Die Wegschaffung der Frau vom Arbeitsmarkt, die Frau im Haus, bildete einen 

Teil der Patentlösung, die Hitler gegen die Arbeitslosigkeit erfunden hatte», schrieb 

Ernst Bloch in einem Essay über die Frauen im «Dritten Reich». Ausschüttung so-

genannter Ehestandsdarlehen und Steigerung der bereits während der Weimarer 

Zeit en vogue gewesenen Doppelverdienerkampagne – Zuckerbrot und Peitsche – 

waren die Hauptpfeiler der angestrebten Zurückdrängung der Frauen aus dem Er-

werbsleben. Erstes Angriffsziel der Abbaumassnahmen waren die verheirateten 

Frauen: Der Reduktion ihrer absoluten Zahl wie ihres Anteils an der Gesamtheit 

erwerbstätiger Frauen sollten sowohl die Ehestandsdarlehen als auch die Doppel-

verdienerkampagne dienen. Ehestandsdarlehen wurden Eheschliessenden dann ge-

währt, wenn beide Teile vor der Eheschliessung erwerbstätig waren und die Frau 

sich zur sofortigen Aufgabe der Erwerbstätigkeit verpflichtete. Die Höhe des Dar-

lehens betrug in der Regel 600 bis 1’000 RM. Dieser Betrag schuf sicherlich in 

weiten Kreisen der Bevölkerung einen Anreiz zur Eheschliessung und vermehrte 

zweifellos die Heiratsziffern, denn für das einzelne Paar fiel mit dem Empfang des 

Darlehens ein nicht zu unterschätzendes Ehehindernis fort, nämlich die Verminde-

rung des Einkommens beider Partner durch die traditionell weit verbreitete Aufgabe 

der Erwerbsarbeit seitens der Frau nach der Eheschliessung. Der angestrebte Erfolg 

der Darlehensgewährung wurde jedoch nicht erreicht: Zwar wurden 1934, im ersten 

vollen Jahr der Geltung der Bestimmungen über das Ehestandsdarlehen, 224.619 

Darlehen gewährt ( es gaben also annähernd 224.619 Frauen ihre Erwerbstätigkeit 

auf), 1935 156.788 und 1936 171.391, doch wurden trotz der Freimachung der zu- 
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vor von Frauen besetzten Arbeitsplätze keine systematischen Anstrengungen unter-

nommen, Männer an diese Stellen zu setzen. Ausserdem ging nur ein Teil dieser 

Abwanderungen auf das Konto der Ehestandsdarlehen. Ein anderer, sicher nicht ge-

ringer Teil der abwandernden Frauen hätte dies auch ohne Darlehen getan, da – wie 

gesagt – die Berufsaufgabe bei Heirat noch immer üblich war. Eine Vermehrung 

der Kaufkraft, wie zuweilen behauptet wurde, trat durch die Gewährung der Darle-

hen nicht ein, da diese finanziellen Mittel der Bevölkerung nicht als zusätzliche 

Mehrkaufkraft zuflossen, sondern zuvor den Ledigen auf dem Weg über eine höhere 

Steuerbelastung (Junggesellensteuer, Ehestandshilfe) genommen worden waren ... 

Der Frauenanteil an der Arbeiterschaft in den Produktionsgüterindustrien sank 

von 11,4% (1933) auf 9,6% (1937), während er in den Konsumgüterindustrien an-

fänglich zwar sinkend, aber nach dem Abschwung 1934/35 bis 1937 soweit ge-

wachsen war, dass er in diesem Jahr ebenso hoch wie 1933, nämlich bei 50,1% lag. 

In der gesamten Industrie verringerte sich der Frauenanteil an der Arbeiterschaft 

von 29,3% (1933) auf 25,3% (1937). Dem standen im gleichen Zeitraum eine Zu-

nahme der absoluten Zahl der Industriearbeiterinnen um 45,1% sowie ein Rückgang 

des Frauenanteils an den Arbeitslosen von 19,6% im Durchschnitt des Jahres 1933 

auf 17,7% im Jahresdurchschnitt 1937 gegenüber. Die industrielle Frauenarbeit hat 

sich also trotz einer Vermehrung der Zahl der Industriearbeiterinnen nicht in dem 

Masse ausgedehnt wie die Männerarbeit; dagegen hat der Rückgang weiblicher Ar-

beitsloser sich zügiger vollzogen als der der männlichen Erwerbslosen. Diese wi-

dersprüchlich erscheinende Entwicklung war das Ergebnis zweier Komponenten 

faschistischer Politik: der Aufrüstung und des Antifeminismus. Die Aufrüstung 

führte zu einem Sinken des Frauenanteils an der Industriearbeiterschaft, da sie vor 

allem eine Expansion jener Bereiche, nämlich der Produktionsgüterindustrien be-

wirkte, die traditionell – und besonders natürlich im Zuge eines sich verschärfenden 

Antifeminismus – Domänen der Männer waren. Die durch die Ausbreitung der Pro-

duktionsgüterindustrien hervorgerufene Steigerung der Nachfrage nach Arbeits-

kräften richtete sich demzufolge in erster Linie an die Männer, so dass trotz der im 

Zeitraum von 1933 bis 1938 erfolgten Vermehrung der in den Produktionsgüterin-

dustrien beschäftigten Frauen um 82,9% der Anteil weiblicher Arbeitskräfte an der 

Gesamtheit der Beschäftigten infolge einer um ein Vielfaches höheren Steigerung 

der Zahl männlicher Arbeiter sank. Im Gefolge zunehmender Wiederbeschäftigung 

männlicher Arbeitskräfte nahm bei zahlreichen Frauen – vornehmlich den Ehefrau- 
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en der wieder in Arbeit Stehenden – der Zwang zu eigener Erwerbsarbeit ab, ein 

Trend, der durch die permanente Propagierung der Ideologie des «Zurück ins 

Heim» nicht unwesentlich verstärkt wurde und der eine wirksame Begrenzung der 

Zahl erwerbstätiger Frauen darstellte. Auch das Ausscheiden von Frauen aus dem 

Erwerbsleben wegen Empfangs von Ehestandsdarlehen schränkte die Zuwachsrate 

der industriellen Frauenarbeit ein. 

Der zügigere Abbau weiblicher Arbeitsloser war hauptsächlich die Konsequenz 

der Ausgliederung immer breiterer Kreise erwerbsloser Frauen aus der Arbeitslo-

senversicherungspflicht sowie derjenigen weiblichen Ehestandsdarlehensemp-

fänger, die zur Zeit ihrer Eheschliessung arbeitslos waren und nun wegen ihres of-

fiziellen Übergangs in die Hauswirtschaft aus den Statistiken der Arbeitslosen ge-

strichen wurden ... 

Die Zurückdrängung der Frauenarbeit während der ersten Phase des Faschismus 

(1933 bis 1936) ist also «erfolgreich» gewesen, und zwar so «erfolgreich», dass die 

Initiatoren dieser Entwicklung, die sich bis Mitte 1936 keine ernsthaften Gedanken 

über die wirtschaftliche Mobilisierung der Frauen gemacht hatten, sich nun ver-

stärkt um eine Umkehrung dieses Trends bemühten. Die noch ein bis zwei Jahre 

zuvor geschmähte «Doppelverdienerin» wurde zur «Heldin des Alltags» stilisiert, 

die Doppelverdienerkampagne als «Unverständnis» einiger «Oberflächliche(r)», 

die «in der erwerbstätigen Frau eine böswillige Konkurrentin des Mannes erblik-

ken» bezeichnet... 

Ende 1937 wurde die Bindung der Gewährung des Ehestandsdarlehens an die 

Berufsaufgabe der Frau uneingeschränkt aufgehoben, die Frau mithin wieder in ihre 

«alten Erwerbsrechte» eingesetzt. Der Erfolg der Aufhebung dieser Hindernisse für 

die Frauenerwerbstätigkeit und der Propaganda für die Ausübung eines Berufs 

durch Frauen blieb gering. Die jahrelange Kampagne gegen die Erwerbstätigkeit 

der Frauen, die ja nicht erst 1933 eingesetzt hatte, erwies jetzt ihre Durchschlags-

kraft... 

Auch nach 1936 und dem seit dieser Zeit steigenden Interesse der politisch und 

wirtschaftlich tonangebenden Kreise an einer stärkeren Heranziehung der Frauen 

zur Industriearbeit wurde wiederholt «hervorgehoben, dass für den Arbeitseinsatz 

der Frauen in erster Linie die Berufe der Landwirtschaft, der Hauswirtschaft und 

der Kranken- und Wohlfahrtspflege in Betracht kommen». Die Betätigung der 

Frauen in diesen Bereichen entsprach im Wesentlichen dem Bild, das der Faschis-

mus über die als erwünscht geltende Form weiblicher Berufstätigkeit entworfen 

hatte... 
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Während in den Berufen der Kranken- und Wohlfahrtspflege ein Mangel an 

weiblichen Arbeitskräften nicht spürbar wurde, weitete sich der Trend zur Abwan-

derung aus der Landwirtschaft in die Industrien und das Gaststättengewerbe sowie 

die immer geringer werdende Neigung junger Frauen zur Aufnahme des Hausge-

hilfinnenberufs zu einem Problem ersten Ranges aus ... 

Da der Versuch, angesichts einer mit der Zeit kaum mehr tragbaren Landflucht 

männliche und weibliche landwirtschaftliche Arbeitskräfte auf administrativem 

Wege an der Abwanderung in die Städte zu hindern, ebenso aufgegeben werden 

musste wie die Pläne, abgewanderte Arbeiterinnen in die Landwirtschaft zurück zu 

verpflichten, ging man den Weg der Einführung eines land- bzw. hauswirtschaftli-

chen Arbeitszwangs. 1938 erliess Göring als Beauftragter für den Vierjahresplan 

die Anordnung über das «Pflichtjahr», da inzwischen, wie Reichsarbeitsminister 

Franz Seldte ausführte, «der niedrige Lohnstandard in der Landwirtschaft Landar-

beiter und bäuerlichen Nachwuchs in einem so bedrohlichen Ausmasse zur Land-

flucht» verleitete, «dass die Sicherstellung der Ernährung unseres Volkes immer 

schwieriger wird». Von nun an waren ledige Frauen unter 25 Jahren gezwungen, 

vor Aufnahme einer von ihnen gewählten Berufstätigkeit ein Jahr lang als Hausge-

hilfin in der Land- oder Hauswirtschaft oder als Landarbeiterin tätig zu sein. Den 

öffentlichen und privaten Arbeitgebern wurde die Einstellung von Frauen, die das 

Pflichtjahr nicht abgeleistet hatten, untersagt... 

Ähnlich wie die Landarbeit entsprach die Tätigkeit der Hausgehilfin dem, was 

der deutsche Faschismus als «typische Frauenarbeit» begriff und dementsprechend 

zu fördern suchte. «Die Frau muss wieder Dienerin und Magd werden», hatte Gott-

fried Feder, bis 1933 der führende Wirtschaftstheoretiker der NSDAP, noch wäh-

rend der Weimarer Zeit im Reichstag verkündet; kaum eine andere Betätigung 

stimmte mit dieser Maxime so sehr überein wie die der Hausgehilfin. Alle Ziele der 

antifeministischen Ideologie griffen hier ineinander: Häuslichkeit und Kinderauf-

zucht, niedrig entlohnte bzw. unbezahlte Arbeit in grösster persönlicher Abhängig-

keit vom Arbeitgeber, weitgehende Beschneidung sozialer Kontakte zu Gleichge-

stellten und Reduktion weiblicher Betätigung auf anachronistisch gewordene Tä-

tigkeiten. Diesen Zielen gemäss wurde von Anbeginn der faschistischen Diktatur 

an der Vermehrung der Hausgehilfinnen (vor allem durch Umsetzung von Fabrik-

arbeiterinnen in die Hauswirtschaft während der Krise) grösste Aufmerksamkeit 

geschenkt. Der Erfolg blieb allerdings aus ... 

Aus: Bajohr, Die Hälfte der Fabrik, S. 219-230. 
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Nr. 169 Aus einem Monatsbericht des Regierungspräsidenten von Oberbayern 

vom 10. November 1941 

Die seit Monaten durchgeführte Auskämmung der Gewerbebetriebe zum Zwecke 

der Umsetzung von Arbeitskräften in die Rüstungsindustrie ging auch im abgelau-

fenen Monat weiter. Dabei wurde der strengste Massstab angelegt. Die betroffenen 

Gewerbezweige wurden an den Rand der Existenzmöglichkeit gebracht, zumal 

gleichzeitig mit der Auskämmungsaktion noch in ganz erheblichem Umfange Ar-

beitskräfte durch Einberufungen zum Wehrmachtsdienst abgezogen wurden. Be-

sonders schwer sind die Auswirkungen dieser Massnahmen auf dem Gebiete des 

Fraueneinsatzes... Das Leistungsvermögen der Frauen wird schon auf eine harte 

Probe gestellt; die verlangten Wochenstunden können auf die Dauer kaum durch-

gehalten werden. Bei den Arbeitsämtern laufen daher Kündigungsanträge in stei-

gender Zahl ein, so dass noch eine weitere Verknappung der Arbeitskräfte die Folge 

sein muss. Bei der ganzen Frage ist, wie bereits früher hervorgehoben wurde, von 

besonderer Bedeutung, dass die gesetzlichen Möglichkeiten zum Einsatz der Frau 

in den Arbeitsprozess sich in der Hauptsache auf jene Arbeitskräfte beschränken, 

die vor dem Krieg gearbeitet und während des Krieges ihre Beschäftigung aufge-

geben haben. Auf alle übrigen Frauen kann ein Zwang zur Aufnahme von Kriegs-

arbeit nicht ausgeübt werden. In den wenigsten Fällen erklären sich diese Frauen 

zum Arbeitseinsatz bereit. Die Stimmung der arbeitenden Frauen wird durch diese 

ungleiche Behandlung ausserordentlich beeindruckt. Sie empfinden alle und brin-

gen dies auch bei jeder Gelegenheit zum Ausdruck, dass nur die dem Arbeiterstand 

angehörigen Frauen die Last der Kriegsarbeit zu tragen haben. Gesetzliche 

Massnahmen werden sich hier auf die Dauer nicht umgehen lassen ... 

Aus: Frauenalltag und Frauenbewegung, S. 157. 

Nr. 170 Zur Behandlung der Frauen je nach ihrer sozialen Herkunft 

Sicherheitsbericht vom 29.9.1941: 

Der ganze Fraueneinsatz läuft darauf hinaus, dass nur auf die Frauen der Arbeiter 

und kleinen Leute zurückgegriffen wird. Obwohl die Frauen der bessergestellten 

Kreise offensichtlich sehr viel mehr Zeit haben und ohne Weiteres dem Arbeitsein-

satz zugeführt werden könnten, arbeiten die Arbeitsämter vollkommen einseitig und 
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greifen nur auf die einfachen Frauen zurück, weil diese weder Ausrede noch «Be-

ziehungen» haben. 

Aus: v. Gersdorff, Frauen im Krieg, S. 58. 

Kommentar von Fritz Sauckel, Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz  

(20. April 1942): 

«Es (ist) eben ein ungeheurer Unterschied, ob eine Frau oder ein Mädchen schon 

frühzeitig an bestimmte Arbeiten in der Fabrik oder in der Landwirtschaft gewöhnt 

war und ob sie diese Arbeit auch schon durchgehalten hat oder nicht. Neben kör-

perlichen Schädigungen müssen aber deutsche Frauen und Mädchen auch vor Schä-

digungen ihres Seelen- und Gemütslebens nach dem Willen des Führers unter allen 

Umständen bewahrt bleiben.» – «Vor Maschinen stelle ich keine deutschen Frauen, 

dafür sind die Russinnen gerade gut genug.» 

Aus: Bajohr, Die Hälfte der Fabrik, S. 274. 

Nr. 171 Göring über die Aufgaben der Frau und den Unterschied zwischen  

«Rassepferd» und «Arbeitspferd» 

Hermann Göring am 18. November 1938: 

«Wir müssen den Krieg so organisieren, dass alles bis ins letzte klar ist, dass man 

auf nur einen Knopf zu drücken braucht, und dann muss das runter laufen, das muss 

ein Wunder darstellen! Was das allerdings bedeutet, wird Ihnen sofort klar sein: 

Jeder deutsche Mensch, Mann und Frau zwischen 16 und 65 Jahren, muss eigentlich 

eine Mobilmachungsorder in der Tasche haben, muss wissen, wo er hin soll.» 

Hermann Göring am 2. Februar 1942: 

Wenn das Rassepferd am Pflug eingespannt werde, verbrauche es sich schneller 

als das Arbeitspferd, infolgedessen könne man nie zu einer Frauendienstverpflich-

tung im Allgemeinen kommen. Die hochwertigen Frauen hätten in erster Linie die 

Aufgabe, Kinder zu bekommen. 

Aus: Bajohr, Die Hälfte der Fabrik, S. 266 f. 
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Nr. 172 Studentinnen im Faschismus 

Die schon in der Weimarer Republik begonnene Gesetzgebung gegen «Doppelver-

diener» wurde 1933 verschärft, die Zahl der Lehrerinnen an höheren Mädchenschu-

len wurde so drastisch reduziert, dass für die Studentinnen, die Lehramtsfächer stu-

dierten, keine Aussicht auf eine Einstellung mehr bestand. Ausser dem Philologen 

verband kamen auch die Ärzte verbände mit ihren langjährigen Forderungen gegen 

die Ärztinnen endlich zu einem Erfolg. Im Dezember 1933 erklärte der Führer des 

Reichsärztebundes, dass es das Ziel der NSDAP sei, «Deutschland von allen Ärz-

tinnen und Medizinstudentinnen zu befreien». Der Reichsärztebund forderte, dass 

nur noch 1,5% der Medizinstudenten Frauen sein dürften. Diese Forderung wurde 

allerdings nie realisiert. Der Reichsverband der angestellten Ärzte und Apotheker 

schloss 1933 alle weiblichen Mitglieder aus. Sie sollten sich von nun an im Verband 

der weiblichen Angestellten organisieren. 

Obwohl die medizinischen Berufe mit den Aufgaben des «Heilens und Pflegens» 

den üblichen Vorstellungen vom Frauenberuf entsprachen, wurden den Ärztinnen, 

auch den Kinder- und Frauenärztinnen grosse Schwierigkeiten bereitet. Sie beka-

men kaum Stellen, auf denen sie die obligatorische dreijährige Assistenzzeit ablei-

sten konnten, ausser in allgemein gemiedenen Bereichen wie Altersheimen und 

«Anstalten für Geisteskranke». Die Krankenhäuser stellten auf Anweisung der Be-

hörden keine Medizinerinnen mehr ein. Allen verheirateten Ärztinnen, deren Mann 

«genügend» verdiente, wurde Anfang 1934 die Kassenzulassung entzogen. Bei den 

neuen Zulassungsbewilligungen sollte grundsätzlich der verheiratete Arzt dem un-

verheirateten vorgezogen werden, aber eine verheiratete Ärztin musste auch hinter 

einem unverheirateten Arzt zurückstehen, damit dieser die finanzielle Möglichkeit 

zur «Familiengründung» bekäme. Darüber hinaus wird es auch für unverheiratete 

Ärztinnen schwer geworden sein, eine Praxis zu übernehmen, da hierzu in der Regel 

die Zustimmung des Berufsverbandes notwendig ist. 

Für Juristinnen wurde die Lage noch aussichtsloser, denn Hitler verkündete 

1936, dass Frauen weder Richterinnen noch Staats- oder Rechtsanwältinnen werden 

dürften. Zu den besonders gegen Frauen gerichteten Massnahmen kam noch die 

allgemeine politische und antisemitische Säuberung: Viele Frauen wurden aus po-

litischen Gründen, oder weil sie Jüdinnen waren, entlassen. Von den 54 Dozentin-

nen, die es in Deutschland gab, waren insgesamt 16 zur Emigration gezwungen. 

1938 lehrten nur noch 27 Dozentinnen in den deutschen Universitäten... 
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1933 hatte der Anteil der Frauen an den Studienanfängern noch 16,7% betragen, 

1934 sank er auf 12,5%. 1936 wurde der Numerus Clausus wieder aufgehoben, da 

die Zahl aller Studienanfänger weit unter die Höchstgrenze gesunken war... 

Die Propaganda und die Massnahmen der Nationalsozialisten gegen «Hoch-

schulüberfüllung» und «Frauenstudium» hatten schnelle Folgen: Die Zahl der Stu-

denten an den Universitäten sank von 75.409 im Wintersemester 1932/33 auf 

34.868 im Sommersemester 1939, also auf weniger als die Hälfte. Die Zahl der 

Studentinnen sank von 17.192 auf 5.777, also auf fast genau ein Drittel. Der Anteil 

der Studentinnen an allen deutschen Hochschulen, also auch den Technischen, an 

denen er schon immer gering war, sank von 15,7% im Wintersemester 1932/33 auf 

11,2% im Sommersemester 1939. 

Die Massnahmen gegen das Frauenstudium wirkten sich besonders gegen Stu-

dentinnen aus der Unterschicht aus. Im Sommersemester 1933 verliessen so viele 

«Unterschichtstöchter» die Universitäten, dass die Deutsche Hochschulstatistik 

dies mit einem Extra-Satz vermerkte, obwohl sie den Studentinnen sonst wenig Be-

achtung schenkte. Die Studentinnen aus der «Unterschicht» konnten ihr Studium 

hauptsächlich durch die drastische Kürzung der Stipendiengelder der «Studienstif-

tung des deutschen Volkes» und durch die Einschränkungen der Hilfen anderer In-

stitutionen nicht mehr fortsetzen. Zwischen 1932 und 1934 sank die Zahl der durch 

die «Studienstiftung des deutschen Volkes» geförderten Studentinnen von 470 auf 

270, ihr Anteil an allen Geförderten von 11 auf 7%. Auch bei der Förderung durch 

das Studentenwerk wurden Frauen jetzt offiziell benachteiligt: In einem Merkblatt 

des Studentenwerks von 1935 heisst es: «Studentinnen werden nur in den Studien-

gängen gefördert, deren Berufsziel Frauen zugänglich ist, und nur in dem Aus-

masse, wie es dem Anteil der Frau an den akademischen Berufsplätzen entspricht.» 

Die Zahl der Unterschichtstöchter sank noch, als die Studentinnenzahlen schon 

längst wieder stiegen. 1941 war der Anteil der Arbeitertöchter an allen Studentin-

nen 0,31% (in absoluten Zahlen 97). 

Die Massnahmen, die die Frauen vom Studium zurückhalten sollten, setzten 

nicht erst auf der Universitätsebene, sondern schon in den Schulen ein. Der Pro-

zentsatz der Mädchen an allen höheren Schulen sank von 37% 1933 auf 34,5% 1938 

... 

Wie wenig die plötzliche Änderung des Studienfachs den wirklichen Wünschen 

der Studentinnen entsprach, zeigt sich daran, dass die Zahlenverhältnisse sich wäh-

rend des Krieges wieder umkehrten und die Studentinnen jetzt, wo sie dringend ge- 
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braucht wurden, die Gelegenheit wahrnahmen, «Männerfächer» zu studieren. In 

den naturwissenschaftlichen Fächern an den Universitäten (Chemie, Physik, Ma-

thematik und Geologie) stieg ihr Anteil an der Gesamtheit der Studierenden von 

10,8% 1939 auf 63,5% 1943 und lag damit über ihrem durchschnittlichen Anteil an 

allen Fächern, der an den Universitäten 1943 44,5% betrug. An den Technischen 

Universitäten stieg ihr Anteil in demselben Zeitraum von 1,9% auf 23,5%, in abso-

luten Zahlen von 271 auf 2087, blieb aber weit unter dem Durchschnitt. Ähnlich 

war es in Jura, wo sich der Studentinnenanteil immerhin von 2,5% 1939 auf 16,4% 

1944 erhöhte, in absoluten Zahlen bedeutete das allerdings nur eine Steigerung von 

151 auf 561. In Medizin, dem Fach, in dem sie schon vor dem Krieg am stärksten 

vertreten waren, erreichten die Studentinnen nur einen Prozentsatz von 35,9% 1943, 

obwohl ihre Zahl von 1939 bis 1943 von 3.352 auf 14.078 stieg und sich damit 

vervierfachte ... 

Aus: Frauengruppe Faschismusforschung, S. 142-149. 

Nr. 173 Über die Aufgaben deutscher Mädel im Krieg 

Mädelführerin! 

Die Front braucht Waffen, Munition, Kleidung und Nahrung. Ihre riesige Aus-

dehnung macht es notwendig, dass nahezu alle wehrfähigen Männer Soldaten sind. 

Waffen, Munition, Kleidung und Nahrung müssen deshalb, abgesehen von der 

Hilfe der Ausländer, in der Hauptsache von der deutschen Jugend und von den 

Frauen hergestellt werden. 

... Zwischen Jungen und Mädeln gibt es hier keine Unterschiede mehr. Beide 

stehen in ihren Berufen im unmittelbaren Kriegseinsatz. Das Mädel dient durch 

klugen Verbrauch der Nahrungsmittel im Haushalt, durch die Hilfe für die kinder-

reiche Mutter, durch seinen Einsatz in der Fabrik und in den sozialen und pflegeri-

schen Berufen genau so dem Siege wie der Junge in einem handwerklichen Beruf. 

Aus: Führerinnendienst der HJ, Folge 7/8, Juli/August 1943, S. 6 f., abgedruckt in: Kuhn u. Rothe, 

Frauen im deutschen Faschismus, Bd. 2, S. 38. 
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Nr. 174 «Gattenwahl» 

...Es ergibt sich so die ganz einfache Forderung, dass unser Volk in züchterischen 

Dingen seine Männer vor allem nach ihren Leistungen bewerten sollte, ihnen aber 

anempfehlen müsste, sich bei der Wahl ihrer Frauen möglichst nach dem nordi-

schen Auslesevorbild zu richten. Damit könnte sowohl der Leistungsais auch der 

rassische Zuchtgedanke in sehr einfacher und zweifellos verwirklichungsfähiger 

Form in unser Volksempfinden eingegliedert und damit lebendig gemacht werden. 

Gewiss soll man eine Frau nicht nur nach ihrem Rassewert beurteilen: Blonde 

Hülsen ohne Kern und Erb wert können wir nicht gebrauchen ... Aber man unter-

schätze auch nicht die Bedeutung des Körperlichen in rassenmässiger Hinsicht bei 

der Auswahl der Ehefrau. Die Zucht auf Äusseres hat immerhin das Gute für sich, 

dass nicht zuviel durcheinander gekreuzt wird; also offensichtlich fremdes Blut, mit 

seinen völlig unberechenbaren Auswirkungen im Blutserbe der Nachkommen-

schaft und des Volkes, unserem Volke ferngehalten wird. In der Tierzucht haben 

wir hierfür ein durchaus überzeugendes Beispiel, indem in der Zucht der edlen 

Pferde – während der ganzen Zeit, als die reinen Lehrstuhlmeinungen über ähnliche 

Fragen heftig aufeinanderprallten – die Zucht auf Rasse und Äusseres gleichsam 

der ruhende Stützpunkt in der Erscheinungen Flucht war, welcher der Zucht Be-

ständigkeit in der Erbmasse und damit auch in der Leistung rettete ... 

Aus: W. Darré, Neuadel aus Blut und Boden, München 1930, S. 199. 

Nr. 175 Aufruf an die Frauen z.um Widerstand, Frühjahr 1945 

Illegales, antifaschistisches Flugblatt aus den letzten Kriegstagen 

Berlinerinnen! 

Berlin verteidigen heisst Berlin vernichten. 

Allein die sofortige Einstellung der Verteidigung der Reichshauptstadt kann ret-

ten, was an Leben und Werten erhalten geblieben ist. 

Berlinerinnen! 

Helft mit das zu erhalten, was Ihr liebt! Das kann nur durch die Tat geschehen, die 
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entschlossene und rücksichtslose Notwehr gegen die Kriegsverlängerer, die zur 

Herauszögerung ihres eigenen verwirkten Lebens Euch und Euer Liebstes in die 

Vernichtung treiben! 

Berlinerinnen! 

Ihr Frauen seid stärker als alle SS-Männer und Gestapo, wenn Ihr Euch mit ganzem 

Einsatz gegen sie erhebt! 

Berlinerinnen! 

Schliesst Euch zusammen und verweigert die Schanzarbeiten und Wachdienste und 

jede andere Mithilfe zur Verteidigung Berlins! 

Aus: Hervé (Hg.), Brot und Rosen, S. 147. 

Nr. 176 Leistung, Wehrfähigkeit und «Mindertaugliche» 

Die Leistung ist der spürbare Ausdruck der Gesamtpersönlichkeit. Sie setzt entspre-

chende Erbanlagen voraus, ist also in der biologischen Linie der Geschlechterfolge 

verankert und verlangt ihre volle Entfaltung, um als vollwertig gelten zu können... 

In dieser Entwicklung ist die Wehrfähigkeit als die letzte Stufe für den Wert des 

Mannes anzusehen, wenn wir dabei nicht nur seine körperlichen Fähigkeiten, son-

dern die Gesamtpersönlichkeit als Wertmesser anlegen. Die Einsatzbereitschaft für 

die Gemeinschaft als Ausdruck seines sozialen Wertes bestätigt dann erst jene 

menschliche Hochleistung, die sich über das rein körperliche Können heraushebt. 

Dabei zeigt die Entwicklung des modernen Krieges, wie gerade wegen der Tech-

nisierung der Einzelwille von steigender Bedeutung ist, so dass «Wehrfähigkeit» 

heute mehr denn je einen Ausdruck für die Gesamtpersönlichkeit darstellt. Es kann 

also nur der voll Wehrfähige die Bezeichnung «gesund» und «normal» für sich in 

Anspruch nehmen ... 

Was geschieht mit den sogenannten Minder- oder Untauglichen? ... So hat der 

Schwächling kein Interesse, seine Mängel durch Arbeit an sich selbst auszugleichen 

oder zu beseitigen. Er pflegt sie im Gegenteil und wirkt mit seiner geistigen Haltung 

zersetzend in der Volksgemeinschaft, besonders was den Wehrwillen anbelangt. 
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Gelingt der Versuch der Dienstbefreiung (Arbeitsdienst, Wehrdienst), so ist da-

mit nicht nur die allgemeine Volksleistung (wehr-, wirtschafts-, finanzpolitisch) ge-

mindert, sondern sie wird auch als erster Hinweis auf die Möglichkeit eines früh-

zeitigen Rentenbezuges durch die Sozialversicherung ausgewertet. Körperlich wie 

vor allen Dingen in der geistig-seelischen Haltung wird den persönlichen Mängeln 

nachgegeben und der Wunsch nach einer Rente wachgehalten. Das Interesse an 

Renten in der deutschen Öffentlichkeit ist aus den Erfahrungen der Kriegs- und 

Nachkriegszeit recht rege, und auch die Kenntnis über Berechtigung bzw. Erlan-

gung einer Rente weitverbreitet, so dass alle Vorbedingungen gegeben sind. Dieses 

teils passive, teils aktive Verhalten widerspricht der heutigen Idee vom «totalen» 

Staat völlig. Wohin diese Einstellung letzten Endes führt, haben der Weltkrieg mit 

seinem Ausgang in die Revolte vom November 1918 und die Nachkriegsjahre ge-

zeigt... 

Aus: H. Hoske, Die menschliche Leistung als Grundlage des totalen Staates, Leipzig 1936 (zit. 

nach Wuttke-Groneberg, S. 33-35.) 

Nr. 177 Kranksein als Rücksichtslosigkeit 

Es geht ein Zug zum Männlichen durch unsere Zeit. Seelische Härtung – können 

wir es nennen. Früher nahmen wir die Schattenseite des Lebens mit helfender Hand 

und gütigem Herzen hin, ohne über ihren Ursprung Gedanken zu verlieren ... 

Warum dies alles, warum diese befremdliche Härte? Weil wir verstehen müssen, 

dass wir den überwiegenden Teil unseres landläufigen Krankseins durch unsere 

übermässig gepflegte Güte selbst herangezüchtet haben. Kritiklose Mildherzigkeit 

hat als Wiederholungserscheinung leicht eine Verweichlichung und Verzärtlichung 

zur Folge. Es entsteht bei den Leidenden jene angenehm empfundene, müde Resi-

gnation, die genau weiss, dass die lieben Mitmenschen nun mit gütiger Hand ein-

greifen. 

Kranksein kann tatsächlich eine schwere Unart sein, wie wir gesehen haben. In 

einer grossen Zahl der täglichen Fälle haben wir ausgesprochene Rücksichtslosig-

keiten vor uns. Oder ist es nicht ein Mangel an Rücksicht, wenn jemand, der keine 

Lust hat, sich etwas abzuhärten und bewusst zu erziehen, uns mit seinen ewigen 

Unpässlichkeiten behelligt? Schlägt das Wetter um, dann husten drei von fünf 

Volksgenossen sich an und klagen sich sogar noch ihre Leiden vor. So viel Men- 
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schen, so viel Abarten von Leiden... . Das Zeitalter der Güte um jeden Preis ist 

nahezu überwunden. Es kann ganz überwunden werden, wenn wir eine echte, von 

Herzen kommende Kameradschaft mit jener Härte verbinden, die zu stolzer Hal-

tung und freier Männlichkeit gehört. 

Aus: G. Gloystein, Gesundes Leben, 1938 (zit. nach Wuttke-Groneberg, S. 119 f.) 

Nr. 178 Die wirtschaftliche Belastung durch «Erbkranke» 

Die wirtschaftliche Belastung durch Erbkranke beträgt zur Zeit für das Deutsche 

Reich etwa 1,2 Milliarden Mark jährlich. Diese Summe setzt sich folgendermassen 

zusammen: Von 33.000 Blinden sind etwa 15-20 v. H. = 5.000 als erbblind anzu-

sehen. Bei einer durchschnittlichen Aufwendung pro Kopf von 1.000 RM. im Jahr 

bedingen diese Erbblinden einen Gesamtaufwand von 5 Millionen jährlich, von de-

nen allein 2½ Millionen RM. für Anstaltspflege verbraucht werden. 

Von 300.000 Krüppeln sind gleichfalls 15-20 v. H. = 50.000 als Erbkrüppel an-

zusehen, die bei einem Bedarf von 1.000 RM. jährlich pro Person eine Aufwendung 

von 50 Millionen verlangen. Von diesen 50 Millionen sind über 16 Millionen für 

Anstaltspflege verbraucht worden. 

Wesentlich grösser ist die Zahl der erbbedingten Taubstummen, da man bei 

Taubstummheit in gut der Hälfte der Fälle eine erbliche Belastung annehmen muss. 

Die 20.000 anfallenden erblich bedingten Taubstummen bedürfen pro Kopf einen 

jährlichen Aufwand von 800 RM., insgesamt 15 Millionen, von denen für Anstalts-

pflege 2.215.000 RM. aufgewendet werden. 

Bei den geistig Gebrechlichen liegt in etwa 70 v. H. der Fälle eine erbliche Be-

dingtheit vor. Diese 230.000 geistig Gebrechlichen bedingen bei je 1.000 RM. Un-

terhaltskosten im Jahr 160 Millionen RM., von denen 112.099.000 RM. für An-

staltsbehandlung Verwendung finden. In dieser Zahl geistig Gebrechlicher sind 

60.000 Schwachsinnige schwerster Form einbegriffen. 

Schwachsinnige leichter Form, aber erbbedingt, wurden auf Grund der letzten 

zur Verfügung stehenden Statistik 250.000 gezählt. 

Die Zahl der Hilfsschüler beträgt 70.000. Die notwendigen Aufwendungen für 

den einzelnen Hilfsschüler betragen im Jahresdurchschnitt 1.015 RM., während sie 

für einen normalen Schüler nur 328 RM. betragen. Insgesamt beansprucht die schu-

lische Ausbildung von Hilfsschülern jährlich 71.050.000 RM. 

256 



Insgesamt beträgt der Aufwand für die Erhaltung erblich Belasteter 301 Millio-

nen RM. pro Jahr, von denen etwa 192 Millionen für Anstaltspflege aufgewendet 

werden. 

Nicht mit eingerechnet sind die Kosten für etwa 200.000 Trinker und etwa 

400.000 Psychopathen. Die für diese aufzuwendenden Mittel sind pro Jahr auf etwa 

200 Millionen zu veranschlagen. 

Der durch Erbkranke bedingte Arbeitsausfall beträgt in Deutschland etwa 300 

Millionen im Jahr. 

In Fürsorgeerziehung stehen etwa 80.000 Jugendliche, die einen Gesamtaufwand 

von etwa 56 Millionen bedingen. 

Die für Rechtspflege und Polizei aufgewendeten Mittel betragen 1,5 Milliarden 

RM. jährlich, von denen schätzungsweise 250 Millionen durch erblich belastete 

Verbrecher und Asoziale bedingt sind. 

Eine erblich belastete Person bedarf bis zu einem Lebensalter von rund 60 Jahren 

ohne Anstaltsbehandlung einen Aufwand von über 50.000 RM. 

Diese ungeheure gesundheitliche und wirtschaftliche Belastung unseres Volkes 

durch erblich Belastete würde von Jahr zu Jahr steigen, sofern nicht die nationalso-

zialistische Regierung im Interesse der Gesamtheit des Volkes und seiner Zukunft 

eingegriffen hätte. 

Aus: Deutsches Ärzteblatt 1934 (zit. nach Wuttke-Groneberg, S. 16 f.) 

Nr. 179 Einsetzung eines Kommissars zur Senkung des Krankenstandes 

«Da der Krankenstand immer noch eine während des Krieges nicht tragbare Höhe 

hält, ist zur Senkung des Krankenstandes ein Kommissar ernannt worden ... Seine 

Vollmachten sind ausserordentlich weitgehend... Er darf Bestrafungen in jeder 

Höhe aussprechen, ohne dass dagegen Einspruch erhoben werden kann. Ärzte, die 

bereits verwarnt worden waren und denen schon mitgeteilt worden war, dass ihr 

Krankenstand zu hoch sei, haben nicht nur ihre Praxis verloren, sondern sind schwe-

ren Freiheitsstrafen zugeführt worden ... Sollte es in Zukunft noch einen Arzt geben, 

der in bezug auf Arbeitsunfähigkeitsschreibung nicht die selbstverständliche not-

wendige Härte aufbringt, oder sollte es einen Arzt geben, der dieser für den Sieg 

wichtigen Frage gleichgültig gegenübersteht, so kann er bei der heutigen Lage der 
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Dinge seine Bestallung verlieren, neben schwersten Geldbussen und härtesten Frei-

heitsstrafen. Der vertrauensärztliche Dienst ist angewiesen worden, solche Ärzte 

zur Meldung zu bringen, damit gegen diese mit aller Härte eingeschritten werden 

kann ...» 

Aus einer Mitteilung der Hamburger Ärztekammer (zit. nach Wuttke-Groneberg, S. 88) 

Nr. 180 Sozialversicherung als Ausgeburt des «Marxismus» 

Sie führt zu schrankenloser Entfesselung der eigennützigen Triebe und zum ge-

nauen Gegenteil der Handlungsweise, die das Wort «Gemeinnutz vor Eigennutz» 

verlangt. Sie kann für alle Zeiten als ein Musterbrief dafür gelten, wie eine Gesetz-

gebung nicht sein und nicht gemacht werden soll. Sie ist vor allem undeutsch, weil 

sie ein staatliches Sozialrentnertum züchtet und die Selbstverantwortlichkeit im 

Menschen ertötet. Sie ist, mit einem Worte, Marxismus schlechthin ... 

Eine Sozialversicherung, welche sich über das ganze Volk erstreckt, ist ein Un-

ding, ebenso eine solche, die sich mit jedem kleinsten Schaden befasst. Im Vorder-

grunde hat die Selbsthilfe zu stehen. Der Staat kann nicht zur Kleinkinderbewahr-

anstalt gemacht werden; er kann es nicht, ohne selbst Schaden zu nehmen, mag er 

dazu Methoden wählen, welche er will... 

Aus: Dr. Klussmann, Grundgesetze richtiger Sozialversicherung, in: Soziale Erneuerung 1933/34 

(zit. nach Wuttke-Groneberg, S. 106 f.) 

Nr. 181 «Gemeinschaftsunfähige» Elemente 

Ein weiteres Beispiel für die Lebenseinstellung der Gemeinschaftsuntüchtigen 

zeigt, dass es für die Arbeitsscheuen und Gemeinschaftsuntüchtigen ein unge-

schriebenes Gesetz ist, Unterstützungen bei jeder Gelegenheit und bei allen nur 

denkbaren Stellen herauszuschlagen... 

Die ungelernten Arbeiter sind zahlenmässig bei den «Gemeinschaftsunfähigen» 

nur um ein geringes stärker vertreten als bei den «Sozial Bewährten» (21,3% bzw. 

21,1%). Die gelernten Arbeiter dagegen zeigen bereits bei den «Sozial Bewährten» 

eine wesentlich höhere Prozentziffer (33,7%) gegenüber den Gemeinschaftsunfähi- 
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gen (22,3%). Ebenso zeigen die selbständigen Geschäftsleute und Handwerker bei 

den «Sozial Bewährten» ein wesentlich häufigeres Vorkommen als bei den «Ge-

meinschaftsunfähigen» (14,4% gegenüber 4,5%). Dasselbe gilt für die Angestellten 

(20,1% gegenüber 3,2%), Bauern (3,5% gegenüber 0,5%) und Akademiker (1,3% 

gegenüber 0,3%). 

Bedeutsam ist, dass die Berufsgruppe der Bauern und insbesondere die der Aka-

demiker sowohl bei den «Gemeinschaftsunfähigen» als auch bei den «Sozial Be-

währten» in unseren «asozial belasteten Sippen» überhaupt sehr gering und nahezu 

bedeutungslos ist. 

Und schliesslich ist bemerkenswert, dass von sämtlichen Mitgliedern unserer 

«sozial belasteten Sippen» nicht ein einziger in die sog. Oberschicht der Bevölke-

rung gehört. Wir finden die Sippenmitglieder ausschliesslich in den Berufen der 

Unter- und Mittelschicht. Nehmen wir die Gruppe der Gelegenheitsarbeiter usw. 

sowie die der ungelernten Arbeiter zu der sog. Unterschicht, die übrigen zu der sog. 

Mittelschicht, so sehen wir, dass von den «Sozial Bewährten» 27,0% zu Berufen 

der Unterschicht und 73,0% zu Berufen der Mittelschicht gehört. Von den «Ge-

meinschaftsunfähigen» gehören dagegen nicht weniger als 69,0% zu Berufen der 

Unterschicht und nur 30,8% zu Berufen der sog. Mittelschicht. 

Wohl finden sich also gemeinschaftsunfähige Elemente in allen Gesellschafts-

schichten, aber es ist deutlich, dass im Grossen gesehen die Unterschicht das vor-

wiegende Sammelbecken darstellt, aus dem immer wieder die Blutströme neuer 

asozialer Familien und Sippen hervorquellen, die sich dann aus und in die Asozia-

lenviertel der Städte, in die Obdachlosenasyle, in die Wohnwagen und in die Ar-

beitshäuser auf Stadt und Land ergiessen. 

Aus: H.W. Kranz, Die Gemeinschaftsunfähigen, I. Teil, Giessen 1938, S. 19 u. 38  

(zit. nach Wuttke-Groneberg, S. 310.) 



6. Das Terrorsystem 

Nr. 182 Gesetz «Gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz 

der Parteiuniform» vom 20. Dezember 1934 (Auszug) 

Artikel 1 

§1. 

(1) Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte Behauptung tatsächli-

cher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reiches oder das 

Ansehen der Reichsregierung oder das der Nationalsozialistischen Deutschen Ar-

beiterpartei oder ihrer Gliederungen schwer zu schädigen, wird, soweit nicht in an-

deren Vorschriften eine schwerere Strafe angedroht ist, mit Gefängnis bis zu zwei 

Jahren und, wenn er die Behauptung öffentlich aufstellt oder verbreitet, mit Ge-

fängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

(2) Wer die Tat grob fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Richtet sich die Tat ausschliesslich gegen das Ansehen der NSDAP oder 

ihrer Gliederungen, so wird sie nur mit Zustimmung des Stellvertreters des Führers 

oder der von ihm bestimmten Stelle verfolgt. 

§2. 

(1) Wer öffentlich gehässige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende 

Äusserungen über leitende Persönlichkeiten des Staates oder der NSDAP, über ihre 

Anordnungen oder die von ihnen geschaffenen Einrichtungen macht, die geeignet 

sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung zu untergraben, wird mit 

Gefängnis bestraft. 

(2) Den öffentlichen Äusserungen stehen nichtöffentliche böswillige Äusserun-

gen gleich, wenn der Täter damit rechnet oder damit rechnen muss, dass die Äusse-

rung in die Öffentlichkeit dringen werde. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 198. 
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Nr. 183 Richtlinien für die Verfolgung von Straftaten gegen das Reich oder die 

Besatzungsmacht in den besetzten Gebieten vom 7. Dezember 1941 (Auszug) 

In den besetzten Gebieten haben mit Beginn des russischen Feldzuges kommuni-

stische Elemente und andere deutschfeindliche Kreise ihre Angriffe gegen das 

Reich und die Besatzungsmacht verstärkt. Der Umfang und die Gefährlichkeit die-

ser Umtriebe zwingen aus Abschreckungsgründen zu schärfsten Massnahmen ge-

gen die Täter. Zunächst ist nach folgenden Richtlinien zu verfahren: I. 

In den besetzten Gebieten ist bei Straftaten von nichtdeutschen Zivilpersonen, die 

sich gegen das Reich oder die Besatzungsmacht richten, und deren Sicherheit oder 

Schlagfertigkeit gefährden, grundsätzlich die Todesstrafe angebracht. 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXVII, S. 572 f. 

Nr. 184 Hinrichtungen in Brandenburg 1940-1945 

Vom 22. August 1940 bis 20. April 1945 wurden insgesamt hingerichtet: 2042. 

Davon waren Opfer ihrer politischen oder religiösen Überzeugung 1807. 

A. Im eigentlichen Sinn Politische 1056 

davon Hochverrat   498 

Wehrkraftzersetzung   558 

B. Militärische Delikte   654 

hierunter Kriegsdienstverweigerung, ideeller Landesverrat,  

Feindbegünstigung u. dgl. 

C. Halbpolitische    97 

davon kraft nationalsozialistischer Ausnahmegesetze    27 

unbekannt und wie etwa «Ehebruch» schwer zu klassifizieren 8 

D.        Kriminelle   235 
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Berufliche Gliederung der 1‘807 politischen Opfer: 

I. Arbeiter und Handwerker 775 

II. Techniker, Ingenieure, Architekten, Baumeister 363 

III. Angestellte und Beamte 234 

IV. Unternehmer, Industrielle und Kaufleute 97 

V. Bauern und Gärtner 79 

VI. Forscher und Gelehrte 51 

 davon 6 Universitätsprofessoren, 23 Ärzte und 

 Apotheker, je 8 Chemiker und Studienräte 

VII. Künstler 49 

VIII. Berufssoldaten und Offiziere 35 

IX. Hohe Beamte, Parlamentarier 38 

X. Geistliche 21 

 davon 19 katholisch 

XI. Schüler und Studenten 22 

XII. Redakteure und Journalisten 12 

XIII. Unbestimmte Berufsangabe 31 

 

(Ein knappes Drittel davon waren Ausländer) 

Aus: G. Weisenborn (Hg.), Der lautlose Aufstand. Bericht über die Widerstandsbewegung des 

deutschen Volkes 1933-1945, Hamburg 1962, S. 239. 

Nr. 185 Hinrichtungen 1937-1945 (soweit sie im Reichsjustizministerium regi-

striert wurden) 

1937 86 1941 1.146 

1938 99 1942 3.393 

1939 143 1943 5.684 

1940 306 1944 5.764 

Aus dem Jahre 1945 liegen keine genauen Ziffern vor. Die Zahl wird auf rund 800 

geschätzt. Die Zahl der militärgerichtlich Hingerichteten wird auf etwa 20.000 ge-

schätzt. 

Aus: Weisenborn, S. 240 f. 
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D. Die Behandlung der Juden bis 1938 

Nr. 186 Prof. Dr. Ernst Forsthoff 1933 über die Judenfrage 

... Volk ist eine Gemeinschaft, die auf einer seinsmässigen, artmässigen Gleichar-

tigkeit beruht. Die Gleichartigkeit geht hervor aus der Gleichheit der Rasse und des 

volklichen Schicksals. Das politische Volk bildet sich in der letzten Einheit des 

Willens, die aus dem Bewusstsein seinsmässiger Gleichartigkeit erwächst. Das Be-

wusstsein der Artgleichheit und volklichen Zusammengehörigkeit aktualisiert sich 

vor allem in der Fähigkeit, die Artverschiedenheit zu erkennen und den Freund vom 

Feind zu unterscheiden. Und zwar kommt es darauf an, die Artverschiedenheit dort 

zu erkennen, wo sie nicht durch die Zugehörigkeit zu einer fremden Nation ohne 

Weiteres sichtbar ist, etwa in dem Juden, der durch eine aktive Beteiligung an dem 

kulturellen und wirtschaftlichen Leben die Illusion einer Artgleichheit und einer 

Zugehörigkeit zum Volke zu erwecken suchte und zu erwecken verstand. Die Wie-

dergeburt eines politischen deutschen Volkes musste dieser Täuschung ein Ende 

machen und dem Juden die letzte Hoffnung nehmen, in Deutschland anders denn 

im Bewusstsein der Artverschiedenheit, also in dem Bewusstsein, Jude zu sein, le-

ben zu können. 

Die Menschheit gliedert sich in eine grosse Zahl artverschiedener Völker. Zwi-

schen den Völkern gibt es Freundschaften und Feindschaften. Die Artverschieden-

heit bedeutet darum noch nicht Feindschaft – sie wird erst zur Feindschaft, wenn 

Artverschiedene von ihrem Anderssein her den territorialen Lebensraum oder das 

Volkstum, den geistigen Lebensraum eines Volkes antasten. Darum wurde der 

Jude, ohne Rücksicht auf guten oder schlechten Glauben und wohlmeinende oder 

böswillige Gesinnung, zum Feind und musste als solcher unschädlich gemacht wer-

den. 

E. Forsthoff, Der totale Staat, S. 37 ff. 
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Nr. 187 Gesetz «Zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre» vom 

15. September 1935 (Auszug) 

Durchdrungen von der Erkenntnis, dass die Reinheit des deutschen Blutes die Vor-

aussetzung für den Fortbestand des deutschen Volkes ist, und beseelt von dem un-

beugsamen Willen, die deutsche Nation für alle Zukunft zu sichern, hat der Reichs-

tag einstimmig das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird. 

§ 1  

1.  Eheschliessungen zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder artver-

wandten Blutes sind verboten. Trotzdem geschlossene Ehen sind nichtig, auch 

wenn sie zur Umgehung dieses Gesetzes im Auslande geschlossen sind. 

2.  Die Nichtigkeitsklage kann nur der Staatsanwalt erheben. 

§2 

Ausserehelicher Verkehr zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder 

artverwandten Blutes ist verboten. 

§3 

Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes un-

ter 45 Jahren nicht in ihrem Haushalt beschäftigen. 

§4 

1. Juden ist das Hissen der Reichs- und Nationalflagge und das Zeigen der Reichs-

farben verboten. 

2. Dagegen ist ihnen das Zeigen der jüdischen Farben gestattet. Die Ausübung 

dieser Befugnis steht unter staatlichem Schutz. 

§5 

1. Wer dem Verbot des § 1 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus bestraft. 

2. Der Mann, der dem Verbot des § 2 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis oder 

mit Zuchthaus bestraft. 

3. Wer den Bestimmungen der §§ 3 oder 4 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 

bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 255 f. 
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Nr. 188 Reichsbürgergesetz, vom 15. September 1935 (Auszug) 

§ 1  

1. Staatsangehöriger ist, wer dem Schutzverband des Deutschen Reiches ange-

hört und ihm dafür besonders verpflichtet ist. 

2. Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorschriften des Reichs- und Staats-

angehörigkeitsgesetzes erworben. 

§2 

1. Reichsbürger ist nur der Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blu-

tes, der durch sein Verhalten beweist, dass er gewillt und geeignet ist, in Treue dem 

deutschen Volk und Reich zu dienen. 

2. Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefes er-

worben. 

3. Der Reichsbürger ist der alleinige Träger der vollen politischen Rechte nach 

Massgabe der Gesetze. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 256. 

Nr. 189 Schreiben von Karl Albrecht, Geschäftsführer der Wirtschaftsgruppe 

Feinmechanik und Optik, an die Reichsgruppe Industrie vom 30. Oktober 1937 

über die «Entjudung» der Auslandsvertretungen (Auszug) 

Wir haben wiederholt Veranlassung genommen, unsere Mitgliedsfirmen daraufhin-

zuweisen, dass wir es als ganz selbstverständlich betrachten, dass sie sich bemühen, 

nichtarische Vertreter im Ausland durch arische zu ersetzen, sobald Gelegenheit 

gegeben ist und entsprechende arische Vertreter gefunden werden. Wir haben dar-

über hinaus niemals im Zweifel gelassen, dass wir es als gegen die primitivsten 

Anforderungen des Nationalsozialismus verstossend betrachten, wenn eine Firma 

neuerdings ihre Vertretung im Auslande an jüdische Vertreter geben würde. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 157. 
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Nr 190 Exposé des Konzernführers Friedrich Flick für Vortrag und Besprechung bei Her-

mann Göring vom 19. Januar 1938 über die geplante «Arisierung» des Petschek-Konzerns 

(Auszug) 

... Die Gruppe Julius Petschek ist grundsätzlich bereit, ihren Besitz abzugeben. Die inneren 

Beweggründe liegen meines Erachtens darin, dass man an eine bevorstehende Katastrophe 

glaubt, an Krieg oder ähnliche Dinge mit ungewissem Ausgang, und dass man es infolge-

dessen wohl vorzieht, freiwillig auszusteigen, allerdings, das muss ich ausdrücklich her-

vorheben, unter Bedingungen und Voraussetzungen. 

Ich würde empfehlen, dass Sie mich ermächtigen, diese ersten unverbindlichen Vorver-

handlungen zu führen. In diesen Besprechungen wird man das Terrain so weit klären kön-

nen, um einen Überblick zu gewinnen darüber, ob die Sache freiwillig geht oder nicht. Ich 

würde ihnen dann baldmöglichst berichten und auch für einen Bericht der von Ihnen ein-

gesetzten Kommission zur Verfügung stehen, gegebenenfalls dann auch konkretere Vor-

schläge machen können. 

Ich könnte ja normalerweise ohne besonderen Auftrag private Verhandlungen zwecks 

privaten Erwerbs von Aktien aus der Petschek-Gruppe führen. Das könnte aber auch 

gleichzeitig eine Anzahl anderer Personen tun, und es steht zu befürchten, dass sich auch 

eine ganze Reihe von Interessenten finden werden, die alle als Reflektanten auftreten. 

Hierdurch würde ein gegenseitiges Herauftreiben des Preises entstehen. Letzten Endes 

würden auch die staatlichen Stellen keinen Überblick über die tatsächliche Lage erhalten. 

(Worauf es infolgedessen ankommt, ist, dass mir der Auftrag erteilt wird, dass ich vorläu-

fig allein verhandele.) 

(Schon am 21. Januar 1938 erhielt Flick von Göring eine entsprechende Bevollmächti-

gung, die später noch mehrfach bestätigt wurde.) 

Vollständiger Text in: Anatomie des Krieges, S. 162-164. 

266 



 



 

Nr. 191 Dringendes Telegramm von Fritz Sauckel, Gauleiter der NSDAP von Thü-

ringen und «Stiftungsführer» der Wilhelm-Gustloff-Werke, an Hermann Göring 

vom 24. März 1938 über die «Arisierung» eines österreichischen Rüstungsbetrie-

bes 

Auf ursprüngliche Empfehlung von Pg. Keppler beabsichtige ich, für die Wilhelm-

Gustloff-Stiftung die Hirtenberger Patronenfabrik zu erwerben. Diese Produktion 

ist für unsere nationalsozialistischen Wilhelm-Gustloff-Werke dringend notwen-

dig. Ich bitte daher, da sich unter anderen für diese ehemals jüdische Fabrik in 

Österreich auch die IG Farben sehr stark interessieren, meiner Bitte zu entsprechen 

und der Erwerbung dieser Fabrik durch die Wilhelm-Gustloff-Stiftung Ihrerseits 

zuzustimmen. Ich bin der Meinung, dass die IG Farben nicht alles haben müssen. 

Nähere Auskunft vermag Staatssekretär Keppler Ihnen morgen zu geben. Ich bitte 

im Interesse unseres nationalsozialistischen Werkes noch einmal herzlich um Ihre 

Unterstützung. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 170 f. 

Nr. 192 Aktennotiz aus den Handakten von Karl Kimmich, Vorstandsmitglied der 

Deutschen Bank, vom 25. Juli 1938 über das «Arisierungs»-Geschäft der Deut-

schen Bank 

Von 700 in der Zentrale1 erfassten jüdischen Unternehmungen sind (bis 25.7.1938) 

ca. 200 arisiert. Für zahlreiche weitere schweben noch Verhandlungen. Es laufen 

jetzt täglich Mitteilungen ein, dass Objekte arisiert sind. 

In einigen Branchen lässt das Angebot an wirklich guten Objekten stark nach. 

Die Nachfrage ist hier weitaus grösser, z.B. in der Metall- und Chemie-Branche. Es 

ist nicht immer möglich, diese Interessenten auf andere Branchen hinzulenken. 

Eine weitere Beschleunigung der Arisierung kann dann erwartet werden, wenn 

die Genehmigungen schneller erteilt werden. Es dauert häufig 2 Monate, bis alle 

Instanzen ihr placet gegeben haben. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 188. 

1 Gemeint ist die Zentrale der Deutschen Bank. 
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Nr. 193 Kanonische und nazistische antijüdische Massnahmen 

Kanonisches Recht Nazimassnahmen 

Verbot der Ehe und des geschlechtlichen Ver-

kehrs zwischen Christen und Juden (Synode 

von Elvira, 306) 

Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und 

der deutschen Ehre 15.9.1935 (RGBl. I, 1146) 

Verbot der gemeinsamen Speiseeinnahme von 

Juden und Christen (Synode von Elvira, 306) 
Juden wird die Benutzung von Speisewagen un-

tersagt 

(Verkehrsminister an Innenminster, 

30.12.1939, NG-3995) 

Juden ist es nicht erlaubt, öffentliche Ämter 

zu bekleiden 

(Synode von Clermont, 535) 

Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs beam-

tentums 

7.4.1933 (RGBl. I, 175) 

Juden ist es nicht erlaubt, christliche Knechte, 

Mägde oder Sklaven zu halten (3. Synode von 

Orléans, 538) 

Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und 

der deutschen Ehre 

15.0.1935 (RGBl. I, 1146) 

Juden ist es nicht erlaubt, sich während der 

Karwoche auf der Strasse zu zeigen (3. Syn-

ode von Orléans, 538) 

Polizeiverordnung zur Ermächtigung der Lokal-

behörden, Juden an bestimmten Tagen (d.h. an 

Nazi-Feiertagen) von den Strassen zu verbannen 

28.11.1938 (RGBl. I, 1676) 

Verbrennung des Talmud und anderer jüdi-

scher Schriften 

(12. Synode von Toledo, 681) 

Bücherverbrennungen in Nazideutschland 

(10.5.1933) 

Christen ist es untersagt, jüdische Ärzte zu 

Rate zu ziehen 

(Trullanische Synode, 692) 

4. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 

25.7.1938 

(RGBl. I, 969) 

Christen ist es nicht erlaubt, bei Juden zu 

wohnen 

(Synode von Narbonne, 1050) 

Anordnung Görings vom 28.12.1938, wonach 

Juden in bestimmten Häusern zu konzentrieren 

seien 

(Bormann an Rosenberg, 17.1.1939, PS-69) 

Juden müssen gleich Christen den Kirchen-

zehnt entrichten (Synode von Gerona, 1078) 

Die «Sozialausgleichsabgabe» vom 24.12.1940, 

wonach Juden als Ausgleich für die den Nazis 

auferlegten Parteispenden eine besondere Ein-

kommenssteuer zu entrichten hatten (RGBl. I, 

1666) 

Verbot der Sonntagsarbeit 

(Synode von Szabolcs, 1092) 
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Juden dürfen Christen nicht anklagen und  

können nicht Zeugen gegen Christen sein 

(3. Lateranisches Konzil, 1179, Kanon 26) 

Vorschlag der Parteikanzlei, Juden die Erhebung 

von Zivilklagen zu verbieten (Bc~mann an Justiz-

ministerium, 9.9.1938, RGBl. I, 973) 

Den Juden ist es verboten, ihre zum Christen-

tum übergetretenen Glaubensbrüder zu enter-

ben (3. Lateranisches Konzil, 1179) 

Ermächtigung des Justizministeriums, Testa-

mente, die das «gesunde Volksempfinden» belei-

digen, für nichtig zu erklären (31.7.1938, RGBl. I, 

973) 

Juden müssen ein Unterscheidungs Zeichen an 

ihrer Kleidung tragen (4. Lateranisches Kon-

zil, 1215. Als Vorbild diente ein Erlass des 

Kalifen Omar II., 634-644, wonach Christen 

blaue und Juden gelbe Gürtel zu tragen hät-

ten.) 

Verordnung vom 1.9.1941 (RGBl. I, 547) 

Verbot des Synagogenbaus (Konzil von 

Oxford, 1222) Zerstörung von Synagogen im gesamten 
Reich am 10.11.1938 

(Heydrich an Göring, 11.11.1938, PS-3058) 

Christen ist es nicht erlaubt, an jüdischen  

Feierlichkeiten teilzunehmen 

(Synode von Wien, 1267) 

Verbot freundschaftlicher Beziehungen zu 

Juden vom 24.10.1941 
(Gestapo-Anordnung, L-15) 

Juden dürfen mit einfachen Leuten nicht über den katholischen Glauben disputieren (Synode von 

Wien, 1267) 

Juden dürfen nur in Judenvierteln wohnen 

(Synode von Breslau, 1267) 

Heydrich-Befehl vom 21.9.1939 (PS-3363) 

Christen ist es nicht erlaubt, Grund und Boden 

an Juden zu verkaufen oder zu verpachten 

(Synode von Ofen, 1279) 

Verordnung vom 3.12.1938, die den 

Zwangs verkauf jüdischen Grund und Bodens vor-

sah 

(RGBl. I, 1709) 

Übertritt eines Christen zum Judentum oder 

Rückkehr eines getauften Juden zu seiner 

früheren Religion ist wie erwiesene Häresie  

zu behandeln 

(Synode von Mainz, 1310) 

Der Übertritt eines Christen zur jüdischen Reli-

gion setzt ihn der Gefahr aus, als Jude behandelt 

zu werden 

Urteil des Oberlandesgerichtes Königsberg,  

4. Zivilsenat vom 26.6.1942 

(In: Die Judenfrage, Vertrauliche Beilage, 

1.11.1942, S. 82 f.) 

Verkauf oder Verpfändung kirchlicher 

Gegenstände an Juden sind verboten 

(Synode von Lavaur, 1368) 
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Juden dürfen nicht als Unterhändler bei Ver-

trägen zwischen Christen, insbesondere nicht 

als Vermittler von Ehen auftreten 

(Konzil von Basel, 1434, XIX. Sitzung) 

Gesetz vom 6.7.1938 über die Auflösung jüdi-

scher Grundstücks- und Immobilienagenturen 

sowie jüdischer Heiratsvermittlungsinstitute, die 

an Nichtjuden vermitteln 

(RGBl. I, 823) 

Juden dürfen keine akademischen Grade er-

werben 

(Konzil von Basel, 1434, XIX. Sitzung) 

Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schu-

len und Hochschulen vom 25.4.1933 (RGBl. I, 

225) 

Aus: R. Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden. Die Gesamtgeschichte des Holocaust, 
3 Bde., Berlin 1982, S. 15 f. 
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Kapitel V 

Krieg und Massenmord 

Einleitung 

Das faschistische System arbeitete von Anfang an mit aller Konsequenz auf einen 

Krieg hin. Die Führung der NSDAP hatte schon lange vor der Übernahme der po-

litischen Macht immer wieder betont, dass sie fest entschlossen sei, Krieg zu führen, 

um die Fesseln des Versailler Vertrages zu sprengen, die östlichen Länder zu un-

terwerfen und auszubeuten und für das Deutsche Reich wieder eine Weltmachtstel-

lung zu erobern. Dies war genau das Programm, das die Bundesgenossen der fa-

schistischen Partei, die Führungsgruppen aus Wirtschaft und Militär, anstrebten. Es 

entsprach ihren Interessen, die sie schon im Ersten Weltkrieg verfolgt hatten. Mei-

nungsverschiedenheiten gab es allenfalls über die Frage, wann, mit welchen Bünd-

nispartnern und mit welchem Risiko der Krieg begonnen und geführt werden sollte. 

So wurden sogleich nach der Errichtung der faschistischen Diktatur die schon 

seit der Mitte der 20er Jahre angelaufenen illegalen Aufrüstungsmassnahmen ener-

gisch verstärkt. Der Vierjahresplan von 1936, der alle ökonomischen Kräfte für die 

Kriegsvorbereitungen zusammenfasste, sollte Wirtschaft und Militär bis 1940 

kriegsbereit machen. Bereits am 1. September 1939 schlug das Deutsche Reich 

dann los. Nr. 194-205 zeigen die zielbewusste wirtschaftliche, politische und mili-

tärische Vorbereitung der Aggression, an der auch die Industrie (Nr. 194) und das 

Militär (Nr. 197) wesentlich beteiligt waren. Nr. 206-228 veranschaulichen, mit 

welchen ideologischen Mitteln der Krieg und seine Vorbereitung unterstützt wur-

den. Die politische Führung war dabei genötigt, zunächst jede Vorbereitungsmass-

nahme als Schritt zur Friedenssicherung auszugeben, und doch zugleich die deut-

sche Bevölkerung ideologisch auf den Krieg einzustellen. So kam es in der Vorbe-

reitungsphase zu einer merkwürdigen Mischung aus Tarnung, Friedensbeteuerun-

gen und Kriegspropaganda. 

Neben der faschistischen Regierung und ihren Massenorganisationen, dem Mili-

tär und der Wirtschaft (und natürlich der Intelligenz, den Lehrern, Professoren und 

Journalisten, deren Anteil hier nicht dokumentiert werden kann), hatten die Kirchen 
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einen wesentlichen Anteil daran, Militarismus und Kampfentschlossenheit in der 

Bevölkerung zu erzeugen und während des Krieges aufrechtzuerhalten. Das Ver-

halten der Kirchen wird hier relativ ausführlich dokumentiert (Nr. 210-228), weil 

darüber nach 1945 von den Kirchen irreführende Darstellungen verbreitet worden 

sind, die heute noch die öffentliche Meinung weitgehend beherrschen. Die Gründe 

für die nachhaltige Unterstützung des faschistischen Krieges durch die Kirchen wer-

den von diesen selbst in den abgedruckten Dokumenten deutlich ausgesprochen: 

Neben allgemeinen autoritären und vaterländischen Motiven ging es primär um die 

erhoffte Vernichtung des Kommunismus und damit der politischen Bastion des 

Atheismus. Dass die zahllosen Predigten, Hirtenbriefe und sonstigen Anfeuerungen 

der Kirche an die deutsche Bevölkerung und die deutschen Soldaten einen enorm 

wichtigen Faktor für die Schaffung der erforderlichen Kriegs- und Kampfbereit-

schaft darstellten und ganz allgemein zur Stabilisierung der faschistischen Herr-

schaft und zur Rechtfertigung ihrer Politik wesentlich beigetragen haben, kann da-

nach nicht bezweifelt werden. 

Wozu der Krieg tatsächlich geführt wurde, geht aus Nr. 229-246 hervor. Auch 

bei den Expansions- und Europakonzeptionen zeigt sich, dass die faschistische Re-

gierung mit dem grossen Kapital aufs Engste zusammenarbeitete und dass die Wirt-

schaft selbst sehr weitreichende Expansionskonzepte entwickelte. In der Tat stim-

men die Kriegsziele des faschistischen Systems mit denen des Kaiserreichs im Er-

sten Weltkrieg im Prinzip so klar überein, dass dies nur von der Kontinuität der 

sozialökonomischen Interessen und Herrschaftsgruppen her erklärt werden kann. 

Hier wird auch erkennbar, wie differenziert das Instrumentarium ökonomischer 

Herrschaft und Ausbeutung sein kann (vgl. bes. Nr. 231, 232 und 236). Höchst auf-

schlussreich sind auch die Versuche, angesichts der sich verschlechternden Kriegs-

lage 1943 die Europapropaganda so umzustellen, dass der Herrschafts- und Aus-

beutungscharakter nicht mehr sichtbar war und stattdessen das gemeinsame Inter-

esse aller europäischen Völker am Kampf gegen den Bolschewismus zur Rettung 

der abendländischen Kultur betont wurde (Nr. 240-243). Dass die herrschende 

Klasse des Deutschen Reiches ihre Ziele auch nach der militärischen Niederlage 

beibehalten könnte, befürchteten damals auch die westlichen Alliierten (Nr. 245). 

Nr. 247-253 vermitteln dann einen Eindruck davon, welche direkten ökonomi-

schen Interessen der deutschen Wirtschaft schon in der ersten Phase des Krieges am 

Werk waren, wie heftig der Konkurrenzkampf um die Aufteilung der Beute zwi-

schen den einzelnen Unternehmen und Kapitalgruppen war und wie stark das Ver- 
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langen nach mehr Beute, also nach Fortsetzung der Aggression. Dieser Ausbeu-

tungsdrang kam voll zum Zuge nach dem Angriff gegen die Sowjetunion, als das 

Deutsche Reich beinahe ganz Europa und vor allem die slawischen Völker bis nach 

Russland hinein beherrschte, die als «Untermenschen» und willkommene Sklaven-

arbeiter betrachtet wurden. Die politische Führung und das Militär schufen durch 

die barbarische, alle Grundsätze der Menschlichkeit und des Völkerrechts negie-

rende Kriegsführung und durch Terror und Massenmorde die Voraussetzung dafür 

(Nr. 254-255 a). Nr. 256 dokumentiert, wie deutsche Soldaten sich angesichts sol-

cher Mordaktionen verhalten haben. 

Nr. 263 a und 263 b zeigen, dass gegenüber der eigenen Bevölkerung und ge-

genüber den SS-Offizieren dieser Eroberungskrieg mitsamt seinen Brutalitäten 

nicht nur ideologisch, sondern auch durch Hinweis auf materielle Anreize gerecht-

fertigt wurde. Bereicherung durch Raub und Mord wurde ihnen angeboten und die 

Lösung aller Probleme durch den Imperialismus. Die Dokumente Nr. 254 ff. geben 

eine Anschauung davon, wie dieses System der Ausplünderung beschaffen war – 

von der Überzeugung der Regierenden, dass dabei natürlich «zig Millionen» ster-

ben würden (Nr. 263), bis zu den Tributen, die aus den unterworfenen Völkern her-

ausgepresst wurden (Nr. 273); von der Kinderarbeit und dem Einsatz weiblicher 

Häftlinge in den deutschen Industriebetrieben (Nr. 270 und 272) bis zum Verlangen 

deutscher Betriebe nach mehr Zwangsarbeitern (Nr. 265) und deren Beschwerden, 

dass die Geheime Staatspolizei (Gestapo) gegenüber solchen Arbeitskräften zu 

schlapp und nachsichtig sei und nicht genügend durchgreife (Nr. 271). 

Nr. 273 a-283 b dokumentieren die Verhältnisse in den Konzentrationslagern 

und die industrielle Verwertung der Häftlinge. Hier wird die enge Kooperation zwi-

schen der SS und der Industrie deutlich, die aus diesen Häftlingen enorme Profite 

herausholte. Die Arbeitsbedingungen für die Häftlinge in den Betrieben waren so 

beschaffen, dass die Sterbequote sehr hoch war, also das faschistische Prinzip der 

«Vernichtung durch Arbeit» auch auf diese Weise realisiert wurde. So wurden mit 

diesem Hinweis auf das rasche Sterben der Häftlinge von der Industrie immer neue 

Häftlinge bei der SS angefordert (Nr. 277 und 278), die möglichst kräftig sein soll-

ten (Nr. 276), um dann erneut verschlissen zu werden. In den Konzentrationslagern 

selbst waren die Bedingungen so, dass die Häftlinge – meist politische Oppositio-

nelle und Juden – als Persönlichkeiten gebrochen wurden, bevor sie auch physisch 

zugrunde gingen (Nr. 275). Die sadistischen Bedürfnisse der SS-Wachmannschaf- 
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ten konnten sich dabei hemmungslos entladen. Diese sadistischen Quälereien sind 

aus den Prozessen gegen Angehörige der Wachmannschaften der Öffentlichkeit be-

kannt und werden deshalb hier im Einzelnen nicht dokumentiert. 

Mit dem Weg in den Holocaust befassen sich Nr. 284-309. Der Pogrom vom 9. 

November 1938 besitzt exemplarische Bedeutung und wird deshalb ausführlicher 

dokumentiert: wie er organisiert wurde (Nr. 288) und wie er sich einfügte in die 

Politik der Unterdrückung und Beraubung der Juden und der ökonomischen Effek-

tivierung des Systems (Nr. 285 a-287). Auch die weiteren Planungen und Massnah-

men zeigen, dass die «Endlösung», die bis 1939 Vertreibung, seit 1941 aber physi-

sche Vernichtung bedeutete, in engem Zusammenhang mit der faschistischen «Neu-

ordnung Europas», insbesondere mit zum Teil auch unterschiedlichen Konzepten 

der Unterwerfungs- und Vernichtungspolitik gegenüber Polen und der Sowjetunion 

stand (Nr. 301, 302). Erkennbar wird hier das beträchtliche Mass an Bereitschaft, 

auch in Teilen der Wehrmacht, bei den Massenmorden an der jüdischen Bevölke-

rung mitzuwirken (Nr. 296, 297). 

Diese Dokumente verdeutlichen sowohl Organisation und Ausmass dieser Ter-

ror- und Mordaktionen, als auch die Mentalität derer in SS, Wehrmacht und «Son-

dereinheiten», die sie angeordnet und durchgeführt haben. Sie zeigen aber auch, 

dass selbst daraus noch maximaler Profit geschlagen wurde: Durch die Verwendung 

der Häftlinge als Objekte medizinischer Versuche (Nr. 283 a), durch Verwertung 

der Leichen und der Vermögen der Ermordeten (Nr. 308) und durch die Geschäfte 

mit dem Giftgas, das chemische Firmen an die SS lieferten (Nr. 309). Die Mordma-

schinerie zeigt das faschistische System in seinen letzten Konsequenzen. Sie zeigt, 

wohin ein System gelangen kann, das das «Lebensrecht» der eigenen Nation ohne 

Rücksicht auf die gleichen Rechte anderer Völker proklamiert, den «Kampf ums 

Dasein» und «das Recht des Stärkeren» zur Grundlage seiner Politik macht und 

Herrenmenschenideologie und Profit- und Verwertungsprinzip gegenüber der 

Mehrheit der eigenen Bevölkerung und gegenüber anderen Völkern durchzusetzen 

trachtet. Und sie zeigt zugleich, welche Bestien aus Menschen, aus bürgerlichen 

Familienvätern, ordentlichen Beamten und gehorsamen Soldaten werden können, 

wenn sie nach solchen Grundsätzen erzogen werden und solchen Ideologien folgen. 



 

1. Die Vorbereitung der Aggression 

a)  Die ökonomische, politische und militärische  

Vorbereitung 

Nr. 194 Denkschrift der IG Farbenindustrie AG für den Rüstungsbeirat1 des 

Reichswehrministeriums vom März 1935 über die Militarisierung der Wirtschaft 

zur Vorbereitung der Industrie auf den Krieg (Auszüge) 

Der Gedanke, die Aussenorganisation des RMW unter Einschluss des RLM zur 

Vorbereitung der Industrie auf den Krieg zu erweitern, bedeutet letzten Endes, sich 

mit den Problemen über den Aufbau einer alle Kräfte des Volkes zusammenschlies-

senden Wirtschaftsorganisation zu befassen. 

Wenn man sich nicht nur an die im Kriege2 unter dem Zwange der Not entstan-

dene Organisationsform anlehnen will, sondern wenn man darauf ausgeht, die ge-

samten produktiven Kräfte auf weite Sicht vorbereitend einem einheitlichen Zweck 

unterzuordnen, so heisst dies – naturgemäss unter Benutzung der im Kriege gesam-

melten Erfahrungen – eine wehrwirtschaftliche Neuorganisation zu schaffen, die 

den letzten Mann und die letzte Frau, die letzte Produktionseinrichtung und Ma-

schine sowie den letzten Rohstoff der Erzeugung von kriegswichtigen Produkten 

zuführt und alle Arbeitskräfte, Produktionseinrichtungen und Rohstoffe in einem 

militärisch straff geführten wirtschaftlichen Organismus eingliedert. Die gesamte 

Erzeugung der Industrie, des Handwerks und Gewerbes sowie der Landwirtschaft 

gilt in diesem Sinne als kriegswichtig und muss daher in den Rahmen einer umfas-

senden Wehrwirtschaft einbezogen werden ... 

1  In diesem Gremium zur Beratung des Reichswehrministeriums, das meistens unter dem Vorsitz 

des Reichswehrministers Werner von Blomberg tagte, sassen als ständige Vertreter der Reichs-

wehr die Generale Walther von Reichenau und Wilhelm Keitel. Die wichtigsten Konzerne waren 

durch Robert Bosch, Konrad von Borsig, Wilhelm Keppler, Carl Krauch, Paul Reusch, Hermann 

Röchling, Carl Friedrich von Siemens, Fritz Springorum, Fritz Thyssen und Albert Vogler ver-

treten. 

2  Hier ist der erste Weltkrieg gemeint. 
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Die für den Frontdienst benötigten Kräfte ordnen sich nach dem rein militäri-

schen Mobilmachungsplan in den Rahmen der Wehrmacht ein, auf sie hat nach ih-

rem Übertritt zur Truppe die Wehrwirtschaft keinen Einfluss mehr. 

Die Erfassung der freibleibenden Kräfte muss naturgemäss in planvoller Zusam-

menarbeit auf weite Sicht durch Wehrmacht und Wehrwirtschaft geschehen. 

Die in Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft verbleibenden Arbeitskräfte treten 

dann gemäss einem – dem militärischen Mobilmachungsplan entsprechenden – 

wehrwirtschaftlichen Mobilmachungsplan unter militärischem, wehrwirtschaftli-

chem Kommando in Tätigkeit. Es müssen also für die Industriewerke, für die le-

benswichtigen Handwerks- und Gewerbebetriebe sowie für die in ihrer Gesamtheit 

ausnahmslos lebenswichtige Landwirtschaft eingehende Mobilisierungspläne auf-

gestellt werden... 

Die Planung der Wehrwirtschaft bzw. die Aufstellung der wehrwirtschaftlichen 

Mobilisierungspläne muss unter Berücksichtigung der vorhandenen Friedenswirt-

schaft, d.h. unter Mitarbeit der bestehenden Fachorganisationen der Wirtschaft bzw. 

der Unternehmer selbst, erfolgen, um die Initiative, Anregung und Mitarbeit der 

freien Wirtschaft in den Dienst der Sache zu stellen. Diese gesamte Planung, sowohl 

was die Produktion kriegswichtiger Güter anlangt als auch die gesamte Planung 

über Rohstofffragen, muss dabei unter einheitlicher zentraler wehrwirtschaftlicher 

Leitung stehen ... 

Bezüglich der Arbeitskräfte erscheint die straffe wehrwirtschaftliche Vorberei-

tung aller Massnahmen von ausserordentlichem Wert, und es muss für die einzelnen 

in Frage kommenden Betriebe industrieller und landwirtschaftlicher Natur die 

Frage des Ersatzes zum Frontdienst tretender Arbeitskräfte durch freie Kräfte ein-

gehend geregelt werden. 

Einen letzten Schritt auf dem Wege der straffen militärischen Organisation der 

Wehrwirtschaft würde es bedeuten, auch alle in Frage kommenden Arbeitskräfte 

der Wehrwirtschaft im Kriegsfalle militärisch einzugliedern und den betreffenden 

Organen der Wehrwirtschaft (W[ehr]w[irtschafts]offiziere usw.) zu unterstellen. 

Die gesamte Organisation muss von dem Gedanken getragen werden, trotz einer 

straffen Zentralisation der Planung die private Entwicklungsfreudigkeit zu fördern 

und vor allem die Organisation nicht bürokratisch erstarren zu lassen, sondern sie 

elastisch zu erhalten, damit sie sich im Kriegsfalle plötzlich dem Auftreten neuer 

Erfordernisse oder Verluste bzw. Ausfall von Erzeugungsstätten oder Rohstoffen 

anpassen kann. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 130-132. 
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Nr. 195 Denkschrift Hitlers zum Vierjahresplan vom August 1936 (Auszüge) 

Europa hat zur Zeit nur zwei dem Bolschewismus gegenüber standfest anzusehende 

Staaten: Deutschland und Italien. Die anderen Länder sind entweder durch ihre de-

mokratische Lebensform zersetzt, marxistisch infiziert und damit in absehbarer Zeit 

selbst dem Zusammenbruch verfallen oder von autoritären Regierungen beherrscht, 

deren einzige Stärke die militärischen Machtmittel sind, d.h. aber: sie sind infolge 

der Notwendigkeit, die Existenz ihrer Führung den eigenen Völkern gegenüber 

durch die Brachialmittel der Exekutive zu sichern, unfähig, diese Brachialgewalt 

zur Erhaltung der Staaten nach aussen anzusetzen. Alle diese Länder wären unfä-

hig, jemals einen aussichtsvollen Krieg gegen Sowjetrussland zu führen ... 

Das Ausmass und das Tempo der militärischen Auswertung unserer Kräfte kön-

nen nicht gross und schnell genug gewählt werden! Es ist ein Kapitalirrtum, zu 

glauben, dass über diese Punkte irgendein Verhandeln oder ein Abwägen stattfin-

den könnte mit anderen Lebensnotwendigkeiten ... 

Ähnlich der militärischen und politischen Aufrüstung bzw. Mobilmachung un-

seres Volkes hat auch eine wirtschaftliche zu erfolgen, und zwar im selben Tempo, 

mit der gleichen Entschlossenheit und wenn nötig auch mit der gleichen Rück-

sichtslosigkeit... 

Die endgültige Lösung liegt in einer Erweiterung des Lebensraumes bzw. der 

Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes. Es ist die Aufgabe der politischen 

Führung, diese Frage dereinst zu lösen ... 

Ich stelle damit folgende Aufgabe: 

I. Die deutsche Armee muss in 4 Jahren einsatzfähig sein. 

II. Die deutsche Wirtschaft muss in 4 Jahren kriegsfähig sein. 

Vollständiger Text in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 1955, H. 2. 
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Nr. 196 Die Ankündigung des Vierjahresplanes. Proklamation Adolf Hitlers bei der 

Eröffnung des 8. Reichsparteitages der NSDAP in Nürnberg am 9. September 1936 

(Auszüge) 

...Da nun der nationalsozialistische Staat unter keinen Umständen gewillt ist, eine 

Beschränkung seiner Volkszahl vorzunehmen, sondern im Gegenteil entschlossen 

ist, diese natürlichste Fruchtbarkeit der Nation zu steigern, sind wir gezwungen, die 

Folgen dieser Entwicklung für die Zukunft zu überlegen und zu bedenken. Eine 

wesentliche Steigerung des Bodenertrages ist nicht möglich, eine wesentliche Stei-

gerung des Exports in absehbarer Zukunft kaum. 

Es ist also die Aufgabe der nationalsozialistischen Staats- und Wirtschaftsfüh-

rung, genauestens zu untersuchen, welche notwendigen Rohstoffe, Brennstoffe 

usw. in Deutschland selbst hergestellt werden können. 

Die dann dadurch eingesparten Devisen sollen in der Zukunft als zusätzlich der 

Sicherung der Ernährung und zum Ankauf seiner Materialien dienen, die unter kei-

nen Umständen bei uns beschafft werden können. Und ich stelle dies nun heute, als 

das neue Vierjahresprogramm auf: In vier Jahren muss Deutschland in allen jenen 

Stoffen vom Ausland gänzlich unabhängig sein, die irgendwie durch die deutsche 

Fähigkeit, durch unsere Chemie und Maschinenindustrie sowie durch unseren 

Bergbau selbst beschafft werden können! ... 

Die nationalsozialistische Staatsführung ist eine so souveräne und eine so über 

allen wirtschaftlichen Bedingungen stehende, dass in ihren Augen die Kennzeich-

nung «Arbeitnehmer und Arbeitgeber» belanglose Begriffe sind. Es gibt keinen Ar-

beitgeber und es gibt keinen Arbeitnehmer vor den höchsten Interessen der Nation, 

sondern nur Arbeitsbeauftragte des ganzen Volkes. Der soziale Friede schafft allein 

die Voraussetzungen, um die grossen Aufgaben unserer nationalwirtschaftlichen 

Lage zu erfüllen. Wo wären wir heute hingekommen, wenn so wie in anderen Län-

dern Streiks und Aussperrungen ihren gegenseitigem Wahnsinn trieben? Wo würde 

Deutschland heute sein, wenn jeder glauben dürfte, sich seinen Lohn und seinen 

Gewinn nach eigenem Ermessen bestimmen zu können? Je mehr wir die Grösse der 

Aufgaben, die uns gestellt sind, erkennen und erfassen, umso klarer wird uns die 

Notwendigkeit des rastlosen und geschlossenen Einsatzes aller schaffenden deut-

schen Menschen zur Erfüllung dieser Aufgabe ... 

Aus: Völkischer Beobachter vom 10. September 1936; längere Auszüge in: Hohlfeld, Bd. IV,  
S. 303-305. 
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Nr. 197 Denkschrift des Oberbefehlshabers des Heeres (Gen.oberst v. Fritsch) an 

den Oberbefehlshaber der Wehrmacht (Gen.feldmarschall v. Blomberg) vom Au-

gust 1937 (Auszüge) 

Für Deutschland kann ehrlich nicht bezweifelt werden, dass ein Sieg letzten Endes 

auf dem Heere beruht, so unerlässlich ein erfolgreicher Kampf der Luftwaffe wie 

der Flotte für den Enderfolg auch bleibt. 

Das Heer allein kann einen Gegner endgültig niederzwingen, indem es sein Land 

erobert und damit feindliche Staatsmacht ausschaltet. Als Kontinentalmacht wer-

den wir letzten Endes unsere Siege auf der Erde gewinnen müssen. Und solange die 

Ziele eines deutschen Sieges nur in Ost-Eroberungen liegen können, wird auch nur 

das Heer, durch Eroberungen im Osten, durch Halten im Westen, die letzte Ent-

scheidung bringen, weil kein Oststaat, sei es in der Luft, sei es auf dem Wasser, 

tödlich zu treffen ist. 

Aus: W. Görlitz (Hg.), Generalfeldmarschall Keitel, Göttingen, Berlin, Frankfurt 1961, S. 127 f. 

Nr. 198 Niederschrift über die Besprechung in der Reichskanzlei am 5. November 

1937 (Hossbach-Protokoll; Auszüge) 

Anwesend. 

Der Führer und Reichskanzler, 

der Oberkriegsminister Generalfeldmarschall v. Blomberg, 

der Oberbefehlshaber des Heeres Generaloberst Freiherr v. Fritsch, 

der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine Generaladmiral Dr. h.c. Raeder, 

der Oberbefehlshaber der Luftwaffe Generaloberst Göring, 

der Reichsminister des Auswärtigen Freiherr von Neurath, 

Oberst Hossbach. 

... Der Führer führte sodann aus: 

Das Ziel der deutschen Politik sei die Sicherung und Erhaltung der Volksmasse 

und deren Vermehrung, somit handle es sich um das Problem des Raumes. 

Die deutsche Volksmasse verfüge über 85 Millionen Menschen, die nach der 

Anzahl der Menschen und der Geschlossenheit des Siedlungsraumes in Europa ei-

nen in sich so fest geschlossenen Rassekern darstelle, wie er in keinem anderen 

Land wieder anzutreffen sei, wie er andererseits das Anrecht auf grösseren Lebens-

raum mehr als bei anderen Völkern in sich schlösse.... Bevor er sich der Frage der 
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Behebung der Raumnot zuwende, sei die Überlegung anzustellen, ob im Wege der 

Autarkie oder einer gesteigerten Beteiligung an der Weltwirtschaft eine zukunfts-

reiche Lösung der deutschen Lage zu erreichen sei. 

Autarkie: Durchführung nur möglich bei straffer nationalsozialistischer Staats-

führung, welche die Voraussetzung sei; als Resultat der Verwirklichungsmöglich-

keit sei festzustellen: 

Auf dem Gebiet der Rohstoffe nur bedingte, nicht aber totale Autarkie ... 

Auf dem Gebiet der Lebensmittel sei die Frage der Autarkie mit einem glatten 

«Nein» zu beantworten ... 

Beteiligung an der Weltwirtschaft: Ihr seien Grenzen gezogen, die wir nicht zu 

beheben vermochten. Einer sicheren Fundierung der deutschen Lage ständen die 

Konjunkturschwankungen entgegen, die Handelsverträge böten keine Gewähr für 

die praktische Durchführung. Insbesondere sei grundsätzlich zu bedenken, dass seit 

dem Weltkriege eine Industrialisierung gerade früherer Ernährungsausfuhrländer 

stattgefunden habe. Wir lebten im Zeitalter wirtschaftlicher Imperien, in welchem 

der Trieb zur Kolonisierung sich wieder dem Urzustand nähere; bei Japan und Ita-

lien lägen dem Ausdehnungsdrang wirtschaftliche Motive zu Grunde, ebenso wie 

auch für Deutschland die wirtschaftliche Not den Antrieb bilden würde ... 

Wenn die Sicherheit unserer Ernährungslage im Vordergrunde stände, so könne 

der hierfür notwendige Raum nur in Europa gesucht werden, nicht aber ausgehend 

von liberalistisch-kapitalistischen Auffassungen in der Ausbeutung von Kolonien. 

Es handle sich nicht um die Gewinnung von Menschen, sondern von landwirt-

schaftlich nutzbarem Raum. Auch die Rohstoffgebiete seien zweckmässiger im un-

mittelbaren Anschluss an das Reich in Europa und nicht in Übersee zu suchen, 

wobei die Lösung sich für ein bis zwei Generationen auswirken müsse. Was dar-

über hinaus in späteren Zeiten notwendig werden sollte, müsse nachfolgenden Ge-

schlechtern überlassen bleiben. Die Entwicklung grosser Weltgebilde gehe nun ein-

mal langsam vor sich, das deutsche Volk mit seinem starken Rassekern finde hier-

für die günstigsten Voraussetzungen inmitten des europäischen Kontinents. Dass 

jede Raumerweiterung nur durch Brechen von Widerstand und unter Risiko vor 

sich gehen könne, habe die Geschichte aller Zeiten – Römisches Weltreich, Engli-

sches Empire – bewiesen. Auch Rückschläge seien unvermeidbar. Weder früher 

noch heute habe es herrenlosen Raum gegeben, der Angreifer stosse stets auf den 

Besitzer. 

Für Deutschland laute die Frage, wo grösster Gewinn unter geringstem Einsatz 

zu erreichen sei... 
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Stelle man an die Spitze der nachfolgenden Ausführungen den Entschluss zur 

Anwendung von Gewalt unter Risiko, dann bleibt noch die Beantwortung der Fra-

gen «wann» und «wie». Hierbei seien drei Fälle zu entscheiden: 

Fall 1: Zeitpunkt 1943-45. 

Nach dieser Zeit sei nur noch eine Veränderung zu unseren Ungunsten zu erwar-

ten. 

Die Aufrüstung der Armee, Kriegsmarine, Luftwaffe sowie die Bildung des Of-

fizierskorps seien annähernd beendet. Die materielle Ausstattung und Bewaffnung 

seien modern, bei weiterem Zuwarten läge die Gefahr ihrer Veralterung vor. Be-

sonders der Geheimhaltungsschutz der «Sonderwaffen» liesse sich nicht immer 

aufrechterhalten. Die Gewinnung von Reserven beschränke sich auf die laufenden 

Rekrutenjahrgänge, ein Zusatz aus älteren unausgebildeten Jahrgängen sei nicht 

mehr verfügbar. Im Verhältnis zu der bis dahin durchgeführten Aufrüstung der Um-

welt nähmen wir an relativer Stärke ab. 

Wenn wir bis 1943/45 nicht handelten, könne infolge des Fehlens von Reserven 

jedes Jahr die Ernährungskrise bringen, zu deren Behebung ausreichende Devisen 

nicht verfügbar seien. Hierin sei ein «Schwächungsmoment des Regimes» zu er-

blicken. Zudem erwarte die Welt unseren Schlag und treffe ihre Gegenmassnahmen 

von Jahr zu Jahr mehr. Während die Umwelt sich abriegele, seien wir zur Offensive 

gezwungen. 

Wie die Lage in den Jahren 1943/45 tatsächlich sein würde, wisse heute niemand. 

Sicher ist nur, dass wir nicht länger warten können ... 

Die Notwendigkeit zum Handeln vor 1943/45 käme im Fall 2 und 3 in Betracht. 

Fall 2:  

Wenn die sozialen Spannungen in Frankreich sich zu einer derartigen innenpoli-

tischen Krise auswachsen sollten, dass durch letztere die französische Armee ab-

sorbiert und für eine Kriegsverwendung gegen Deutschland ausgeschaltet würde, 

sei der Zeitpunkt zum Handeln gegen die Tscheche! gekommen ... 

Fall 3:  

Wenn Frankreich durch einen Krieg mit einem anderen Staat so gefesselt ist, 

dass es gegen Deutschland nicht «vorgehen» kann. 

Zur Verbesserung unserer militärpolitischen Lage müsse in jedem Fall bei einer 

kriegerischen Verwicklung unser erstes Ziel sein, die Tscheche! und gleichzeitig 

Österreich niederzuwerfen, um die Flankenbedrohung eines etwaigen Vorgehens 

nach Westen auszuschalten.... Wenn auch die Besiedlung insbesondere der Tsche-

chei keine dünne sei, so könne die Einverleibung der Tschechei und Österreich den 
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Gewinn von Nahrungsmitteln für 5-6 Millionen Menschen bedeuten unter Zugrun-

delegung, dass eine zwangsweise Emigration aus der Tschechei von zwei, aus 

Österreich von einer Million Menschen zur Durchführung gelange. Die Angliede-

rung der beiden Staaten an Deutschland bedeute militärpolitisch eine wesentliche 

Entlastung infolge kürzerer, besserer Grenzziehung, Freiwerdens von Streitkräften 

für andere Zwecke und der Möglichkeit der Neuaufstellung von Truppen bis in 

Höhe von etwa 12 Divisionen, wobei auf 1 Million Einwohner eine neue Division 

entfalle ... 

In gewissere Nähe sähe der Führer den Fall 3 gerückt, der sich aus den derzeiti-

gen Spannungen im Mittelmeer entwickeln könne und den er eintretendenfalls zu 

jedem Zeitpunkt, auch bereits im Jahre 1938, auszunutzen entschlossen sei... 

Feldmarschall von Blomberg und Generaloberst von Fritsch wiesen bei der Be-

urteilung der Lage wiederholt auf die Notwendigkeit hin, dass England und Frank-

reich nicht als unsere Gegner auftreten dürften und stellten fest, dass durch den 

Krieg gegen Italien das französische Heer nicht in dem Umfange gebunden sei, dass 

es nicht noch mit Überlegenheit an unserer Westgrenze auf den Plan treten könne... 

Hinsichtlich unserer Offensive nach Südosten machte Feldmarschall von Blom-

berg nachdrücklich auf die Stärke der tschechischen Befestigungen aufmerksam, 

deren Ausbau den Charakter einer Maginot-Linie angenommen hätte und unseren 

Angriff aufs Äusserste erschweren. 

Generaloberst von Fritsch erwähnte, dass es gerade Zweck einer durch ihn ange-

ordneten Studie dieses Winters sei, die Möglichkeiten der Führung der Operationen 

gegen die Tschechei unter besonderer Berücksichtigung der Überwindung des 

tschechischen Festungssystems zu untersuchen ... 

Zu den seitens des Feldmarschalls von Blomberg und des Generalobersten 

Fritsch hinsichtlich des Verhaltens Englands und Frankreichs angestellten Überle-

gungen äusserte der Führer in Wiederholung seiner bisherigen Ausführungen, dass 

er von der Nichtbeteiligung Englands überzeugt sei und daher an eine kriegerische 

Aktion Frankreichs gegen Deutschland nicht glaube. Sollte der in Rede stehende 

Mittelmeerkonflikt zu einer allgemeinen Mobilmachung in Europa führen, so sei 

unsererseits sofort gegen die Tschechei anzutreten, sollten dagegen die am Kriege 

nicht beteiligten Mächte ihr Desinteresse erklären, so habe sich Deutschland diesem 

Verhalten zunächst anzuschliessen ... 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXV, S. 403 ff; auch abgedruckt in:  

Hohlfeld, Bd. IV, S. 366-375. 
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Nr. 199 Protokoll über den Beitritt Italiens zum deutsch-japanischen Antikomin-

tern-Abkommen vom 6. November 1937 (Auszug) 

Die Regierung des Deutschen Reiches, 

Die Italienische Regierung und 

Die Kaiserlich Japanische Regierung, 

In der Erwägung, dass die Kommunistische Internationale ständig die zivilisierte 

Welt im Westen und im Osten weiter gefährdet, ihren Frieden und ihre Ordnung 

stört und vernichtet, 

Überzeugt, dass nur eine enge Zusammenarbeit aller an der Aufrechterhaltung 

des Friedens und der Ordnung interessierten Staaten diese Gefahr vermindern und 

beseitigen kann, 

In der Erwägung, dass Italien, das seit Beginn der Faschistischen Regierung 

diese Gefahr mit unbeugsamer Entschlossenheit bekämpfte und die Kommunisti-

sche Internationale in seinem Gebiet ausmerzte, entschieden hat, sich Seite an Seite 

mit Deutschland und Japan, die ihrerseits von dem gleichen Abwehrwillen gegen 

die Kommunistische Internationale beseelt sind, gegen den gemeinsamen Feind zu 

stellen, 

Sind, in Übereinstimmung mit Artikel 11 des Abkommens gegen die Kommu-

nistische Internationale, das am 25. November 1936 zu Berlin zwischen Deutsch-

land und Japan abgeschlossen wurde, wie folgt übereingekommen: 

Artikel I 

Italien tritt dem als Anlage im Wortlaut beigefügten Abkommen gegen die Kom-

munistische Internationale nebst Zusatzprotokoll, das am 25. November 1936 zwi-

schen Deutschland und Japan abgeschlossen worden ist, bei. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. IV, S. 375 f. 

Nr. 200 Freundschafts- und Bündnispakt zwischen Deutschland und Italien vom 

22. Mai 1939 (Auszüge) 

Durch die innere Verwandtschaft ihrer Weltanschauung und die umfassende Soli-

darität ihrer Interessen fest miteinander verbunden, sind das deutsche und italieni-

sche Volk entschlossen, auch in Zukunft Seite an Seite und mit vereinten Kräften 

für die Sicherung ihres Lebensraums und für die Aufrechterhaltung des Friedens 

einzutreten. 
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Auf diesem ihnen von der Geschichte vorgezeichneten Wege wollen Deutsch-

land und Italien inmitten einer Welt der Unruhe und Zersetzung der Aufgabe die-

nen, die Grundlage der europäischen Welt zu sichern. 

Artikel III. 

Wenn es entgegen den Wünschen und Hoffnungen der Vertragschliessenden 

Teile dazu kommen sollte, dass einer von ihnen in kriegerische Verwicklungen mit 

einer anderen Macht oder mit anderen Mächten gerät, wird ihm der andere Ver-

tragschliessende Teil sofort als Bundesgenosse zur Seite treten und ihn mit allen 

seinen militärischen Kräften zu Lande, zur See und in der Luft unterstützen. 

Denkschrift Mussolinis vom 30. Mai 1939 

I.  

Der Krieg zwischen den plutokratisehen und deshalb selbstsüchtig konservativen 

und den stark bevölkerten und armen Nationen ist unvermeidlich. Dieser Sachlage 

nach muss man sich entsprechend vorbereiten. 

II.  

Durch die in Böhmen und Albanien erreichten strategischen Stellungen haben die 

Achsenmächte in ihrer Hand einen grundsätzlichen Faktor des Erfolges. 

III.  

... Die zwei europäischen Achsenmächte benötigen eine Friedenszeit von nicht we-

niger als drei Jahren. Erst vom Jahre 1943 an wird eine kriegerische Anstrengung 

die grössten Aussichten auf Erfolg haben. 

Vollständiger Text beider Dokumente in: Hohlfeld, Bd. V, S. 59-62. 

Nr. 201 Ansprache Hitlers an die Oberbefehlshaber auf dem Obersalzberg am 22. 

August 1939 

(Aufzeichnung des Generaladmirals Boehm) 

... Absicht noch im Frühjahr war, die Lösung der polnischen Frage hinauszuschie-

ben, sozusagen auf Eis zu legen, um erst die nach seiner Ansicht unvermeidbare 
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Auseinandersetzung im Westen auszutragen. Jedoch darf man sich als Politiker hin-

sichtlich einer Zeitfolge nicht festlegen, müsse elastisch sein. Die Voraussetzungen 

für seine ursprünglichen Absichten hätten sich geändert, im Übrigen habe er nie 

geglaubt, dass Polen sich an den Nichtangriffspakt gehalten hätte, wenn Deutsch-

land irgendwie sonst gebunden wäre. Das zeige schon die Landkarte, besonders 

aber die Presse der letzten Zeiten, die das tiefste Denken der Polen enthüllt... 

Es erscheint auch vom Standpunkt einer späteren grossen Auseinandersetzung 

im Westen, die er für unvermeidlich halte, militärisch richtig, die Wehrmacht in 

einer einzelnen Aufgabe zu erproben ... 

Die Wahrscheinlichkeit eines Eingriffes der Westmächte in einen Konflikt ist 

nach Ansicht des Führers nicht gross ... 

Nun bestand bei den Westmächten die Hoffnung auf das Mitmachen von Russ-

land, was neben der materiellen Unterstützung auch ein wichtiges psychologisches 

Moment war. Der Entschluss, Blut einzusetzen, ist schwer. Man fragt dann leicht: 

Warum gerade ich? So richtete sich die Hoffnung Englands auf Russland. Aber nur 

ein blinder Optimist konnte glauben, Stalin würde so wahnsinnig sein, den Gedan-

ken Englands nicht zu durchschauen: nämlich wie im Weltkrieg im Westen eine 

Art Stellungskrieg zu führen und im Osten Russland die Blutlast des Krieges tragen 

zu lassen. Daher wollten auch die Westmächte keine positiven Verpflichtungen ein-

gehen, und jedesmal, wenn bei den Verhandlungen die konkrete Frage danach auf-

tauchte, kamen die Verhandlungen zum Stocken, da keine positive Anwort erfolgte 

... 

Wir müssen unser Herz verschliessen und hart machen. Wer über diese Weltord-

nung nachgedacht hat, ist sich klar, dass ihr Sinn im kämpferischen Durchsetzen 

des Besten liegt. Das deutsche Volk aber gehört zu den besten Völkern der Erde. 

Uns hat die Vorsehung zu Führern dieses Volkes gemacht, wir haben damit die 

Aufgabe, dem deutschen Volke, das mit 140 Menschen auf den Quadratkilometer 

zusammengedrängt ist, den nötigen Lebensraum zu geben. Grösste Härte kann bei 

Durchführung einer solchen Aufgabe grösste Milde sein. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 74-80. 

286 



Nr. 202 Bericht des Oberstleutnants i. G. Schmundt über die militärische Lagebe-

sprechung in der Neuen Reichskanzlei am 23. August 1939 (Auszüge) 

Nachstehend werden die Ausführungen des Führers sinngemäss wiedergegeben:... 

Die 80 Millionen-Masse hat die ideellen Probleme gelöst. Die wirtschaftlichen Pro-

bleme müssen gelöst werden. Um die Schaffung der wirtschaftlichen Vorausset-

zungen hierzu kommt kein Deutscher herum ... 

Z. Zt. befinden wir uns im Zustand nationalen Hochgefühls in gleicher Gesin-

nung mit 2 anderen Staaten: Italien und Japan. Die zurückliegende Zeit ist wohl 

ausgenutzt worden. Alle Schnitte waren folgerichtig auf das Ziel ausgerichtet ... 

Es handelt sich für uns um Arrondierung des Lebensraumes im Osten und Si-

cherstellung der Ernährung. Aufrollen des Ostsee- und Baltikum-Problems. Le-

bensmittelversorgung nur von dort möglich, wo geringe Besiedlung. Neben der 

Fruchtbarkeit wird die deutsche gründliche Bewirtschaftung die Überschüsse um 

ein mehrfaches steigern. 

In Europa ist keine andere Möglichkeit zu sehen. 

Kolonien: Warnung vor Schenkung kolonialen Besitzes. Es ist keine Lösung des 

Ernährungsproblems. Blockade! 

Zwingt uns das Schicksal zur Auseinandersetzung mit dem Westen, ist es gut, 

einen grösseren Ostraum zu besitzen. Im Krieg werden wir noch weniger wie im 

Frieden mit Rekordernten rechnet können. 

Die Bevölkerung nichtdeutscher Gebiete tut keinen Waffendienst und steht zur 

Arbeitsleistung zur Verfügung ... 

Grundsatz: Auseinandersetzung mit Polen – beginnend mit Angriff gegen Polen 

– ist nur dann von Erfolg, wenn der Westen aus dem Spiel bleibt. Ist das nicht mög-

lich, dann ist es besser, den Westen anzufallen und dabei Polen zu erledigen. 

Es ist Sache geschickter Politik, Polen zu isolieren ... 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 83 f. 
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Nr. 203 Deutsch-sowjetischer Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 

Der Vertrag vom 23. August 1939 

Die Deutsche Reichsregierung und die Regierung der Union der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken, geleitet von dem Wunsche, die Sache des Friedens zwischen 

Deutschland und der UdSSR zu festigen, und ausgehend von den grundlegenden 

Bestimmungen des NeutralitätsVertrages, der im April 1926 zwischen Deutschland 

und der UdSSR geschlossen wurde, sind zu nachstehender Vereinbarung gelangt: 

Artikel I. Die beiden Vertragschliessenden Teile verpflichten sich, sich jeden 

Gewaltaktes, jeder aggressiven Handlung und jeden Angriffs gegeneinander, und 

zwar sowohl einzeln als auch gemeinsam mit anderen Mächten, zu enthalten. 

Artikel II. Falls einer der Vertragschliessenden Teile Gegenstand kriegerischer 

Handlungen seitens einer dritten Macht werden sollte, wird der andere Ver-

tragschliessende Teil in keiner Form diese dritte Macht unterstützen. 

Artikel III. Die Regierungen der beiden Vertragschliessenden Teile werden künf-

tig fortlaufend zwecks Konsultation in Fühlung miteinander bleiben, um sich ge-

genseitig über Fragen zu informieren, die ihre gemeinsamen Interessen berühren. 

Artikel IV. Keiner der beiden Vertragschliessenden Teile wird sich an irgendei-

ner Mächtegruppierung beteiligen, die sich mittelbar oder unmittelbar gegen den 

anderen Teil richtet. 

Artikel V. Falls Streitigkeiten oder Konflikte zwischen den Vertragschliessenden 

Teilen über Fragen dieser oder jener Art entstehen sollten, werden beide Teile diese 

Streitigkeiten oder Konflikte ausschliesslich auf dem Wege freundschaftlichen 

Meinungsaustausches oder nötigenfalls durch Einsetzung von Schlichtungskom-

missionen bereinigen. 

Artikel VI. Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren abge-

schlossen mit der Massgabe, dass, soweit nicht einer der Vertragschliessenden Teile 

ein Jahr vor Ablauf dieser Frist kündigt, die Dauer der Wirksamkeit dieses Vertra-

ges automatisch für weitere fünf Jahre als verlängert gilt. 

Artikel VII. Der gegenwärtige Vertrag soll innerhalb möglichst kurzer Frist rati-

fiziert werden. Die Ratifizierungsurkunden sollen in Berlin ausgetauscht werden. 

Der Vertrag tritt sofort mit seiner Unterzeichnung in Kraft. 

Moskau, am 23. August 1939. 

Für die Deutsche Reichsregierung: von Ribbentrop. 

In Vollmacht der Regierung der UdSSR: W. Molotow. 
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Geheimes Zusatzprotokoll 

Aus Anlass der Unterzeichnung des Nichtangriffsvertrages zwischen dem Deut-

schen Reich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken haben die unter-

zeichneten Bevollmächtigten der beiden Teile in streng vertraulicher Aussprache 

die Frage der Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären in Osteuropa erör-

tert. Diese Aussprache hat zu folgendem Ergebnis geführt: 

1. Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung in den zu den balti-

schen Staaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) gehörenden Gebieten bildet die 

nördliche Grenze Litauens zugleich die Grenze der Interessensphäre Deutschlands 

und der UdSSR. Hierbei wird das Interesse Litauens am Wilnaer Gebiet beiderseits 

anerkannt. 

2. Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung der zum polnischen 

Staate gehörenden Gebiete werden die Interessensphären Deutschlands und der 

UdSSR ungefähr durch die Linie der Flüsse Narew, Weichsel und San abgegrenzt. 

Die Frage, ob die beiderseitigen Interessen die Erhaltung eines unabhängigen 

polnischen Staates erwünscht erscheinen lassen, und wie dieser Staat abzugren-

zen wäre, kann endgültig erst im Laufe der weiteren politischen Entwicklung 

geklärt werden. 

In jedem Falle werden beide Regierungen diese Frage im Wege einer freund-

schaftlichen Verständigung lösen. 

3. Hinsichtlich des Südostens Europas wird von sowjetischer Seite das Interesse 

an Bessarabien betont. Von deutscher Seite wird das völlige politische Desinteres-

sement an diesen Gebieten erklärt. 

4. Dieses Protokoll wird von beiden Seiten streng geheim behandelt werden. 

Erklärung Molotows auf der ausserordentlichen Tagung des Obersten Sowjets in 

Moskau am 31. August 1939 

Der Entschluss, zwischen Sowjetrussland und Deutschland einen Nichtangriffspakt 

abzuschliessen, wurde gefasst, nachdem die militärischen Verhandlungen mit Eng-

land und Frankreich infolge der unübersteiglichen Meinungsverschiedenheiten in 

einen Engpass gerieten. Unter der Berücksichtigung, dass wir auf den Abschluss 

eines gegenseitigen Beistandspaktes nicht rechnen konnten, mussten wir uns die 

Frage nach anderen Möglichkeiten stellen, um den Frieden zu garantieren und die 

Drohung eines Krieges zwischen Deutschland und Sowjetrussland auszuschalten. 

Aus: Hohlfeld, Bd. V, S. 89-91. 
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Nr. 204 Ansprache Hitlers vor den Oberbefehlshabern über künftige Kriegspläne 

vom 23. November 1939 (Auszüge) 

... Ich habe lange gezweifelt, ob ich erst im Osten und dann im Westen losschlagen 

sollte. Grundsätzlich habe ich die Wehrmacht nicht aufgestellt, um nicht zu schla-

gen. Der Entschluss zum Schlagen war immer in mir. Früher oder später wollte ich 

das Problem lösen. 

Mein Entschluss ist unabänderlich. Ich werde Frankreich und England angreifen 

zum günstigsten und schnellsten Zeitpunkt. Verletzung der Neutralität Belgiens 

und Hollands ist bedeutungslos. Kein Mensch fragt danach, wenn wir gesiegt ha-

ben. Wir werden die Verletzung der Neutralität nicht so idiotisch begründen wie 

1914. Wenn wir die Neutralität nicht verletzen, so tun es England und Frankreich. 

Längere Auszüge in: Laschitza/Vietzke, S. 254. 

Nr. 205 Die Vorbereitung des Feldzuges gegen die Sowjetunion. Hitlers Weisung 

Nr. 21 «Fall Barbarossa» vom 18. Dezember 1940 (Auszüge) 

Die deutsche Wehrmacht muss darauf vorbereitet sein, auch vor Beendigung des 

Krieges gegen England Sowjetrussland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen 

(«Fall Barbarossa»). 

Das Heer wird hierzu alle verfügbaren Verbände einzusetzen haben mit der Ein-

schränkung, dass die besetzten Gebiete gegen Überraschungen gesichert sein müs-

sen. 

Die im westlichen Russland stehende Masse des russischen Heeres soll in küh-

nen Operationen unter weitem Vortreiben von Panzerkeilen vernichtet, der Abzug 

kampffähiger Teile in die Weite des russischen Raumes verhindert werden. 

In rascher Verfolgung ist dann eine Linie zu erreichen, aus der die russische 

Luftwaffe reichsdeutsches Gebiet nicht mehr angreifen kann. Das Endziel der Ope-

ration ist die Abschirmung gegen das asiatische Russland aus der allgemeinen Linie 

Wolga-Archangelsk. So kann erforderlichenfalls das letzte Russland verbleibende 

Industriegebiet am Ural durch die Luftwaffe ausgeschaltet werden. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 264 f. 
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Hitlers Weisung Nr. 21 zur Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion 
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b)  Die ideologische Absicherung: Tarnung und  

Rechtfertigung 

Nr. 206 Proklamation der Reichsregierung an das deutsche Volk vom 16. März 

1935 (Auszug) 

... Was die deutsche Regierung als Wahrerin der Ehre und der Interessen der deut-

schen Nation wünscht, ist, das Ausmass jener Machtmittel sicherzustellen, die nicht 

nur für die Erhaltung der Integrität des Deutschen Reiches, sondern auch für die 

internationale Respektierung und Bewertung Deutschlands als ein Mitgarant des 

allgemeinen Friedens erforderlich sind. 

Denn in dieser Stunde erneuert die deutsche Regierung vor dem deutschen Volk 

und vor der ganzen Welt die Versicherung ihrer Entschlossenheit, über die Wah-

rung der deutschen Ehre und der Freiheit des Reiches nie hinauszugehen, und ins-

besondere in der nationalen deutschen Rüstung kein Instrument kriegerischen An-

griffs, als vielmehr ausschliesslich der Verteidigung und damit der Erhaltung des 

Friedens bilden zu wollen ... 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 218. 

Nr. 207 Reichstagsrede Hitlers vom 30. Januar 1939 (Auszüge) 

Der Nationalsozialismus kennt nun das Wort Kapitulation weder innen- noch 

aussenpolitisch. Er ist von der brutalen Entschlusskraft erfüllt, Probleme, die gelöst 

werden müssen, anzufassen und so oder so auch zu lösen. Und wir müssen dabei, 

wie die Dinge liegen, das, was uns an materiellen Mitteln fehlt, ersetzen durch äus-

sersten Fleiss und durch die äusserste Konzentration unserer Arbeitskraft... 

Die Völker werden in kurzer Zeit erkennen, dass das nationalsozialistische 

Deutschland keine Feindschaft mit anderen Völkern will, dass alle die Behauptun-

gen über Angriffsabsichten unseres Volkes auf fremde Völker entweder aus krank-

hafter Hysterie geborene oder aus der persönlichen Selbsterhaltungssucht einzelner 

Politiker entstandene Lügen sind ... 

Ich will heute wieder ein Prophet sein: Wenn es dem internationalen Finanzju-

dentum in und ausserhalb Europas gelingen sollte, die Völker noch einmal in einen 

Weltkrieg zu stürzen, dann würde das Ergebnis nicht die Bolschewierung[sic] der  
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Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernichtung der jüdischen 

Rasse in Europa ... 

Die Völker wollen nicht mehr auf den Schlachtfeldern sterben, damit diese wur-

zellose internationale Rasse an den Geschäften des Krieges verdient und ihre altte-

stamentarische Rachsucht befriedigt. Über die jüdische Parole «Proletarier aller 

Länder, vereinigt euch» wird eine höhere Erkenntnis siegen, nämlich: «Schaffende 

Angehörige aller Nationen, erkennt euren gemeinsamen Feind!» ... 

Angesichts der uns umdrohenden Gefahren empfinde ich es nun als ein grosses 

Glück, in Europa und ausserhalb Europas Staaten gefunden zu haben, die, ähnlich 

wie das deutsche Volk, um die Behauptung ihrer Existenz schwerste Kämpfe führen 

müssen: Italien und Japan ... 

Das bedeutet nun nicht, dass wir Deutsche – wie es in einer verantwortungslosen 

Presse jeden Tag geschrieben steht – einen Krieg wünschen, sondern es bedeutet 

nur, dass wir 

1. das Verständnis dafür haben, dass sich auch andere Völker ihren Anteil an 

den Gütern der Welt sichern wollen, der ihnen kraft ihrer Zahl, ihres Mutes und 

ihres Wertes zukommt, und dass wir 

2. in Anerkennung dieser Rechte entschlossen sind, gemeinsame Interessen 

auch gemeinsam zu vertreten ... 

Längere Auszüge in: Hohlfeld, Bd. V, S. 6-9. 

Nr. 208 Denkschrift des Oberkommandos der Wehrmacht (OKW) über «Die 

Kriegführung als Problem der Organisation» vom 7. März 1938 (Auszüge) 

Was ist der Krieg der Zukunft? 

Der Krieg in seiner absoluten Form ist die gewaltsame Auseinandersetzung 

zweier oder mehrerer Staaten mit allen Mitteln. 

Trotz aller Versuche, den Krieg zu ächten, bleibt er ein Naturgesetz, das sich 

eindämmen, aber nicht beseitigen lässt und der Erhaltung von Volk und Staat oder 

der Sicherung seiner geschichtlichen Zukunft dient. 

Dieser hohe sittliche Zweck gibt dem Kriege sein totales Gepräge und seine se-

hen Zweikampf um eines wirtschaftlichen Vorteils willen. 

Einsatz, Gewinn und Verlust steigen zu bisher ungeahnter Höhe. Am Ende eines 

verlorenen Krieges droht nicht nur die Schädigung, sondern die Vernichtung von 

Staat und Volk. 
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Damit wird der heutige Krieg zu einem Staatsnotstand und zu einem Existenz-

kampf jedes Einzelnen. 

Da jeder alles zu gewinnen und alles zu verlieren hat, muss jeder alles einsetzen. 

Damit erweitert sich die allgemeine Wehrpflicht zur Kriegsdienstpflicht aller. 

Sie bedeutet das Ende jeder nur privaten Tätigkeit für die Dauer des Krieges und 

zwingt alle Erscheinungsformen des staatlichen und privaten Lebens unter ein lei-

tendes Prinzip: «Die Erringung des Sieges.» 

Der Krieg wird mit allen Mitteln geführt; nicht nur mit der Waffe, sondern auch 

mit den Mitteln der Propaganda und der Wirtschaft. 

Er richtet sich gegen die feindliche Wehrmacht, gegen die materiellen Kraftquel-

len des Feindes und die seelischen Kräfte seines Volkes. Das Leitmotiv seiner Füh-

rung muss sein: «Not kennt kein Gebot»... 

Staat, Wehrmacht und Volk werden auf eine möglichst hohe Kriegsbereitschaft 

gebracht, bevor der öffentliche Mobilmachungsbefehl erlassen wird. 

Die Überraschung als Voraussetzung für schnelle und grosse Anfangserfolge 

wird oft dazu zwingen, die Feindseligkeiten zu beginnen, bevor die Mobilmachung 

oder gar der Aufmarsch des Heeres beendet ist. 

Die Kriegserklärung steht nicht mehr in jedem Fall am Anfang eines Krieges. 

Je nachdem ob der Eintritt der kriegsrechtlichen Normen mehr Vorteile oder 

Nachteile für die Kriegführenden bringt, werden diese sich den neutralen Staaten 

gegenüber als im Kriege oder nicht im Kriege befindlich betrachten ... 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXVIII, S. 48-50. 

Nr. 209 Rede des Geheimrats Dr. Bücher, Generaldirektor der AEG, auf der  

Fabrikdirektorensitzung der AEG vom 5. November 1942 (Auszüge) 

... Die Situation ist so, dass wir in einem Kriege stehen, der um Sein oder Nichtsein 

– nicht nur der Partei, sondern jedes Einzelnen von uns geht. Wer sich darüber nicht 

klar ist, der sollte sich besinnen. Es ist auch ganz klar, dass, wenn der Einzelne seine 

Pflicht nicht tut, das Ganze nicht gehen kann, denn die Zahl unserer Feinde ist grös-

ser als die Zahl unserer Freunde ... 

Aber die oberste Direktive lautet: Aufrechterhaltung der Armee und Versorgung 

der Armee mit den besten Waffen! Die Verpflichtung der Wirtschaft dem Staate 

gegenüber lässt sich in einem einzigen Satz fassen: 
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«Der Mann, der hier arbeitet, hat dieselbe Verpflichtung wie der Mann an der 

Front!» 

Wenn er versagt, dann muss die Front versagen, und wenn die Front versagt, 

nützt ihm die Arbeit nichts. Das ist eine naturgegebene Kupplung. Und dasselbe ist 

mit unserem Unternehmen der Fall. Wir stellen in der AEG mit Tochtergesellschaf-

ten 1% der deutschen Wirtschaft dar. Wir haben einen Produktionswert von 1½  

Milliarden. Wenn wir den mit 100 multiplizieren, kommen wir auf die Produktion 

des Deutschen Reiches. Wir tragen die Verantwortung für ein Hundertstel der deut-

schen Wirtschaft. Wir tragen sie aber in weit grösserem Masse, denn Sie wissen, 

dass wir an Kriegswichtigkeit über dem Durchschnitt liegen. Also, wenn unser Un-

ternehmen versagt, und das Unternehmen kann dann versagen, wenn wir alle zu-

sammen unsere Pflicht nicht tun, dann sind die Interessen der Allgemeinheit auf 

das Schärfste berührt. Nun ist ja die Situation so, dass das Reich und die Regierung 

heute ganz andere Mittel haben und auch zur Anwendung bringen, um die Interes-

sen der Allgemeinheit zu wahren. Unsere Regierung ist darin nicht zimperlich und 

sie wird denjenigen, der versagt, zur Rechenschaft ziehen, und zwar mit aller 

Schärfe. Und das ist nach meinem Dafürhalten auch richtig. 

Längere Auszüge in: Laschitza/Vietzke, S. 269 f. 

Nr. 210 Der katholische Feldbischof Rarkowski in einem Artikel vom 13. Juni 1937 

(Auszüge) 

Dem deutschen Volke ist die Wehrhaftigkeit durch eine seit Jahrtausenden kampf-

erfüllte Geschichte zur zweiten Natur geworden ... Wenn christliche Orientierung 

die Schlagkraft des deutschen Volksheeres lähmen würde, dann hätte Deutschland 

unmöglich während des Weltkrieges vier Jahre hindurch einer gewaltigen Über-

macht... standhalten... können. Der Christusglauben hat – das ist tausendfach erwie-

sen – die schlichten und todgeweihten Kämpfer des Weltkrieges seelisch gestärkt 

und immer wieder aufgerichtet. Opferbereitschaft und zähes Durchhalten der Front-

soldaten, die euch jungen Menschen in erschütternder Form jedes Jahr am Helden-

gedenktag wie ein Mahnmal vor die Seele gestellt werden, wuchsen in den meisten 

Fällen auf dem Boden christlichen Glaubens und wurden genährt vom Opfer des 

Krieges. 

Aus: Bayerische Katholische Kirchenzeitung vom 13. Juni 1937. 
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Nr. 211 Der katholische Feldbiscbof Rarkowski am 1. September 1939 zum Angriff 

gegen Polen (Auszüge) 

In ernster Stunde, da unser deutsches Volk die Feuerprobe der Bewährung zu be-

stehen hat und zum Kampfe um seine natürlichen und gottgewollten Lebensrechte 

angetreten ist, wende ich mich ... an euch Soldaten, die ihr in diesem Kampf in der 

vordersten Front steht und die grosse und ehrenvolle Aufgabe habt, die Sicherheit 

und das Leben der deutschen Nation mit dem Schwerte zu schützen und zu vertei-

digen... Jeder von euch weiss, worum es in diesen Sturmestagen unseres Volkes 

geht, und jeder sieht bei diesem Einsatz vor sich das leuchtende Vorbild eines wahr-

haften Kämpfers, unseres Führers und Obersten Befehlshabers, des ersten und tap-

fersten Soldaten des Grossdeutschen Reiches, der sich nunmehr bei euch an der 

Kampffront befindet. 

Aus: Verordnungsblatt des katholischen Feldbischofs der Wehrmacht, 3. Jg. (1939), S. 5. 

Nr. 212 Das vom katholischen Feldbischof Rarkowski angeordnete «Gebet für Füh-

rer, Volk und Vaterland», das ab 1. Dezember 1939 bei Truppengottesdiensten ge-

sprochen werden musste (Auszug) 

... Segne unser deutsches Volk in deiner Güte und Kraft und senke uns tief ins Herz 

die Liebe zu unserem Vaterlande. Lass uns ein heldenhaftes Geschlecht sein und 

unserer Ahnen würdig werden. Lass uns den Glauben unserer Väter hüten wie ein 

heiliges Erbe. – Segne die deutsche Wehrmacht, welche dazu berufen ist, den Frie-

den zu wahren und den heimischen Herd zu schützen, und gib ihren Angehörigen 

die Kraft zum höchsten Opfer für Führer, Volk und Vaterland. – Segne besonders 

unsern Führer und Obersten Befehlshaber in allen Aufgaben, die ihm gestellt sind. 

Lass uns alle unter seiner Führung in der Hingabe an Volk und Vaterland eine hei-

lige Aufgabe sehen, damit wir durch Glauben, Gehorsam und Treue die ewige Hei-

mat erlangen im Reiche deines Lichtes und deines Friedens. Amen. 

Aus: Seelsorge und kirchliche Verwaltung im Krieg, hg. von K. Hofmann, Freiburg i. Br. 1940,  

S. 33. 
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Nr. 213 Gebet, das die Geistlichen ab Herbst 1939 auf Anweisung des katholischen 

Bischofs v. Galen von Münster im Anschluss an die Messe zu sprechen hatten  

(Auszug) 

Allmächtiger ewiger Gott! Wir bitten dich, nimm unser Vaterland in deinen bestän-

digen Schutz: Erleuchte seine Lenker mit dem Lichte deiner Weisheit, damit sie 

erkennen, was zur wahren Wohlfahrt des Volkes dient, und das, was recht ist, in 

deiner Kraft vollbringen. Schütze alle Angehörigen unserer Wehrmacht und erhalte 

sie in deiner Gnade, stärke die Kämpfenden ... 

Aus: Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Münster, Jg. 73, Nr. 25. 

Nr. 214 Hirtenbrief des katholischen Feldbischofs Rarkowski vom 16. Januar 

1940 

Meine lieben Kameraden. Ich habe es mir zur Aufgabe gemacht, in eines der tief-

sten und fruchtbarsten Worte Jesu Christi hinein zu horchen und euch seinen ver-

pflichtenden und wegweisenden Inhalt zu verkünden: «Wer mein Jünger sein will, 

der verleugne sich selbst, täglich nehme er sein Kreuz auf sich und folge mir!» Die 

deutsche Seele ist von jeher der Schauplatz ewigen Karfreitags selbstloser Hingabe 

der Kräfte für alle und zugleich der Schauplatz ewigen Ostersonntags kraftvoller 

Auferstehung gewesen. Es ist mein Osterwunsch an euch, Kameraden, dass euch 

aus den Urkräften eures Glaubens die Reichtümer wahrer Opfergesinnung und Op-

ferkraft zuströmen und dass euch Christus der Herr voranschreitet auf dem Wege 

des Kampfes und Sieges. Dann werdet ihr, jeder an seinem Platze, mitwirken, damit 

sich die deutsche Seele in diesem ihr aufgezwungenen Kampfe sieghaft bewährt 

und einen Frieden erringt, der dem müden Europa ein neues Antlitz gibt und unse-

rem Volke Ruhe, Sicherheit und Aufstieg gewährleistet. 

Aus: M. Messerschmidt, Zur Militärseelsorgepolitik im Zweiten Weltkrieg, in: Militärgeschichtli-

che Mitteilungen, hg. vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt Freiburg i. Br., H. 1/1969,  

S. 66 f. 
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Nr. 215 Aus dem katholischen Militär-Gebet- und Gesangbuch, das 1940 vom 

Feldbischof zusammengestellt wurde 

O segne uns im Streite, Maria, unsre Königin, Du Hochgebenedeite, Maria, unsre 

Königin! Du thronest in des Sieges Glanz, erbitt’ uns Sieg im Streit! Im Leben einen 

Lorbeerkranz, im Tod die Seligkeit! Im Donner der Kanonen, Maria unsre Königin, 

erbitt’ uns Siegeskronen ... 

Wehrpflicht ist Ehrpflicht. Was Deutschland gross gemacht hat, ist nicht zuletzt 

dem Soldatenstande zu danken. Er ist eine Schule der Tapferkeit, die Geburtsstätte 

grosser Helden, ein Schauplatz der Ehre und des Ruhmes! ... Halte dich an die Pa-

role: «Mit Gott für Führer, Volk und Vaterland!» ... Lasset uns beten!... Lass uns 

ein heldenhaftes Geschlecht sein ... Segne besonders unseren Führer und Obersten 

Befehlshaber der Wehrmacht in allen Aufgaben, die ihm gestellt sind. Lass uns alle 

unter seiner Führung in der Hingabe an Volk und Vaterland eine heilige Aufgabe 

sehen ... 

Zit. nach: K. Deschner, Mit Gott und den Faschisten. Der Vatikan im Bunde mit Mussolini, Franco, 

Hitler und Pavelic, Stuttgart 1965, S. 160 f. 

Nr. 216 Hirtenbrief aller deutschen Bischöfe vom 26. Juni 1941, vier Tage nach 

dem Beginn des Angriffs auf die Sowjetunion (Auszug) 

Bei der Erfüllung der schweren Pflichten dieser Zeit, bei den harten Heimsuchun-

gen, die im Gefolge des Krieges über euch kommen, möge die trostvolle Gewissheit 

euch stärken, dass ihr damit nicht nur dem Vaterlande dient, sondern zugleich dem 

heiligen Willen Gottes folgt. 

Zit. nach Deschner, S. 162. 

Nr. 217 Hirtenbrief aller katholischen Bischöfe vom 10. Dezember 1941 (Auszug) 

Wir begleiten unsere Soldaten mit unseren Gebeten und gedenken in dankbarer 

Liebe der Toten, die ihr Leben für ihr Volk hingaben. Wir haben immer wieder und 

noch im Hirtenbrief des Sommers unsere Gläubigen zu treuer Pflichterfüllung, zu 

tapferem Ausharren, opferbereitem Arbeiten und Kämpfen im Dienste unseres Vol- 
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kes in schwerster Kriegszeit eindringlichst aufgerufen. Mit Genugtuung verfolgen 

wir den Kampf gegen die Macht des Bolschewismus, vor dem wir deutschen Bi-

schöfe in zahlreichen Hirtenbriefen vom Jahre 1921 bis 1936 die Katholiken 

Deutschlands gewarnt und zur Wachsamkeit aufgerufen haben, wie der Reichsre-

gierung bekannt ist. 

Zit. nach Deschner, S. 162 f. 

Nr. 218 Hirtenbrief der bayerischen katholischen Bischöfe 1941 (Auszüge) 

Wir haben eine ähnliche Zeit schon durchlebt im Weltkrieg und wissen daher aus 

einer harten und bitteren Erfahrung, wie notwendig und wichtig es ist, dass in sol-

cher Lage jedermann ganz und gern und treu seine Pflicht erfüllt, ruhige Besonnen-

heit und festes Gottvertrauen bewahrt und nicht anfängt zu zagen und zu klagen. 

Darum richten wir heute an euch, liebe Diözesanen, in väterlicher Liebe und Sorge 

ein Wort der Ermahnung, das euch ermuntern möchte, in gewissenhafter Pflichter-

füllung und ernster Berufsauffassung die ganze Kraft einzusetzen im Dienst des 

Vaterlandes und der teueren Heimat... Wir haben in den ersten Jahren des Weltkrie-

ges mit Freude und Stolz gesehen, was die Einigkeit Grosses vollbringt, wir haben 

am Ende des Weltkrieges aber auch erfahren müssen, wie die Uneinigkeit alles 

Grosse wieder zerstört. Einig wollen wir sein in der Liebe und im Dienst des Va-

terlandes, wollen zum Schutz der Heimat eine einzige Opfer- und Arbeitsgemein-

schaft bilden ... 

Aus: Amtsblatt für die Erzdiözese Bamberg, Nr. 4, 64. Jg., 24. Februarl941, S. 21 ff.;  
zit. bei Deschner, S. 162. 

Nr. 219 Katholische Kirchenzeitung der Erzdiözese Köln vom 20. April 1941 zum 

Geburtstag Hitlers (Auszug) 

Es gibt nur wenige Männer ... und zu diesen grossen Männern gehört unstreitig der 

Mann, der heute seinen 52. Geburtstag feiert – Adolf Hitler. Am heutigen Tag ver-

sprechen wir ihm, dass wir alle Kräfte zur Verfügung stellen, damit unser Volk den 

Platz in der Welt gewinnt, der ihm gebührt... 

Zit. bei Deschner, S. 173. 
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Nr. 220 Predigt des Erzbischofs Constantini, Sekretär der Kongregation der Pro-

paganda Fide beim Vatikan, im August 1941 (Auszug) 

Gestern auf spanischem Boden, heute im bolschewistischen Russland selbst, in je-

nem unermesslichen Land, wo Satan in den Oberhäuptern der Republiken seine 

Stellvertreter und besten Mitarbeiter gefunden zu haben schien, schlagen jetzt tap-

fere Soldaten auch unseres Vaterlandes die grösste Schlacht. Wir wünschen von 

ganzem Herzen, dass diese Schlacht uns den abschliessenden Sieg und den Unter-

gang des auf Verneinung und Umsturz gerichteten Bolschewismus bringen möge. 

Zit. bei Deschner, S. 209. 

Nr 221 Hirtenwort des katholischen Feldbischofs Rarkowski an die deutschen 

Soldaten nach dem Beginn des Angriffs auf die Sowjetunion (Auszüge) 

Wie schon oft in der Geschichte ist Deutschland in der Gegenwart zum Retter und 

Vorkämpfer Europas geworden ... Viele europäische Staaten ... wissen es, dass der 

Krieg gegen Russland ein europäischer Kreuzzug ist... Dieses starke und ver-

pflichtende Erlebnis eures Einsatzes im Osten wird euch zu Bewusstsein bringen, 

wie unsagbar gross das Glück ist, dass wir Deutsche sein dürfen. 

Zit. nach Deschner, S. 161. 

Nr. 222 Der katholische Feldbischof Rarkowski an die deutschen Soldaten zu 

Weihnachten 1939 (Auszug) 

Das Bewusstsein, dass der Heiland in erschütternder Not und primitivster Einfach-

heit zu uns gekommen ist, stählt den Willen und lässt uns die Härte des eigenen 

Daseins leichter ertragen. Die Anstrengungen, aus denen der Sieg erwächst, werden 

von uns allen viel Kraft und Hingabe verlangen. Unser Führer und Oberster Be-

fehlshaber steht uns hier als leuchtendes Vorbild vor Augen. Er fordert von uns an 

Anstrengung und Einsatzbereitschaft nicht mehr, als er selbst zu geben bereit war 

und ist. In unerschütterlichem Vertrauen auf ihn werden wir das Ziel erreichen, um 
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das gekämpft wird. Es ist das höchste und edelste, was er geben kann: Heimat, Frei-

heit, Vaterland und Lebensraum für unser Volk. Niemand weiss, wie lange es noch 

dauern wird, bis wir als deutsches Volk das Tor erreichen, hinter dem eine schmerz-

lose Zeit liegt. 

Aus: G.C. Zahn, Die deutschen Katholiken und Hitlers Kriege, Wien 1965, S. 214 f. 

Nr. 223 Rechenschaftsbericht des Vorsitzenden der ersten vorläufigen Leitung der 

Bekennenden Kirche, des hannoverschen Landesbischofs, vom Februar 1936 

(Auszug) 

Wir wiederholen es an dieser Stelle ausdrücklich, was wir unzählige Male seit dem 

Anbruch unseres nationalsozialistischen Staates öffentlich und feierlich erklärt ha-

ben: dass wir in Opferbereitschaft und Treue für diesen Staat einzutreten bereit sind. 

Die Glieder der Bekennenden Kirche haben es nicht an Bezeugungen in Wort und 

Tat fehlen lassen, dass sie diesem Staate kraft des ihm verliehenen Amtes der Ob-

rigkeit mit Ehrerbietung und Einsatzbereitschaft unerbittlich in der Wahrheit ge-

genüberzutreten ehrlich gewillt sind und für selbstverständlich halten. Es ist also 

bis auf diese Stunde die Verdächtigung politischer Unzuverlässigkeit unbegründet 

und, von wo aus sie auch versucht werden sollte, nachdrücklich und feierlich abzu-

weisen. 

Aus: W. Niemöller, Die evangelische Kirche im Dritten Reich. Handbuch des Kirchenkampfes, 

Bielefeld 1956, S. 48. 

Nr. 224 Die evangelischen Landesbischöfe am 20. November 1936 (Auszüge) 

Wir stehen mit dem Reichskirchenausschuss hinter dem Führer im Lebenskampf 

des deutschen Volkes gegen den Bolschewismus ... Wir werden unsere Gemeinden 

unermüdlich aufrufen zum vollen Einsatz der christlichen Kräfte in diesem Kampf 

in der Gewissheit, dass damit dem deutschen Volk der wertvollste Dienst geleistet 

wird. 

Zit. nach Deschner, S. 176. 
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Nr. 225 Aufruf der Deutschen Evangelischen Kirche vom 2. September 1939 

Seit dem gestrigen Tage steht unser deutsches Volk im Kampf für das Land seiner 

Väter, damit deutsches Blut zu deutschem Blut heimkehren darf. Die deutsche 

evangelische Kirche stand immer in treuer Verbundenheit zum Schicksal des deut-

schen Volkes. Zu den Waffen aus Stahl hat sie unüberwindliche Kräfte aus dem 

Worte Gottes gereicht: die Zuversicht des Glaubens, dass unser Volk und jeder Ein-

zelne in Gottes Hand steht, und die Kraft des Gebetes, die uns in guten und bösen 

Tagen stark macht. So vereinigen wir uns auch in dieser Stunde mit unserem Volk 

in der Fürbitte für Führer und Reich, für die gesamte Wehrmacht und alle, die in 

der Heimat ihren Dienst für das Vaterland tun. Gott helfe uns, dass wir treu erfunden 

werden, und schenke uns einen Frieden der Gerechtigkeit! 

Aus: Niemöller, S. 391. 

Nr. 226 Aufruf des Reichsbundesführers der Deutschen Evangelischen Pfarrer- 

vereine, Klingler, vom 8. September 1939 

Grossdeutschland ruft zum Dienst. Es ruft jedermann, Alt und Jung, Mann und 

Weib – es ruft auch uns. Die einen zum Dienst draussen im Feld, die anderen da-

heim als Diener dessen, der gesagt hat: «Kommet her zu mir alle, die ihr mühselig 

und beladen seid; ich will euch erquicken». Lasst uns, liebe Brüder, wo wir auch 

stehen, diesen Dienst tun in heiliger Verantwortung als treue Haushalter über dem 

Reichtum des göttlichen Lichts, das mit seinem getrosten Schein die müden Seelen 

erquickt! Es ist Kampf. Im Kampf verstummt jeder Missklang im eigenen Lager. 

Jetzt stehen wir alle in einer Reihe und tragen alle dieselbe Rüstung: «Ist Gott für 

uns, wer mag wider uns sein?» Gott segne uns in dieser Verbundenheit des Glau-

bens zu Dienst und Kampf für unser deutsches Volk und Vaterland! 

Aus: Niemöller, S. 391. 
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Nr. 227 Kanzelabkündigung der Deutschen Evangelischen Kirche zum Erntedank-

fest am 28. September 1939 (Auszug) 

Aber der Gott, der die Geschicke der Völker lenkt, hat unser deutsches Volk in 

diesem Jahr noch mit einer anderen, nicht weniger reichen Ernte gesegnet. Der 

Kampf auf den polnischen Schlachtfeldern ist, wie unsere Heeresberichte in diesen 

Tagen mit Stolz feststellen konnten, beendet; unsere deutschen Brüder und 

Schwestern in Polen sind von allen Schrecken und Bedrängnissen des Leibes und 

der Seele erlöst, die sie lange Jahre hindurch und besonders in den letzten Monaten 

ertragen mussten. Wie könnten wir Gott genugsam dafür danken! Wir danken Ihm, 

dass er unsern Waffen einen schnellen Sieg gegeben hat. Wir danken Ihm, dass 

uralter deutscher Boden zum Vaterland heimkehren durfte und unsere deutschen 

Brüder nunmehr frei und in ihrer Zunge Gott im Himmel Lieder singen können. 

Wir danken Ihm, in dem die Völker in Frieden und Eintracht nebeneinander leben 

können. Ebenso wird im Inneren schon der soziale Aufbau in der kommenden Frie-

denszeit grosszügig vorbereitet. Vom Gedanken des Friedens her und immer im 

Blick auf den zu erkämpfenden Frieden wird der Kampf geführt, nur wo kein ande-

rer Weg bleibt, sprechen die Waffen. 

Grosse Männer sind Geschenke Gottes an ein Volk. Das Volk soll sich aber auch 

dieser Gaben wert erweisen. So muss neben dem Dank gegen Gott, der uns diesen 

Mann in grösster deutscher Notzeit erweckt hat, und neben der Bitte, dass Gott ihn 

auch weiterhin erhalten und sein Tun segnen möge, als drittes das Gelöbnis stehen, 

ihm zu folgen in Treue und Gehorsam, mit ihm fest zusammenzustellen, was auch 

kommen möge, 

Gott segne den Führer! 

Gott schenke uns allen feste Herzen und einen einigen Mut, mit ihm zusammen-

zustehen, bis Gott uns den Sieg in diesem Lebenskampfe unseres Volkes schenkt. 

Aus: Niemöller, S. 391 f. 

Nr. 228 Telegramm des Geistlichen Vertrauensrats der Deutschen Evangelischen 

Kirche an den Führer vom 30. Juni 1941 

Der Geistliche Vertrauensrat der Deutschen Evangelischen Kirche, erstmalig seit 

Beginn des Entscheidungskampfes im Osten versammelt, versichert Ihnen, mein 

Führer, in diesen hinreissend bewegten Stunden aufs Neue die unwandelbare Treue 
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und Einsatzbereitschaft der gesamten evangelischen Christenheit des Reiches. Sie 

haben, mein Führer, die bolschewistische Gefahr im eigenen Lande gebannt und 

rufen nun unser Volk und die Völker Europas zum entscheidenden Waffengange 

gegen den Todfeind aller Ordnung und aller abendländisch-christlichen Kultur auf. 

Das deutsche Volk und mit ihm alle seine christlichen Glieder danken Ihnen für 

diese Tat. Dass sich die britische Politik nun auch offen des Bolschewismus als 

Helfershelfer gegen das Reich bedient, macht endgültig klar, dass es ihr nicht um 

das Christentum, sondern allein um die Vernichtung des deutschen Volkes geht. 

Der allmächtige Gott wolle Ihnen und unserem Volke beistehen, dass wir gegen 

den doppelten Feind den Sieg gewinnen, dem all unser Wollen und Handeln gelten 

muss. Die Deutsche Evangelische Kirche gedenkt in dieser Stunde der baltischen 

evangelischen Märtyrer vom Jahre 1918, sie gedenkt des namenlosen Leids, das der 

Bolschewismus, wie er es den Völkern seines Machtbereichs zugefügt hat, so allen 

anderen Nationen bereiten wollte, und sie ist mit allen ihren Gebeten bei Ihnen und 

bei unseren unvergleichlichen Soldaten, die nun mit so gewaltigen Schlägen daran 

gehen, den Pestherd zu beseitigen, damit in ganz Europa unter Ihrer Führung eine 

neue Ordnung erstehe und aller inneren Zersetzung, aller Beschmutzung des Hei-

ligsten, aller Schändung der Gewissensfreiheit ein Ende gemacht werde. 

Aus: Niemöller, S. 393. 

2. Kriegsziele 

a)  Expansions- und Europakonzeptionen der politischen 

Führung und der Wirtschaft 

Nr. 229 Aufzeichnungen des Botschafters Karl Ritter vom 1. Juni 

1940 (Auszüge) 

1. Grosswirtschaftsraum 

Jetzt zeichnet sich für die Zukunft die Möglichkeit eines Grosswirtschaftsraumes 

unter deutscher Führung ab. 

Diesem Raum gehören an: 
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Plakat zur Ausstellung «Der Bolschewismus» 1936 
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1. Grossdeutschland (mit Böhmen und Mähren und Polen) als wirtschaftliches 

und politisches Zentrum. 

2. Ihm sind einzugliedern Holland, Belgien, Luxemburg, Dänemark, Norwegen 

in einer wirtschaftspolitischen Form, die noch zu entscheiden ist. Es kommen dafür 

in Betracht Zollpräferenzen, Zollunion, Zoll- und Währungsunion, Wirtschafts-

union ... 

3. Dem Grosswirtschaftsraum sind bereits angegliedert, wenn auch nicht in ei-

ner besonderen wirtschaftspolitischen Form, so doch tatsächlich, die Länder im Do-

nauraum. Schon Grossdeutschland hatte eine wirtschaftliche Vormachtstellung in 

der Einfuhr und Ausfuhr dieser Länder von durchschnittlich 50%. 

4. Die übrigen Staaten im nordischen Raum: Schweden, Finnland, Litauen, 

Lettland, Estland sind in einer ähnlichen tatsächlichen Weise wie der Donauraum 

stärker anzugliedern... 

Mit Schweden und Finnland stehen wir eben am Beginn von Wirtschaftsver-

handlungen. Das Hauptziel dieser Verhandlungen ist, jetzt den Grund dafür zu le-

gen, dass diese zwei Staaten sich von Weltmarkt und Übersee weg orientieren nach 

dem europäischen Grosswirtschaftsraum und nach der Ostsee. Zu diesem Zweck 

werden einerseits die gegenwärtigen starken Druckmittel ausgenutzt, andererseits 

muss man diesen zwei Staaten aber auch durch Entgegenkommen, vielleicht sogar 

durch Opfer auf einzelnen Gebieten, einen positiven Anreiz für eine solche Neuori-

entierung geben. 

Ein solcher Grosswirtschaftsraum umfasst rund 200 Millionen Menschen. Diese 

Menschen haben zum grossen Teil eine überdurchschnittliche Konsum- und Pro-

duktionskraft. 

Dieser Grosswirtschaftsraum wird sich im Grossen und Ganzen selbst ernähren 

bei durchschnittlichen Ernten und unter der Voraussetzung der ohnehin notwendi-

gen landwirtschaftlichen Umstellung in einigen Ländern und unter der Vorausset-

zung einer aufbauenden Preispolitik. 

Ein allgemeines Manko besteht bei tropischen und subtropischen pflanzlichen 

Rohstoffen und bei einigen Metallen (vgl. dazu die Aufzeichnungen II «Künftige 

Ausfuhr» und III «Kolonialreich»). 

In diesem Zusammenhang sind zwei Bedingungen für die Friedensverträge in 

Erwägung zu ziehen. Die eine ist, anstelle von finanziellen Entschädigungen in bar 

die Gratislieferung der notwendigen Einfuhrmengen an Lebensmitteln und Roh-

stoffen für 3, 4 oder 5 Jahre zu verlangen. (Jährlich für etwa 3-4 Milliarden Reichs-

mark.) Die zweite ist die Abtretung der Rechte und Interessen (Eigentum, Aktien, 

Obligationen) an den im Grosswirtschaftsraum liegenden industriellen und Ver- 
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kehrsunternehmen, die den Feindmächten oder ihren Staatsangehörigen gehören, 

z.B. die französischen Kupferminen in Jugoslawien, die englisch-kanadischen Ni-

ckelminen in Finnland, die englisch-französischen Erdölinteressen in Rumänien. 

Dies würde zugleich ein starkes wirtschaftliches Bindemittel innerhalb des 

Grosswirtschaftsraumes sein... 

III. Kolonialreich 

Ein Kolonialreich, bestehend aus den deutschen Kolonien in Afrika, Belgisch-Kon-

go, Französisch-Äquatorialafrika (vielleicht auch Britisch-Nigeria), kann nach einer 

längeren Periode intensiver Entwicklung den Bedarf Grossdeutschlands und des 

Grosswirtschaftsraumes an tropischen und subtropischen pflanzlichen Rohstoffen 

und Genussmitteln weitgehend decken. Darüber hinaus auch zu einem grossen Teil 

den Bedarf an Kupfer. Vielleicht werden auch noch andere mineralische Rohstoffe 

gefunden. In zehn bis fünfzehn Jahren kann es den Bedarf an pflanzlichen Speise-

fetten ganz decken, was wichtig ist, da bei Speisefetten die grösste Lücke im Gross-

wirtschaftsraum besteht. Ferner ganz oder zum Teil den Bedarf an Kakao, Kaffee, 

Tee, Tabak, Baumwolle, Kautschuk, Spezialhölzern, Gerbstoffen und anderem. 

Karl Ritter war Botschafter zur besonderen Verwendung; Vollständiger Text in: Anatomie der Ag-

gression, S. 49-54; sowie: Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik 1918-1945, Serie D, Bd. IX, 

2. Bd., S. 407 ff. 

Nr 230 Streng vertrauliche Denkschrift der Reichsgruppe Industrie vom 1. August 

1940 (Auszüge) 

Die nach dem siegreichen Kriege zu erwartende europäische Grossraumwirtschaft 

unter Führung des Grossdeutschen Reiches in Zusammenhang mit der künftigen 

Orientierung der Weltwirtschaft wirft schwerwiegende Probleme politischer, wirt-

schaftlicher und sozialer Art auf, deren Lösung alsbald in Angriff zu nehmen ist... 

Künftige Stellung des Unternehmers 

Bei der zu erwartenden wirtschaftlichen und sozialen Neuordnung, die zweifellos 

von der Politik bestimmt werden muss, wird die Stellung des Unternehmers von 

Bedeutung sein; auch für die Zukunft ist es unerlässlich, den grossen Strom der Pri- 
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vatinitiative entscheidend in den Aufbau- und Ausbauwillen des Nationalsozialis-

mus einzuspannen. Aufgabe des Unternehmers ist es, den Güterbedarf zu decken, 

d.h. den Konsum des Einzelnen im Volke wie auch den Gemeinschaftsbedarf des 

Volkes. Wie die Ergebnisse der Wehrwirtschaft, des Vierjahresplanes und der 

Kriegswirtschaft beweisen, ist es dem deutschen Unternehmertum in gemeinschaft-

licher Betriebsarbeit mit seinen Gefolgschaften gelungen, diesen gigantischen Pro-

duktionsaufgaben gerecht zu werden. 

Gerade für die Zukunft gilt es, die kommenden grossen Aufgaben tatkräftig und 

zielklar als Dienst am Volke und am Staat, d.h. ohne jeden inneren Vorbehalt, im 

nationalsozialistischen Sinne in Angriff zu nehmen. Der Staat kann auf die Führung 

nicht verzichten. Er wird aber umso weniger in die Wirtschaft selbst eingreifen zu 

brauchen, je besser die Unternehmer wie auch die Organe der wirtschaftlichen 

Selbstverwaltung die Bedürfnisse der nationalsozialistischen Staatsführung erken-

nen und erfüllen ... 

Arbeitspolitische Grundfragen 

Der Wirtschaft im kommenden europäischen Grossraum wird, wie schon einlei-

tend betont, von der politischen Führung eine grosse Fülle von Aufgaben gestellt 

werden, die u. E. nur durch eine entsprechend grosse Zahl von Arbeitskräften zu 

bewältigen ist. Es ist der Gedanke ausgesprochen worden, für die Vielzahl der ein-

fachen, untergeordneten und primitiv erscheinenden Arbeiten nicht-volksdeutsche 

Arbeitskräfte zu verwenden, vielmehr sollen solche Arbeiten ausschliesslich von 

Angehörigen sogenannter Hilfsvölker (vorwiegend Slawen usw.) ausgeführt wer-

den. Dem volksdeutschen Arbeiter soll eine gehobenere, qualitativ wertvollere Ar-

beitsleistung vorbehalten bleiben ... 

Arbeitszeit 

Die Dauer der künftigen Arbeitszeit wird gleichfalls abhängen von den Aufga-

ben, die der Führer in Zukunft stellen wird, und von der Zahl der hierfür benötigten 

und verfügbaren Arbeitskräfte... Bei der Dauer der Arbeitszeit wird daher auf die 

unterschiedlichen Möglichkeiten und Notwendigkeiten Rücksicht zu nehmen sein, 

was für eine möglichst elastische Gestaltung der Arbeitszeitvorschriften, wie sie 

schon durch die Kriegserfordernisse angebahnt ist, spricht. Der Achtstundentag ist 

heute bei uns keine weltanschauliche Frage mehr... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 272-274. 
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N K 231 Aktenvermerk über eine Besprechung im Reichswirtschaftsministerium am 

16. August 1940 (Auszüge) 

Nach einer Entscheidung des Reichsmarschalls soll die Schaffung der Grossraum-

wirtschaft auch mit Mitteln der Privatwirtschaft erreicht werden. Notwendig ist der 

Erwerb der franz[ösischen] und englischen] Kapitalbeteiligungen in Rumänien (Mi-

neralölunternehmen), in Jugoslawien (Bergbaubetriebe), in Ungarn sowie in den 

besetzten Gebieten, ferner aber auch in Spanien und in der Türkei... 

Die erworbenen Beteiligungen sollen in Deutschland zentral aufgefangen wer-

den, da zur Zeit noch keine Entscheidung darüber möglich ist, wem die Beteiligun-

gen zufallen. Die spätere Verteilung der Beteiligungen soll sich in erster Linie nach 

privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten richten. Der Erwerber hat gegen Über-

nahme der Beteiligung ein entsprechendes Entgelt zu zahlen. Für die Zwischenzeit 

erschien es am zweckmässigsten, wenn die erworbenen Beteiligungen von einer 

Bank aufgefangen und für das Reich gehalten werden. 

In der Sitzung wurde erwähnt, dass es bereits in einigen Fällen gelungen ist, über 

die Bestellung von Treuhändern in den besetzten Gebieten die tatsächliche Leitung 

von Unternehmen in den Niederlanden und in Südosteuropa (z.B. Mines de Bor in 

Jugoslawien) in deutsche Hand zu bringen. 

Vollständiger Text in: Anatomie der Aggression, S. 87. 

Nr. 232 Protokoll der Sitzung des Grossen Beirates der Reichsgruppe Industrie am 

3. Oktober 1940 (Auszüge) 

Gustav Schlotterer:... Es ist also ganz klar, dass wir uns hier vor zwei Extremen 

hüten müssen, auf der einen Seite, dass wir nun alles schlucken und den anderen 

alles wegnehmen, und auf der anderen Seite, dass wir sagen: wir sind ja gar nicht 

so, wir wollen überhaupt nichts. Selbstverständlich wollen wir etwas, selbstver-

ständlich müssen wir etwas wollen, denn wenn wir schliesslich die Führung in Eu-

ropa haben, dann müssen wir auch Einfluss haben; und das setzt eben voraus, dass 

wir uns diejenigen Positionen in Europa verschaffen, die wir brauchen, um unsere 

führende Rolle spielen zu können ... Wir sind nicht in der Lage, nun jeden Herzens-

wunsch, den der eine oder andere Unternehmer bezüglich Kapitalbeteiligung hat, 

zu erfüllen. Der eine möchte eine Brauerei kaufen, der andere eine Textilfabrik, der 
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dritte eine Villa, der vierte an einem Bergbauunternehmen sich beteiligen, und oft 

soll noch der Militärbefehlshaber in Anspruch genommen werden. Das können wir 

nicht, und wir haben es auch gar nicht nötig. Es ist eine Selbstverständlichkeit, dass 

die deutschen Behörden hinter Ihnen stehen, wenn Sie sich im deutschen Interesse 

draussen betätigen. Der Erwerb von Kapitalbeteiligungen wird von uns dringend 

gewünscht. Es ist aber für uns nicht möglich, dass wir in dem Augenblick, in dem 

die Firma X in Belgien auftaucht und sich mit 50% an der belgischen Firma Y be-

teiligen möchte, der belgischen Firma einfach den Befehl geben. 

Wenn dann die Dinge nun eben nicht gleich in einem Monat alle so sind, wie wir 

das gern haben möchten, dann müssen wir uns eben etwas Zeit nehmen. Wir stehen 

auf dem Standpunkt, dass unsere wirtschaftliche Position in Europa im Allgemei-

nen und die wirtschaftliche Position der einzelnen deutschen Wirtschaftsgruppen 

und der einzelnen deutschen Wirtschaftsunternehmungen so stark sind, dass sie in 

den nächsten Monaten und Jahren, wenn die europäische Grossraumwirtschaft sich 

stärker herauskristallisiert, in geschickter Zusammenarbeit mit den deutschen Be-

hörden, durchaus Mittel und Wege finden werden, um ihren Willen durchzusetzen 

... 

Dass wir uns darüber hinaus selbstverständlich bemühen werden, in den kom-

menden Friedensverträgen uns diejenigen grossen und wichtigen Dinge zu sichern, 

die wir brauchen, ist eine Selbstverständlichkeit. Aber ich möchte noch einmal be-

tonen: wir wünschen, dass die deutschen Firmen von sich aus mit den richtigen 

Druckmitteln und mit den richtigen Möglichkeiten an die Dinge herangehen ... 

Da stehen uns im Grunde drei Mittel zur Verfügung: 

Erstens die gegenseitige Kapitalverflechtung, insbesondere die Kapitalbeteili-

gungen an den Unternehmungen des Auslandes, an den Unternehmungen der euro-

päischen Länder. Wenn man also schon eine unangenehme Konkurrenz draussen 

hat, dann fragt es sich, ob man nicht auf diese Konkurrenz dadurch Einfluss be-

kommt, dass man sich eine Kapitalbeteiligung geben lässt, mit eigenen Leuten hin-

ein geht und sich dadurch die Möglichkeit schafft, die Leitung des Betriebes zu 

kontrollieren oder mindestens zu beeinflussen. 

Es ist der Wunsch der höchsten Stellen, dass gerade die Methode der Kapitalbe-

teiligung von der deutschen Industrie auf das Stärkste gepflegt wird. Ich bin mir 

durchaus im Klaren darüber, dass das nicht immer einfach ist und dass man das 

nicht von heute auf morgen erreichen kann. Aber als Ziel für die nächsten Jahre 

sollten wir uns setzen, dass wir auf allen Gebieten kapitalmässig möglichst tief in 
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die Betriebe Europas, insbesondere Industriebetriebe, eindringen, damit wir die 

Dinge von dort aus steuern können. Dann wird statt einer Konkurrenz, einer wilden, 

ungeregelten Konkurrenz, mindestens ein geregelter Wettbewerb oder aber eine 

Zusammenarbeit entstehen. 

Es wird Ihnen bekannt sein, meine Herren, dass wir für Kapitalbeteiligungen in 

Holland, Belgien, Frankreich und auch in Norwegen, in den nordischen Ländern 

und im Südosten die notwendigen Devisen bereitstellen. Sie können jeden Betrag 

haben. (Generaldirektor Zangen: Hört, hört!). Jawohl, dazu stehe ich, Sie können 

sich darauf verlassen. Wichtig ist für uns, dass Sie eindringen und dass wir auf diese 

Weise unseren Einfluss in den betreffenden Ländern geltend machen können. 

Die zweite Methode besteht darin, meine Herren, dass man die Industrien dieser 

Länder in unsere Marktregelungen einbezieht... 

Die dritte Methode: Wo Kartelle oder Verbände nicht zu bilden sind – die Dinge 

werden auf den verschiedenen Gebieten verschieden liegen – da erhebt sich dann 

die Frage, ob man nicht mit allgemeinen Marktabsprachen, Gebietsschutzabkom-

men usw. im Rahmen der Organisation der gewerblichen Wirtschaft arbeiten 

kann... 

Meine Herren! Aus den Ausführungen, die ich über dieses Problem gemacht 

habe, mögen Sie ersehen, dass wir uns die europäische Grossraumwirtschaft im 

Wesentlichen als ein Ergebnis der Initiative der Wirtschaft selber vorstellen. 

Wilhelm Zangen: ... Wir begrüssen überhaupt die weitsichtige Politik, die Sie in 

den ganzen Fragen des europäischen Aufbaus hier eben geschildert haben und die 

Sie sich zur Grundlage machen, eine Politik, die, wenn wir Sie richtig verstanden 

haben, ausgerichtet ist nach den natürlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten und 

natürlichen wirtschaftlichen Grundsätzen ... 

Und wenn Sie die Lenkung so auffassen, dass Sie sich des Wirtschaftens in den 

einzelnen Fragen enthalten, wie Sie es eben gesagt haben, dann werden Sie unsere 

ganze Unterstützung wie bisher auch in Zukunft finden. 

Gustav Schlotterer war Leiter der Sonderabteilung «Vorbereitung und Ordnung» im Reichswirt-

schaftsministerium; Wilhelm Zangen war Leiter der Reichsgruppe Industrie, Chef des Mannes-

mann Konzerns und Interessenvertreter der Deutschen Bank; längere Auszüge in: Anatomie des 

Krieges, S. 289-296. 
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Nr. 233 Besprechung Hitlers mit den Oberbefehlshabern der Wehrmacht vom  

9. Januar 1941 (Auszug aus dem Protokoll) 

... Ziel der Operation müsse die Vernichtung des russischen Heeres, die Wegnahme 

der wichtigsten Industriegebiete und die Zerstörung der übrigen Industriegebiete, 

vor allem im Raume von Jekatarinburg, sein; ausserdem müsse das Gebiet von Baku 

in Besitz genommen werden. 

Die Zertrümmerung der Sowjetunion werde für Deutschland eine grosse Entla-

stung bedeuten. Im Osten brauchten dann nur 40 bis 50 Divisionen zu bleiben, das 

Heer könne verkleinert und die gesamte Rüstungsindustrie für die Luftwaffe und 

die Kriegsmarine eingesetzt werden. Alsdann müsse man einen voll ausreichenden 

Flakschutz aufbauen und die wichtigste Industrie in die ungefährdeten Gebiete ver-

legen. Deutschland würde dann unangreifbar sein. Der russische Riesenraum berge 

unermessliche Reichtümer. Deutschland müsse ihn wirtschaftlich und politisch be-

herrschen, ohne ihn sich anzugliedern. Damit verfüge es über alle Möglichkeiten, 

um in Zukunft auch den Kampf gegen Kontinente zu führen, es könne dann von 

niemand mehr geschlagen werden. Wenn der Ostfeldzug durchgeführt werde, dann 

werde Europa den Atem anhalten. 

Aus: Hohlfeld, Bd. V, S. 269 f. 

Nr. 234 Aktennotiz von General Georg Thomas, Chef des Wehrwirtschafts- und Rü-

stungsamts des OKW, über seinen Vortrag bei Hermann Göring vom 26. Februar 

1941 (Auszug) 

Denkschrift über die Auswirkungen einer Ost-Operation 

Der Reichsmarschall war mit mir der Auffassung, dass eine Besetzung der 

Ukraine allein keinen Wert habe, sondern dass das Erdölgebiet von Baku unter allen 

Umständen mit gewonnen werden muss. Er war ebenso wie der Führer der Auf-

fassung, dass bei dem Einmarsch dt. Truppen in Russland der ganze bolschewisti-

sche Staat zusammenbrechen würde und dass dadurch mit den von mir gefürchteten 

Zerstörungen und Vernichtung der Vorräte und Eisenbahn im grossen Umfange 

nicht zu rechnen sei. Es käme darauf an, zunächst schnell die bolschewistischen 

Führer zu erledigen. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 316 f. 
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Nr. 235 Niederschrift über die Besprechung zwischen Hitler, Rosenberg, Lammers, 

Keitel und Göring am 16. Juli 1941 (Auszüge) 

... Wir werden also wieder betonen, dass wir gezwungen waren, ein Gebiet zu be-

setzen, zu ordnen und zu sichern; im Interesse der Landeseinwohner müssten wir 

für Ruhe, Ernährung, Verkehr usw. usw. sorgen; deshalb unsere Regelung. Es soll 

also nicht erkennbar sein, dass sich damit eine endgültige Regelung anbahnt! Alle 

notwendigen Massnahmen – Erschiessen, Aussiedeln etc. – tun wir trotzdem und 

können wir trotzdem tun. 

Wir wollen uns aber nicht irgendwelche Leute vorzeitig und unnötig zu Feinden 

machen. Wir tun also lediglich so, als ob wir ein Mandat ausüben wollten. Uns 

muss aber dabei klar sein, dass wir aus diesen Gebieten nie wieder herauskommen. 

Demgemäss handelt es sich darum: 

1. Nichts für die endgültige Regelung zu verbauen, sondern diese unter der Hand 

vorzubereiten; 

2. wir betonen, dass wir die Bringer der Freiheit wären. 

Im Einzelnen: 

Die Krim muss von allen Fremden geräumt und deutsch besiedelt werden. 

Ebenso wird das alt-österreichische Galizien Reichsgebiet... 

Grundsätzlich kommt es also darauf an, den riesenhaften Kuchen handgerecht 

zu zerlegen, damit wir ihn erstens beherrschen, zweitens verwalten und drittens 

ausbeuten können. 

Die Russen haben jetzt einen Befehl zum Partisanenkrieg hinter unserer Front 

gegeben. Dieser Partisanenkrieg hat auch wieder seinen Vorteil: er gibt uns die 

Möglichkeit auszurotten, was sich gegen uns stellt. 

Grundsätzliches: 

Die Bildung einer militärischen Macht westlich des Ural darf nie wieder in Frage 

kommen und wenn wir hundert Jahre darüber Krieg führen müssten. Alle Nachfol-

ger des Führers müssen wissen: die Sicherheit des Reiches ist nur dann gegeben, 

wenn westlich des Ural kein fremdes Militär existiere; den Schutz dieses Raumes 

vor allen eventuellen Gefahren übernimmt Deutschland. Eiserner Grundsatz muss 

sein und bleiben: Nie darf erlaubt werden, dass ein anderer Waffen trägt, als der 

Deutsche! 

Dies ist besonders wichtig; selbst wenn es zunächst leichter erscheint, irgend-

welche fremden unterworfenen Völker zur Waffenhilfe heranzuziehen, ist es 

falsch! Es schlägt unbedingt und unweigerlich eines Tages gegen uns aus. 
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Nur der Deutsche darf Waffen tragen, nicht der Slawe, nicht der Tscheche, nicht 

der Kosak oder der Ukrainer! ... 

Aus den neu gewonnenen Ostgebieten müssen wir einen Garten Eden machen; 

sie sind für uns lebenswichtig; Kolonien spielen dagegen eine ganz untergeordnete 

Rolle. 

Auch wenn wir einzelne Gebietsteile jetzt schon abteilen, immer müssen wir als 

Schützer des Rechts und der Bevölkerung vorgehen. 

Der Reichsmarschall hält es für richtig, verschiedene Teile des Balten-Landes, 

z.B. Bialystoker Forsten, Ostpreussen zuzuteilen. 

Der Führer betont, das gesamte Balten-Land müsse Reichsgebiet werden. Ebenso 

müsse die Krim mit einem erheblichen Hinterland (Gebiet nördlich der Krim) 

Reichsgebiet werden; das Hinterland müsse möglichst gross sein. Hiergegen hat 

Rosenberg Bedenken wegen der dort wohnenden Ukrainer. (Nebenbei: Es tritt 

mehrfach in Erscheinung, dass Rosenberg für die Ukrainer sehr viel übrig hat; er 

will die alte Ukraine auch erheblich vergrössern.) 

Der Führer betont weiter, auch die Wolga-Kolonie müsse deutsches Reichsgebiet 

werden, ebenso das Gebiet um Baku; es müsse deutsche Konzession werden (Mili-

tär-Kolonie). 

Die Finnen wollen Ost-Karelien, doch soll wegen der grossen Nickel-Vorkom-

men die Halbinsel Kola zu Deutschland kommen. Mit aller Vorsicht müsse die An-

gliederung Finnlands als Bundesstaat vorbereitet werden. Das Gebiet um Leningrad 

wird von den Finnen beansprucht; der Führer will Leningrad dem Erdboden 

gleichmachen lassen, um es dann den Finnen zu geben ... 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXVIII, S. 86 ff. 

Nr. 236 Vortrag von Hermann J. Abs, Vorstandsmitglied der Deutschen Bank, vor 

dem Handelspolitischen Ausschuss der Reichswirtschaftskammer am 17. Juli 1941 

(Auszüge) 

... Auch die Perspektiven, die sich für die deutsche Wirtschaft nach dem Kriege 

stellen und die auf einen engeren Zusammenschluss aller kontinentaleuropäischen 

Volkswirtschaften hinauslaufen, rechtfertigen ja unter aussenhandelsmässigen As-

pekten eine Betrachtung, die Kontinentaleuropa dem amerikanischen Kontinent ge-

genüberstellt. Dabei ist daran zu denken, dass der Begriff Kontinentaleuropa, unter 

dem man bisher die europäischen Staaten ohne Gross 
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britannien und Russland verstand, durch die kriegerischen Entwicklungen im Osten 

eine neue Prägung erhalten wird. Auch die Wirtschaft Russlands wird zum minde-

sten in wesentlichen Teilen einem zukünftigen kontinentaleuropäischen Wirt-

schaftsraum zuzuzählen sein. Welchen Zuwachs dieser Raum dadurch an Erzeu-

gungs- und auch an Verbrauchskraft erhält, ist naturgemäss im gegenwärtigen 

Stand der Entwicklung gar nicht abzuschätzen. Jedenfalls wird er auch unter dem 

Gesichtspunkt der Selbstversorgung mit wichtigen Gütern eine weitere Abrundung 

erfahren ... 

1. sei davon auszugehen, dass Deutschland nach dem Krieg Europa beherrscht,  

2. auch Europa ist nach dem Krieg auf USA nicht angewiesen, 

3. der Ferne Osten und Südamerika stehen dem europäischen Export offen ... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 345-348. 

Nr. 237 Aus dem «Memorandum über die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion 

über die Wirtschaftspolitik und -organisation in den neu besetzten Ostgebieten» 

von Anfang November 1941 

Die Diskussion der Wirtschaftspolitik und Organisation in den neu besetzten Ost-

gebieten, die am 8. November 1941 unter dem Vorsitz des Reichsmarschalls statt-

fand, führte zu den folgenden Ergebnissen: 

A. Allgemeine Grundlagen für die Wirtschaftspolitik in den neu besetzten Ost-

gebieten 

I. Für die Kriegsdauer sind die Bedürfnisse der Kriegsindustrie das höchste Ge-

setz aller wirtschaftlichen Unternehmungen in den neu besetzten Ostgebieten. 

II. Auf lange Sicht werden die neu besetzten Ostgebiete nach kolonialen Me-

thoden und Gesichtspunkten ausgebeutet werden. Die einzige Ausnahme sind jene 

Teile des Ostlandes, welche auf Befehl des Führers für Eindeutschung vorgesehen 

sind; aber auch sie fallen unter die unter I. aufgeführten Grundsätze. 

III. Der Schwerpunkt für alle Wirtschaftsarbeiten liegt in der Produktion von 

Nahrungsmitteln und Rohmaterialien. Die grösstmöglichen Produktionspreise für 

die Versorgung des Reiches und der anderen europäischen Staaten sollen durch bil-

lige Produktion und Aufrechterhaltung des niedrigen Lebensniveaus erzielt werden. 

Auf diese Art soll eine Einkommensquelle für das deutsche Reich eröffnet werden, 

die es ermöglichen wird, in einigen Jahrzehnten einen grossen Teil der Schulden – 
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verursacht durch die Finanzierung des Krieges – zu decken, während der deutsche 

Steuerzahler soweit als möglich geschont wird, und gleichzeitig der europäische 

Bedarf an Nahrungsmitteln und Rohmaterialien soweit wie möglich gedeckt wird.... 

V. Keine beträchtliche Verbrauchsartikel- oder Fertigwarenindustrie darf in 

den besetzten Ostgebieten gegründet werden. Es ist vielmehr eine Aufgabe der eu-

ropäischen, besonders der deutschen Industrie, die Rohmaterialien und halbfertigen 

Produkte, die in den besetzten Ostgebieten hergestellt worden sind, zu bearbeiten 

und die dringendsten Bedürfnisse der Ostgebiete – die nach dem Vorbild der Kolo-

nialwirtschaft ausgebeutet werden sollen – für industrielle Waren und Produktions-

mittel zu erfüllen. Je mehr Artikel des täglichen Bedarfs wir nach Russland liefern, 

je mehr Rohmaterialien wir fordern können, desto grösser wird der Spannungsun-

terschied in den Werten, und umso eher werden wir unsere Kriegsschulden abzah-

len können. 

VI. Eine Belieferung der Bevölkerung mit hochwertigen Verbrauchsgütern 

kommt nicht in Frage. Man muss im Gegenteil allen auf die Erhöhung des allge-

meinen Lebensstandards gerichteten Tendenzen durch die allerschärfsten Massnah-

men entgegenarbeiten.... 

VII. Das russische Preis- und Lohnniveau ist so tief wie nur irgend möglich zu 

halten. Jedwede Störung der ausschliesslich auf das Interesse des Reiches abzielen-

den Preis- und Lohnpolitik wird rücksichtslos verfolgt werden.... 

 

11. Übernahme der Anlagen 

a) Nach Ansicht des Führers und des Reichsmarschalls kommen Organe des 

Staates, der Partei oder der Wehrmacht zur Übernahme von Wirtschaftsbetrieben, 

zu deren Verwaltung sie ausserstande sind, nicht in Frage. Vielmehr sollen Anla-

gen, deren Wiederaufbau erwünscht ist, prinzipiell den Firmen oder den Persön-

lichkeiten übergeben werden, welche das erforderliche Sachverständnis haben und 

ähnliche Anlagen besitzen oder in Betrieb haben. Es muss ihnen daher auch die 

Gelegenheit gewährt werden, aus ihrer Tätigkeit einen angemessenen Nutzen zu 

ziehen... 

Aus: Weltherrschaft im Visier, S. 213-216. 
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Nr. 238 Himmlers Niederschrift über die Behandlung der «Fremdvölkischen im 

Osten» vom 15. Mai 1940 

Einige Gedanken über die Behandlung der Fremdvölkischen im Osten. 

Bei der Behandlung der Fremdvölkischen im Osten müssen wir darauf sehen, so 

viel wie möglich einzelne Völkerschaften anzuerkennen und zu pflegen, also neben 

den Polen und Juden die Ukrainer, die Weissrussen, die Goralen, die Lemken und 

die Kaschuben. Wenn sonst noch irgendwo Volkssplitter zu finden sind, auch diese. 

Ich will damit sagen, dass wir nicht nur das grösste Interesse daran haben, die Be-

völkerung des Ostens nicht zu einen, sondern im Gegenteil in möglichst viele Teile 

und Splitter zu zergliedern. 

Aber auch innerhalb der Völkerschaften selbst haben wir nicht das Interesse, 

diese zu Einheit und Grösse zu führen, ihnen vielleicht allmählich Nationalbewusst-

sein und nationale Kultur beizubringen, sondern sie in unzählige kleine Splitter und 

Partikel aufzulösen. 

Die Angehörigen aller dieser Völkerschaften, insbesondere der kleinen, wollen 

wir selbstverständlich in den Stellen von Polizeibeamten und Bürgermeistern ver-

wenden. 

Spitzen in solchen Völkerschaften dürfen nur die Bürgermeister und die örtlichen 

Polizeibehörden sein; bei den Goralen die einzelnen, sich ohnehin schon befehden-

den Häuptlinge und Sippenältesten. Eine Zusammenfassung nach oben darf es nicht 

geben, denn nur dadurch, dass wir diesen ganzen Völkerbrei des Generalgouverne-

ments von 15 Millionen und die 8 Millionen der Ostprovinzen auflösen, wird es uns 

möglich sein, die rassische Siebung durchzuführen, die das Fundament in unseren 

Erwägungen sein muss, die rassisch Wertvollen aus diesem Brei herauszufischen, 

nach Deutschland zu tun, um sie dort zu assimilieren. 

Schon in ganz wenigen Jahren – ich stelle mir vor, in 4 bis 5 Jahren – muss 

beispielsweise der Begriff der Kaschuben unbekannt sein, da es dann ein kaschubi-

sches Volk nicht mehr gibt (das trifft besonders auch für die Westpreussen zu). Den 

Begriff Juden hoffe ich, durch die Möglichkeit einer grossen Auswanderung sämt-

licher Juden nach Afrika oder sonst in eine Kolonie völlig auslöschen zu sehen. Es 

muss in einer etwas längeren Zeit auch möglich sein, in unserem Gebiet die Volks-

begriffe der Ukrainer, Goralen und Lemken verschwinden zu lassen. Dasselbe, was 

für diese Splittervölker gesagt ist, gilt in dem entsprechend grösseren Rahmen für 

die Polen. 

Eine grundsätzliche Frage bei der Lösung aller dieser Probleme ist die Schulfrage 

und damit die Frage der Sichtung und Siebung der Jugend. Für die nichtdeutsche 
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Bevölkerung des Ostens darf es keine höhere Schule geben als die vierklassige 

Volksschule. Das Ziel dieser Volksschule hat lediglich zu sein: 

Einfaches Rechnen bis höchstens 500, Schreiben des Namens, eine Lehre, dass 

es ein göttliches Gebot ist, den Deutschen gehorsam zu sein und ehrlich, fleissig 

und brav zu sein. Lesen halte ich nicht für erforderlich. 

Ausser dieser Schule darf es im Osten überhaupt keine Schulen geben. Eltern, 

die ihren Kindern von vorne herein eine bessere Schulbildung sowohl in der Volks-

schule als auch später an einer höheren Schule vermitteln wollen, müssen dazu ei-

nen Antrag bei den Höheren SS- und Polizeiführern stellen. Der Antrag wird in 

erster Linie danach entschieden, ob das Kind rassisch tadellos und unseren Bedin-

gungen entsprechend ist. Erkennen wir ein solches Kind als unser Blut an, so wird 

den Eltern eröffnet, dass das Kind auf eine Schule nach Deutschland kommt und 

für Dauer in Deutschland bleibt. 

So grausam und tragisch jeder einzelne Fall sein mag, so ist diese Methode, wenn 

man die bolschewistische Methode der physischen Ausrottung eines Volkes aus 

innerer Überzeugung als ungermanisch und unmöglich ablehnt, doch die mildeste 

und beste. 

Die Eltern dieser Kinder guten Blutes werden vor die Wahl gestellt, entweder 

das Kind herzugeben – sie werden dann wahrscheinlich keine weiteren Kinder mehr 

erzeugen, so dass die Gefahr, dass dieses Untermenschenvolk des Ostens durch sol-

che Menschen guten Blutes eine für uns gefährliche, da ebenbürtige Führerschicht 

erhält, erlischt – oder die Eltern verpflichten sich, nach Deutschland zu gehen und 

dort loyale Staatsbürger zu werden. Eine starke Handhabe, die man ihnen gegen-

über hat, ist die Liebe zu ihrem Kind, dessen Zukunft und dessen Ausbildung von 

der Loyalität der Eltern abhängt. 

Abgesehen von der Prüfung der Gesuche, die die Eltern um eine bessere Schul-

bildung stellen, erfolgt jährlich insgesamt bei allen 6- bis 10-jährigen eine Siebung 

aller Kinder des Generalgouvernements nach blutlich Wertvollen und Nichtwert-

vollen. Die als wertvoll Ausgesiebten werden in der gleichen Weise behandelt wie 

die Kinder, die auf Grund des genehmigten Gesuches ihrer Eltern zugelassen wur-

den. 

Als gefühls- und verstandesmässig selbstverständlich erachte ich es, dass die 

Kinder und die Eltern in dem Augenblick, wo sie nach Deutschland kommen, in 

den Schulen und im Leben nicht wie Aussätzige behandelt werden, sondern nach 

Änderung ihres Namens in das deutsche Leben – bei aller Aufmerksamkeit und 

Wachsamkeit, die man ihnen widmen muss – vertrauensvoll eingebaut werden. Es 

darf nicht so sein, dass die Kinder sich wie ausgestossen fühlen, denn wir glauben 
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doch an dieses unser eigenes Blut, das durch die Irrtümer deutscher Geschichte in 

eine fremde Nationalität hineingeflossen ist, und sind überzeugt, dass unsere Welt-

anschauung und unsere Ideale in der rassisch gleichen Seele dieser Kinder Wider-

hall finden werden. Hier muss aber dann vor allem von den Lehrern und von den 

Führern in der HJ ein ganzer Strich gezogen werden, und es darf niemals wie in der 

Vergangenheit bei den Elsass-Lothringern der Fehler gemacht werden, dass man 

einesteils die Menschen als Deutsche gewinnen will und sie anderenteils bei jeder 

Gelegenheit durch Misstrauen und Beschimpfung in ihrem menschlichen Wert, 

Stolz und Ehrgefühl kränkt und abstösst. Beschimpfungen wie «Polacke» oder 

«Ukrainer» oder ähnliches müssen unmöglich sein. 

Die Erziehung hat in einer Vorschule zu erfolgen, nach deren 4 Klassen man 

dann entscheiden kann, ob man die Kinder weiter in die deutsche Volksschule ge-

hen lässt oder ob man sie einer nationalpolitischen Erziehungsanstalt zuführt. 

Die Bevölkerung des Generalgouvernements setzt sich dann zwangsläufig nach 

einer konsequenten Durchführung dieser Massnahmen im Laufe der nächsten 10 

Jahre aus einer verbleibenden minderwertigen Bevölkerung, die noch durch abge-

schobene Bevölkerung der Ostprovinzen sowie all’ der Teile des deutschen Rei-

ches, die dieselbe rassische und menschliche Art haben (Teile, z.B. der Sorben und 

Wenden), zusammen. 

Diese Bevölkerung wird als führerloses Arbeitsvolk zur Verfügung stehen und 

Deutschland jährlich Wanderarbeiter und Arbeiter für besondere Arbeitsvorkom-

men (Strassen, Steinbrüche, Bauten) stellen; sie wird selbst dabei mehr zu essen 

und zu leben haben als unter der polnischen Herrschaft und bei eigener Kulturlo-

sigkeit unter der strengen, konsequenten und gerechten Leitung des deutschen Vol-

kes berufen sein, an dessen ewigen Kulturtaten und Bauwerken mitzuarbeiten und 

diese, was die Menge der groben Arbeit anlangt, vielleicht erst ermöglichen. 

Aus: O. Kraus u. E. Kulka, Massenmord und Profit, Berlin 1963, S. 43-46. 

Nr. 239 Hitler in seinen Tischgesprächen am 11. April 1942 und am 22. Juli 1942 

über die Beherrschung Russlands 

Es solle daher ja kein Lehrer daherkommen und plötzlich den Schulzwang für die 

unterworfenen Völker verkünden wollen. Kenntnisse der Russen, Ukrainer, Kirgi- 

319 



sen und so weiter im Lesen und Schreiben könnten uns nur schaden. Denn sie er-

möglichten es helleren Köpfen, sich ein gewisses Geschichtswissen zu erarbeiten 

und damit zu politischen Gedankengängen zu kommen, die irgendwie immer ihre 

Spitze gegen uns haben müssten. 

Es sei viel besser, in jedem Dorf einen Radiolautsprecher aufzustellen, um den 

Menschen auf diese Weise Neuigkeiten zu erzählen und Unterhaltungsstoff zu bie-

ten, als sie zur selbständigen Erlangung politischer, wissenschaftlicher und so wei-

ter Erkenntnisse zu befähigen. Man solle es sich daher auch ja nicht einfallen lassen, 

den unterworfenen Völkern im Radio Dinge über ihre Vorgeschichte zu erzählen, 

man müsse ihnen vielmehr durch den Rundfunk Musik und noch einmal Musik ver-

mitteln. Denn lustige Musik fördere die Arbeitsfreude. Und wenn die Leute viel 

tanzen könnten, so werde auch das nach unseren Erfahrungen in der Systemzeit 

allgemein begrüsst werden. 

Das einzige, was in den besetzten russischen Gebieten organisiert werden müsse, 

sei der Verkehr. Denn die verkehrsmässige Aufschliessung des Landes sei eine der 

wesentlichsten Vorbedingungen zu seiner Beherrschung und wirtschaftlichen Aus-

nutzung. Das Verkehrspunkt-System müssten deshalb auch die Unterworfenen ler-

nen. Das sei aber auch das einzige Gebiet, auf dem man sie von uns aus «bilden» 

müsse. 

Was die Hygiene der unterworfenen Bevölkerung angehe, so könnten wir kein 

Interesse daran haben, ihnen unsere Erkenntnisse zu vermitteln und dadurch ihnen 

eine von ihnen absolut nicht gewünschte Basis für einen ungeheuren Bevölkerungs-

zuwachs zu geben. Er verbiete deshalb, für diese Gebiete Sauberkeitsaktionen un-

serer Art durchzufahren. 

Man müsse ihnen zwar Schulen geben, für die sie bezahlen müssten, wenn sie 

hineingingen. Man dürfe sie in ihnen aber nicht mehr lernen lassen als höchstens 

die Bedeutung der Verkehrszeichen. Inhalt des Geographieunterrichts dürfe im 

Grossen und Ganzen nur sein, dass die Hauptstadt des Reiches Berlin heisse und 

jeder in seinem Leben einmal in Berlin gewesen sein müsse. Darüber hinaus genüge 

es vollkommen, wenn die nichtdeutsche Bevölkerung, zum Beispiel der Ukrainer, 

etwas Deutsch lesen und schreiben lerne; Unterricht im Rechnen und dergleichen 

sei überflüssig. 

Auch in puncto Schulwesen der nichtdeutschen Bevölkerung dürfe man nie ver-

gessen, dass man in den besetzten Ostgebieten dieselben Methoden anwenden 

müsse wie (die Engländer) in Kolonien. 

Aus: H. Picker, Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier 1941-1942, hg. v. A. Hillgruber, 

München 1968, S. 103 f. u. 248. 
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Antisowjetisches Plakat für Polen von 1943: «Europas Schicksal? – Arbeite unverdrossen, höre 
nicht auf Gerüchte, bewahre die Ruhe – der deutsche Soldat erspart Dir dieses Schicksal» 
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Nr. 240 Anweisung von J. Goebbels vom 15. Februar 1943 an die Reichsleiter, 

Gauleiter und Reichspropagandaleiter (Auszüge) 

... 2. Die gesamte Propagandaarbeit der NSDAP und des nationalsozialistischen 

Staates muss daher darauf ausgerichtet werden, nicht nur dem deutschen Volk, son-

dern auch den übrigen europäischen Völkern einschliesslich der Völker in den be-

setzten Ostgebieten und den noch bolschewistischer Herrschaft unterstehenden 

Ländern, den Sieg Adolf Hitlers und der deutschen Waffen als in ihrem ureigensten 

Interesse liegend klarzumachen. 

3. Es verträgt sich hiermit nicht, diese Völker, insbesondere die Angehörigen 

der Ostvölker, direkt oder indirekt, vor allem in öffentlichen Reden oder Aufsätzen 

herabzusetzen und in ihrem inneren Wertbewusstsein zu kränken. 

Man kann diese Menschen der Ostvölker, die von uns ihre Befreiung erhoffen, 

nicht als Bestien, Barbaren usw. bezeichnen und dann von ihnen Interesse am deut-

schen Sieg erwarten ... 

4. Ebenso unangebracht ist eine Darstellung der künftigen Neuordnung Euro-

pas, aus der die Angehörigen fremder Völker den Eindruck gewinnen könnten, als 

ob die deutsche Führung sie in einem dauernden Unterwerfungsverhältnis zu halten 

beabsichtige. 

Äusserungen, dass Deutschland im Osten Kolonien errichten und Kolonialpolitik 

treiben werde, das Land und seine Bewohner als Ausbeutungsobjekt betrachte, sind 

völlig verfehlt. Sie würden der Sowjetpropaganda nur eine willkommene Gelegen-

heit zu der Behauptung bieten, dass Deutschland die Völker des Ostens auf eine 

Stufe mit den Negern stelle. Dies würde bei der Bevölkerung wie bei den Sowjett-

ruppen nur eine Stärkung des Widerstandswillens gegen die deutsche Wehrmacht 

und das Deutsche Reich zur Folge haben. 

5. Ebenso abwegig ist es, von neuen deutschen Siedlungen oder gar Grosssied-

lungen und Landenteignung zu sprechen oder theoretische Aufsätze über die Frage 

zu verfassen, ob man die Völker oder den Boden germanisieren müsse ... 

Erst recht kann eine Verschickung der alteingesessenen Bevölkerung nicht erör-

tert werden. 

6. Demgegenüber ist bei allen sich bietenden Gelegenheiten der Freiheitswille, 

der Kampfwille gegen das bolschewistische Terrorregiment, wie er die von den So-

wjets unterdrückten Völker beseelt, ihr Soldatentum sowie ihre ArbeitsWilligkeit 

hervorzuheben... 

Längere Auszüge in: Anatome der Aggression, S. 179-182. 
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Nr. 241 Richtlinien des Reichsaussenministers J. v. Rippentrop vom 5. April 1943für 

die Arbeit des «Europa-Ausschusses» (Auszüge) 

1. Hauptaufgabe des Ausschusses ist in der gegenwärtigen Phase des Krieges die 

Sammlung von Material und die Vorbereitung von Unterlagen für die bei Kriegs-

ende zu treffenden Regelungen der europäischen Neuordnung. Die Ausarbeitung 

bestimmter Pläne für die Gesamtgestaltung des künftigen Europa hat daher vorerst 

noch zu unterbleiben. Es ist davon auszugehen, dass in Zukunft zwischen dem 

Grossdeutschen Reich und den einzelnen europäischen Ländern Bindungen teils en-

gerer, teils loserer Art herzustellen sein werden, die sich einer schematischen For-

mel entziehen. Für jedes einzelne Land und Volk wird hier zu gegebener Zeit eine 

besondere Entscheidung zu treffen sein. Feststehend ist jedoch schon heute, dass 

das künftige Europa nur bei einer voll durchgesetzten Vormachtstellung des Gross-

deutschen Reiches Bestand haben kann. Die Sicherung dieser Vormachtstellung ist 

demnach als der Kern der künftigen Neuordnung anzusehen. Von besonderer Wich-

tigkeit ist ferner die Prüfung derjenigen Fragenkomplexe, die einer gesamteuropäi-

schen Regelung zugeführt werden können. 

2. Für die propagandistische Behandlung der Europa-Frage muss es vorerst noch 

sein Bewenden dabei haben, dass wir in allgemeiner Formulierung bei sich bieten-

den Anlässen zum Ausdruck bringen, unser Ziel sei die Schaffung einer gerechten 

Neuordnung, die den europäischen Völkern eine gesicherte Existenz in enger wirt-

schaftlicher und kultureller Verbundenheit und unter Ausschaltung fremder Bevor-

mundung ermöglichen werde. Auf die politische Struktur des künftigen Europas nä-

her einzugehen, kommt bis auf Weiteres noch nicht in Frage ... 

3. Ein sehr wirksames Mittel, die europäischen Völker auf die Notwendigkeiten 

der künftigen Neuordnung vorzubereiten, besteht jetzt schon in der entsprechenden 

Auswertung der Besorgnisse, die in allen Ländern der Gedanke an ein Vordringen 

des Bolschewismus nach Europa hinein auslöst... 

Vollständiger Text in: Anatomie der Aggression, S. 183-185. 

Nr. 242 Notiz des Gesandten Cecil von Renthe-Fink vom 9. September 1943  

(Auszug) 

1. In dem gewaltigen Ringen um die Zukunft Europas erscheinen wir als Vorkämp-

fer einer neuen, besseren Ordnung, in der alle europäischen Völker einen gerechten 
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und würdigen Platz finden werden. Bisher hatten wir es vermieden, in der europäi-

schen Frage mit einem konkreten Vorschlag hervorzutreten. Es unterliegt aber kei-

nem Zweifel, dass die Frage, was Deutschland in Europa vorhat, die europäischen 

Völker aufs Stärkste bewegt und ihre Haltung entscheidend bestimmt. Zugleich 

verlangt die Lage gebieterisch die äusserste Anspannung aller Kräfte Europas für 

unseren Sieg. Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit, für die Neuordnung Europas 

einen Plan zu entwickeln, der geeignet ist, den europäischen Völkern einen Ansporn 

zu geben, durch ihre Leistung zu unserem Sieg beizutragen. Ihre Befürchtung, dass 

nach dem Sieg Deutschland von seiner Macht rücksichtslosen Gebrauch machen 

würde, müsste zerstreut werden. 

2. Wenn wir jetzt den Gedanken einer staatenbundlichen Lösung, beruhend auf 

freiwilliger Zusammenarbeit selbständiger Nationen, aufnehmen würden, so würde 

bestimmt das Vertrauen der europäischen Völker in unsere Politik gefestigt und ihre 

Bereitwilligkeit erhöht werden, unserer Führung zu folgen und für unseren Sieg zu 

schaffen. Diejenigen Kräfte in Europa, die den Bolschewismus fürchten, sich aber 

durch Deutschland bedroht fühlten, würden künftig weniger versucht sein, nach den 

mit den Bolschewisten verbündeten Angelsachsen zu schielen. In den besiegten 

Ländern würde es mit der klaren europäischen Parole, wie sie der europäische Staa-

tenbund bedeutet, möglich sein, mehr Männer für die Waffen-SS zu rekrutieren, die 

dann zusätzlich für unseren Kampf zur Verfügung stehen. Wir hätten die Grundlage 

für einen konstruktiven Plan, der eine positive und wirkungsvolle Propaganda er-

möglichen würde... 

Vollständiger Text in: Anatomie der Aggression, S. 198-203. 

Nr. 243 Entwurf des Auswärtigen Amtes vom 9. September 1943 zum Problem des 

Europäischen Staatenbundes 

a) Der Europäische Staatenbund ist eine Gemeinschaft souveräner Staaten, 

die sich gegenseitig ihre Freiheit und Unabhängigkeit gewährleisten. 

b) Die Gestaltung ihrer innerstaatlichen Verhältnisse bleibt der souveränen Ent-

schliessung der einzelnen Staaten überlassen. 

c) Die im Staatenbund vereinten Nationen werden die Interessen Europas nach 

aussen hin gemeinsam wahren. Sie werden gemeinsam raumfremde Einflüsse ab- 
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wehren und gemeinsam den Kampf gegen den Bolschewismus führen. Zur Vertei-

digung Europas gegen äussere Angriffe sollen Defensivabkommen geschlossen 

werden. 

d) Die europäische Wirtschaft wird von den Gliedern des Staatenbundes auf der 

Grundlage ihrer gemeinsamen und nationalen Interessen nach einheitlicher Planung 

gestaltet werden. Das Ziel soll sein, sowohl den materiellen Wohlstand wie die so-

ziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit in den einzelnen Staaten zu erhöhen, die 

europäische Wirtschaft und Entwicklung der Hilfsquellen und Arbeitsmöglichkei-

ten Europas und seines afrikanischen Ergänzungsraums vor Krisen und vor von 

aussen kommender wirtschaftlicher Bedrohung zu schützen, sowie den europäi-

schen Völkern den Zugang zu einem gerechten Anteil an den wirtschaftlichen Gü-

tern der Welt zu schaffen. 

e) Die der Belebung des innereuropäischen Güteraustausches entgegenstehen-

den Zoll- und anderen Schranken zwischen den einzelnen Gliedern des Staatenbun-

des sollen unter Schonung und Sicherung der lebensnotwendigen Wirtschafts-

zweige, insbesondere der kleineren Wirtschaftsgebiete, fortschreitend beseitigt 

werden. 

Das innereuropäische Verkehrsnetz der Eisenbahnen, Autostrassen, Wasserstras-

sen und Fluglinien wird nach einheitlicher Planung ausgebaut werden. 

f) Bei der Lösung der wirtschaftlichen Probleme der Übergangszeit von der 

Kriegs- zur Friedenswirtschaft werden sich die Glieder des Staatenbundes gegen-

seitig Hilfe und Unterstützung gewähren. 

g) Die im Europäischen Staatenbund zusammengeschlossenen Staaten werden 

unter Wahrung ihrer völkischen Eigenart den kulturellen und geistigen Austausch 

weiter ausbauen und vertiefen. 

h) Die an der Gründung des Staatenbundes nicht beteiligten europäischen Staa-

ten werden eingeladen werden, dem «Europäischen Staatenbund» beizutreten. 

i) Alle Einzelheiten der Organisierung des «Europäischen Staatenbundes» wer-

den in einer Bundesakte festgelegt werden, zu deren Beratung Bevollmächtigte aller 

beteiligten Regierungen zusammentreten werden. 

Aus: Anatomie der Aggression, S. 215 f. 
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Nr. 244 Rede Himmlers vor SS-Führern in Posen am 4. Oktober 1943 (Auszug) 

Ein Grundsatz muss für den SS-Mann absolut gelten: ehrlich, anständig, treu und 

kameradschaftlich haben wir zu Angehörigen unseres eigenen Blutes zu sein und 

zu sonst niemandem. Wie es den Russen geht, wie es den Tschechen geht, ist mir 

total gleichgültig. Das, was in den Völkern an gutem Blut unserer Art vorhanden 

ist, werden wir uns holen, indem wir ihnen, wenn notwendig, die Kinder rauben und 

sie bei uns grossziehen. Ob die anderen Völker in Wohlstand leben oder ob sie ver-

recken vor Hunger, das interessiert mich nur soweit, als wir sie als Sklaven für un-

sere Kultur brauchen, anders interessiert mich das nicht. Ob bei dem Bau eines Pan-

zergrabens 10’000 russische Weiber an Entkräftung Umfallen oder nicht, interes-

siert mich nur insoweit, als der Panzergraben für Deutschland fertig wird. Wir wer-

den niemals roh und herzlos sein, wo es nicht sein muss; das ist klar. Wir Deutsche, 

die wir als einzige auf der Welt eine anständige Einstellung zum Tier haben, werden 

ja auch zu diesen Menschentieren eine anständige Einstellung einnehmen, aber es 

ist ein Verbrechen gegen unser eigenes Blut, uns um sie Sorge zu machen und ihnen 

Ideale zu bringen, damit unsere Söhne und Enkel es noch schwerer haben mit ihnen. 

Wenn mir einer kommt und sagt: «Ich kann mit den Kindern oder den Frauen den 

Panzergraben nicht bauen. Das ist unmenschlich, dann sterben sie daran», – dann 

muss ich sagen: «Du bist ein Mörder an Deinem eigenen Blut, denn, wenn der Pan-

zergraben nicht gebaut wird, dann sterben deutsche Soldaten, und das sind Söhne 

deutscher Mütter. Das ist unser Blut.» 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXIX, S. 123. 

Nr. 245 Schreiben von Paul Henrichs, Geschäftsleiter von Carl Zeiss Jena, an H. 

E. Müncks, Geschäftsführer des Deutsch-Amerikanischen Wirtschaftsverbandes, 

vom 2. Dezember 1944, über die Orientierung auf die Nachkriegsbeziehungen zu 

Wirtschaftskreisen der USA (Auszüge) 

... Sie sind also der Überzeugung, dass nach Beendigung des Krieges die Beziehun-

gen zu den USA alsbald wieder aufgenommen werden, und ich will Ihnen offen 

gestehen, dass auch ich in meinen Gedankengängen für die Zukunft mich von der 

Überlegung leiten lasse, dass besonders die Amerikaner mit ihrer überwiegend wirt-

schaftlichen Einstellung wissen oder sehr bald zur Erkenntnis kommen werden,  
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dass ein wirtschaftlich darniederliegendes Europa für sie von enormem wirtschaft-

lichem Schaden sein würde und umgekehrt ein gesundes Europa wesentlich zum 

Wohlstand Amerikas mit beitragen kann, dass ein gesundes Europa aber undenkbar 

ist ohne ein wirtschaftlich gesundes Deutschland ... 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 466 f. 

Nr. 245 a Bulletin des US-Aussenministeriums vom 30. März 1945 über Nach-

kriegspläne der deutschen Imperialisten (Auszüge) 

Zuverlässige Informationen, von den Alliierten Regierungen zusammengetragen, 

weisen deutlich daraufhin, dass die deutsche Nazi-Regierung wohldurchdachte 

Nachkriegspläne für das Weiterbestehen der nazistischen Ideologie und Herrschaft 

entwickelt hat. Einige dieser Pläne sind bereits in Kraft gesetzt worden, und andere 

liegen fertig vor, um sofort nach Beendigung der Feindseligkeiten in Europa in 

grossem Massstab durchgeführt zu werden. 

Mitglieder der Nazi-Partei, deutsche Industrielle und deutsche Militärs, die er-

kannt haben, dass ein Sieg unerreichbar geworden ist, entwickeln jetzt geschäftliche 

Pläne für die Nachkriegszeit, bemühen sich, Freundschaften mit ausländischen Ge-

schäftskreisen zu erneuern und zu festigen und arbeiten auf die Erneuerung der Vor-

kriegskartellvereinbarungen hin. Bald nach Kriegsende werden Strohmänner bei 

den Gerichtshöfen verschiedener Länder gegen die «ungesetzliche» Beschlag-

nahme von Industriebetrieben und anderem von den Alliierten Regierungen bei 

Ausbruch des Krieges übernommenen Eigentum Berufung einlegen. Wo diese Me-

thode versagt, wird die deutsche Seite sich um Rückkäufe über Tarnunternehmun-

gen bemühen, die den notwendigen staatsbürgerlichen Anforderungen genügen... 

Wenn diesen Plänen nicht Einhalt geboten wird, werden sie eine dauernde Be-

drohung für den Frieden und die Sicherheit der Nachkriegswelt darstellen. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 490 f. 
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Nr 246 Schreiben von Martin Bormann, Leiter der Parteikanzlei und Sekretär 

Adolf Hitlers, an Karl Hermann Frank, Staatsminister im Protektorat Böhmen 

und Mähren, vom 23. April 1945, über die Aufnahme von Verbindungen mit ame-

rikanischen Kreisen 

Auf Anregung von Reichsminister Speer habe ich dem Führer den Vorschlag ge-

macht, namhafte tschechische Industrielle nach Frankreich fliegen zu lassen, um 

dort mit ihren amerikanischen Verbindungen Verhandlungen über den Schutz der 

Tschechoslowakei vor den Bolschewisten zu führen. 

Der Führer hat seine Zustimmung hierfür gegeben. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 491 f. 

b)  Unmittelbare ökonomische Interessen 

Nr 247 Protokoll der Österreich-Besprechung der IG Farbenindustrie AG vom 

21. März 1938 (Auszüge) 

Herr Dr. Ilgner berichtet zunächst kurz über die Bemerkung, die Herr Ministerprä-

sident Göring kürzlich Herrn Geheimrat Schmitz gegenüber gemacht hat: er hoffe, 

dass die grossen reichsdeutschen Konzerne nicht nach Vollzug des Anschlusses 

über Deutsch-Österreich herfallen und die dortige Industrie aufsaugen würden. So-

weit Beteiligungspläne der LG. in Österreich bestehen, ist dazu zu bemerken, dass 

die LG. bereits seit Jahren bemüht ist, den Anschluss wirtschaftlich durch Zusam-

menarbeit und Einflussnahme auf Österreichs chemische Industrie zu untermauern. 

Insbesondere sind wegen der Skoda-Werke Wetzler A.G. (SWW) seit etwa 2 Jahren 

laufend Verhandlungen über eine Beteiligung der LG. geführt worden ... 

Die Aussprache wendet sich daraufhin der Frage zu, welches Ziel sich die LG. 

für die weiteren Verhandlungen in Österreich stellen muss. Die Aussprache ergibt 

Übereinstimmung darüber, dass es das Ziel der LG. sein müsse, die bisher in Aus-

sicht genommene Fusion von SWW mit den österreichischen DAG-Firmen in der 

Weise durchzuführen, dass die LG. dabei eine Majorität von 75%, gegebenenfalls 

von 51% mit einer Option auf die restlichen 24% erhält... 

Längere Auszüge in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 502 f. 
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Nr. 248 Vortrag von Wilhelm Zangen, Leiter der Reichsgruppe Industrie, auf der 

Tagung des Fachamtes Eisen und Metall der Deutschen Arbeitsfront (DAF) am  

12. Mai 1939 (Auszüge) 

Die grosse Politik unseres Führers hat Deutschland in der Welt eine Stellung ein-

geräumt, die nicht ohne günstige Auswirkung auch für Deutschlands Anteil an der 

Weltwirtschaft bleiben kann ... Niemand darf aber nun glauben, dass der Zeitpunkt 

schon gekommen ist, langsamer zu treten oder gar die Hände in den Schoss zu le-

gen. Ich will deshalb zunächst einmal hervorheben, warum unsere Anstrengungen 

fortgesetzt und, wenn möglich, gesteigert werden müssen ... 

Hier berühren sich Aussenpolitik und Aussenhandel besonders eng, und die gros-

sen Erfolge der deutschen Aussenpolitik in den letzten Monaten eröffnen hier be-

sonders aussichtsreiche Möglichkeiten. In diesem Zusammenhang darf ich Sie an 

den alten englischen Wahlspruch erinnern: «Der Handel folgt der Flagge»; ich 

möchte aber diesen Spruch noch erweitern und sagen: «Der Handel muss der Flagge 

auf dem Fusse folgen»; denn wie die politische und militärische Macht eines Staates 

– wie die Geschichte und auch die jüngste Vergangenheit lehren – bei der Gestal-

tung der Wirtschaft eine wesentliche Rolle spielt, so andererseits gibt auch die wirt-

schaftliche Ergänzung für die politische und militärische Macht der Nation erst die 

gesunde und kraftvolle Basis. Deutschland hat bei der Regelung seiner weltwirt-

schaftlichen Beziehungen als Abnehmer eine gebietsmässige Vergrösserung von 

468.000 km2 auf 632.000 km2 und einen Bevölkerungszuwachs um 18 Millionen, 

das sind nicht weniger als 27 Prozent, in die Waagschale zu werfen. Zweifellos hat 

diese Machtvergrösserung ihren Einfluss auf unsere wirtschaftlichen Möglichkeiten 

ausgeübt und wird es weiter tun. Wichtig ist aber, dass ein Industriestaat wie 

Deutschland, dessen Bevölkerung auch heute noch zu 39 Prozent zur Industrie und 

zum Handwerk, zu 17 Prozent zum Handel und Verkehr und zur Landwirtschaft 

nur mit 21 Prozent zählt, für seine industrielle Leistungsfähigkeit Ausgleichsmög-

lichkeiten in einem entsprechenden agrarischen Wirtschaftsraum findet... 

In der Jubiläumsschrift einer grossen rheinischen Industriegesellschaft vom 

Jahre 1914 vor Ausbruch des Krieges findet sich folgender Satz: «Es ist die gesün-

deste Politik, ein Volk in seiner Widerstandsfähigkeit zu heben; denn der Besitz 

von Macht ist wichtiger als der von Reichtum. Dem wohlverstandenen Ringen um 

Macht folgt das hohe Gut der Rassengesundheit. Selbst ein besiegtes Volk kann aus 

dem Kriege erstarkt hervorgehen. Wenn es die Gründe seiner Niederlage erkennt 
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Rundschreiben der Reichsgruppe Industrie mit der Aufforderung an die Wirtschaftsgruppen, ihre 

«Interessenwünsche» bei der «Neuordnung Europas» zu formulieren. Vgl. Dokument 250 a 
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und sich bemüht, ihnen zu begegnen.» Die Entwicklung hat diesem Grundsatz recht 

gegeben. Wenn wir diese starke Kraft des Staates als notwendig auch für eine ge-

sunde wirtschaftliche Grundlage erkennen und bejahen, dann müssen wir auch alles 

daransetzen, diese unsere Macht und deren wirtschaftliche Resultate zu sichern. 

Auch für diesen Zweck sind ungeheure Aufgaben zu erfüllen, die in der ständigen 

Förderung unserer Wehrmacht und ihren wirtschaftlichen Erfordernissen begründet 

sind. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 214 f. 

Nr. 249 Fernschreiben von Georg von Schnitzler, Mitglied des Vorstands und des 

Zentralausschusses der IG Farbenindustrie AG, an Kurt Krüger, Direktor der IG 

Farbenindustrie AG, vom 7. September 1939 über die Aneignung chemischer  

Fabriken in Polen (Auszüge) 

Bitten schon jetzt RWM von nachstehenden Zusammenhängen zu unterrichten: Im 

Laufe der nächsten Tage werden aller Voraussicht nach vier polnische Farbstoffab-

riken in deutsche Hände fallen ... Auf den Fabriken befinden sich erhebliche und 

wertvolle Vorräte in Vor-, Zwischen- und Endproduktion, alle fast ausschliesslich 

auf dem Gebiet der Teerfarbstoffe und der ihnen verwandten Hilfsprodukte. Ohne 

zu der Frage des Weiterbetriebes der Fabriken im gegenwärtigen Moment Stellung 

nehmen zu wollen, möchten wir es für unbedingt erforderlich halten, dass die Ver-

wertung der vorgesagten Vorräte im Interesse der deutschen Volkswirtschaft durch 

Sachverständige erfolgt. Nur die IG ist in der Lage, diese Sachverständigen zu stel-

len. Haben hier vorgesehen, dass Herr Direktor Schwab, der Leiter unseres hiesigen 

osteuropäischen Farbstoffgeschäfts, für diese Aufgabe bereitgestellt werden soll... 

Sind Mitte nächster Woche persönlich in Berlin, um weitere Besprechungen mit 

zuständigen Stellen aufzunehmen, und bitten, solche Besprechungstermine vorzu-

bereiten. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 224. 
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Nr. 250 Protokoll der 72. Sitzung des Chemikalienausschusses der IG Farbenindu-

strie AG am 28. Mai 1940 (Auszug) 

Neben uns interessiert sich auch Krupp/Essen für die norwegischen und finnischen 

Nickelerz-Vorkommen, obwohl Krupp in seinen heutigen Anlagen, soweit wir un-

terrichtet sind, die skandinavischen sulfidischen kupferhaltigen Erze nicht aufarbei-

ten kann, sondern nur auf die Verarbeitung silikatischer kupferfreier Erze einge-

richtet ist. Wir haben uns zwischenzeitlich mit Krupp in Verbindung gesetzt und 

um einen aufklärenden Bescheid gebeten. 

Auf Grund unserer Investitionen auf dem Nickel-Gebiet und unserer vertragli-

chen Beziehungen zur Inco halten wir uns für berechtigt, in erster Linie Ansprüche 

auf die skandinavischen Nickelerze erheben zu können. Wir werden versuchen, für 

einen Interessen-Ausgleich mit Krupp die Unterstützung des RMW zu erlangen. 

Aus: Anatomie der Aggression, S. 42. 

Nr. 250 a Rundschreiben der Reichsgruppe Industrie an die Wirtschaftsgruppen 

vom 4. Juli 1940 über die Vorbereitungen für die «Neuordnung Europas»  

(Auszüge) 

... 1. Die Industrieanalyse kann zunächst auf folgende Länder beschränkt werden: 

Dänemark, Schweden, Norwegen, Holland, Belgien, Luxemburg und Frankreich. 

2. Es ist noch einmal ausdrücklich festgestellt worden, dass die Grundlage für 

die Arbeiten der Wirtschaftsgruppen die Berichte über die industriellen Verhält-

nisse in den einzelnen Ländern bilden müssen. Genauso notwendig ist aber eine 

scharfe Herausstellung der Interessenwünsche der Industrie. Es ist nicht erforder-

lich, dass bei der Vorbringung dieser Wünsche irgendwelche Rücksicht genommen 

wird auf die politische Entwicklung, möglicherweise eintretende Grenzverschie-

bungen usw.... 

4. Soweit es im Augenblick noch nicht möglich ist, die vorgebrachten Wünsche 

ganz konkret zu äussern und zu begründen, genügt es, dass uns die Wünsche zu-

nächst als Voranmeldungen unterbreitet werden und wir sie als solche dem Reichs-

wirtschaftsministerium übermitteln. Das Reichswirtschaftsministerium kann später 
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von sich aus direkt oder über die Reichsgruppe Industrie an die Wirtschaftsgruppen 

herantreten und die Wünsche gegebenenfalls im Einzelnen überprüfen ... 

Wir bitten, mit den Arbeiten für die Länder Ungarn, Schweiz, Finnland und Eng-

land fortzufahren, damit die Ausarbeitungen zu einem späteren Termin ohne län-

gere Anlaufzeit vorgelegt werden können ... 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 261 f. 

Nr. 251 Schreiben der Otavi Minen- und Eisenbahn-Gesellschaft vom 14. Septem-

ber 1940 an das Reichswirtschaftsministerium (Auszug) 

Die deutsche Wirtschaft steht im Rahmen der Gestaltung des europäischen Wirt-

schaftsraumes sowohl wie der kolonialen Neuordnung vor gewaltigen Aufgaben. 

Es ist der dringende Wunsch unserer Gesellschaft, an diesen Arbeiten in weitem 

Ausmasse beteiligt zu werden, und wir glauben, hierzu – soweit bergbauliche Be-

lange in Frage kommen – ganz besonders qualifiziert zu sein. 

Mit dem Namen unserer Gesellschaft verbindet sich ein Stück ruhmvoller deut-

scher Kolonialgeschichte, und es ist Ihnen bekannt, dass wir seit 40 Jahren in Afrika 

auf dem Gebiete des Kupfer-, Blei- und Zinkerzbergbaues sowie der Vanadium- 

und Cadmiumgewinnung unermüdlich tätig sind. 

In Europa sind wir massgeblich beteiligt an der Leitung der Bauxit Trust AG, 

Zürich, gehörenden Bergwerksunternehmungen in Ungarn, Jugoslawien, Griechen-

land, Rumänien und Italien, die für die deutsche Aluminiumindustrie bekanntlich 

von ausschlaggebender Bedeutung sind, wobei der Linksunterzeichnete den Posten 

des Präsidenten dieser Gesellschaft bekleidet... 

Vollständiger Text in: Anatomie der Aggression, S. 102. 

Nr. 252 Forderungen des Konzerns Carl Zeiss Jena zur «Neuordnung der europäi-

schen Wirtschaft» vom 2. Oktober 1940 (Auszüge) 

1. Frankreich. 

Die Verwirklichung dieser Grundsätze in Frankreich erfordert 

a) die Beschränkung der Herstellung von optischen Rüstungsgeräten – falls die 
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Herstellung überhaupt gestattet werden soll – auf den zukünftigen Bedarf der eige-

nen Wehrmacht; 

b) Verbot des Exports solcher Rüstungsgeräte; 

c) Verbot des Exports von optischem Rohglas; 

d) die Aufhebung von Zöllen, Einfuhrverboten, Kontingenten etc. 

2. Belgien. 

Unsere Information geht dahin, dass die beiden in Genf und Brüssel bestehenden 

optischen Firmen mit französischer Hilfe ins Leben gerufen worden sind und auch 

heute noch eine französische Beteiligung haben. Erwünscht wäre die Enteignung 

dieser französischen Beteiligung und nach Möglichkeit Stillegung der beiden Be-

triebe, welche unseres Wissens überwiegend, wenn nicht ausschliesslich, Rüstungs-

zwecken dienen und als solche wohl in Wegfall kommen dürften. 

3. Holland. 

Hier besteht nur eine Firma von Bedeutung, die Nedinsco in Venlo, welche der 

Firma Carl Zeiss nahesteht. 

Die erst 1937/38 entstandenen beiden optischen Betriebe 

Fräulein Dr. Bleeker in Utrecht und 

Professor van Leer in Delft 

sollten der Nedinsco angegliedert werden. 

Diese Firma hat bisher Optik nicht hergestellt, ist aber im Begriffe, das zu tun 

und könnte dabei die genannten kleineren Firmen sehr gut in sich aufnehmen. 

4. Protektorat Böhmen und Mähren. 

Die beiden wesentlichsten Rüstungsfirmen unseres Gebietes 

Optico-Techna, Prerau und 

Srb & Styss, Prag, 

sollten ausschliesslich für deutsche Wehrmachtsaufträge beansprucht resp. reser-

viert bleiben. 

5. In Norwegen, Schweden, Dänemark und Finnland haben wir keine nennens-

werte Konkurrenz und deshalb auch keine Sonderwünsche. 

6. Ungarn und Schweiz. 

Frage: Ist hier eine staatliche Einflussnahme möglich? 

Notizen für die Besprechung mit Ministerialrat Schlotterer am 2. Oktober 1940 in Berlin, aus:  

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 541 f. 
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Nr. 253 Vorschläge des Zeiss-Konzerns vom 18. August 1941 an die Wirtschafts-

gruppe Feinmechanik und Optik (Auszüge) 

1. Auszugehen ist davon, dass die aus russischem Staatsbesitz stammenden Werke 

Kriegsbeute und damit Eigentum des Deutschen Reiches werden. Sie stehen daher 

in unmittelbarer Verfügungsgewalt des Deutschen Reiches, so dass es der Vermitt-

lung von Treuhändern bei der Verwaltung der Werke nicht bedarf. 

2. Da das Reich die Inbetriebnahme der Werke in privatwirtschaftlicher Form 

wünscht, bietet sich als geeignetste Rechtsform für die Überlassung des Werkes an 

die beauftragte deutsche Fachfirma und den Betrieb in deren Hand der Pachtvertrag 

an... 

Solange für das besetzte russische Gebiet keine neue selbständige Rechtsord-

nung besteht, kann die Pacht-GmbH nach deutschem Recht am Sitz der Mutter-

firma gegründet werden und dort ihren Sitz behalten. Die Kapitalausstattung kann 

gering sein, da Anlagevermögen nicht in grösserem Umfang notwendig ist... 

10. Als Vergütung für die Leistung, die die Mutterfirmen durch die Inbetrieb-

nahme der russischen Werke im Rüstungsinteresse des Reiches erbringen, und die 

weitgehende Betreuung und Fabrikationsunterstützung, die dafür notwendig ist, er-

halten die Mutterfirmen eine angemessene, mit steigendem Umsatz verhältnis-

mässig fallende prozentuale Vergütung vom Umsatz der Pachtgesellschaften. 

11. In den Pachtverträgen ist den Pachtgesellschaften und ihren Mutterfirmen 

vorzubehalten, dass sie das gepachtete Werk erwerben können, wenn die endgültige 

Gestaltung der politischen, staatsrechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse im 

besetzten russischen Gebiet zu übersehen ist und das Deutsche Reich die Veräusse-

rung der Werke beabsichtigt. 

Vollständiger Text in: Anatomie der Aggression, S. 132 f. 

336 



3.  Kriegführung und Massenmord 

Nr. 254 Erlass Hitlers über die Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit im Gebiet 

«Barbarossa» und über besondere Massnahmen der Truppe vom 13. Mai 1941 

(Auszüge) 

... 2. Freischärler sind durch die Truppe im Kampf oder auf der Flucht schonungslos 

zu erledigen. 

3. Auch alle anderen Angriffe feindlicher Zivilpersonen gegen die Wehrmacht, 

ihre Angehörigen und das Gefolge sind von der Truppe auf der Stelle mit den äus-

sersten Mitteln bis zur Vernichtung des Angreifers niederzukämpfen. 

4. Wo Massnahmen dieser Art versäumt wurden oder zunächst nicht möglich 

waren, werden tatverdächtige Elemente sogleich einem Offizier vorgeführt. Dieser 

entscheidet, ob sie zu erschiessen sind. 

Gegen Ortschaften, aus denen die Wehrmacht hinterlistig oder heimtückisch an-

gegriffen wurde, werden unverzüglich auf Anordnung eines Offiziers in der 

Dienststellung mindestens eines Bataillons- usw. Kommandeurs kollektive Gewalt-

massnahmen durchgeführt, wenn die Umstände eine rasche Feststellung einzelner 

Täter nicht gestatten. 

5. Es wird ausdrücklich verboten, verdächtige Täter zu verwahren, um sie bei 

Wiedereinführung der Gerichtsbarkeit über Landeseinwohner an die Gerichte ab-

zugeben... 

Behandlung der Straftaten von Angehörigen der Wehrmacht und des Gefolges ge-

gen Landeseinwohner. 

1. Für Handlungen, die Angehörige der Wehrmacht und des Gefolges gegen feind-

liche Zivilpersonen begehen, besteht kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, 

wenn die Tat zugleich ein militärisches Verbrechen oder Vergehen ist.... 

3. Der Gerichtsherr prüft daher, ob in solchen Fällen eine disziplinare Ahndung 

angezeigt oder ob ein gerichtliches Einschreiten notwendig ist. Der Gerichtsherr 

ordnet die Verfolgung von Taten gegen Landeseinwohner im kriegsgerichtlichen 

Verfahren nur dann an, wenn es die Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die 

Sicherung der Truppe erfordert. Das gilt z.B. für schwere Taten, die auf geschlecht-

licher Hemmungslosigkeit beruhen, einer verbrecherischen Veranlagung entsprin- 
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gen oder ein Anzeichen dafür sind, dass die Truppe zu verwildern droht. Nicht mil-

der sind in der Regel zu beurteilen Straftaten, durch die sinnlos Unterkünfte sowie 

Vorräte oder anderes Beutegut zum Nachteil der eigenen Truppe vernichtet wur-

den... 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXIV, S. 252 ff. 

Nr. 255 «Richtlinien für die Behandlung politischer Kommissare» (Kommissar- 

befehl) vom 6. Juni 1941 (Auszüge) 

Im Kampf gegen den Bolschewismus ist mit einem Verhalten des Feindes nach den 

Grundsätzen der Menschlichkeit oder des Völkerrechts nicht zu rechnen. Insbeson-

dere ist von den politischen Kommissaren allerart als den eigentlichen Trägern des 

Widerstandes eine hasserfüllte, grausame und unmenschliche Behandlung unserer 

Gefangenen zu erwarten. 

Die Truppe hat sich bewusst zu sein: 

1. In diesem Kampfe ist Schonung und völkerrechtliche Rücksichtnahme diesen 

Elementen gegenüber falsch. Sie sind eine Gefahr für die eigene Sicherheit und die 

schnelle Befriedung der eroberten Gebiete. 

2. Die Urheber barbarisch asiatischer Kampfmethoden sind die politischen 

Kommissare. Gegen diese muss daher sofort und ohne Weiteres mit aller Schärfe 

vorgegangen werden. 

Sie sind daher, wenn im Kampf oder bei Widerstand ergriffen, grundsätzlich so-

fort mit der Waffe zu erledigen. 

Im Übrigen gelten folgende Bestimmungen: 

I. Operationsgebiet 

1. Politische Kommissare, die sich gegen unsere Truppe wenden, sind entspre-

chend dem Erlass über Ausübung der Gerichtsbarkeit im Gebiet «Barbarossa» zu 

behandeln. Dies gilt für Kommissare jeder Art und Stellung, auch wenn sie nur des 

Widerstandes, der Sabotage oder der Anstiftung hierzu verdächtig sind. 

Auf die Richtlinien über das Verhalten der Truppe in Russland wird verwiesen. 

2. Politische Kommissare als Organe der feindlichen Truppe sind kenntlich an 

besonderen Abzeichen – roter Stern mit goldenem eingewebtem Hammer und Si-

chel auf den Ärmeln – (Einzelheiten siehe: Die Kriegswehrmacht der UdSSR. 

OKH/Gen dH O Qu IV Abt. Fremde Heere Ost (II) Nr. 100/41 g. vom 16.1.1941 
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unter Anlage 9 d). Sie sind aus den Kriegsgefangenen sofort, d.h. noch auf dem 

Gefechtsfelde, abzusondern. Dies ist notwendig, um ihnen jede Einflussnahme auf 

die gefangenen Soldaten zu nehmen. Diese Kommissare werden nicht als Soldaten 

anerkannt; der für Kriegsgefangene völkerrechtlich geltende Schutz findet auf sie 

keine Anwendung. Sie sind nach durchgeführter Absonderung zu erledigen. 

3. Politische Kommissare, die sich keiner feindlichen Handlung schuldig ma-

chen oder einer solchen verdächtig sind, werden zunächst unbehelligt bleiben. Erst 

bei der weiteren Durchdringung des Landes wird es möglich sein, zu entscheiden, 

ob verbliebene Funktionäre an Ort und Stelle belassen werden können oder an die 

Sonderkommandos abzugeben sind. Es ist anzustreben, dass diese selbst die Über-

prüfung vornehmen. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob «schuldig oder nicht schuldig», hat grundsätz-

lich der persönliche Eindruck von der Gesinnung und Haltung des Kommissars hö-

her zu gelten als der vielleicht nicht zu beweisende Tatbestand. 

Aus: Laschitza/Vietzke, S. 258 f. 

Nr. 255 a Befehl des Armeeoberkommandos 6 über das «Verhalten der Truppe im 

Ostraum» vom 10. Oktober 1941 (Auszüge) 

Geheim! 

Hinsichtlich des Verhaltens der Truppe gegenüber dem bolschewistischen System 

bestehen vielfach noch unklare Vorstellungen. 

Das wesentlichste Ziel des Feldzuges gegen das jüdisch-bolschewistische Sy-

stem ist die völlige Zerschlagung der Machtmittel und die Ausrottung des asiati-

schen Einflusses im europäischen Kulturkreis. 

Hierdurch entstehen auch für die Truppe Aufgaben, die über das hergebrachte 

einseitige Soldatentum hinausgehen. Der Soldat ist im Ostraum nicht nur ein Kämp-

fer nach den Regeln der Kriegskunst, sondern auch Träger einer unerbittlichen völ-

kischen Idee und der Rächer für alle Bestialitäten, die deutschem und artverwand-

tem Volkstum zugefügt wurden. 

Deshalb muss der Soldat für die Notwendigkeit der harten, aber gerechten Sühne 

am jüdischen Untermenschentum volles Verständnis haben. Sie hat den weiteren 

Zweck, Erhebungen im Rücken der Wehrmacht, die erfahrungsgemäss stets von 

Juden angezettelt wurden, im Keime zu ersticken. 
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Der Kampf gegen den Feind hinter der Front wird noch nicht ernst genug ge-

nommen. Immer noch werden heimtückische, grausame Partisanen und entartete 

Weiber zu Kriegsgefangenen gemacht, immer noch werden halb uniformierte oder 

in Zivil gekleidete Heckenschützen und Herumtreiber wie anständige Soldaten be-

handelt und in die Gefangenenlager abgeführt. 

Die Sowjets haben bei ihrem Rückzug häufig Gebäude in Brand gesteckt. Die 

Truppe hat nur soweit ein Interesse an Löscharbeiten, als notwendige Truppenun-

terkünfte erhalten werden müssen. Im Übrigen liegt das Verschwinden der Symbole 

einstiger Bolschewistenherrschaft, auch in Gestalt von Gebäuden, im Rahmen des 

Vernichtungskampfes. Weder geschichtliche noch künstlerische Rücksichten spie-

len hierbei im Ostraum eine Rolle. 

Wird im Rücken der Armee Waffengebrauch einzelner Partisanen festgestellt, so 

ist mit drakonischen Massnahmen durchzugreifen. Diese sind auch auf die männli-

che Bevölkerung auszudehnen, die in der Lage gewesen wäre, Anschläge zu ver-

hindern oder zu melden. 

Fern von allen politischen Erwägungen der Zukunft hat der Soldat zweierlei zu 

erfüllen: 

1. die völlige Vernichtung der bolschewistischen Irrlehre, des Sowjet-Staates 

und seiner Wehrmacht, 

2. die erbarmungslose Ausrottung artfremder Heimtücke und Grausamkeit und 

damit die Sicherung des Lebens der deutschen Wehrmacht in Russland. 

Nur so werden wir unserer geschichtlichen Aufgabe gerecht, das deutsche Volk 

von der asiatisch-jüdischen Gefahr ein für allemal zu befreien. 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXV, S. 81-83. 

Nr, 256 Feldpostbriefe und Geständnisse deutscher Kriegsgefangener 

28.9.1941 Sonntag 

Gefr. L. B.; 10. le.Inf.Kol./Inf.Div.Kol. 296, 269. Inf. Div.; FPN 04 650 

«... Wir sind jetzt nicht mehr eingesetzt. Ich glaube nicht, dass wir noch mal dazu 

kommen werden. Aber es ist auch so noch überall gefährlich durch die vielen Mi-

nen, die noch gelegt sind. In Kiew zum Beispiel ist eine Explosion nach der anderen 

durch Minen. Die Stadt brennt schon acht Tage, alles machen die Juden. Darauf 

sind die von 14 bis 60 Jahre alten Juden erschossen worden, und es werden auch 

noch die Frauen der Juden erschossen, sonst wird’s nicht Schluss damit...» 
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8.10.1941 

Uffz. E. T.; 3. Kp./Eisb.Bau-Btl-513; FPN 26 029 

«... Hoffentlich bringt uns der im Gang befindliche Hauptschlag das gewünschte 

Ende im Osten.... Zwischendurch haben wir einige Streifen in unbesetzte Nachbar-

dörfer gemacht. In den Wäldern treiben sich noch Russen herum, die von der Zivil-

bevölkerung Nahrungsmittel erpressen. Einige dieser Banditen konnten wir fassen. 

Einen Juden, der noch die Pistole bei sich trug, haben wir an Ort und Stelle umge-

legt. So ist der Dienst zur Zeit sehr abwechselnd wie das Wetter ...» 

26.10.1941 Sonntag 

Feldjust.Insp. F. A.; Feld-Kdtr. 199 V; FPN 44 345 

«... Wir sitzen hier mitten in Russland. Wie Du aus Zeitungsberichten, Wochen-

schauen etc. weisst, ist hier fast alles abgebrannt. Die Wege sind grundlos. Wenn 

wir als rückwärtiges Heeresgebiet die Gegend von Partisanen, Juden und anderem 

Gesindel gereinigt haben, ziehen wir weiter, und uns folgt die zivile Verwaltung, 

um den Neuaufbau vorzunehmen.» 

18.4.1942 Samstag 

K.V.-Insp. H. K.; H.K.P. 610 (Baronowice); FPN 37 634 

«... Wir paar Offiziere des H.K.P. sind in einer ehemaligen Sowjetschule recht gut 

untergebracht. Zu tun gibt es viel, da auch zahlreiche Zivilangestellte und Arbeiter 

(Russen und Juden) zu betreuen sind. Die Juden, auch Frauen und Mädchen, dürfen 

nur in Kolonnen, von litauischer Polizei begleitet, aus dem Ghetto auf die Strasse 

zur Arbeit gehen und werden haufenweise erschossen, da man sie los sein will und 

ihnen vorwirft, mit den Partisanen der Umgebung gemeinsame Sache zu machen...» 

Aus: Gottfried Kössler, Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944, Frankfurt 

a.M. 1997, S. 56. 

Bruno Schneider 

8./Komp. LR. 167; FPN 08 179 E 

Mein Bericht enthält nichts Nacherzähltes oder Gehörtes, sondern beruht auf wahr-

heitsgetreuer Grundlage. 

Mein Bericht: 

Ich gehörte im Jahre 1941 zur 15. LD.LR. 106,4. Komp. Mit dieser Einheit kam 

ich Ende Juni 1941 von Frankreich nach Russland. Damals waren die deutschen 

Truppen soeben in die Sowjetunion eingedrungen. Bevor wir nun einrückten, lagen 
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wir auf einem Gehöft in der Gegend von Biala unweit von Brest-Litowsk. Kurz vor 

unserem Abmarsch wurden wir von unserem Kompaniechef, dem Oberleutn. Prinz, 

in einer Scheune versammelt. Hier erhielten wir folgenden Geheimbefehl: «Kriegs-

gefangene sind von der Roten Armee nur in Ausnahmefällen, d.h. wenn es unver-

meidlich ist, zu machen. Im Übrigen sind gefangene Sowjetsoldaten zu erschiessen. 

Stets zu erschiessen sind Frauen, die in den Einheiten der Roten Armee dienen.» 

Ich kann nun noch sagen, dass sich der grosse Teil der Soldaten meiner Einheit 

nicht so verhielt, wie es der obige Blutbefehl von ihnen forderte. Ich sah aber auch, 

wie sich die deutsche Armee ein grauenhaftes Ansehen erwarb. 

Gefr. Jacob Zietz 

9./I.R. 473, 253 I.D.; Landwirt 

An die 

Ausserordentliche Kommission zur Feststellung und Untersuchung der Schand-

taten der faschistischen deutschen Landräuber. 

Ich bin in der Lage, Folgendes als Augenzeuge berichten zu können: 

Am 19. Juli 1941 wurden 6 Rotarmisten vor der Stadt Wilikije Luki von meiner 

Kompanie gefangengenommen. Sie mussten bei uns Munition tragen. Durch die 

Hitze und die Arbeit des Tages völlig erschöpft und ermüdet konnten sie den 

Marsch nicht mehr durchhalten und fielen zu Boden. Da kam unser Kompanie-

Chef, Oberleutnant Graf, 8./I.R. 473, 253 I.D., und versuchte die am Boden liegen-

den Rotarmisten wieder aufzutreiben. Er trat sie mit Füssen und schlug sie mit der 

Reitpeitsche ins Gesicht. Als er endlich einsah, dass sie nicht mehr konnten, gab er 

den Befehl sie zu erschiessen. 

Hugo Bahrs, Obergefr. 

Brücke B 639; Fischer aus Hamburg 23; 17.6.1943 

«Im August 1941 lag ich mit meiner Zgkw. in Winnitza in Reperatur [sic]. In einer 

Nacht wurde in einem Wohnviertel, das zum grössten Teil von jüdischer Bevölke-

rung bewohnt war, ein «Flaksoldat» erschossen aufgefunden: Der Stadtkomman-

dant, dessen Namen ich nicht kenne, befahl eine Razzia im Judenviertel und liess 

400 Juden auf Grund dieses Vorkommens erschiessen. Es sollte «abschrecken(d)» 

wirken. 

In Losowaja lag ich einige Nächte bei dem Stab der 17. Armee in Quartier. In 

den anliegenden Räumen war SS und Feldgendarmerie untergebracht. Nachts 

wurde ich durch furchtbare Schreie geweckt. Auf meine Frage, was los sei, wurde 

mir gesagt «Partisanen werden zum sprechen gebracht.» Man hatte Zivilisten ver- 
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haftet und durch grausame Folterung presste man Geständnisse aus ihnen heraus 

und am nächsten Morgen hingen sie an Telegraphenmasten an der Hauptstrasse 

Krasnogrod Losowaja mit dem Schild um den Hals «So werden Partisanen behan-

delt». 

Heinz Ackermann, Unteroffizier 

13, Infanterie Regiment 11, 14. Div.; Buchdrucker aus Eisleben, 15.4.1943 

1.) Anfangs 1941 war ich bei Baranowitschi dem 3. Komp.Inf.Rgt.. 11 als Fern-

sprecher unterstellt. Nach dem Kampf wurden drei Gefangene zum Kompaniefüh-

rer Oberleutnant Pinkert gebracht. Er übergab sie einem Unteroffizier mit der Wei-

sung: «Schicken Sie die Bande dorthin, wohin sie gehört.» Der Unteroffizier wusste 

schon, was dieser Befehl bedeutet. Mit einem Fusstritt setzte er die Gefangenen in 

Richtung auf den Teich in Bewegung. Am Ufer tötete er zwei Gefangene durch 

Genickschüsse. Bei dem dritten Rotarmisten hatte die Pistole eine Ladehemmung. 

Dann schoss der Unteroffizier wieder, aber der Schuss war nicht tödlich. Der Rot-

armist lag nun mit dem Gesicht nach oben auf dem versumpften Teich. Der Mörder 

veranstaltete nun ein regelrechtes Übungsschiessen auf ihn. Die Kompanie sah zu. 

2.) September 1941 lagen wir in Sakki bei Welisch. Eine Kolschosbäuerin, die für 

die Viehzucht verantwortlich war, setzte sich gegen die Beschlagnahme von Kühen 

energisch durch. Sie leistete stets passiven Widerstand. Der Ortskommandant Ober-

leutnant Max Schmidt 14. Komp. LR. 11 erfuhr, dass sie Kommunistin war. Sie 

wurde auf die nächste Grenzgendarmeriestation geschickt, kam aber nach ein paar 

Tagen ins Dorf zurück. Noch am gleichen Abend wurde sie erschossen, weil sie 

angeblich den Ort verlassen wollte und auf Anruf nicht stehengeblieben sei. 

3.) In Sakki bei Welisch hiess der Ortskommandant Oberleutnant Max Schmidt 14. 

Komp. LR. 11 einen Ortseinwohner hängen, der angeblich Kommunist gewesen 

sei. Die ganze Bevölkerung musste auf den Hinrichtungsplatz. [...] Drei Tage liess 

man den Leichnam hängen. Am Galgen wurde eine Bekanntmachung angebracht, 

in der jeder mit dem gleichen Los bedroht wird, der die Arbeit der deutschen Wehr-

macht sabotiere. 

Aus: H. Heer (Hg.), «Stets zu erschiessen sind Frauen, die in der Roten Armee dienen.», Hamburg 

1995, S. 10, 15, 27 u. 31. 
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Nr. 256 a Einsatzbefehl Heydrichs an die HSSPF in der Sowjetunion: Weisungen 

an die Einsatzgruppen und -kommandos, 2. Juli 1941: 

[...] Im Nachstehenden gebe ich in gedrängter Form Kenntnis von den von mir den 

Einsatzgruppen und -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD gegebenen 

wichtigsten Weisungen mit der Bitte, sich dieselben zu eigen zu machen: 

Vorbemerkung: 

Nahziel des Gesamteinsatzes ist die politische, d.h. im Wesentlichsten die sicher-

heitspolizeiliche Befriedung der neu zu besetzenden Gebiete. 

Endziel ist die wirtschaftliche Befriedung. 

Wenn auch alle zu treffenden Massnahmen schliesslich auf das Endziel, auf wel-

chem das Schwergewicht zu liegen hat, abzustellen sind, so sind sie doch im Hin-

blick auf die jahrzehntelang anhaltende bolschewistische Gestaltung des Landes mit 

rücksichtsloser Schärfe auf umfassendstem Gebiet durchzuführen. 

Dabei sind selbstverständlich die Unterschiede zwischen den einzelnen Völker-

stämmen (insbesondere Balten, Ruthenen, Ukrainer, Georgier, Armenier, Aserbei-

dschaner usw.) zugrunde zu legen und wo irgend möglich für die Zielsetzung aus-

zunützen.... 

4) Exekutionen: 

Zu exekutieren sind alle 

Funktionäre der Komintern (wie überhaupt die kommunistischen Berufspolitiker 

schlechthin) 

die höheren, mittleren und radikalen unteren Funktionäre der Partei, der Zentral-

komitees, der Gau- und Gebietskomitees 

Volkskommissare 

Juden in Partei- und Staatsstellungen 

sonstigen radikalen Elemente (Saboteure, Propagandeure, Heckenschützen,  

Attentäter, Hetzer usw.) 

soweit sie nicht im Einzelfall nicht oder nicht mehr benötigt werden, um Aus-

künfte in politischer oder wirtschaftlicher Hinsicht zu geben, die für die weiteren 

sicherheitspolizeilichen Massnahmen oder für den wirtschaftlichen Wiederaufbau 

der besetzten Gebiete besonders wichtig sind. 

Insbesondere ist Bedacht zu nehmen, dass Wirtschafts-, Gewerkschafts- und 

Handelsgremien nicht restlos liquidiert werden, so dass keine geeigneten Aus-

kunftspersonen mehr vorhanden sind. 

Aus: P. Longerich (Hg.), die Ermordung der europäischen Juden, München-Zürich 1989,  

S. 116-118. 
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Nr. 257 Resultate der Vernichtungskommandos in der Sowjetunion 

Aus den zahllosen «Ereignismeldungen UdSSR Nr. ...», die der Chef der Sicher-

heitspolizei und des SD, Gestapo-Abteilung Kommunismus, mit Beginn des Ost-

feldzuges in über 50-60 Ausfertigungen anfertigen und verteilen liess, ist ein um-

fassendes Bild von der Tätigkeit der deutschen Vernichtungskommandos in Russ-

land zu gewinnen. So meldete die Einsatzgruppe A am 15. Oktober 1941, sie habe 

bisher 125.000 Juden und 5.000 andere «liquidiert», die Einsatzgruppe B berichtete 

von 45.000 Opfern bis zum 14. November 1941, die Einsatzgruppe C von 75.000 

Juden und 5.000 «anderen» (meist Kommissare, Funktionäre usw.), während das 

Einsatzkommando D am 12. Dezember 1941 von 55.000 sprach, die es beseitigt 

hatte ... 

Rassische und politische Motive zeigen sich in der Ereignismeldung Nr. 132 vom 

11. Dezember 1941, in der es unter «Vollzugstätigkeit» u.a. hiess: 

«In Borispol wurden auf Anforderung des Kommandanten der dortigen Kriegs-

gefangenenlager durch einen Zug des Sonderkommandos 4 am 14.10.41.752 und 

am 16.10.41. 357 jüdische Kriegsgefangene, darunter einige Kommissare und 78 

vom Lagerarzt übergebene jüdische Verwundete erschossen. Gleichzeitig exeku-

tierte derselbe Zug 24 Partisanen und Kommunisten, die vom Ortskommandanten 

in Borispol festgenommen worden waren ... Ein anderer Zug des Sonderkomman-

dos 4a wurde in Lubny tätig und exekutierte störungslos 1.865 Juden, Kommunisten 

und Partisanen, darunter 53 Kriegsgefangene und einige jüdische Flintenweiber.» 

Aus: Anatomie des SS-Staates, Bd. 11; Gutachten des Instituts für Zeitgeschichte, München 1967, 
S. 161 f. 

Nr. 257 a Aussagen von Rudolf Höss, Kommandant des KZ Auschwitz, über den 

Beginn des systematischen Massenmordes von Häftlingen und die Anzahl der Op-

fer in der Massenvernichtungsstätte im Spätsommer 1941 

Im Herbst 1941 wurden durch einen geheimen Sonderbefehl in den Kriegsgefange-

nen-Lagern die russischen Politruks, Kommissare und besondere politische Funk-

tionäre durch die Gestapo ausgesondert und dem nächstgelegenen KL zur Liquidie-

rung zugeführt. In Auschwitz trafen laufend kleinere Transporte dieser Art ein, die 
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durch Erschiessen in der Kiesgrube bei den Monopol-Gebäuden oder im Hof des 

Blocks II getötet wurden. Gelegentlich einer Dienstreise hatte mein Vertreter, der 

Hauptsturmführer Fritzsch, aus eigener Initiative Gas zur Vernichtung dieser russi-

schen Kriegsgefangenen verwendet und zwar derart, dass er die einzelnen im Keller 

gelegenen Zellen mit den Russen vollstopfte und unter Verwendung von Gasmas-

ken Zyklon B in die Zellen warf, und das den sofortigen Tod herbeiführte. Das Gas 

Zyklon B wurde in Auschwitz durch die Firma Tesch & Stabenow laufend zur Un-

gezieferbekämpfung verwendet, und es lagerte immer ein Vorrat dieser Gasbüch-

sen bei der Verwaltung. [...] Beim nächsten Besuch Eichmanns berichtete ich ihm 

über diese Verwendung von Zyklon B, und wir entschlossen uns, bei der zukünfti-

gen Massenvernichtung dieses Gas zur Anwendung zu bringen. [...] 

Ich befehligte Auschwitz bis zum 1. Dezember 1943 und schätze, dass minde-

stens 2.500.000 Opfer dort durch Vergasung und Verbrennen hingerichtet und aus-

gerottet wurden; mindestens eine weitere halbe Million starben durch Hunger und 

Krankheit, was eine Gesamtzahl von ungefähr 3.000.000 Toten ausmacht. Diese 

Zahl stellt ungefähr 70 oder 80 Prozent aller Personen dar, die als Gefangene nach 

Auschwitz geschickt wurden; die übrigen wurden ausgesucht und für Sklavenarbeit 

in den Industrien des Konzentrationslagers verwendet. 

Aus: W. Michalka, Das Dritte Reich, München 1985, Bd. 2, S. 238 f. 

Nr. 258 Befehl Adolf Hitlers vom 18. Oktober 1942 über die Vernichtung von 

Kommandotrupps und Fallschirmspringern (Auszüge) 

...3. Ich befehle daher: 

Von jetzt ab sind alle bei sogenannten Kommandounternehmungen in Europa 

oder in Afrika von deutschen Truppen gestellte Gegner, auch wenn es sich äusser-

lich um Soldaten in Uniform oder Zerstörungstrupps mit und ohne Waffen handelt, 

im Kampf oder auf der Flucht bis auf den letzten Mann niederzumachen. Es ist 

dabei ganz gleich, ob sie zu ihren Aktionen durch Schiffe oder Flugzeuge angelan-

det werden oder mittels Fallschirm abspringen. Selbst wenn diese Subjekte bei ihrer 

Auffindung scheinbar Anstalten machen sollten, sich gefangen zu geben, ist ihnen 

grundsätzlich jeder Pardon zu verweigern. Hierüber ist in jedem Einzelfall zur Be-

kanntgabe im Wehrmachtsbericht eine eingehende Meldung an das OKW zu erstat-

ten ... 
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5) Diese Anordnung gilt nicht für die Behandlung derjenigen feindlichen Sol-

daten, die im Rahmen normaler Kampfhandlungen (Grossangriffe, Grosslan-

dungsoperationen und Grossluftlandeunternehmen) im offenen Kampf gefangen 

genommen werden oder sich ergeben. Ebensowenig gilt diese Anordnung gegen-

über den nach Kämpfen auf See in unsere Hand gefallenen oder nach Kämpfen in 

der Luft durch Fallschirmabsprung ihr Leben zu retten versuchenden feindlichen 

Soldaten ... 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXXVI, S. 100 f. 

Nr. 259 Befehl des Oberbefehlshabers der Heeresgruppe Süd vom 11. September 

1943 (Auszug) 

... Bisherige Erfahrungen in Räumungsgebieten haben gezeigt, dass grosse Teile 

der Bevölkerung nicht freiwillig mit der Truppe zurückgehen. Dadurch fielen 

grosse Mengen von Arbeitskräften, Vieh, Lebensmitteln und Material in Feindes-

hand. Nur schärfstes Vorgehen der Truppe ermöglicht, Hunderttausende von Ar-

beitskräften, Vieh und Getreide zu bergen. 

In Zusammenfassung bereits erlassener Befehle weise ich nochmals auf folgende 

Punkte besonders hin: 

Die landwirtschaftliche Bevölkerung ist mit allen Mitteln zu veranlassen, mit 

Pferden und Grossvieh nach Westen abzuwandem. Bei Weigerung sind Pferde und 

Vieh wegzutreiben, das Vieh der Truppen Verpflegung nutzbar zu machen oder zu 

erschiessen. 

Die Wehrfähigen sind mit allen Mitteln zu sammeln und geschlossen abzubeför-

dern unter dem Hinweis, dass sie von den Russen sofort in das Heer eingestellt 

werden würden. Anzustreben ist geschlossene Abbeförderung oder Abmarsch ge-

schlossener Betriebsgemeinschaften unter Angabe, dass sie in Betriebe am Dnjepr 

verlegt werden. Abschub nach Möglichkeit, ehe die Zerstörungen beginnen. Ange-

hörige können mitgenommen werden. 

Vernichtung aller Wirtschaftsgüter, die nicht abbefördert werden können, ist mit 

allen Mitteln durchzuführen. In der Kampfzone kommt es darauf an, dass die noch 

vorhandenen Vorräte in grösstmöglichem Umfang von der Truppe verbraucht wer-

den... 

Aus: Der Zweite Weltkrieg. Dokumente, ausgew. u. eingel. v. G. Förster u. O. Groehler,  
Berlin 1974, S. 223 f. 
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Nr. 260 Hitlers Zerstörungsbefehl vom 20. März 1945 (Auszüge) 

Der Kampf um die Existenz unseres Volkes zwingt auch innerhalb des Reichsge-

bietes zur Ausnutzung aller Mittel, die die Kampfkraft unseres Feindes schwächen 

und sein weiteres Vordringen behindern. Alle Möglichkeiten, der Schlagkraft des 

Feindes unmittelbar oder mittelbar den nachhaltigsten Schaden zuzuführen, müssen 

ausgenutzt werden... 

Ich befehle daher: 

1. Alle militärischen, Verkehrs-, Nachrichten-, Industrie- und Versorgungsan-

lagen sowie Sachwerte innerhalb des Reichsgebietes, die sich der Feind für die Fort-

setzung seines Kampfes irgendwie sofort oder in absehbarer Zeit nutzbar machen 

kann, sind zu zerstören ... 

Vollständiger Text in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XLI, S. 430 f. 

4. Kriegswirtschaft und Ausbeutung 

a)  Ausbeutung unterworfener Völker und Länder 

Nr. 261 Protokoll der Sitzung der Metall-Unterkommission des Technischen Aus-

schusses der IG Farbenindustrie AG vom 16. April 1940 über die Zusammenarbeit 

mit der Friedrich Krupp AG bei der Ausbeutung der norwegischen Wirtschaft  

(Auszug) 

In Norwegen werden alle in englisch-französischem Besitz befindlichen Fabriken 

und Grubenkonzessionen beschlagnahmt und die norwegische Wirtschaft für uns 

mobilisiert. Der Ausbau der norwegischen Molybdasen-Vorkommen soll sofort 

aufgenommen werden. Hierüber findet am Montag eine Aussprache mit Krupp 

statt. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 254. 
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Nr. 262 Richtlinien von Generalleutnant Georg Thomas, Chef des Wehrwirt-

schafts- und Rüstungsamtes des OKW, vom 16. Juli 1940 über Rohstoffe und Ma-

schinen in den besetzten Gebieten (Auszüge) 

1. a)  Rohstoffe, die entsprechend den Anweisungen für die Wi-Trupps erkundet und 

sichergestellt sind, sind nach dem Reich abzutranportieren. 

a) Werkzeugmaschinen gemäss Anlage und Elektromotoren normaler Span-

nung sind rüstungswichtig und müssen daher ebenfalls in das Reich zurückgeführt 

werden... 

2. Bei der Überführung sind zu unterscheiden: 

a) Beute: Als Beute sind anzusehen alle Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate, 

soweit sie in Besitz bzw. Eigentum der feindlichen Wehrmacht sind ... 

b) Beschlagnahmtes Gut: Als beschlagnahmtes Gut sind anzusehen Rohstoffe, 

Halb- und Fertigfabrikate, die nicht im Besitz oder Eigentum der feindlichen Wehr-

macht sind, aber aus Bedarfsgründen der Industrie des Reichs zugeführt werden 

müssen. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 271. 

Nr. 263 Aktennotiz über eine Besprechung der Staatssekretäre vom 3. Mai 1941 

über die Ausplünderung der Sowjetunion (Auszug) 

1. Der Krieg ist nur weiterzuführen, wenn die gesamte Wehrmacht im 3. Kriegs-

jahr aus Russland ernährt wird. 

2. Hierbei werden zweifellos zig Millionen Menschen verhungern, wenn von 

uns das für uns Notwendige aus dem Lande herausgeholt wird. 

3. Am wichtigsten ist die Bergung und Abtransport von Ölsaaten, Ölkuchen, 

dann erst Getreide. Das vorhandene Fett und Fleisch wird voraussichtlich die Truppe 

verbrauchen. 

Vollständiger Text in: Laschitza/Vietzke, S. 257 f. 

Nr. 263 a Aus dem Leitartikel von Joseph Goebbels mit dem Titel «Wofür?» in der 

Wochenzeitung «Das Reich» vom 31. Mai 1942 

Uns allen soll es nach dem Siege besser gehen, als es uns vor dem Kriege gegangen 

ist. In einer neuen Ordnung muss Europa so gegliedert und organisiert werden, dass 
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es sich selbst ernähren kann. Die materiellen Voraussetzungen seines Wohlstandes 

und seines sozialen Glückes werden so gesichert sein, dass sie nach menschlichem 

Ermessen keiner Gefährdung mehr ausgesetzt sind. Dies muss der letzte Krieg um 

die europäische Neuordnung sein, und sein Ergebnis wird darin bestehen, dass unser 

Erdteil unter der Führung der Achsenmächte seine wirtschaftlichen, geistigen und 

kulturellen Kräfte frei entwickeln kann, ohne durch plutokratische antikontinentale 

Interesseneinflüsse daran gehindert zu werden.... 

Das ist kein Krieg für Thron und Altar; es ist ein Krieg für Getreide und Brot, 

für einen vollgedeckten Frühstücks-, Mittags- und Abendtisch, ein Krieg für die 

Erringung der materiellen Voraussetzungen zur Lösung der sozialen Frage, der 

Frage des Wohnungs- und Strassenbaues, des Baues einer Kriegs-, Handels- und 

Reiseflotte, des Baues von Volkswagen und Traktoren, von Theatern und Kinos für 

das Volk bis ins letzte Dorf hinein, ein Krieg um die Rohstoffe, um Gummi, um 

Eisen und Erze.... 

Man kann nicht ewig für Ideale kämpfen, und es ist auf die Dauer eher ein Zei-

chen der Gutmütigkeit eines Volkes als seiner Klugheit und politischen Weitsicht, 

den Kulturdünger für die Welt zu stellen: Wir jedenfalls sind dieser Rolle überdrüs-

sig. Wir wollen nun endlich einmal als Volk einkassieren.... 

Auf den unübersehbaren Feldern des Ostens wogt das gelbe Getreide, genug und 

übergenug, um unser Volk und ganz Europa zu ernähren.... 

Das ist unser Kriegsziel. Es geht uns alle an. Wir können gar nichts verlieren als 

nur die Enge unseres Lebens, die die Ursache unserer nationalen und völkischen 

Not ist. 

Das Reich (Berlin), 31. Mai 1942 

Nr. 263 b Aus der Rede von Heinrich Himmler vor SS- und Polizeiführern in der 

Feldkommandostelle Hegewald am 16. September 1942 über Grundzüge des «Ge-

neralplanes Ost» 

... Wir haben in diesem Jahr wieder ein erhebliches Stück von diesem Land in un-

seren Besitz gebracht und werden in den nächsten Monaten noch mehr erobern. Wir 

haben von diesem Riesenkoloss militärisch, menschenmässig und rüstungsmässig 

wieder ein Stück heruntergeschlagen und wir werden sicherlich im nächsten Jahr 

das europäische Stück, das noch übrigbleibt, gänzlich zusammenschlagen. Dass der 

Russe der schwerste Gegner ist, den wir bisher hatten und den wir überhaupt – glau- 
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be ich – in diesem Weltkrieg haben können, darüber herrscht bei keinem einzigen 

Soldaten irgendein Zweifel. Ebenfalls sind wir uns darüber einig, dass dieser Russe 

nicht kapituliert! ... 

Die Gesamtlinie ist absolut die: Wir haben diesem Volk keine Kultur zu bringen. 

Ich kann Ihnen wörtlich nur das wiederholen, was der Führer wünscht. Es genügt, 

1. wenn die Kinder in der Schule die Verkehrszeichen lernen, damit sie uns nicht 

in die Autos laufen, 2. wenn sie das kleine Einmaleins bis 25 lernen, damit sie so 

weit zählen können und 3. wenn sie noch ihren Namen schreiben können; mehr ist 

nicht nötig. 

Unsere Aufgabe ist es, das, was gutrassig ist, herauszuholen. Das holen wir uns 

nach Deutschland, das kommt auf eine deutsche Schule und das, was noch höher 

qualifiziert ist, kommt auf eine Heimschule oder Napola1, so dass der Junge von 

vornherein als ein bewusster Träger seines Blutes und als bewusster Bürger des 

grossgermanischen Reiches aufwächst und nicht von uns als National-Ukrainer er-

zogen wird.... 

Die Sprache des Herrn haben sie soweit zu lernen, dass sie «rechts um» und 

«links um» verstehen. In die 1. Kompanie kommen diejenigen, die wir herausholen 

wollen in Russland und auch sonst in ganz Europa – ich stelle mir das bei Frank-

reich genauso vor konsequent über hunderte von Jahren holen wir immer wieder, 

was auf der Welt da ist, zu uns ins Mutterland herein. Wir werden dadurch stark 

und die anderen schwach und uns nie gefährlich. So wünsche ich das bei den 

Schutzmannschaften. Herausgeholt wird, was wirklich guten Blutes ist, was wir 

wirklich einmal assimilieren können. Die Zusammengeholten werden allmählich 

durch mehr Pflichten und Leistungen bevorrechtet. Ich wünsche nicht, dass die 1. 

Kompanie, ich möchte sagen, die germanische Kompanie, und die 2., 3., 4. oder 5. 

Kompanie sehr gut miteinander stehen. Das ist nicht notwendig. Wenn zwischen 

ihnen etwas Krach ist, gerade so, dass der Dienst nicht darunter leidet, wenn ge-

wisse Spannungen bestehen in der Richtung «wir werden anerkannt, aber ihr nicht», 

dann ist das gut und richtig. Sie sollen nicht miteinander fraternisieren, sondern es 

soll eine Distanz geschaffen werden mit dem Bewusstsein, wenn wir uns anstren-

gen, erkennen die Deutschen uns als gleichwertig an, wobei Sie hier kluge Herren 

sein müssen, sehr kluge. Man lernt nicht nur in der Theorie, sondern auch in der 

Praxis von den Engländern, wie sie es in Indien gemacht haben. Wir mögen über- 

6 Nationalpolitische Erziehungsanstalt (NPEA, gebräuchlicher: NAPOLA); die NAPOLAS waren 

spezielle Schulen zur Heranbildung faschistischen Führernachwuchses. 
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haupt davon lernen, dass ein germanischer Mensch es zusammenbringen muss, 

wenn man ihn allein oder zu zweit in ein Gebiet von 100.000 Menschen stellt, dann 

muss er diese beherrschen können; denn es ist alles da. Von 100.000 Menschen sind 

bestimmt 50.000 arbeitsfähig. Es sind Steine, Holz, Stroh, Getreide und Vieh da, er 

kann sich daraus ein Paradies schaffen – aber herrschen muss er. ... Es muss sich in 

der Tat zeigen, dass man über den Dingen steht, dass man bei den Untermenschen 

in einer klugen Form versteht, der Ausgleichende und Ausspielende zu sein, dass 

man «Zuckerbrot und Peitsche», dieses oft missbrauchte Wort, in wirklich mensch-

licher Weisheit und Klugheit verständnisvoll und richtig verwendet. Das ist gar 

nicht schwer! Sie können alles haben: wenn Sie wollen, können Sie sich ein Fort 

bauen lassen, ein Gut, ein Herrenhaus errichten lassen, um zu leben und dieses Ge-

biet für Deutschland und Germanien zu beherrschen. ... 

Dieser germanische Osten bis zum Ural muss – und dafür arbeiten wir hier als 

SS-Männer – in unseren Gedanken, Leben und Erziehen, wie unsere Kameraden 

draussen in ihrem Vorsterben dafür kämpfen, die Pflanzstätten des germanischen 

Blutes sein, damit dann in 4-500 Jahren, wenn das Schicksal Europas bis zu einer 

Auseinandersetzung zwischen den Kontinenten so lange Zeit lässt, statt 120 Mil-

lionen 5-600 Millionen Germanen vorhanden sind. 

Aus: Weltherrschaft im Visier. S. 339 f. 

Nr. 264 Aktenvermerk von Reichard, Leiter der Ausländsabteilung des Otto-Wolff-

Konzerns, vom 25. Juni 1941 über Pläne zur Aneignung der sowjetischen Eisen- 

und Stahlindustrie (Auszug) 

Mit der fortschreitenden militärischen Besetzung russischen Gebietes ist bekannt-

lich beabsichtigt, eine weitverzweigte wirtschaftliche Organisation aufzuziehen. 

Für den Bereich Eisen und Stahl sind für die im Ganzen vorgesehenen vier Verwal-

tungsbezirke (Leningrad, Moskau, Kiew und Kaukasus) folgende leitende Persön-

lichkeiten vorgesehen: 

1. für Leningrad, Herr Direktor Korschan (Krupp AG); 

2. für Moskau, Herr Direktor Gärtner (Reichswerke Hermann Göring); 

3. für Kiew, Herr Direktor Dr. vom Bruck (Hoesch AG); 

4. für Kaukasus, noch unbesetzt. 

Das weitaus wichtigste Gebiet stellt die Ukraine mit einer Erzförderung von 22 

Millionen Tonnen Eisenerz, 1,8 Millionen Tonnen Manganerz, einer Stahlproduk- 
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tion von 12 Millionen Tonnen und etwa 35 wichtigen Hochofen- und Walzwerken 

dar. 

Heute besuchte ich den mir sehr gut bekannten für die südrussische Eisenindu-

strie vorgesehenen Bevollmächtigten, Herrn Dr. vom Bruck, dessen Stab vorläufig 

aus folgenden Herren besteht: 

1. Dr. Faulhaber, bisher Wirtschaftsgruppe Eisenschaffende Industrie; 

2. Bleckmann, aus Fa. Schoeller & Bleckmann; 

3. Dr. Wesemann, Maxhütte; 

4. Dr. Küttner, Fachgruppe Edelstahl; 

5. Dr. Becker, Hoesch AG; 

6. Ostermann, Werkstoffverfeinerung; 

7. Dr. Bruhn, Gutehoffnungshütte. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 338. 

Nr. 265 Schreiben der Sulzbach-Rosenberg-Hütte an das Arbeitsamt Amberg vom 

9. Juli 1941 mit Forderungen nach ausländischen, darunter sowjetischen Zwangs-

arbeitern (Auszüge) 

1. Gruben Verwaltung Sulzbach-Rosenberg: Wir haben im März ds. Jahres einen 

Antrag auf Zuweisung von 30 polnischen Arbeitskräften gestellt, hiervon aber nur 

5 Mann bekommen. Nachdem es unmöglich erscheint, dass wir die restlichen 25 

Polen noch erhalten, haben wir auf Veranlassung des Herrn Oberinspektors Schön 

vom RAM unterm 23.6.41 einen Gesamtantrag auf Zuweisung von 50 ausländi-

schen Zivilarbeitern herausgehen lassen, die wir zur Aufrechterhaltung unseres 

Grubenbetriebes dringendst benötigen. Dazu kommt noch unser Antrag vom 

27.6.41 auf weitere 30 ausländische Zivilarbeiter ... 

Wir sind damit einverstanden, dass uns für sämtliche angeforderten Arbeitskräfte 

russische Kriegsgefangene zugewiesen werden, und möchten darum bitten, dass die 

Sache beschleunigt behandelt wird ... 

Die Sulzbach-Rosenberg-Hütte gehörte zum Flick-Konzern; aus: Anatomie des Krieges, S. 341. 
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Nr. 266 Aktennotiz von Odilo Burkart, Generalbevollmächtigter des Flick-Kon-

zerns, für Friedrich Flick vom 13. August 1941 über die Gründung einer Gesell-

schaft zur Aneignung sowjetischer Montanbetriebe (Auszüge) 

In der heutigen Aussprache mit Herrn John kam ich zunächst auf die Gründung der 

Ostwerke GmbH zu sprechen. Herr John bestätigte mir, was wir auch bereits von 

Herrn Scheer gehört hatten, dass man mit der Gründung dieser OstGmbH einmal 

vermeiden wollte, dass nun ein grosses Rennen der deutschen Industrie um die rus-

sischen Werke losgehen würde ... 

Interessant war nun noch die Angabe von Herrn John, dass der Reichsmarschall 

bei der Gründung der Ostwerke nochmals ausdrücklich erklärt habe, es liege ihm 

fern, den gesamten wirtschaftlichen Komplex in Russland ständig im Staatsbesitz 

zu behalten, vielmehr habe er die Absicht, nach Kriegsschluss auch hier die privat-

wirtschaftlichen Belange zum Zuge kommen zu lassen, genauso wie er auch den 

Gedanken einer Reprivatisierung der Reichswerke nicht aufgegeben habe. Herr 

John fügte noch hinzu, dass sich in der Richtung der Reprivatisierung der grossen 

Staatskonzerne (also nicht nur der Reichswerke) der Führer und der Reichsmarsch-

all vollkommen einig seien. 

Oberst John war im Amt des Beauftragten für den Vierjahresplan tätig; mit «Reichsmarschall» ist 

Göring gemeint; mit den «Reichswerken» sind die Reichswerke AG für Erzbergbau und Eisenhüt-

ten «Hermann Göring» gemeint; aus: Anatomie des Krieges, S. 348 f. 

Nr. 267 Vertrauliche «Sozialpolitische Information» der 

Reichs svereinigung Kohle vom 1. November 1941 über die Deportation sowjeti-

scher Bergarbeiter (Auszug) 

Auf Anregung der Reichsvereinigung Kohle befassten sich in den letzten Wochen 

die verantwortlichen Stellen mit der Frage des Einsatzes von Bergarbeitern aus dem 

Erzgebiet von Kriwoj-Rog im Ruhrbergbau. Der Durchführung dieser Massnahme 

standen nicht unerhebliche Bedenken in politischer Hinsicht und bezüglich der 

Überwachung dieser Arbeitskräfte entgegen. 

Nunmehr hat der Reichsmarschall dem Antrag der Reichsvereinigung Kohle 

zum Einsatz vom 10.000 bis 12.000 ukrainischen Bergarbeitern unter Einhaltung 

bestimmter Voraussetzungen zugestimmt. Er hat den Vorsitzer der Reichsvereini- 
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gung Kohle beauftragt, im Einvernehmen mit dem Reichsführer SS und Chef der 

Deutschen Polizei, dem OKW, dem Reichsernährungsministerium und dem Reichs-

arbeitsministerium umgehend das zum Einsatz dieser Arbeitskräfte Erforderliche in 

die Wege zu leiten. Da aus besonderen Gründen Eile geboten ist, kann mit der bal-

digen Überführung der ukrainischen Arbeiter gerechnet werden. Die näheren Ein-

satzbedingungen werden zur Zeit mit den vorerwähnten Stellen festgelegt... 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 359. 

Nr. 268 Bericht des Werkschutzes der Heinrich-Bierwes-Hütte vom 24. März 1942 

über einen Streik sowjetischer Zwangsarbeiter (Auszüge) 

Die Tagesrationen der Verpflegung sind von den deutschen Arbeitern grundver-

schieden. Sie sind u. E. in keiner Weise ausreichend, umso mehr nicht, als diese 

Fachkräfte zum grössten Teil Schwer- und Schwerstarbeiter sind ... 

Der Aufforderung, die Baracken zu räumen und in Arbeitskolonnen auf dem Ba-

rackenhofe anzutreten, wurde keine Folge geleistet. Daraufhin wurde die Räumung 

der Baracke angeordnet. Das schlagartige und energische Eingreifen des Werk-

schutzes hatte vollen Erfolg. Die Arbeitsgruppen traten sofort an. Da inzwischen 

Schichtwechsel um 6.00 Uhr vollzogen war, wurden diese Leute, da sie vorher die 

Einnahme des Essens verweigert hatten, ohne die Einnahme des Tees an die Arbeit 

geführt... 

Bezüglich der unzureichenden Verpflegung sei bemerkt, dass wir einen Rück-

gang der Arbeitskraft innerhalb der nächsten 4 Wochen fürchten. Die russischen 

Arbeiter würden dann nicht mehr voll einsatzfähig sein, was unserer deutschen Ge-

folgschaft nicht verheimlicht werden könnte. Es wird dann die Gefahr eintreten, 

dass deutsche Gefolgschaftsmitglieder, welche innerlich mit den Russen sympathi-

sieren, aus Mitleid den russischen Zivilarbeitern Lebensmittel zustecken. Auf diese 

Art und Weise würde eine Front aus deutschen und russischen Arbeitern gegen un-

seren Staat entstehen, was unter allen Umständen im Staatsinteresse vermieden wer-

den muss. 

Die Hütte gehörte zum Mannesmann-Konzern; längere Auszüge in: Anatomie des Krieges,  

S. 390-392. 
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Nr. 269 Programm von Fritz Sauckel, dem Gauleiter der NSDAP in Thüringen und 

Generalbevollmächtigtem für den Arbeitseinsatz, vom 20. April 1942 (Auszüge) 

Trotz der Tatsache, dass die meisten deutschen arbeitsfähigen Menschen in der an-

erkennenswertesten Weise ihre Kräfte für die Kriegswirtschaft bereits eingesetzt ha-

ben, müssen unter allen Umständen noch erhebliche Reserven gefunden und freige-

macht werden... 

Es ist daher unumgänglich notwendig, die in den eroberten sowjetischen Gebie-

ten vorhandenen Menschenreserven voll auszuschöpfen. Gelingt es nicht, die benö-

tigten Arbeitskräfte auf freiwilliger Grundlage zu gewinnen, so muss unverzüglich 

zur Aushebung derselben bzw. zur Zwangsverpflichtung geschritten werden. 

Neben den schon vorhandenen, noch in den besetzten Gebieten befindlichen 

Kriegsgefangenen gilt es also vor allem Zivil- und Facharbeiter und – arbeiterinnen 

aus den Sowjetgebieten vom 15. Lebensjahr ab für den deutschen Arbeitseinsatz zu 

mobilisieren. 

Nach den vorhandenen Möglichkeiten kann dagegen aus den im Westen von 

Deutschland besetzten Gebieten Europas ein Viertel des Gesamtbedarfs an fremd-

ländischen Arbeitskräften hereingenommen werden ... 

Alle diese Menschen müssen so ernährt, untergebracht und behandelt werden, 

dass sie bei denkbar sparsamstem Einsatz die grösstmögliche Leistung hervorbrin-

gen ... Die Arbeitskraft dieser Leute muss in grösstem Masse ausgenutzt werden... 

Ich bitte, dabei zu bedenken, dass auch eine Maschine nur das zu leisten vermag, 

was ich ihr an Treibstoff, Schmieröl und Pflege zur Verfügung stelle. Wieviel Vor-

aussetzungen aber muss ich beim Menschen, auch wenn er primitiver Art und Rasse 

ist, gegenüber einer Maschine berücksichtigen ... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 393-395. 

Nr. 270 Aktennotiz der Personalabteilung des Kunstseidenwerkes Elsterberg der 

Vereinigte Glanzstoff-Fabriken AG Wuppertal-Elberfeld vom 31. August 1943 über 

Kinderarbeit 

Das Kind Agathe Nowacke, Kontr.-Nr. 832, beschäftigt in der Konerei, wurde heute 

dem Lagerarzt vorgeführt. Nach Angabe von Herrn Dr. Römer leidet es an Körper- 
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Die neue Maschinenfabrik Kramatorsk/Sowjetunion wird zur «Patenfirma» der Fa. Friedrich 
Krupp AG, Essen erklärt 
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schwäche und Unterernährung und ist künftig nicht mehr arbeitseinsatzfähig. Lt. 

Eintragung im Krankenbuch bedeutet ein weiterer Einsatz dieser 10jährigen Kin-

dermord. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 432. 

Nr. 271 Wochenbericht von Max Faust, Oberingenieur des Werkes Auschwitz der 

IG Farbenindustrie AG, für die Zeit vom 18. Oktober bis zum 31. Oktober 1943 

über die Behandlung der KZ-Häftlinge und der anderen Arbeitskräfte (Auszüge) 

Eine Sorge, die von Woche zu Woche brennender wird, bildet die ständig abneh-

mende Arbeitsmoral auf der Baustelle. Wenn ich auch bei meinem letzten Besuch 

in Ludwigshafen feststellen konnte, dass auch dort die Arbeitsmoral auf der Bau-

stelle zu wünschen übriglässt, so ist doch auf unserer Baustelle wegen der ausser-

ordentlich bunten Zusammensetzung der Belegschaft, wobei die Häftlinge und 

kriegsgefangenen Engländer eine besonders bedenkliche Rolle spielen, die Durch-

führung besonderer Massnahmen notwendig. 

Bedauerlich hierbei ist, dass die Gestapo bei der Behandlung von Fragen der Ar-

beitsbummelei nicht so prompt arbeitet, wie dies von uns gewünscht wird. So wer-

den z.B. Reklamationen bei der Gestapo wegen Behandlung von uns gemeldeter 

Arbeitsbummelanten mit dem einfachen Hinweis beantwortet, dass sich die Ge-

stapo nicht drängeln liesse. Diese Tatsache allein zeigt, dass man dort noch nicht 

erkannt hat, um was es geht. 

Bezüglich der Häftlinge habe ich zwar stets dagegen opponiert, dass Häftlinge 

auf der Baustelle erschossen oder halbtot geschlagen werden. Ich stehe jedoch auf 

dem Standpunkt, dass eine Züchtigung in gemässigten Formen unbedingt notwen-

dig ist, um die nötige Disziplin unter den Häftlingen zu wahren. Es geht nicht an, 

dass ein Häftling einem Meister nachruft: «Dich werden wir auch noch von Deinem 

Fahrrad herunter holen.» 

... Dasselbe gilt auch für einen Teil Polen und Ukrainer. Es war von jeher üblich, 

dass ein energischer und tatkräftiger deutscher Polier auf der Baustelle auch einmal 

handgreiflich wurde, und es hat Zeiten gegeben, in denen es der jugendliche Geselle 

dem Meister durchaus nicht übelnahm, wenn er für eine Dummheit, die er gemacht 

hatte, eine Backpfeife bekam ... 

Dasselbe gilt auch für die englischen Kriegsgefangenen. Die zur Verfügung ste- 
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henden Wachmannschaften sind so schlapp und teilweise von einer minderwertigen 

Moral, dass unter ihren Schützlingen einfach keine Arbeitsmoral und keine Diszi-

plin herrschen kann ... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 439. 

Nr. 272 Die Arbeitsbedingungen weiblicher KZ-Häftlinge in Krupp-Betrieben 

Angestellte von Krupp, darunter auch eine vom Arbeitseinsatz «A» und Werkmei-

ster aus den Werkstätten, in denen die Konzentrationslagerhäftlinge angestellt wer-

den sollten, gingen nach Gelsenberg und wählten von den 2.000 Frauen, die für die 

Anstellung bei Krupp verfügbar waren, 520 aus. Die abschliessenden Verhandlun-

gen für die Zuweisung dieser Arbeitskräfte wurden vom Angeklagten Lehmann und 

seinen Untergebenen geführt. 

Die 520 weiblichen Konzentrationslagerinsassen waren im Alter von 15 bis 25 

Jahren. Einige unter ihnen waren Studentinnen. Sie waren jüdischen Glaubens und 

waren ihrer Religion wegen im Mai 1944 mit ihrer Familie ausgesondert und aus 

ihrer Heimat in der Tschechoslowakei, in Rumänien und Ungarn gewaltsam her-

ausgerissen und in das berechtigte Konzentrationslager nach Auschwitz gebracht 

worden. Die Tschechinnen, etwa 50% der 520 Frauen, hatten in dem Gebiet der 

Tschechoslowakei gelebt, das von Deutschland nach der Besetzung der Tschecho-

slowakei an Ungarn abgetreten worden war. In Auschwitz hatte man ihnen ihr gan-

zes Eigentum weggenommen, statt ihrer Kleider bekamen sie ein einziges sackarti-

ges Gewand aus gröbstem Leinen und Holzpantinen, die oben Stoff hatten. Ihre 

Köpfe wurden teilweise rasiert. 

Viele ihrer Familienangehörigen wurden in Auschwitz vergast. Die Frauen wur-

den von Auschwitz in das Gelsenberger Lager geschafft, das nicht weit von Essen 

entfernt war und dem Kommandanten des Konzentrationslagers Buchenwald unter-

stand. Hier wählten die Angestellten der Firma Krupp die 520 Insassen aus, die 

dann nach Essen gebracht wurden. Sie wurden «ungarische Jüdinnen» genannt. 

Das Lager in der Humboldtstrasse, in dem diese Konzentrationslagerinsassen un-

tergebracht wurden, bestand aus vier Schlafbaracken und einem Gebäude, das als 

Küche bezeichnet wurde und in dem die Insassen ihr Essen bekamen und auch as-

sen. In dem Lager gab es auch einen Luftschutzgraben, der die Bewohner gegen 
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Brocken und Splitter schützen sollte, aber bei schweren Bomben völlig wertlos war. 

Um das Lager herum war Stacheldraht gezogen, auf Wachtürmen waren Angehö-

rige der SS als Wachen aufgestellt, die die Insassen an der Flucht hindern sollten. 

Die Baracken verbrannten bei einem Luftangriff am 25. Oktober 1944. Das ehe-

malige Küchengebäude wurde zusammengeflickt, und die ganze Belegschaft wurde 

in diesem Gebäude zusammengepfercht, wo sie wohnen musste, obwohl es regen-

undicht war. Die Insassen schliefen auf ein wenig Stroh auf dem Fussboden. Die 

Waschgelegenheiten waren zerstört und wurden nicht ersetzt. Bei einem weiteren 

Luftangriff am 21. Dezember 1944 wurde auch dieses Gebäude getroffen, und von 

da an lebte die ganze Belegschaft in dem Keller dieses ausgebombten Gebäudes, in 

dem es feucht und kalt war und nur unzureichende Lüftungsmöglichkeiten gab. 

Ofen konnten nicht benutzt werden ... 

Manche der Mädchen hatten Fetzen von Decken um ihre Beine und Füsse ge-

wickelt. Zu Zeiten mussten die Insassen barfuss laufen, da viele von ihnen weder 

Strümpfe noch Fusslappen besassen. Viele hatten erfrorene Füsse und Frostbeulen. 

Manche Mädchen mussten Ziegel und Metallplatten ohne Handschuhe oder sonsti-

gem Schutz tragen ... 

Die meisten Mädchen arbeiteten im Walzwerk Nr. 2, das etwa 21/? km vom La-

ger entfernt war. Um 4 Uhr morgens wurden die Mädchen geweckt. Um 4.30 Uhr 

war Appell. Um 6 Uhr morgens begannen sie mit der Arbeit, und sowohl die Tages- 

wie auch die Nachtschicht hatte lange Arbeitsstunden. Am Sonntag waren die Ar-

beitsstunden kürzer. 

Als durch die Luftangriffe die Produktion in vielen der Krupp’schen Fabriken in 

Essen stillag, wurden die weiblichen Häftlinge dazu abgestellt, Trümmer wegzu-

räumen und Baumaterial für den Aufbau der Fabrik zu tragen... Die weiblichen SS-

Aufseher ohrfeigten und stiessen die Mädchen, wenn sie langsam arbeiteten. Zur 

Strafe bekamen sie nichts zu essen und das Haar wurde ganz kurz geschnitten oder 

in Form eines Kreuzes rasiert. Die Firma Krupp bestimmte die Art und Menge der 

Arbeit und Überwachung ... Die Aufseher von Krupp sorgten streng für Disziplin 

bei der Arbeit, sie gaben den SS-»Aufsehern» Instruktionen bezüglich der Strafen. 

Dass die Mädchen misshandelt wurden, war in der Firma allgemein bekannt... 

Aus der Urteilsbegründung im Prozess X, abgedruckt in: Buchenwald. Dokumente und Berichte, 

Frankfurt 1960, S. 265 f. 
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Nr. 273 Tribute der okkupierten Gebiete und deutsche Staatsausgaben 1940-1944 

(in Mrd. Mark) 

Kontributionen in % 

Jahr Staatsausgaben Kontributionen der Gesamtausgaben 

1940     62 8 11,4 

1941     84 19 18,4 

1942 100 28 21,9 

1943 114 40 26,0 

1944 134 48 26,4 

Aus: J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter, Bd.II, Erster Teil, Berlin 1953, S. 110. 

b)  Die Konzentrationslager und die industrielle  

Verwertung der Häftlinge 

Nr. 273 a Der Chef des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes, SS-Gruppenführer 

Pohl, an den Reichsführer SS, Heinrich Himmler, über die Lage und Funktion der 

Konzentrationslager vom 30. April 1942 

Ich berichte Ihnen heute über die augenblickliche Lage der Konzentrationslager und 

über Massnahmen, welche ich getroffen habe, um Ihren Befehl vom 3. März 1942 

durchzuführen. 

I. 

1. Bei Kriegsausbruch waren folgende Konzentrationslager vorhanden: 

a) Dachau 1939 4.000 heute 8.000 Häftlinge 

b) Sachsenhausen 1939 6.500 heute  10.000 Häftlinge 

c) Buchenwald 1939 5.300 heute 9.000 Häftlinge 

d) Mauthausen 1939 1.500 heute 5.500 Häftlinge 

e) Flossenbürg 1939 1.600 heute 4.700 Häftlinge 

f) Ravensbrück 1939 2.500 heute 7.500 Häftlinge 
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2. In den Jahren 1940-1942 wurden neun weitere Lager errichtet, und zwar: 

a) Auschwitz 

b) Neuengamme 

c) Gusen 

d) Natz weder 

e) Gross-Rosen 

f) Lublin 

g) Niederhagen 

h) Stutthof 

i) Arbeitshof 

3. Ausser diesen 15 Lagern, welche aufgaben- und arbeitsmässig in der Zusam-

mensetzung ihrer Kommandanturstäbe und ihres Schutzhaftlagerdienstes sich voll-

kommen mit der Organisation der alten Konzentrationslager decken, wurden fol-

gende weitere Aufgaben verteilt: 

a) SS-Sonderlager Hinzert: Kommandanturstab und Wachmannschaft unterste-

hen mir. Das Schutzhaftlager untersteht dem Reichssicherheitshauptamt. 

Keine Betriebe, – keine Arbeitsmöglichkeit. – 

b) Jugendschutzlager Moringen: – Keine Betriebe – 

c) Jugendschutzlager Uckermark: in Bau. 

d) Jugendschutzlager Litzmannstadt: in Planung. 

4. In den letzten Wochen sind vom Reichssicherheitshauptamt und vom Komman-

doamt der Waffen-SS für von diesen Dienststellen geplante Lager in Riga, Kiew 

und Bobruisk SS-Führer angefordert worden. Ich halte es für richtig, wenn solche 

Pläne an das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt herangetragen werden, damit 

sie einheitlich von einer Stelle für SS und Polizei geplant und durchgeführt werden. 

So kann leicht ein Nebeneinander und daraus ein Durcheinander entstehen. 

II. 

1. Der Krieg hat eine sichtbare Strukturänderung der Konzentrationslager gebracht 

und ihre Aufgaben hinsichtlich des Häftlingseinsatzes grundlegend geändert. Die 

Verwahrung von Häftlingen nur aus Sicherheits-, erzieherischen oder vorbeugenden 

Gründen allein steht nicht mehr im Vordergrund. Das Schwergewicht hat sich nach 

der wirtschaftlichen Seite hin verlagert. Die Mobilisierung aller Häftlingsarbeits-

kräfte zunächst für Kriegsaufgaben (Rüstungssteigerung) und später für Friedens-

bauaufgaben schiebt sich immer mehr in den Vordergrund. 
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2. Aus dieser Erkenntnis ergeben sich notwendige Massnahmen, welche eine all-

mähliche Überführung der Konzentrationslager aus ihrer früheren einseitigen poli-

tischen Form in eine den wirtschaftlichen Aufgaben entsprechende Organisation 

erfordern. 

3. Ich habe deshalb alle Führer der früheren Inspektion der Konzentrationslager, 

alle Lagerkommandanten und alle Werkleiter am 23. und 24.4.1942 versammelt 

und ihnen persönlich die neue Entwicklung dargelegt. Die wesentlichen Dinge, de-

ren Durchführung vordringlich ist, damit die Aufnahme rüstungsindustrieller Ar-

beiten keine Verzögerung erleidet, habe ich in beiliegende Anordnung zusammen-

gefasst. 

4. Die Überführung der Inspektion der Konzentrationslager in das Wirtschafts- 

Verwaltungshauptamt ist im besten Einvernehmen aller beteiligten Hauptämter 

durchgeführt. Die Zusammenarbeit aller Dienststellen ist reibungslos, die Beseiti-

gung des Nebeneinanders in den Konzentrationslagern wird allgemein als Überwin-

dung der den Fortschritt hemmenden Fesseln begrüsst. 

Aus: W. Michalka (Hg.), Das Dritte Reich, Bd. 2., S. 242 f. 

Nr. 274 Aus dem geheimen Schreiben von Carl Krauch, Generalbevollmächtigter 

für Sonderfragen der chemischen Erzeugung und Aufsichtsratsvorsitzender der IG 

Farbenindustrie AG, an Otto Ambros, Vorstandsmitglied der IG Farbenindustrie 

AG, vom 4. März 1941 über den Einsatz von KZ-Häftlingen beim Bau des Buna-

werkes IV in Auschwitz 

Auf meinen Antrag und auf Weisung des Herrn Reichsmarschalls hat der Reichs-

führer SS unter dem 26. Februar ds. Js. Folgendes angeordnet: 

1. Die Juden in Auschwitz sind raschestens auszusiedeln, ihre Wohnungen sind 

frei zu machen und für die Unterbringung der Bauarbeiterschaft des Bunawerkes 

sicherzustellen. 

2. Aus der Gegend von Auschwitz dürfen keinerlei als Arbeiter oder Bauarbei-

ter für das Bunawerk in Frage kommende Polen ausgewiesen werden. 

3. Der Inspekteur der Konzentrationslager und der Chef des V- und W-Haupt-

amtes [sic] ist angewiesen, an Ort und Stelle sofort mit dem Bauleiter des Buna 
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Werkes in Verbindung zu treten und das Bauvorhaben durch die Gefangenen aus 

dem Konzentrationslager in jedem nur möglichen Umfange zu unterstützen. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 320. 

Nr. 275 Der Weg in das Konzentrationslager Bericht eines Häftlings (Auszüge) 

... Der Transportleiter übergibt uns einem SS-Scharführer. Wir werden von den SS-

Leuten umstellt... 

Ich stehe mitten in der Kolonne. Ein Kommando erschallt: «Rechts — um!» Ei-

nen Augenblick später stösst mich mein Hintermann plötzlich mit voller Wucht in 

den Rücken und drängt mich derart nach vorn, dass ich wieder auf meinen Vorder-

mann falle. Da sehe ich, dass die SS-Leute mit Gewehrkolben und Gummiknüppeln 

wahllos auf uns einschlagen. Unsere Kolonne beginnt zu laufen, Schüsse knallen, 

Kugeln pfeifen. Wir laufen, eng aneinander gepresst, stolpern übereinander. Wer 

hinfällt, wird von den Nachfolgenden niedergetrampelt. Die Schläge und Stösse ha-

geln nur so auf uns herab. Wir laufen alle um unser Leben – ein einziger, wüster, 

turbulenter Haufen. Keiner weiss, wohin er laufen soll, jeder richtet sich nach seinen 

Vorder- und Nebenmännern, einer klammert sich an den andern, jeder versucht, in 

die Mitte der Kolonne zu kommen. Der Verstand setzt aus. Nur weg von den Schlä-

gen und Stössen, weg von den pfeifenden Kugeln, weiter, weiter, immer weiter. Die 

Kolonne schwenkt nach rechts ab. Vor einer hölzernen Barackenwand kommen wir 

zum Stehen ... 

Die Niedergetrampelten kommen herbei gehumpelt, keuchend, blutig, die Klei-

der beschmutzt und zerfetzt, und werden eingereiht. Wer nicht schnell genug ist 

oder auch nicht mehr schnell genug sein kann, wird mit weiteren Kolbenstossen und 

Schlägen traktiert... 

In Trupps von etwa zwanzig Mann werden wir jetzt in die Baracke gebracht, vor 

der wir stehen. Es ist die «Politische Abteilung» des Lagers. Fast durch die ganze 

Barackenlänge zieht sich ein breiter Gang, von dem aus verschiedene Türen in die 

einzelnen Geschäftszimmer führen. 

Nach einiger Zeit kommt ein SS-Mann, stellt sich mit einem Zettel in der Hand 

lässig vor uns auf und hält etwa folgende Ansprache: «Ihr befindet euch hier nicht 

in einem Sanatorium. Das werdet ihr wohl eben schon begriffen haben. Wer es noch 
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nicht begriffen hat, dem wird es schon noch beigebracht. Darauf könnt ihr euch 

verlassen. Wir werden jetzt eure genauen Personalien aufnehmen. Jeder hat laut und 

deutlich und bis auf den letzten i-Punkt wahrheitsgemäss seine Angaben zu machen. 

Das gilt überhaupt für alle Angaben, die ihr mündlich oder schriftlich zu machen 

habt. Wer es nicht tut, der kann was erleben ... Wir werden euch hier wieder zu 

brauchbaren Menschen machen, oder ihr sterbt hier. Und das Sterben ist hier nicht 

so einfach, wie es sich anhört. Das werdet ihr bald begreifen ... Ihr seid hier keine 

Strafgefangenen, ihr seid hier nur Häftlinge, und was das bedeutet, werdet ihr, wenn 

ihr es noch nicht wisst, bald erfahren. Ihr seid ehrlos und wehrlos! Ihr seid rechtlos! 

Euer Los ist ein Knechtlos! Amen.» ... 

Jetzt gehöre ich zu den vier Mann, die in das Geschäftszimmer eintreten müs-

sen... 

Ein Scharführer tritt zu dem Maschinenschreiber, der unsere Personalien aufneh-

men will, nimmt eine Akte zur Hand, mustert uns und nennt dann einen Namen. 

Der Häftling vor mir meldet sich darauf mit: «Hier!» Der Scharführer sieht den 

Häftling mit einem stechenden Blick an, tritt dann auf ihn zu und schlägt ihm un-

vermittelt die geballte Pranke mit voller Wucht ins Gesicht, so dass der Geschla-

gene zur Seite wankt. Darüber ist der erste Mann in unserer Reihe derart erschreckt, 

dass er die an ihn gestellten Fragen des Maschinenschreibers nur leise beantwortet. 

Jetzt springt der Maschinenschreiber auf, nimmt eine biegsame Gerte, die er neben 

sich auf dem Tische liegen hat, schlägt den Häftling brutal rechts und links durch 

das Gesicht und brüllt ihn an: «Weisst du nicht, dass du hier laut und deutlich zu 

antworten hast?!» 

... Die Aufnahme unserer Personalien ist beendet... Einer der SS-Männer sagt zu 

uns: «Seht ihr da unten das Tor?» Er weist auf das Lagertor, das wir schon oben 

vom Gittertor aus gesehen hatten. Es ist ein zweistöckiges Gebäude mit einem 

Wachturm und einer Hakenkreuzfahne darauf. Der breite Torgang in seiner Mitte 

ist mit einem dicken Eisengitter versperrt. Wir sehen, dass in dem Eisengitter eine 

kleine Tür geöffnet wird und den Blick auf einen grossen Platz freigibt. Der SS-

Mann fährt fort: «Seht ihr das, ja? – Jetzt geht’s mit Karacho da hinein! Verstan-

den?! – Rechts um! Laufschritt – marsch, marsch!!» 

Und wir stürmen wie die Besessenen los, einer noch wilder als der andere. Wir 

sind bereits «dressiert» und merken gar nicht, dass wir diesmal nicht geschlagen 

und gestossen werden, dass die SS-Leute ruhig stehenbleiben und sich gar nicht erst 

die Mühe zu machen brauchen, uns wie störrisches Vieh zu treiben. 
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Am engen Lagereingang gibt es ein wüstes Gedränge und Geschubse, als wäre 

der Teufel hinter uns. Es ist wie ein trauriger Witz: Keiner von uns wollte ins KZ, 

und jetzt will jeder zuerst ins Lager hinein ... 

Walter Poller 

Aus: Poller, «Arztschreiber in Buchenwald», Hamburg 1947, S. 22-26; abgedruckt in: Buchenwald, 

S. 101 f. 

Nr. 276 Protokoll von Walther Dürrfeld, Direktor des Werkes Auschwitz der IG 

Farbenindustrie AG, über die Besprechung mit SS- Sturmbannführer Rudolf Höss, 

Kommandant des KZ Auschwitz, am 14. Mai 1942 über den Arbeitseinsatz von KZ-

Häftlingen (Auszug) 

Der Kommandant betont seinen Auftrag, den er von dem Reichsführer SS bekom-

men hat, uns unter allen Umständen Häftlinge bis zur Zahl von 4.500 Mann zur 

Verfügung zu stellen. Er wird diesen Auftrag bis zu dem geforderten Termin, Mitte 

Juni, auf jeden Fall durchführen, auch wenn die eigenen Arbeiten zurückstehen 

müssten; seine ganzen Dispositionen über die weiblichen jüdischen Häftlinge seien 

darauf zugeschnitten. Wir möchten die Kräfte daher nach Bedarf anfordern. 

In einer eingehenden Unterhaltung über die Qualität der Häftlinge entwickelte 

ich folgende Bedingungen: 

1. Kräftige und arbeitsfähige Häftlinge. 

2. Täglich die gleichen Häftlinge zum gleichen Arbeitsplatz. 

3. Grössere Freizügigkeit im Einsatz der Häftlinge. 

4. Ansporn der Häftlinge zu grösserer Leistung ... 

Sonstige Teilnehmer waren Otto Ambros, Vorstandsmitglied der IG-Farben, zwei weitere Vertreter 
des Chemie-Konzerns sowie Regierungspräsident Springorum; aus: Anatomie des Krieges, S. 401 

f. 

Nr. 277 Eidesstattliche Erklärung des ehemaligen KZ-Häftlings Dr. Gustav Her-

zog über die Lage der Häftlinge bei IG-Farben und die Vergasung physisch er-

schöpfter Häftlinge (Auszüge) 

Es ist die hundertprozentige Schuld der IG-Leitung, dass unzählige Tausend nicht 

mehr einsatzfähiger Häftlinge vergast worden sind. Ich habe viele Ansprachen mir 

unbekannter Ingenieure und Leiter der IG an Häftlinge gehört, bei denen ausdrück- 
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lich gesagt wurde, dass man an Menschen, die nicht voll arbeiten können oder wol-

len, kein Interesse habe. 

5. Eines Tages im Winter 1942/43, als der Lagerstand von Buna (Monowitz) 

etwa 3‘000-3‘500 Häftlinge war, liess Hauptsturmführer Schwarz, der in Beglei-

tung von Walther Dürrfeld und einiger SS-Leute der Lagerführung war, sämtliche 

Häftlinge in 5er Reihen antreten und an sich vorbeimarschieren. Hauptsturmführer 

Schwarz hat alle Häftlinge, die nur irgendwie nicht ganz kräftig schienen, heraus-

treten lassen. Sie wurden von SS-Leuten umstellt, und ihre Nummern wurden no-

tiert. Walther Dürrfeld fragte hie und da nach besonderen Berufen, wie Elektriker 

oder Schleifer. Damals wurden etwa 1.000-2.000 Häftlinge ausgewählt und kamen 

sofort in die Gaskammern. Ich weiss es daher, da die Häftlingsschreibstube, in der 

ich zu dieser Zeit arbeitete, 2 oder 3 Tage später die Listen erhielt mit der Bemer-

kung, diese Häftlinge seien vom Stand abzusetzen. Das wurde offiziell SB (Son-

derbehandlung) genannt... 

11. Die Methode der IG Farben, nur voll Arbeitsfähige in Buna zu belassen, hat 

weitaus mehr Todesopfer gekostet als die individuellen Morde in anderen KZ. An 

dieser Generallinie kann auch nichts dadurch geändert werden, dass die IG an die 

bei ihr arbeitenden Häftlinge eine «Werksuppe», d.h. warmes Wasser mit ein wenig 

Kraut oder Rüben, abgab, oder dass sie z.B. anordnete, dass die in ihren Büros ar-

beitenden Häftlinge (als Buchhalter z.B.) öfters frische Wäsche und Seife erhalten 

müssten. 

12. Wenn in den Wintermonaten die Kälte besonders stark war, mussten erst 

Dutzende von Häftlingen erfroren Umfallen und tot hereingebracht werden, bis sich 

die IG entschloss, die Arbeit für den betreffenden Tag einzustellen. 

13. Von Monowitz, das später Hauptlager war, wurden unzählige Tausende von 

Häftlingen in die am Schluss meines Wissens 28 Nebenkonzentrationslager ge-

bracht. Die Gesamtziffer sämtlicher Nebenlager war, soweit ich mit erinnere, un-

gefähr 35.000 insgesamt. Buna-Monowitz selbst hatte etwa 10.000 Häftlinge. In der 

Schreibstube von Monowitz war eine Kartei sämtlicher Häftlinge, die während der 

Zeit vom Oktober 1942 bis zur Auflösung des Lagers im Januar 1945 durch Mono-

witz oder seine Nebenlager gegangen sind. Die Kartei der Toten war ungleich grös-

ser als die der Lebenden. Ich schätze – ich wiederhole, dass ich lange Zeit Leiter 

der Schreibstube war, dass dem Lebensstand von Buna (Monowitz) mit ca. 10.000 

Häftlingen am Schluss ein Totenstand von rd. 120.000 Häftlingen gegenüberstand 

und der Gesamtziffer der Nebenlager von 35.000 ein ungefährer Totenstand von 

250.000. 

Aus: SS im Einsatz, Berlin 1957, S. 468 f. 
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Nr. 278 Schreiben der Phrix Werke AG an SS-Brigadeführer Georg Lörner, Chef 

der Amtsgruppe B des Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes der SS, vom 29. Sep-

tember 1942 über die Behandlung jüdischer Zwangsarbeiter (Auszug) 

Auf Veranlassung von Herrn Kammler wurden uns vom Gebietsbeauftragten für 

den Wehrkreis III des Generalbevollmächtigten für die Regelung der Bauwirtschaft, 

Herrn Präsident Usinger, 400 polnische Juden und von Herrn Dr. Kammler selbst 

eine grössere Anzahl Baufacharbeiter aus den KZ-Häftlingen in Aussicht gestellt. 

Gegen die Zuteilung erhob seinerseits das Landeswirtschaftsamt Brandenburg Ein-

spruch. Dank nochmaliger Vermittlung des Herrn Dr. Kammler wurden uns sodann 

wenigstens 300 Kräfte zugewiesen. Infolge ungenügender Verpflegungssätze 

schwand die Arbeitskraft dieser Gruppe in rascher Folge so beträchtlich, dass bis 

Ende August 123 Juden, und diese auch nur beschränkt, einsatzfähig waren. In der 

Zwischenzeit sind weitere Schwächungen dieses Kontingentes eingetreten. Ursa-

chen dafür sind, dass die Juden an Fleckfieber erkrankt waren, daher nunmehr 

ausserordentlich anfällig sind und laut amtsärztlicher Feststellung Herzschwäche 

zurückbehalten haben, wodurch die Einsatzfähigkeit und die Arbeitsleistung ausser-

ordentlich stark gemindert sind. 

Kammler war SS-Brigadeführer, Chef der Amtsgruppe C des Wirtschafts- und Verwaltungshaupt-

amtes der SS; aus: Anatomie des Krieges, S. 407. 

Nr. 279 Bericht eines Häftlings über Solidaritätsaktionen im KZ Buchenwald 

(Auszug) 

... Von einigen Kameraden, die über die beruflichen Qualitäten verfügten und in der 

Galvanoabteilung beschäftigt waren, wurden regelmässig ärztliche Instrumente für 

das Häftlingsrevier angefertigt. Jedes Aussenkommando, welches von dem KZ Bu-

chenwald in Marsch gesetzt wurde, bekam seinen Häftlingssanitäter mit. Da die In-

strumentenbestecke dieser Sanitätskameraden immer sehr mangelhaft waren, wurde 

vom illegalen Lagerkomitee angeordnet, dass jedem Transport ausreichend Instru-

mente und Medikamente zu übergeben sind. Die Galvanoabteilung musste dann je-

desmal sehr kurzfristig eine Menge Instrumente, sogar Sterilisatoren, für die grösse-

ren Aussenkommandos anfertigen. 
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Da in dieser galvanischen Abteilung Kupfer- und Nickelbäder zur Verfügung stan-

den, konnten diese Instrumente jeder Kritik standhalten, denn die Kameraden legten 

persönlich Wert darauf, für uns Häftlinge nur das Beste zu liefern. So wurde ein 

Kamerad mit einem kompletten zahnärztlichen Instrumentarium ausgerüstet, wel-

ches zum grossen Teil illegal hergestellt wurde. Diese Arbeiten bedingten wieder, 

dass neben unserem Arbeitspensum, das täglich dem Werkmeister gemeldet werden 

musste und bestimmt nicht klein war, eine zusätzliche Arbeit geleistet wurde, die 

uns sehr oft nicht gestattete, die schon kurz bemessenen Mittagspausen einzuhalten. 

Unser organisierter Widerstand sollte ja nicht nur für den Augenblick, sondern für 

die Weiterentwicklung in der Zukunft gedacht sein ... 

Heinz Gronau 

Aus: Buchenwald, S. 347 f. 

Nr. 280 Erklärung unter Eid von Rudolf Höss, Kommandant des KZ Auschwitz,  

im Nürnberger Pohl-Prozess 1946 und 1947 (Auszüge) 

... Nach meiner Kenntnis begann die massenhafte Verwendung von KZ-Häftlingen 

in der deutschen Privatindustrie im Jahre 1940/41. Diese Verwendung steigerte sich 

fortlaufend bis zum Ende des Krieges. Gegen Ende 1944 waren ungefähr 400.000 

Konzentrationslagerhäftlinge in der privaten Rüstungsindustrie und rüstungswich-

tigen Betrieben beschäftigt. Wie viele Häftlinge schon vorher oder nachher einge-

setzt waren, kann ich nicht sagen. Nach meiner Schätzung sind in den Betrieben mit 

besonders schweren Arbeitsbedingungen, z.B. Bergwerken, jeden Monat ein Fünf-

tel gestorben oder wurden wegen Arbeitsunfähigkeit zur Vernichtung von den Be-

trieben an die Lager zurückgeschickt. 

Die Konzentrationslager haben niemals Arbeitskräfte der Industrie angeboten. 

Vielmehr wurden Häftlinge nur dann in die Betriebe entsandt, wenn die Betriebe 

vorerst um Konzentrationslagerhäftlinge angesucht hatten ... 

Die Betriebe mussten keine Berichte über Todesursachen usw. abgeben. Auf 

Grund der Berichte, die wir in den Lagern von der SS-Wachmannschaft und den 

Arbeitskommandoführern über Verminderung der Zahl der in den betreffenden Be-

trieben arbeitenden Häftlinge erhielten, wurden die Zahlen der Todesfälle und der 

Arbeitsunfähigen mitgeteilt, und sodann wurden fortlaufend neue Häftlinge als 

Nachschub an die betreffenden Betriebe gesandt. 
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Während meiner Dienstreisen wurde mir fortgesetzt von leitenden Persönlich-

keiten der Betriebe gesagt, dass sie mehr Häftlinge haben wollen. 

Anfang des Krieges bezahlten die Unternehmungen wenig für diese Arbeits-

kräfte – etwa Mk. 1,-, Mk. 1,20,-. Später zahlten sie bis zu Mk. 5,- für gelernte 

Arbeiter. Unter den zum Arbeitseinsatz gesandten Häftlingen befanden sich 

1. nicht-jüdische Häftlinge, die auf Grund ihrer Berufsschulung ausgesucht 

wurden, und 

2. Juden, die nur auf Grund ihrer Arbeitsfähigkeit ausgesucht wurden. 

Das Alter der zum Arbeitseinsatz verwendeten Häftlinge war von ungefähr 13 

Jahren aufwärts. Häftlinge über 50 Jahre wurden nur selten zum Arbeitseinsatz ver-

wendet, wenn sie besonders kräftig oder besonders geschult waren; sonst wurden 

sie sofort vernichtet. 

Diejenigen Arbeitseinsatzhäftlinge, die jeden Abend von dem Betrieb in die 

Konzentrationslager zurückkehrten, mussten am selben Abend im Konzentrations-

lager arbeiten, wenn Kollektiv- oder Einzelstrafen dieser Art verhängt wurden. Sol-

che Kollektiv- oder Einzelstrafarbeit wurde wegen kleinerer Disziplinarvergehen, 

z.B. vorschriftswidriges Grüssen, verhängt. Die Häftlinge mussten dann so lange 

arbeiten, als es das Tageslicht erlaubte, im Sommer 2 bis 3 Stunden. Ausserdem 

wurden die üblichen Strafen verhängt. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 478 f. 

Nr. 281 Rôza Baumingers Memoiren über den Arbeitseinsatz der Juden in einem 

Betrieb des Hugo Schneider A.G.-Konzerns (HASAG) in Skarzysko-Kamienna, 

Werk C (Auszüge) 

Es ist das berüchtigste von allen Werken, tief im Wald verborgen. Die Furcht be-

mächtigt jeden neuen Ankömmling, wenn er nur das Lagertor durchschreitet. Der 

erste Eindruck: Gelbe Menschen in Papier gekleidet, das mit Strippen und Drähten 

zusammengehalten ist. 

Alles im Wald ist gelb: Gelbe Baracken, Bäume und Blätter; so wirken die gif-

tigen Substanzen, die aus den Werkhallen strömen. Ein vergifteter Wald. Men-

schen, gespensterhafte gelbe Erscheinungen, wandeln zwischen den Bäumen. Die 

Frauen sind rothaarig (Einwirkung des Pikrins aufs Haar), haben rote Nägel, sogar 

ihre Augen im gelben Gesicht scheinen gelb zu sein ... 

... In der Halle befinden sich zwei riesige Kessel, in welche der Trotyl hineinge- 
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schüttet wird. Die Luft ist voller Trotylstaub, der Tränen aus den Augen presst, den 

Atem beraubt und Husten hervorruft. In sehr hoher Temperatur sieden in glühenden 

Kesseln Salpeter und Trotyl, denen ein dichter Dampf entströmt. Indem der Kes-

selbedienende den Inhalt des Kessels mischt, atmet er den aufsteigenden Dampf des 

Trotyls ein, der auf den Organismus genau so tödlich wirkt wie Pikrin. 

Es wird ohne Schutzkleidung, Masken, Brillen und Handschuhe gearbeitet. Die 

Kessel sind ohne Deckel, es entströmen ihnen also die Gase des siedenden Trotyls. 

Die Arbeit des Kesselbedienenden ist besonders gefährlich, nicht nur, weil er un-

unterbrochen die giftigen Gase aus dem Kessel einatmet, sondern auch, weil die 

kleinste Unvorsichtigkeit, z.B. ein Stoss mit dem Rührstock gegen die Kesselwand, 

eine Explosion bewirken kann. 

Vor dem Krieg musste der Kesselbedienende ein erstklassiger Fachmann mit 

langjähriger Praxis sein. Im Lager übten diese Tätigkeit übermüdete, ausgehungerte 

Häftlinge aus, die von dieser Arbeit keine Ahnung hatten. Jetzt musste der Kessel-

bedienende die Tätigkeit eines Elektrotechnikers und Monteurs verrichten. Bei die-

ser tödlichen Arbeit starben 17 von 26 Kesselbedienenden im Laufe einiger Monate. 

Darunter gab es einige Unglücksfälle in der Halle selbst. Es geschah, dass der Kes-

selbedienende, sich über den Kessel beugend, um mit letzten Kräften den Trotyl zu 

mischen, plötzlich mit Schaum auf den Lippen und starren Augen neben dem Kes-

sel zusammenbrach. Die wenigen, die aus dem Lager und von der Arbeit mit dem 

Trotyl lebend davonkamen, hatten Tuberkulose. Aber es gab ihrer nur sehr wenige 

... 

Wenn die Männer ausstarben, mussten Frauen sie bei den schwersten Arbeiten 

ersetzen. Besonders gefährlich war die Arbeit bei der Stampfe, d.h. dem Zerstossen 

von Trotyl, da der aufsteigende Trotylstaub in die Lungen drang und tödlich aufs 

Herz und andere Organe wirkte. Bei dieser Arbeit beschäftigte Frauen lebten durch-

schnittlich nicht länger als zwei Monate. 

Die Fürchterlichkeit all dessen wurde noch durch unmenschliche Behandlung 

erhöht. Die Werkmeister warfen Handgranaten auf die Häftlinge. Ein Deutscher 

schlug auf deutsche Art mit der Faust auf den Kopf, mit dem Gummiknüppel ins 

Gesicht und auf den Rücken ... 

Nach eintägigem Aufenthalt in der Halle konnte man die Arbeiter nicht wieder-

erkennen. Ihre Haare wurden grünlich-gelb, das Gesicht mit gelben Flecken ge-

sprenkelt, die Handflächen waren verbrannt, rot, in Wunden. Die Haut wurde trok-

ken und runzlig. Die Werkzeuge waren mit Öl beschmiert, das in Verbindung mit 

dem Pikrin die Haut verbrannte, so dass Wunden an den Händen entstanden... 
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Der Werkmeister kam selbst nie in die Halle hinein. Er stand an der Schwelle, 

hielt sich den Mund zu und erteilte seine Anweisungen nicht in der Halle selbst, 

sondern von der Tür aus ... 

Vor dem Krieg betrug das Leistungssoll 3 Kisten, d.h. 450 Stück. Im Lager aber 

wurde 11 Stunden gearbeitet, und das Leistungssoll betrug anfangs 7 Kisten. Nach 

Erfüllung des Solls versprach man Feierabend. Es herrschte also eine grosse Hast, 

einer spornte den anderen an, um möglichst schnell fertig zu werden und in die 

Baracke zurückzugelangen, denn es nahm viel Zeit in Anspruch, sich von dem 

Pikrin zu waschen und zu säubern. Die Deutschen nutzten die Häftlinge bis zum 

äussersten aus, sie setzten ein Tagessoll von 8, 9 und 11 Kisten, d.h. 1.650 Würfel 

Pikrin fest. Die Häftlinge wurden von den Meistern so geschlagen, dass buchstäb-

lich jedes Stückchen Halle mit Blut begossen war. Sie schlugen mit dem Hammer 

auf den Kopf... 

Róza Bauminger, Bei Pikrin und Trotyl, hg. v. d. Zentralen Jüdischen Kommission, Lodz 1946,  

S. 21-24, 28 f., in deutscher Übersetzung in: Faschismus-Getto-Massenmord, Frankfurt a.M., o. J., 

S. 463 f. 

Nr. 282 Erklärungen unter Eid von Karl Sommer, stellvertretender Amtschef im 

Wirtschafts-Verwaltungshauptamt der SS, vor dem Nürnberger Militärgerichtshof 

(1947) über den Einsatz von KZ- Häftlingen in der Industrie (Auszüge) 

Der Einsatz von KZ-Häftlingen in der deutschen Industrie begann in den Monaten 

August-September 1942. Der erfolgte auf Drängen des Rüstungsministeriums, das 

damit die industriellen Betriebe imstande setzen wollte, die ihnen gegebenen Pro-

duktionsaufträge zu erfüllen. Meiner Erinnerung nach waren KZ-Häftlinge bei fast 

allen deutschen Industriefirmen, für die ein Masseneinsatz an KZ-Häftlingen in Be-

tracht kam, eingesetzt. Die Zahl der bei den einzelnen Firmen eingesetzten KZ-

Häftlinge war verschieden gross. Ein Einsatz erfolgte nicht, wenn nicht mindestens 

etwa 500 KZ-Insassen in einem Betrieb beschäftigt werden konnten. Die Höchst-

zahl der in einem Betrieb beschäftigten KZ-Häftlinge betrug zwischen 40.000 und 

50.000. Insgesamt waren in der gesamten deutschen Industrie zur Zeit des Höhe-

punktes des Einsatzes etwa 500.000 KZ-Insassen eingesetzt. 
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Die von einem Konzentrationslager einem Industrieunternehmen zur Verfügung 

gestellten KZ-Häftlinge wurden in eigens errichteten Lagern am Sitz des Betriebes 

untergebracht. Solche Lager wurden als Arbeitslager bezeichnet... 

Die Auswahl von KZ-Häftlingen als Industriearbeiter erfolgte allein nach den 

Gesichtspunkten manueller und handwerklicher Fähigkeiten. Zu diesem Zweck 

wurde häufig vor einem Arbeitseinsatz eine Kommission aus dem Betrieb in das 

Konzentrationslager geholt, die die einzelnen Insassen auf die im speziellen Falle 

besonders erwünschten Fähigkeiten und Fertigkeiten überprüfte. Stellte sich im 

Laufe des Einsatzes heraus, dass Einzelne nicht den erhobenen handwerklichen An-

sprüchen genügten, so wurden sie vom Konzentrationslager gegen andere Arbeits-

kräfte ausgetauscht... 

Eine Firma zahlte um diese Zeit (etwa seit Frühjahr 43) einen festgelegten Satz 

von RM 4 für Hilfsarbeiter und RM 6 für Facharbeiter pro Tag an die Reichskasse. 

Die Häftlinge hatten aber von diesen höheren Sätzen keinen Vorteil, da dieser so-

genannte Arbeitslohn über das WVHA an das Reich abgeführt wurde. Betriebe der 

Privatwirtschaft wandten sich an uns, wenn sie Arbeiter brauchten, und wir wiesen 

die jeweiligen Konzentrationslager an, ihnen so und so viele Häftlinge zur Verfü-

gung zu stellen, vorausgesetzt, dass das Ministerium Speer die Dringlichkeit bestä-

tigt hatte ... 

Verschiedene Betriebe von Privat-Unternehmungen waren direkt in Konzentra-

tionslagern oder direkt ausserhalb der Konzentrationslager gelegen, so z.B.: Krupp 

in Auschwitz, wo unter Aufsicht von Krupp-Ingenieuren und Meistern Zünder ge-

macht wurden. Der Siemens-Konzern hatte einen Betrieb im KZ-Lager Ravens-

brück und einen anderen innerhalb des KZ-Lagers Auschwitz. Die Walther-Waf-

fenwerke Zella-Mehlis betrieben im KZ-Lager Buchenwald einen Karabinermon-

tagebetrieb. Die Gustloff-Werke AG hatten einen Betrieb neben dem KZ-Lager Bu-

chenwald. Zeppelin-Luftschiffbau erzeugte Fesselballons in einem Werk bei Sach-

senhausen. Die Metallwerke Neuengamme (Walther, Zella-Mehlis) betrieben ein 

Werk beim Konzentrationslager Neuengamme... 

Der IG-Farben wurde in Buna Priorität für die Gestellung von KZ-Insassen ein-

geräumt, vor allen anderen Rüstungsbetrieben. Maurer hatte mir von der Anwei-

sung Kenntnis gegeben, erst dann anderen Betrieben Insassen zuzuteilen, wenn der 

Bedarf von Buna gedeckt war ... 

Die betreffenden Firmen wurden aufgefordert, von dem vorhandenen Material 

in dem betreffenden KZ-Lager oder, wenn nötig, aus mehreren KZ-Lagern die für 

sie am besten geeigneten Arbeitskräfte herauszunehmen. 
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Die Vertreter derselben betraten zu diesem Zweck das Innere des Lagers, bzw. 

das Lager in Begleitung des Lagerkommandanten oder seines Beauftragten und hat-

ten dadurch Einblick in die Bedingungen, die in dem betreffenden KZ-Lager 

herrschten. 

Im Ganzen waren ungefähr 500.000-600.000 Insassen von KZ-Lagern durch das 

WVHA für den Arbeitseinsatz zur Verfügung gestellt... 

Längere Auszüge in: Anatomie des Krieges, S. 471-477. 

Nr. 283 Eidesstattliche Erklärung Christian Schneiders über die Lage von auslän-

dischen Arbeitern, von Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen bei IG-Farben  

(Auszüge) 

...7. Nach 1941 war es nichts Aussergewöhnliches für die IG, KZ-Häftlinge zu be-

schäftigen, da andere Arbeitskräfte nicht vorhanden waren. Meiner Erinnerung 

nach haben bereits andere deutsche Werke – an bestimmte Firmen kann ich mich 

nicht entsinnen – zu dieser Zeit KZ-Häftlinge beschäftigt. 

Weder TEA noch Vorstand erhoben einen Einwand dagegen, dass das vierte Bu-

nawerk mit Hilfe von KZ-Häftlingen aufgebaut wird. Meiner Erinnerung nach ist 

das das erste IG-Werk, das KZ-Häftlinge beschäftigt. Wegen der Einstellung von 

KZ-Häftlingen für die IG Auschwitz soll Heinrich Bütefisch mit der SS verhan-

deln... 

10. Ich war als Hauptbetriebsführer auch verantwortlich für die Belegschaft der 

IG Auschwitz. 

11. Ich war mir bei der Einstellung von KZ-Häftlingen bewusst, dass diese 

Menschen, die aus allen sozialen Schichten stammten, aus politischen und rassi-

schen Gründen im KZ waren. Diese Tatsache war dem Vorstand der IG bekannt ... 

15. Es sind Vergleiche gemacht worden über die Arbeitsleistung von KZ- Häft-

lingen und Fremdarbeitern im Vergleich zu deutschen Arbeitern. 

Wenn Häftlinge auf der IG Baustelle nicht genug gearbeitet hatten, ging ein Be-

richt an die SS ... 

18. In IG Auschwitz sind russische und englische Kriegsgefangene beschäftigt 

worden. 

Mir ist nicht erinnerlich, dass im Vorstand der IG darüber gesprochen worden 

ist, dass laut Genfer bzw. Haager Konvention Kriegsgefangene nicht in Rüstungs-

betrieben eingesetzt werden dürfen. 
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19. Der Betriebsführer bestrafte ausländische Arbeiter wie folgt: Zuerst erfolgte 

eine Verwarnung, dann wurde eine Geldstrafe auferlegt. Im Wiederholungsfall 

wurde der Betreffende dem Arbeitsamt gemeldet. Ein Beamter vom Arbeitsamt 

pflegte den Mann persönlich zu verwarnen. Half das auch nichts, wurde der Mann 

von der IG der Gestapo gemeldet. Die Gestapo musste ausserdem bei irgendwel-

chen politischen Delikten benachrichtigt werden ... 

21. Die Verbrennungsschlote vom KZ Auschwitz konnte man von der IG 

Auschwitz aus sehen. Ich habe gehört, dass IG-Leute, die in Auschwitz waren, den 

Verbrennungsgeruch selbst gespürt haben, und zwar Walther Dürrfeld und andere 

Auschwitz besuchende Ingenieure. Die genannten Herren erzählten mir, dass es ein 

furchtbarer Geruch war. 

Aus: SS im Einsatz, S. 446-449. 

Nr. 283 a Schreiben der Behringwerke an den SS-Arzt des KZ Buchenwald vom 

14. Januar 1942 über Zusendung von Sera für die Erprobung an KZ-Häftlingen 

Unter Bezugnahme auf verschiedene Unterhaltungen unserer Herren mit den Her-

ren des Hyg[iene] Institutes der Waffen-SS, Berlin, Knesebeckstrasse 43/44, gestat-

ten wir uns, Ihnen gratis per Express für 50 Personen 7 x 25 ccm Fleckfieberimpf-

stoff zuzusenden. 

Dieser Impfstoff ist konzentriert und ist mindestens doppelt so stark wie der 

Fleckfieberimpfstoff, den das Hyg. Institut der Waffen-SS durch den Linksunter-

zeichneten bereits erhalten hat. 

Bekanntlich sollen neben dem konzentrierten Impfstoff, der Ihnen heute zugeht, 

und dem früher von uns hergestellten Impfstoff noch Versuche mit anderen Impf-

stoffen durchgeführt werden. 

Die Behringwerke gehörten zu den IG Farben; aus: Anatomie des Krieges, S. 376. 
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Brief der IG Farbenindustrie AG, Abteilung Behringwerke Marburg, an den SS-Arzt des Konzen-

trationslagers Buchenwald über die Lieferung von Impfstoff, der an Häftlingen getestet werden 

sollte 
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Nr. 283 b Die Toten von Buchenwald 

1. Im Lager Verstorbene oder Ermordete vom Juli 1937 bis 31. März  

1945 (1t. Veränderungsmeldungen der Schreibstube und Revier- 

meldungen. In dieser Zahl sind die Toten der Aussenkommandos,  

mit Ausnahme der Frauen, enthalten.)                                                     33.462 

2. Exekutionen 

Im Pferdestall ermordete sowjetische Kriegsgefangene 8.483 

Gehängte (nach unvollständig vorliegenden Meldungen) 1.100 

3. Tote der Evakuierungstransporte März/April 1945  

(geschätzt auf 12’000 bis 15’000) 13.500 

                                                                                                                     56.545 

Als Liquidierungstransporte gingen in andere Lager: 

(diese Zahlen sind nicht in der obigen Aufstellung enthalten) 

Transport zur Vergasung nach Sonnenstein 1941 187 

Transport zur Vergasung nach Bernburg 285 

Transport von jüdischen Häftlingen nach Dachau 1942 351 

Transport von holländischen jüdischen Häftlingen  

nach Mauthausen 1942                                                                                  341 

Juden und Zigeuner nach Auschwitz 1942 363 

Tote in Dora, als Transport nach Auschwitz getarnt                                  3.000 

Transporte nach Auschwitz 1943 1.180 

Kinder nach Auschwitz 1943 200 

jüdische Häftlinge nach Auschwitz 1944 1.188 

Kinder nach Bergen-Belsen 1944 600 

Transporte nach Bergen-Belsen 1944 2.438 

Transporte aus Ohrdruf nach Bergen-Belsen 2.884 

                                                                                                                   13.017 

Aus: Buchenwald, S. 87. 
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5.  Der Weg in den Holocaust 

Nr. 284 Telefonisch aus München erteilter Befehl des Führers der SA- Gruppe 

Nordsee vom 9. November 1938, betr die Durchführung des Pogroms 

Sämtliche jüdischen Geschäfte sind sofort von SA-Männern in Uniform zu zerstö-

ren. Nach der Zerstörung hat eine SA-Wache aufzuziehen, die dafür zu sorgen hat, 

dass keinerlei Wertgegenstände entwendet werden können. Die Verwaltungsführer 

der SA stellen sämtliche Wertgegenstände einschliesslich Geld sicher. Die Presse 

ist heranzuziehen. 

Jüdische Synagogen sind sofort in Brand zu stecken jüdische Symbole sind si-

cherzustellen. Die Feuerwehr darf nicht eingreifen. Es sind nur Wohnhäuser ari-

scher Deutscher zu schützen von der Feuerwehr. Jüdische anliegende Wohnhäuser 

sind auch von der Feuerwehr zu schützen, allerdings müssen die Juden raus, da 

Arier in den nächsten Tagen dort einziehen werden. 

Die Polizei darf nicht eingreifen. Der Führer wünscht, dass die Polizei nicht ein-

greift. 

Die Feststellung der jüdischen Geschäfte, Lager und Lagerhäuser hat im Einver-

nehmen mit den zuständigen Oberbürgermeistern und Bürgermeistern zu erfolgen, 

gleichfalls das ambulante Gewerbe. Sämtliche Juden sind zu entwaffnen. Bei Wi-

derstand sofort über den Haufen zu schiessen. An den zerstörten jüdischen Geschäf-

ten, Synagogen usw. sind Schilder anzubringen, mit etwa folgendem Text: 

«Rache für Mord an vom Rath. 

Tod dem internationalen Judentum.» 

Keine Verständigung mit Völkern, die judenhörig sind. Dies kann auch erweitert 

werden auf die Freimaurerei. 

Aus: IMG XXV, S. 376 ff. 
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Nr. 285 Fernschreiben der Geheimen Staatspolizei an alle Gestapoleit- und Ge-

stapo-Stellen vom 9. November 1938, betr. Verhalten und Aufgaben während des 

Pogroms 

1. Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen gegen Juden insbe-

sondere gegen deren Synagogen stattfinden. Sie sind nicht zu stören. Jedoch ist im 

Benehmen mit der Ordnungspolizei sicherzustellen, dass Plünderungen und son-

stige besondere Ausschreitungen unterbunden werden können. 

2. Sofern sich in Synagogen wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch 

eine sofortige Massnahme sicherzustellen. 

3. Es ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000-30.000 Juden im Reiche. 

Es sind auszuwählen vor allem vermögende Juden. Nähere Anordnungen ergehen 

noch im Laufe dieser Nacht. 

4. Sollten bei den kommenden Aktionen Juden im Besitz von Waffen angetrof-

fen werden, so sind die schärfsten Massnahmen durchzuführen. Zu den Gesamtak-

tionen können herangezogen werden Verfügungstruppen der SS sowie Allgemeine 

SS. Durch entsprechende Massnahmen ist die Führung der Aktionen durch die 

Stapo auf jeden Fall sicherzustellen. 

IMT, XXV, S. 377. 

Nr. 285 a Verordnungen zur Diskriminierung der Juden (Auszüge) 

Verordnung des Beauftragt en für den Vierjahresplan Göring über eine «Sühnelei-

stung der Juden deutscher Staatsangehörigkeit» vom 12. November 1938 

Die feindliche Haltung des Judentums gegenüber dem deutschen Volk und Reich, 

die auch vor feigen Mordtaten nicht zurückschreckt, erfordert entschiedene Abwehr 

und harte Sühne. Ich bestimme daher auf Grund der Verordnung zur Durchführung 

des Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936 das Folgende. 

§ 1. Den Juden deutscher Staatsangehörigkeit in ihrer Gesamtheit wird die Zah-

lung einer Kontribution von 1.000.000.000 Reichsmark an das Deutsche Reich 

auferlegt... 
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Verordnung desselben zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschafts-

leben vom 12. November 1938 

§1. (1) Juden ist vom 1. Januar 1939 ab der Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstel-

len, Versandgeschäften oder Bestellkontoren sowie der selbständige Betrieb eines 

Handwerks untersagt. 

(2) Ferner ist ihnen mit Wirkung vom gleichen Tage verboten, auf Märkten aller 

Art, Messen oder Ausstellungen Waren oder gewerbliche Leistungen anzubieten, 

dafür zu werben oder Bestellungen darauf anzunehmen. 

(3 ) Jüdische Gewerbebetriebe, die entgegen diesem Verbot geführt werden, sind 

polizeilich zu schliessen. 

§ 2. (1) Ein Jude kann vom 1. Januar 1939 ab nicht mehr Betriebsführer im Sinne 

des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 sein. 

(2) Ist ein Jude als leitender Angestellter in einem Wirtschaftsunternehmen tä-

tig, so kann ihm mit einer Frist von sechs Wochen gekündigt werden. Mit Ablauf 

der Kündigungsfrist erlöschen alle Ansprüche des Dienstverpflichteten aus dem ge-

kündigten Vertrage, insbesondere auch alle Ansprüche auf Versorgungsbezüge und 

Abfindungen. 

§ 3. (1) Ein Jude kann nicht Mitglied einer Genossenschaft sein. 

(2) Jüdische Mitglieder von Genossenschaften scheiden zum 31. Dezember 

1938 aus. Eine besondere Kündigung ist nicht erforderlich ... 

Anordnung des Präsidenten der Reichskulturkammer Dr. Goebbels vom  

12. November 1938 

Nachdem der nationalsozialistische Staat es den Juden bereits seit über 5 Jahren 

ermöglicht hat, innerhalb besonderer jüdischer Organisationen ein eigenes Kultur-

leben zu schaffen und zu pflegen, ist es nicht mehr angängig, sie an Darbietungen 

der deutschen Kultur teilnehmen zu lassen. Den Juden ist daher der Zutritt zu sol-

chen Veranstaltungen, insbesondere zu Theatern, Lichtspielunternehmungen, Kon-

zerten, Vorträgen, artistischen Unternehmen (Varietees, Kabaretts, Zirkusveran-

staltungen usw.), Tanzvorführungen und Ausstellungen kultureller Art, mit soforti-

ger Wirkung nicht mehr zu gestatten. 
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Anordnung des Reichserziehungsministers Dr. Rust über die sofortige Entlassung 

jüdischer Schüler von deutschen Schulen vom 14. November 1938 

Nach der ruchlosen Mordtat von Paris kann es keinem deutschen Lehrer und keiner 

deutschen Lehrerin mehr zugemutet werden, an jüdische Schulkinder Unterricht zu 

erteilen. Auch versteht es sich von selbst, dass es für deutsche Schüler und Schüle-

rinnen unerträglich ist, mit Juden in einem Klassenraum zu sitzen. Die Rassentren-

nung im Schulwesen ist zwar in den letzten Jahren im Allgemeinen bereits durch-

geführt, doch ist ein Restbestand jüdischer Schüler übriggeblieben, dem der allge-

meine Schulbesuch mit deutschen Jungen und Mädeln nunmehr nicht weiter gestat-

tet werden kann. 

Vorbehaltlich weiterer gesetzlicher Regelung ordne ich daher mit sofortiger Wir-

kung an: 

1. Juden ist der Besuch deutscher Schulen nicht gestattet. Sie dürfen nur jüdi-

sche Schulen besuchen. Soweit es nicht geschehen sein sollte, sind alle zur Zeit eine 

deutsche Schule besuchenden jüdischen Schüler und Schülerinnen sofort zu entlas-

sen... 

Polizeiverordnung über das Auftreten der Juden in der Öffentlichkeit vom  

28. November 1938 

§ 1. Die Regierungspräsidenten ... können Juden deutscher Staatsangehörigkeit und 

staatenlosen Juden räumliche und zeitliche Beschränkungen des Inhalts auferlegen, 

dass sie bestimmte Bezirke nicht betreten oder sich zu bestimmten Zeiten in der 

Öffentlichkeit nicht zeigen dürfen ... 

Anordnung des Chefs der Deutschen Polizei Himmler über die Entziehung der Füh-

rerscheine vom 3. Dezember 1938 

2. Aus allgemeinen sicherheitspolizeilichen Gründen und zum Schutze der All-

gemeinheit untersage ich mit sofortiger Wirkung sämtlichen in Deutschland woh-

nenden Juden deutscher Staatsangehörigkeit das Führen von Kraftfahrzeugen aller 

Art und entziehe ihnen hiermit die Fahrerlaubnis. 

3. Den in Deutschland wohnenden Juden deutscher Staatsangehörigkeit ist das 

Halten von Personenkraftwagen und Krafträdern (mit und ohne Beiwagen) verbo-

ten... 
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Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom 3. Dezember 1938 

§ 6 Einem Juden kann aufgegeben werden, seinen land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb, sein anderes land- und forstwirtschaftliches Vermögen, sein sonstiges 

Grundeigentum oder andere Vermögensteile ganz oder teilweise binnen einer be-

stimmten Frist zu veräussern. Mit der Anordnung können Auflagen verbunden wer-

den.... 

§ 11 (1) Juden haben binnen einer Woche nach Inkrafttreten dieser Verordnung 

ihre gesamten Aktien, Kuxe, festverzinslichen Werte und ähnliche Wertpapiere in 

ein Depot bei einer Devisenbank einzulegen ... 

§ 14 (1) Juden ist es verboten, Gegenstände aus Gold, Platin oder Silber sowie 

Edelsteine und Perlen zu erwerben, zu verpfänden oder freihändig zu veräussern. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 501-505. 

Nr. 286 Bericht des Chefs der Sicherheitspolizei, Heydrich, an den preussischen 

Ministerpräsidenten Göring vom 11. November 1938 über die Gewaltmassnah-

men gegen das Judentum am 9./10. November 1938 

Die bis jetzt eingegangenen Meldungen der Staatspolizeistellen haben bis zum 11. 

11.1938 folgendes Gesamtbild ergeben: 

In zahlreichen Städten haben sich Plünderungen jüdischer Läden und Geschäfts-

häuser ereignet. Es wurde, um weitere Plünderungen zu vermeiden, in allen Fällen 

scharf durchgegriffen. Wegen Plünderns wurden dabei 174 Personen festgenom-

men. 

Der Umfang der Zerstörungen jüdischer Geschäfte und Wohnungen lässt sich 

bisher ziffernmässig noch nicht belegen. Die in den Berichten aufgeführten Zahlen: 

815 zerstörte Geschäfte, 29 in Brand gesteckte oder sonst zerstörte Wohnhäuser, 

geben, soweit es sich nicht um Brandlegungen handelt, nur einen Teil der wirklich 

vorliegenden Zerstörungen wieder. Wegen der Dringlichkeit der Berichterstattung 

mussten sich die bisher eingegangenen Meldungen lediglich auf allgemeinere An-

gaben, wie «zahlreiche» oder «die meisten Geschäfte zerstört» beschränken. Die 

angegebenen Ziffern dürften daher um ein Vielfaches überstiegen werden. 
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An Synagogen wurden 191 in Brand gesteckt, weitere 76 vollständig demoliert. 

Ferner wurden 11 Gemeindehäuser, Friedhofskapellen und dergleichen in Brand 

gesetzt und weitere 3 völlig zerstört. 

Festgenommen wurden rund 20’000 Juden, ferner 7 Arier und 3 Ausländer. Letz-

tere wurden zur eigenen Sicherheit in Haft genommen. 

An Todesfällen wurden 36, an Schwerverletzten ebenfalls 36 gemeldet. Die Ge-

töteten bzw. Verletzten sind Juden. Ein Jude wird noch vermisst. Unter den getöte-

ten Juden befindet sich ein, unter den Verletzten 2 polnische Staatsangehörige. 

Aus: Hohlfeld, Bd. IV, S. 505 f. 

Nr. 287 Aus dem Stenogramm der Sitzung im Reichsluftfahrtministerium am 12. 

November 1938 unter dem Vorsitz Hermann Görings, betr. die Koordinierung der 

weiteren antijüdischen Massnahmen1 

Meine Herren, die heutige Sitzung ist von entscheidender Bedeutung. Ich habe ei-

nen Brief bekommen, den mir der Stabsleiter des Stellvertreters des Führers, Bor-

mann, im Auftrag des Führers geschrieben hat, wonach die Judenfrage jetzt einheit-

lich zusammengefasst werden soll und so oder so zur Erledigung zu bringen ist. 

Durch telephonischen Anruf bin ich gestern vom Führer noch einmal darauf hinge-

wiesen worden, jetzt die entscheidenden Schritt zentral zusammenzufassen. 

Da das Problem in der Hauptsache ein umfangreiches wirtschaftliches Problem 

ist, wird hier der Hebel angesetzt werden müssen.... 

Darüber möchte ich keinen Zweifel lassen, meine Herren: die heutige Sitzung ist 

nicht dazu da, sich erneut darüber zu unterhalten, was getan werden sollte, sondern 

es fallen jetzt Entscheidungen und ich bitte die Ressorts inständig, nun aber Schlag 

auf Schlag die notwendigen Massnahmen zur Arisierung der Wirtschaft zu treffen 

und mir vorzulegen, soweit dies notwendig ist.... 

Darüber hinaus ist selbstverständlich die Arisierung aller grösseren Unterneh- 

1  An der nahezu vierstündigen Besprechung waren u.a. die Reichsminister Goebbels, Frick, 

Schwerin von Krosigk und Gürtner sowie Staatssekretäre und Unterstaatssekretäre beteiligt. 

Unter den Anwesenden befanden sich ausserdem in grösserer Zahl versierte Bankiers und Juri-

sten. 
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mungen – vom Wirtschaftsministerium ist noch festzusetzen, welche und wie viele 

Unternehmungen das sind – mir vorzubehalten; sie darf nicht durch einen Statthal-

ter oder durch untere Instanzen erfolgen, weil diese Dinge in den Aussenhandel 

hinüber greifen .... 

Nun kommen die grösseren Fabriken, die von einem jüdischen Besitzer ohne 

verantwortliche Gesellschaft selbst geleitet werden, oder die Aktiengesellschaften, 

wo der Jude im Aufsichtsrat oder sogar im Direktorium drinsteckt, wo aber die Fa-

brik sonst im Allgemeinen läuft. Hier ist die Sache wiederum sehr einfach: die Fa-

brik läuft weiter. Der Jude wird herausgenommen. Mit seinem Anteil wird genauso 

verfahren wie bei den Kaufläden und Fabriken. Das heisst sein Anteil, der in der 

Fabrik steckt, wird ihm zu dem Schlüssel vergütet, den wir festsetzen. Damit tritt 

er aus. Die Treuhand hat diesen Anteil in der Hand. Soweit es sich um Aktien han-

delt, auch die Aktien.... 

Es ist also sehr einfach. Ich habe jetzt seinen Anteil. Den kann ich einem anderen 

Arier geben oder einer anderen Gruppe bzw. ich behalte die Aktien. Die nimmt der 

Staat an sich und bringt sie, wenn sie börsengängig sind, an die Börse, wenn er es 

für richtig hält, oder verwertet sie selbst irgendwie. 

Nun spreche ich von den ganz grossen Unternehmungen, wo der Jude noch zum 

Teil in dem Aufsichtsrat drin ist, wo ihm Aktien usw. gehören und er dadurch ent-

weder Besitzer oder Hauptbesitzer ist, jedenfalls sehr stark interessiert ist. Auch da 

ist die Sache verhältnismässig einfach: Er liefert das gesamte Aktienpaket aus. 

Diese Aktien werden ihm zu dem Kurs abgenommen, der von der Treuhand festge-

setzt wird.... 

Das gleiche Verfahren tritt da ein, wo der Jude sonst noch Anteil, Besitzanteil an 

der Wirtschaft hat. Ich bin nicht so versiert, um zu wissen, in welcher Form das 

noch der Fall ist und inwieweit ihm das noch weggenommen werden muss. Jeden-

falls muss der Jude auf diese Weise nun sehr rasch aus der gesamten deutschen 

Wirtschaft hinaus.... 

Heydrich'. Für die Isolierung möchte ich rein polizeilich einige Vorschläge kurz 

unterbreiten, die auch wegen ihres psychologischen Einflusses auf die öffentliche 

Meinung von Wert sind, z.B. die persönliche Kennzeichnung des Juden, indem man 

sagt: Jeder Jude im Sinne der Nürnberger Gesetze muss ein bestimmtes Abzeichen 

tragen. Das ist eine Möglichkeit, die viele andere Dinge erleichtert.... 

Göring: Eine Uniform! 

Heydrich'. Ein Abzeichen.... 

Göring: Aber lieber Heydrich. Sie werden nicht darum herumkommen, in ganz 
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grossem Massstab in den Städten zu Ghettos zu kommen. Die müssen geschaffen 

werden.... 

Heydrich'. Wie wäre es im Ghetto? Müsste da der Jude in den arischen Teil zum 

Einkäufen gehen? 

Göring: Nein. Da würde ich sagen: es gibt genug deutsche Geschäftsleute, die 

sich mit Wonnegrunzen in das Ghetto herein setzen, weil sie da ein Geschäft ma-

chen. Ich würde nicht mehr von dem Grundsatz abweichen, dass der Jude in der 

Wirtschaft nichts mehr zu suchen hat.... 

Noch eine Frage, meine Herren: Wie beurteilen Sie die Lage, wenn ich heute 

verkünde, dass dem Judentum als Strafe diese 1 Milliarde als Kontribution auferlegt 

wird? ... Ich werde den Wortlaut wählen, dass die deutschen Juden in ihrer Gesamt-

heit als Strafe für die ruchlosen Verbrechen usw. usw. eine Kontribution von 1 Mil-

liarde auferlegt bekommen. Das wird hinhauen. Die Schweine werden einen zwei-

ten Mord so schnell nicht machen. Im Übrigen muss ich noch einmal feststellen: 

ich möchte kein Jude in Deutschland sein.... 

v. Krosigk: ... Ich stelle mir den Zwang zum Ghetto auch nicht gerade als ange-

nehme Aussicht vor. Die Aussicht, zum Ghetto kommen zu müssen, ist auch keine 

angenehme. Infolgedessen muss das Ziel sein, was Heydrich gesagt hat: heraus was 

herausgebracht werden kann! 

Göring: Das zweite ist Folgendes. Wenn das Deutsche Reich in irgendeiner ab-

sehbaren Zeit in aussenpolitischen Konflikt kommt, so ist es selbstverständlich, 

dass auch wir in Deutschland in allererster Linie daran denken werden, eine grosse 

Abrechnung an den Juden zu vollziehen. 

IMT, Bd. XXVIII, S. 499 ff. 

Aus: K. Pätzold u. I. Runge, Pogromnacht 1938, Berlin 1988, S. 142-146. 

Nr. 288 Aus der Rede von Joseph Goebbels in der Messehalle in Reichenberg 

(Liberec) am 19. November 1938 

Wir wollen auch nicht den Antisemitismus exportieren, – wieso? Wir wollen die 

Semiten exportieren. (Gelächter, starker Beifall) Wäre beispielsweise die ganze 

Welt antisemitisch, – wie sollten wir denn je unsere Juden loswerden? (Heiterkeit) 

Im Gegenteil: Wir wünschen, dass die Welt so judenfreundlich wird, dass sie uns 

unsere deutschen Juden abnimmt. (Heiterkeit, Beifall)... 

Die braven Herren Engländer hatten –, hätten allen Grund, im eigenen Hause  
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aufzuräumen. Und sie sollten – (Bravo-Rufe, Beifall), sie sollten sich nicht so sehr 

über die angeblichen Misshandlungen von Juden in Deutschland aufregen, sondern 

sie hätten allen Grund, sich über die tatsächlichen Misshandlungen von Arabern in 

Palästina aufzuregen. (Bravo-Rufe, Beifall) Wir mischen uns nicht in die inneren 

englischen Verhältnisse ein und wünschen auch nicht, dass die Engländer sich in 

unsere Verhältnisse einmischen ... 

Wir haben in Deutschland eine Reihe von Fragen gelöst, die wir für akut hielten, 

– Fragen, von denen wir glaubten, dass, wenn sie nicht gelöst würden, sie eine stän-

dig schleichende Infektion unseres öffentlichen Lebens darstellen würden. Wir ha-

ben aus dem deutschen öffentlichen Leben die Juden, die Freimaurer, die Marxisten 

und – politisierende Klerikale beseitigt. Und zwar aus guten Gründen. Nicht aus 

Bosheit oder aus Rachsucht. Die Juden haben wir beseitigt, weil sie nicht zu unserer 

Rasse gehören. (Bravo-Rufe) Die Freimaurer haben wir beseitigt, weil sie interna-

tionale und nicht nationale Ziele verfolgen. Die Marxisten haben wir beseitigt, weil 

ihre Hauptstadt Moskau und nicht Berlin hiess. (Heiterkeit) Und die Klerikalen ha-

ben wir aus der Politik beseitigt, weil ihre Hauptstadt Rom und nicht Berlin hiess 

... 

Wir werden uns in den nächsten Wochen und Monaten in Ruhe solchen Proble-

men lösen –, widmen können. Es stehen, wenigstens nach menschlichem Ermessen 

keine internationalen Krisen zu erwarten. Die Welt wird sich allmählich auch wie-

der über die Judenfrage beruhigen. Ich glaube es, ich hoffe es. Ich hoffe es vor allem 

im Interesse der noch in Deutschland zurückgebliebenen Juden. (Heiterkeit) 

Aus: Ebenda, S. 168. 

Nr. 289 Lagebericht der Abteilung II 112 für das Jahr 1938. 

Deutschland 

Im Berichtsjahre 1938 fand die Judenfrage in Deutschland, soweit sie auf dem Ge-

setzes- und Verordnungswege zu regeln ist, ihren Abschluss. Zwei Abschnitte sind 

deutlich zu erkennen: Während in der Zeit vom 1.1. bis 8.11.1938 versucht wurde, 

die Judenschaft durch Gesetze und Verordnungen endgültig aus sämtlichen deut-

schen Lebensgebieten auszuschliessen, wurde die völlige Ausschaltung der Juden 

aus allen Gebieten des öffentlichen und privaten Lebens durch die Aktion vom 

9./10.11.1938 praktisch verwirklicht. 
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Veränderungen erfuhr die Situation durch die Eingliederung der Ostmark und der 

sudetendeutschen Gebiete, wodurch sich die Zahl der im Reichsgebiet ansässigen 

Juden um etwa 200.000 bis 250.000 Juden mosaischen Bekenntnisses erhöhte. 

Die Massnahmen gegen die Juden bewirkten eine weitgehende Umstellung aller 

jüdischen Organisationen – von einigen Ausnahmen abgesehen – auf die Vorberei-

tung oder Durchführung der Auswanderung, wobei gleichzeitig die Auflösung jü-

discher Mittel- und Kleingemeinden und zahlreichere Organisationen mit rein reli-

giöser oder assimilatorischer Aufgabenstellung erfolgte. Die «Reichsvertretung der 

Juden in Deutschland» wurde damit, zusammen mit den weiterbestehenden Institu-

tionen zur Förderung der Auswanderung, zum organisatorischen Mittelpunkt der 

Judenschaft. 

Sowohl der fortschreitenden Ausschluss der Juden aus dem Erwerbsleben als 

auch die Auswanderung früher vermögender Juden bewirkten ein Ansteigen des 

mittellosen jüdischen Proletariats, das am Schluss des Berichtsjahres bei Weitem 

die Zahl der sich selbst unterhaltenden bzw. der vermögenden Juden übertraf.... 

Die Auswanderung der Juden konnte – zumindest im alten Reichsgebiet – nicht 

in dem Masse gesteigert werden, wie es für die Juden selbst unter dem Druck der 

Verhältnisse wünschenswert gewesen wäre. So zeigen die von der Reichsvertretung 

der Juden in Deutschland aufgestellten Statistiken lediglich eine Abwanderung von 

46.000 Personen = 12,43% gegenüber etwa 25.000 im Vorjahre, wohingegen die 

Auswanderung der Judenschaft aus der Ostmark durch die Tätigkeit der im August 

des Berichtsjahres gegründeten «Zentralstelle für jüdische Auswanderung» einen 

starken Auftrieb erhielt. So wird die Gesamtzahl der auf legalem und illegalem 

Wege aus der Ostmark ausgewanderten Juden mosaischen und nicht mosaischen 

Bekenntnisses mit etwa 79.000 Personen = 42,7% angegeben. Dieses Ergebnis ist 

umso bedeutsamer, als die Judenschaft in der Ostmark unter ungleich ungünstigeren 

finanziellen und innenpolitischen Verhältnissen zu arbeiten hatte. Der Ausgleich für 

die fehlenden Geldmittel wurde durch eine verstärkte finanzielle Inanspruchnahme 

der ausländischen jüdischen Organisationen – insbesondere der «Council for Ger-

man Jewry» in London – geschaffen. 

Sowohl vom Altreich wie auch von der Ostmark ging der grösste Teil der Aus-

wanderer nach aussereuropäischen Ländern; den Hauptteil nahm Nordamerika auf, 

wohingegen Palästina nur in geringem Masse als Zielland insbesondere unbemittel-

ter Juden galt. 

388 



Trotz der verhältnismässig hoch erscheinenden Zahl der Auswanderer muss dar-

auf hingewiesen werden, dass die Auswanderung gegen Ende des Berichtsjahres 

infolge der Abwehrstellung des Auslandes gegen die Einwanderung der Juden und 

der nicht ausreichenden Devisenbestände erheblich abgesunken ist und, soweit das 

alte Reichsgebiet berührt wurde, fast ins Stocken geriet. Dazu trug ausserdem die 

absolute Resignation der Juden bei, deren Organisationen nur unter dem verschärf-

ten Druck der Behörden ihre Aufgabe weiterführten. 

Hierin hat die November-Aktion grundlegenden Wandel geschaffen. War schon 

in der Ostmark der Auswanderungswille der Judenschaft durch die dort nach der 

Machtübernahme ergriffenen Massnahmen bis zum Höchstmass gesteigert, so 

wirkte sich das radikale Vorgehen gegen die Juden in den Novembertagen in ähnli-

chem Sinne auch im alten Reichsgebiet aus. Die Verwirklichung dieser Auswande-

rungsabsichten blieb jedoch aus, weil in der Folge der November-Aktion auch die 

Tätigkeit der für die Auswanderung arbeitenden jüdischen Organisationen vor allem 

aber auch durch die erhebliche Veränderung der Finanzlage der Judenschaft (Kon-

tribution und Schadensersatzpflicht) eingeschränkt wurde. Die notwendige Zentra-

lisation des Organisationswesens der Judenschaft, sowie die Bereitwilligkeit der 

ausländischen Staaten zur Aufnahme grösserer Auswanderungsgruppen, die die 

Voraussetzung für eine Weiterführung der verstärkten Auswanderung aus dem alten 

Reichsgebiet sind, konnte aber bis zum Abschluss des Berichtsjahres noch nicht 

herbeigeführt werden.... 

Die Aktion gegen die Juden am 9./10.11.1938 

Die Grundlagen des jüdischen Lebens und seiner Organisation wurden durch das im 

Anschluss an die Ermordung des Legationsrates vom Rath in Paris durch den Juden 

polnischer Staatsangehörigkeit, Feibel [sic] Grynszpan, im gesamten Reichsgebiet 

erfolgte Vorgehen gegen die Judenschaft völlig verändert. 

Die Aktion äusserte sich im Allgemeinen in der Zerstörung oder Niederbrennung 

der Synagogen und in der Demolierung fast aller jüdischen Geschäfte, die hierdurch 

gezwungen wurden, den Verkauf einzustellen. Zum Teil wurden auch die Wohnun-

gen von Juden durch die Aktionen betroffen. Wertvolle Archivstücke und Kunst-

schätze wurden infolge Unbedachtsamkeit oder Unwissenheit der Beteiligten ver-

nichtet. Bei der Gegenwehr wurde eine Anzahl von Juden getötet oder verletzt. Um 

den Zwang zur Auswanderung zu verstärken, wurden gleichzeitig etwa 25.000 

männliche Juden, z.T. vorübergehend, in die Konzentrationslager überführt. 



Nach Abschluss der Aktion erfolgte eine Regelung gegen die Judenschaft auf 

dem Gesetzes- und Verordnungs wege. Dabei wurde insbesondere der Grundsatz 

herausgestellt, dass der Jude in keinem Falle mehr leitend, sondern nur noch als 

Untergebener tätig sein und dass er am Gemeinschaftsleben des Volkes nicht mehr 

teilhaben dürfe. Diesem Zweck diente insbesondere die Verordnung des Beauftrag-

ten für den Vierjahresplan, Generalfeldmarschall Göring, vom 12.11.1938, durch 

die den Juden mit Wirkung vom 1.1.1939 der Betrieb von Einzelverkaufsstellen, 

Versandgeschäften oder Bestellkontoren sowie der selbständige Betrieb eines 

Handwerks untersagt wurde. Ein Jude darf weiterhin nicht als Betriebsführer oder 

leitender Angestellter tätig werden. 

Aus: M. Wildt (Hg.), Die Judenpolitik des SD 1935 bis 1938, Oldenburg 1995, S. 194-200. 

Nr. 290 Aus einem Artikel der Zeitung «Neuer Vorwärts», Organ der Sozialdemo-

kratischen Partei Deutschlands, vom 20. November 1938 

Was sich in Deutschland vollzieht, ist eine Menschheitsschmach. Es ist eines jener 

grossen Massen verbrechen, an die nachfolgende Generationen sich nicht mehr er-

innern wollen, weil ihnen sonst Weltgeschichte als eine Kette sinnloser Greuel er-

scheinen könnte. Es leben in Deutschland noch 600.000 Juden. Diese Kollektivität 

ist vom Tode gezeichnet. Die Männer des Systems haben die Vernichtung der noch 

in Deutschland lebenden Juden beschlossen. Man kann nicht mitten im 20. Jahrhun-

dert, im Herzen von Europa, 600.000 Menschen vernichten? Man kann es doch! Es 

gehört zur Geheimwissenschaft des Dritten Reiches, dass andere Völker sterben 

können, dass man sie also vernichten kann, wenn man sich über alle geistigen und 

ethischen Konventionen hinwegsetzt, die dem im Wege stehen. Es gehört ferner zu 

dieser Geheim Wissenschaft, dass solche Verbrechen ungehemmt und ungestraft 

begangen werden können, wenn die wenigen, die sie planen, nur dafür Sorge tragen, 

dass furchtbare Tatbestände geschaffen werden, die die Masse der besseren Men-

schen einschüchtern. 

Aus: Pätzold/Runge, Pogromnacht 1938, S. 168 f. 
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Nr. 291 Aus dem Artikel Wilhelm Piecks, Vorsitzender des ZK der KPD, «Nicht zur 

Entrüstung, sondern Taten!», geschrieben am 24. November 1938, veröffentlicht in 

der Zeitschrift «Rundschau über Politik, Wirtschaft und Arbeiterbewegung» (Ba-

sel), 1938, Nr. 57, S. 1941/1942. 

Die neuerlich, gründlich vorbereiteten und durch besondere Grausamkeit gesteiger-

ten Judenpogrome in Deutschland haben eine starke Alarmierung der rechtlich den-

kenden und normal empfindenden Menschen in der ganzen Welt hervorgerufen. 

Von einer Welle sittlicher Entrüstung getragen, hebt eine breite Protestbewegung 

gegen diese Barbarei an, die auch in der Stellungnahme des amerikanischen Präsi-

denten Roosevelt ihre Widerspiegelung findet. Diese Protestbewegung unterschei-

det sich durch ihre Ausdehnung von früheren Protestaktionen gegen blutige Terror-

akte und Kriegsprovokationen der Nazis. Aber gerade darum gilt es, Vorsorge zu 

treffen, dass sich nicht auch diese Bewegung nur in Entrüstung und Protesten er-

schöpft, sondern durch eine breite Erfassung und Vereinigung aller Antifaschisten 

und friedensgewillten Menschen zu einer wirklichen Kampffront gegen den Fa-

schismus wird ... 

Die Nazis wenden sich mit ihrem grausamen Terror gegen die jüdische Bevöl-

kerung, weil sie unter den werktätigen Massen klassenmässig der schwächere Teil 

ist, den sie entweder vollständig aus dem Land vertreiben oder physisch vernichten 

zu können glauben. Die besonders gegen die Juden gerichtete Rassentheorie von 

der Überlegenheit der arischen Rasse ist die der imperialistischen Raubpolitik an-

gepasste Ideologie und dient sowohl der Verhetzung der einzelnen Volksteile ge-

geneinander als auch der chauvinistischen Aufpeitschung des Volkes zum Krieg. 

Es ist aber nicht nur die jüdische Bevölkerung, die das Opfer des Terrors ist, es sind 

die werktätigen Massen insgesamt, gegen die sich diese Exzesse richten. Fast täg-

lich erfolgen Verhaftungen über Verhaftungen wegen des Widerstandes der Werk-

tätigen, besonders der Arbeiter, gegen das faschistische Regime... 

Die werktätigen Massen Deutschlands, vor allem die Arbeiterklasse und an ihrer 

Spitze die Kommunisten, lehnen nicht nur jede Hetze gegen die Juden ab, sondern 

fühlen sich mit der verfolgten jüdischen Bevölkerung solidarisch verbunden und 

sehen in deren Verteidigung die Wahrung ihrer eigenen Interessen. Dieser Kampf 

gegen die Barbarei des Faschismus ist aber nicht nur eine Angelegenheit der werk-

tätigen Massen Deutschlands, sondern auch eine Angelegenheit der Völker der gan-

zen Welt. Es geht bei diesem Kampf um die Verteidigung der Unabhängigkeit, der 



 

Demokratie und der Freiheit der Völker, gegen die der Hitlerfaschismus seine Ver-

brechen unternimmt. Es ist der Kampf um die Erhaltung und Sicherung des Friedens 

gegenüber den faschistischen Kriegsprovokateuren. Es muss deshalb von allen 

Menschen, die über die grausamen Judenpogrome entrüstet sind und dagegen pro-

testieren, die richtige Schlussfolgerung gezogen werden, dass eine wirkliche Ab-

wehr dieser faschistischen Barbarei und dieser Kriegsprovokationen nur durch die 

Schaffung einer breiten internationalen Kampffront gegen den Faschismus, gegen 

seine Helfershelfer in den reaktionären Teilen der Bourgeoisie der (bürgerlich)- de-

mokratischen Länder und gegen seine trotzkistisehen Agenten in der Arbeiterklasse 

herbeigeführt werden kann. 

Aus: Ebenda, S. 175-177. 

Nr. 292 Aus dem Runderlass des Auswärtigen Amtes «Die Judenfrage als Faktor 

der Aussenpolitik im Jahre 1938» vom 25. Januar 1939, gerichtet an alle Missio-

nen und Konsulate des Deutschen Reiches2 

Das letzte Ziel der deutschen Judenpolitik ist die Auswanderung aller im Reichsge-

biet lebenden Juden. Es ist vorauszusehen, dass schon die einschneidenden 

Massnahmen auf wirtschaftlichem Gebiet, die den Juden «vom Verdienst auf die 

Rente» gesetzt haben, den Auswanderungswillen fördern werden. Im Rückblick auf 

die vergangenen fünf Jahre seit der Machergreifung ist jedenfalls festzustellen, dass 

weder das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums noch die Nürnber-

ger Judengesetze mit ihren Durchführungsvorschriften, die jede Assimilierungsten-

denz des Judentums unterbanden, wesentlich zur Abwanderung der deutschen Ju-

den beigetragen haben ... 

Aus Politik und Kultur war der Jude ausgeschaltet. Aber bis 1938 war seine wirt-

schaftliche Machtposition in Deutschland und damit sein zäher Wille, bis zum An-

bruch «besserer Zeiten» auszuhalten, ungebrochen.... 

Italien stellte sich mit seiner Rassengesetzgebung Deutschland im Kampf gegen 

das Judentum an die Seite. In Bukarest übernahm ein Kenner der Judenfrage, Pro- 

2  Der Runderlass war notwendig geworden, um die unter dem zunehmenden Druck von Anfragen 

stehenden Mitarbeiter der ausländischen Vertretungen zu befähigen, die faschistische Linie der 

Judenverfolgungen demagogisch einheitlich zu vertreten. 
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fessor Goga, mit einem gegen das Judentum gerichteten Programm die Regierung, 

ohne sich allerdings gegen den übermächtigen internationalen Druck von Paris und 

London durchsetzen zu können. In Ungarn und Polen wurde das Judentum unter 

Sondergesetzgebung gestellt. Überall beginnt jetzt der deutsche aussenpolitische 

Erfolg von München3 wie ein Erdbeben in seinen Ausläufern auch in entfernten 

Staaten die seit Jahrhunderten befestigte Position des Judentums zu erschüttern.... 

Es ist selbstverständlich, dass der Transfer auch nur eines Bruchteils jüdischen 

Vermögens devisentechnisch unmöglich wäre. Die Finanzierung einer Massenab-

wanderung deutscher Juden ist daher noch ungeklärt. Auf Anfragen wäre gesprächs-

weise zu erwidern, dass deutscherseits damit gerechnet werde, dass das internatio-

nale Judentum – insbesondere die Verwandten der ausgewanderten Juden – die Ab-

wanderungsaktion ebenso nachdrücklich unterstützen würde, wie es seinen mittel-

losen Rassegenossen zu einer Zeit, als Deutschlands Schwäche der Ostjuden nicht 

aufhalten konnte, die Einwanderung nach Deutschland ermöglicht habe. Es sei je-

denfalls an Hand der Polizei- und Steuerakten nachzuweisen, dass die grosse Masse 

der Juden mittellos nach Deutschland einwanderte und in wenigen Jahren oder Jahr-

zehnten zu Vermögen gelangte, während das deutsche Volk durch die Tributbestim-

mungen des Versailler Vertrages seinen Besitz verlor oder in Arbeitslosigkeit ver-

kam. Es bestehe daher deutscherseits auch kein Verständnis für das Mitleid, mit 

dem eine angeblich humanitäre Welt die Enteignung dieses dem deutschen Volke 

durch jüdische Geschäftsmethoden entzogenen Besitzes als ein Unrecht beklage.... 

Bereits die Wanderungsbewegung von nur etwa 100.000 Juden hat ausgereicht, 

um das Interesse, wenn nicht das Verständnis vieler Länder für die jüdische Gefahr 

zu wecken. Wir können ermessen, dass sich die Judenfrage zu einem Problem der 

internationalen Politik ausweiten wird, wenn grosse Massen der Juden aus Deutsch-

land, aus Polen, Ungarn und Rumänien durch den zunehmenden Druck ihrer Gast-

völker in Bewegung gesetzt werden. Auch für Deutschland wird die Judenfrage 

nicht ihre Erledigung gefunden haben, wenn der letzte Jude deutschen Boden ver-

lassen hat. 

Es ist bereits heute für die deutsche Politik eine wichtige Aufgabe, den Strom 

3  Gemeint ist das auf der Münchener Konferenz der Regierungschefs Deutschlands, Italiens, 

Grossbritanniens und Frankreichs (29./30. September 1938) geschlossene Abkommen, mit dem 

die Regierung der Tschechoslowakei ultimativ aufgefordert wurde, die Randgebiete des eigenen 

Staates (Sudeten) an das Deutsche Reich zu übergeben. 
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der jüdischen Wanderung zu kontrollieren und nach Möglichkeit zu lenken. Aller-

dings besteht keine Veranlassung, mit anderen Staaten wie Polen, Ungarn und Ru-

mänien, die selbst die Abwanderung ihrer jüdischen Bevölkerungsteile anstreben, 

an der Lösung des Problems zusammenzuarbeiten. Erfahrungsgemäss konkurrieren 

bei dieser Prozedur die gleichgerichteten Interessen und hemmen die Verwirkli-

chung des vordringlichen deutschen Anspruchs auf Aufnahme der deutschen Juden 

in andere Zielländer.... 

Es besteht deutscherseits ein grösseres Interesse daran, die Zersplitterung des Ju-

dentums aufrecht zu erhalten. Die Kalkulation, dass sich damit in der ganzen Welt 

Boykottherde und antideutsche Zentren bilden würden, lässt die bereits jetzt zu be-

obachtende Erscheinung ausser acht, dass der Zustrom der Juden in allen Teilen der 

Welt den Widerstand der eingesessenen Bevölkerung hervorruft und damit die be-

ste Propaganda für die deutsche Judenpolitik darstellt. 

In Nordamerika, in Südamerika, in Frankreich, in Holland, Skandinavien und 

Griechenland – überall, wohin sich der jüdische Wanderungsstrom ergiesst, ist be-

reits heute eine deutliche Zunahme des Antisemitismus zu verzeichnen. Diese anti-

semitische Welle zu fördern, muss eine Aufgabe der deutschen Aussenpolitik 

sein.... 

Je ärmer und damit belastender für das Einwanderungsland der ein wandernde 

Jude ist, desto stärker wird das Gastland reagieren und desto erwünschter ist die 

Wirkung im deutschen propagandistischen Interesse. Das Ziel dieses deutschen 

Vorgehens soll eine in der Zukunft liegende internationale Lösung der Judenfrage 

sein, die nicht von falschem Mitleid mit der «vertriebenen religiösen Minderheit», 

sondern von der gereiften Erkenntnis aller Völker diktiert ist, welche Gefahr das 

Judentum für den völkischen Bestand der Nationen bedeutet. 

Aus: Ebenda, S. 214-217. 

Nr. 293 Einführung des Judensterns. Polizeiverordnung vom 9. Januar 1941  

(Auszug) 

(1) Juden (§ 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 

1935 – Reichsgesetzblatt 1, S. 1333), die das sechste Lebensjahr vollendet haben, 

ist es verboten, sich in der Öffentlichkeit ohne einen Judenstern zu zeigen. 

(2) Der Judenstern besteht aus einem handtellergrossen, schwarz ausgezogenen 
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Sechsstern aus gelbem Stoff mit der schwarzen Aufschrift «Jude». Er ist sichtbar 

auf der linken Brustseite des Kleidungsstücks fest aufgenäht zu tragen. 

§2 

Juden ist es verboten, 

a) den Bereich ihrer Wohngemeinde zu verlassen, ohne eine schriftliche Erlaub-

nis der Ortspolizeibehörde bei sich zu führen; 

b) Orden, Ehrenzeichen und sonstige Abzeichen zu tragen. 

Aus: Hohlfeld, Bd. V, S. 271. 

Nr. 294 Eidesstattliche Erklärung des Chefs des Sicherheitsdienstes (SD), Otto 

Ohlendorf, über die Massenmorde an Juden und kommunistischen Funktionären 

in den besetzten Gebieten der Sowjetunion (Auszüge) 

Ich war Chef des Sicherheitsdienstes (SD), Amt III des Hauptamtes der Sicherheits-

polizei und des SD (RSHA), von 1939 bis 1945. Im Juni 1941 wurde ich von Himm-

ler bestimmt, eine der Einsatzgruppen zu führen, die damals gebildet wurden, um 

der deutschen Armee im russischen Feldzug zu folgen ... 

Himmler erklärte, dass ein wichtiger Teil unserer Aufgabe in der Beseitigung 

von Juden, Frauen, Männer und Kindern, und kommunistischen Funktionären be-

stünde. Ich wurde etwa vier Wochen vorher über den Angriff auf Russland benach-

richtigt. 

Nach einem Abkommen mit dem OKW und dem OKH wurden die Einsatzkom-

mandos von der Heeresgruppe oder der Armee bestimmten Korps und Divisionen 

des Heeres zugeteilt. Das Heer bestimmte, in welchem Gebiet die Einsatzkomman-

dos zu operieren hatten. Alle Führungsanweisungen und Befehle für die Ausfüh-

rung von Hinrichtungen kamen über den Chef der SIPO und des SD (RSHA) in 

Berlin. Regelmässiger Kurierdienst und Radioverbindung bestanden zwischen den 

Einsatzgruppen und dem Chef der SIPO und des SD. Die Einsatzgruppen und Ein-

satzkommandos wurden von Personal der Gestapo, des SD oder der Kriminalpoli-

zei geführt. Zusätzliche Mannschaften wurden von der Ordnungspolizei und von 

der Waffen-SS gestellt. Die Einsatzgruppe D bestand aus ungefähr 400 bis 500 

Mann und verfügte über annähernd 170 Fahrzeuge. Als die deutsche Armee in 

Russland einmarschierte, war ich Führer der Einsatzgruppe D im südlichen Sektor,  

395 



und im Laufe des Jahres, während dessen ich Führer der Einsatzgruppe D war, li-

quidierte sie ungefähr 90‘000 Männer, Frauen und Kinder. Die Mehrzahl der Liqui-

dierten waren Juden, aber es waren unter ihnen auch einige kommunistische Funk-

tionäre.... 

Die dazu ausersehene Einheit pflegte in ein Dorf oder in eine Stadt zu kommen 

und den führenden jüdischen Bewohnern den Befehl zu erteilen, alle Juden zwecks 

Umsiedlung zusammenzurufen. Sie wurden aufgefordert, ihre Wertgegenstände 

den Führern der Einheit zu übergeben, und kurz vor der Hinrichtung ihre Oberbe-

kleidung auszuhändigen. Die Männer, Frauen und Kinder wurden zu einem Hin-

richtungsort geführt, der sich meist neben einem vertieften Panzerabwehrgraben 

befand. Dann wurden sie erschossen, knieend oder stehend, und die Leichen wur-

den in den Graben geworfen. Ich habe in der Gruppe D das Erschiessen durch Ein-

zelpersonen nie genehmigt, sondern befohlen, dass mehrere Leute gleichzeitig 

schiessen sollten, um direkte, persönliche Verantwortung zu vermeiden. Der Führer 

der Einheiten oder besonders bestimmte Personen mussten jedoch den letzten 

Schuss auf solche Opfer abfeuern, die nicht sofort tot waren. Ich erfuhr aus Gesprä-

chen mit anderen Gruppenführern, dass manche von ihnen verlangten, dass die Op-

fer sich flach auf den Boden legten, um dann durch den Nacken geschossen zu wer-

den. Ich billigte diese Methoden nicht. 

Im Frühjahr 1942 wurde uns vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD in Ber-

lin Gaswagen geschickt. Diese Wagen wurden vom Amt II des RSHA beigestellt. 

Der Mann, der für die Wagen meiner Einsatzgruppe verantwortlich war, war Bek-

ker. Wir hatten Befehl erhalten, die Wagen für die Tötung von Frauen und Kindern 

zu benutzen. Jedes Mal, wenn eine Einheit eine genügende Anzahl von Opfern an-

gesammelt hatte, wurde ein Wagen für die Liquidierung gesandt. Wir hatten auch 

diese Gaswagen in der Nähe der Durchgangslager stationiert, in die die Opfer ge-

bracht wurden. Den Opfern wurde gesagt, dass sie umgesiedelt werden würden und 

zu diesem Zweck in die Wagen steigen müssten. Danach wurden die Türen ge-

schlossen, und durch das Ingangsetzen der Wagen strömte das Gas ein. Die Opfer 

starben in 10 bis 15 Minuten. Die Wagen wurden dann zum Begräbnisplatz gefah-

ren, wo die Leichen herausgenommen und begraben wurden. 

Ich habe den Bericht von Stahlecker ... über Einsatzgruppe A gesehen, in wel-

chem Stahlecker behauptet, dass seine Gruppe 135.000 Juden und Kommunisten in 

den ersten vier Monaten der Aktion getötet hat. Ich kannte Stahlecker persönlich, 

und ich bin der Ansicht, dass das Dokument authentisch ist... 

Aus: Laschitza/Vietzke, S. 260 f. 
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Nr. 295 Das Massaker von Babyj Jar bei Kiew 

a) Vernehmung eines Zugwachtmeisters einer Polizeikompanie, die das Erschies-

sungsgelände absperrte, am 19. November 1965: 

[...] In Kiew waren Plakate erschienen, auf denen in russischer Sprache zu lesen 

stand, dass sich die Juden zur Umsiedlung an einem bestimmten Punkt der Stadt 

sammeln sollten. Wir alle mussten im Hof der Unterkunft, ich glaube, es war Ende 

September 1941, antreten. Es war alles da, was zum Kommando gehörte, selbst die 

Schreibstubenleute und die Leute aus dem Revier. Auch alle Offiziere waren da. 

Blobel hielt eine Ansprache, die zum Inhalt hatte, dass die an diesem Tag durchzu-

führenden Befehle in jedem Falle von uns zu befolgen seien, andernfalls wir selbst 

mit den schärfsten Massnahmen, insbesondere der Erschiessung wegen Feigheit 

und mit Sippenhaftung zu rechnen hätten. Wir wurden dann mit LKW’s durch die 

Stadt Kiew gefahren zu einer grossen Pappelallee. Auf unserer Fahrt sahen wir 

schon, dass sich lange Kolonnen Juden jeglichen Alters und jeglichen Geschlechts 

zu dieser Allee bewegten. Dieser Allee schloss sich ein Hochplateau an. Auf diesem 

Plateau mussten sich die Juden ausziehen. Die Juden wurden bewacht von Wehr-

machtseinheiten und von einem Hamburger Pol.Bat., das, soweit ich mich erinnern 

kann, die Nr. 303 hatte. Blobel hatte die Oberleitung über die gesamte Organisation 

und Durchführung der Exekution. Die Juden mussten ihre Kleider ablegen, es türm-

ten sich grosse Haufen auf. Anschliessend mussten sie zum Grubenrand gehen und 

sich hinlegen. Sie wurden dann erschossen. Beim Erschiessen wurde abgewechselt. 

Die Erschiessung erstreckte sich über die Länge der gesamten Schlucht. Die jewei-

ligen Schützen bekamen von anderen Einheitsangehörigen die fertig geladenen Ma-

gazine der M.P. jeweils gereicht. 

Die Erschiessung dauerte 2 Tage. Es wurden 1’000e und Abertausende von Ju-

den erschossen. 

Sie gingen alle gefasst in den Tod. Es wurde nicht geschrien und nicht gejam-

mert. Soweit ich mich erinnern kann, waren damals alle bei der Einheit befindlichen 

Führer in diese grosse Tötungsaktion mit irgendwelchen Aufgaben eingeordnet. 

Ich bin allerdings überfragt, wenn ich im Einzelfall angeben soll, welche Befehle 

etwa die Führer Callsen, Hans, Häfner und Janssen gegeben haben. 

Ich kann auch nicht mehr sagen, an welcher Stelle des Exekutionsgeländes ich 

diese Führer gesehen habe. Die Schlucht war sehr tief. Wer von den Führern in der 

Schlucht stand, kann ich heute nicht mehr sagen. 
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Wir bekamen damals Schnaps in grossen Mengen, damit wir besser die ganze 

abscheuliche Sache überstehen konnten. 

Nach Abschluss der Exekution hörte man, dass ein Teil der Führer ausgewechselt 

worden sei. Welche Führer dies waren, kann ich nicht sagen, weil ich dies nicht 

weiss. Blobel soll sogar ausgezeichnet worden sein wegen dieser Massaker. [...] 

b) Vernehmung einer Überlebenden des Massakers, Dina M. Proniceva,  

am 9. Februar 1967: 

[...] Am 28. September 1941 wurde in der ganzen Stadt der Befehl der deutschen 

Behörden angeschlagen, der alle jüdischen Bewohner Kiews verpflichtete, – unter 

Androhung der Erschiessung – am 29. September 1941 gegen 8 Uhr morgens im 

Bezirk der Djechtjarewskaer- und Melinik-Strasse zu erscheinen und warme Sa-

chen und Wertgegenstände mitzunehmen. 

Meine Eltern und ich, auch die Nachbarn und Bekannten nahmen an, dass die 

Deutschen die jüdischen Bürger aus Kiew fort und an einen anderen Ort bringen 

würden. Am 29. September frühmorgens begaben sich meine Eltern und meine 

Schwester zu dem Sammelpunkt, der in dem Befehl genannt war. Ich begleitete sie 

und hatte die Absicht, zu meiner Familie zurückzukehren. Durch die Strassen der 

Stadt bewegten sich grosse Gruppen von Menschen, darunter waren auch alte Leute 

und Kinder aller Altersstufen. Sie wurden begleitet von Verwandten und Bekann-

ten, – von Ukrainern, Russen und Bürgern anderer Nationalitäten –. Die Strassen, 

die zum Sammelplatz führten – zum Friedhofsbezirk – waren völlig mit Menschen 

überfüllt. Ich, meine Eltern und meine Schwester kamen gegen Mittag in diesen 

Bezirk. Als wir uns dem Sammelplatz näherten, erblickten wir die Umzingelung 

aus deutschen Soldaten und Offizieren. Mit diesen befanden sich auch Polizisten 

dort. Auf dem Friedhofsgelände nahmen die Deutschen uns und den anderen Bür-

gern das Gepäck und die Wertsachen ab und leiteten uns in Gruppen zu je 40-50 

Menschen in einen sogenannten «Korridor» von etwa drei Metern Breite, der von 

Deutschen gebildet wurde, die zu beiden Seiten mit Stocken, Gummiknüppeln und 

Hunden dicht beieinanderstanden. 

Meinen Vater, meine Mutter und meine Schwester hatte man abgedrängt, sie gin-

gen schon viel weiter vorn und ich konnte sie nicht mehr sehen. Alle diejenigen, 

die den «Korridor» passierten, wurden von den Deutschen grausam verprügelt, sie 
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drängten auf den Platz am Ende des «Korridors» und dort wurden sie von Polizisten 

ausgezogen, sie wurden gezwungen, die ganze Kleidung abzunehmen, bis auf die 

Unterwäsche. Dabei wurden die Leute auch geschlagen. Beim Durchgang durch 

den «Korridor» wurden schon viele Leute getötet. Dann wurden die Verprügelten 

und Ausgezogenen gruppenweise an die Schlucht Babyj Jar gebracht, an die Stätte 

der Erschiessung. 

Auf dem Platz, wo man uns auszog, wandte ich mich an einen der Polizisten und 

erklärte ihm, dass ich keine Jüdin sei, sondern angeblich ukrainischer Nationalität, 

und dass ich nur meine Bekannten begleitet hätte. Danach brachte man mich zu 

einer Gruppe von etwa 30-40 Menschen, die auf einem Hügelchen sassen, abseits 

von dem Platz, wo man die Leute auszog. 

Ich sah selbst, wie die Deutschen den Müttern die Kinder fortnahmen und sie 

lebendig in die Schlucht warfen, ich sah geschlagene und erschlagene Frauen, Alte 

und Kranke. Vor meinen Augen wurden junge Menschen grau. Ich hörte endloses 

Schiessen aus Maschinenpistolen und Maschinengewehren, ich war Augenzeugin 

des furchtbarsten Gewaltaktes an völlig unschuldigen Menschen. 

Gegen Ende des Tages kam ein deutscher Offizier mit einem Dolmetscher zu 

unserer Gruppe und auf seine Frage antworteten die Polizisten, dass wir als Begleit-

personen hierhergekommen seien und zufällig an diese Stelle gelangt wären und 

freigelassen werden sollten. Der Offizier jedoch schrie herum und befahl, dass wir 

auch erschossen werden sollten, niemand dürfe freigelassen werden, weil wir alles 

gesehen hätten, was in Babyj Jar geschehen sei. 

Und so führte man uns alle zur Erschiessung. Ich ging fast als letzte der Gruppe 

in der Reihe. Man führte uns zu einem Vorsprung über der Schlucht und begann, 

uns mit Maschinenpistolen zu erschiessen. Die vorn Stehenden fielen in die 

Schlucht, und als die Reihe an mich kam, stürzte ich mich lebendig in die Schlucht. 

Es kam mir so vor, als ob ich in die Ewigkeit fliegen würde. Ich fiel auf menschliche 

Leichen, die sich dort in blutiger Masse befanden. Von diesen Opfern erklang Stöh-

nen, viele Menschen bewegten sich noch, sie waren nur verwundet. Hier gingen 

auch Deutsche und Polizisten umher, die die noch Lebenden erschossen oder tot-

schlugen. Dieses Schicksal erwartete auch mich. Irgendeiner von den Polizisten 

oder Deutschen drehte mich mit dem Fuss um, so dass ich mit dem Gesicht nach 

oben lag, er trat mir auf die Hand und auf die Brust, danach gingen sie weiter und 

schossen irgendwo weiter hinten. 

Danach begannen sie, die Leichen von oben mit Erde und Sand zuzuschütten. 

Ich bekam keine Luft mehr, befreite mich mit einer Hand von der Erde und kroch 
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zum Rand der Schlucht. In der Nacht kroch ich aus der Schlucht heraus, dort traf 

ich einen Jungen namens Motja, etwa 14 Jahre alt, der mir erzählte, dass er zusam-

men mit seinem Vater erschossen werden sollte. Als der Vater in die Schlucht fiel, 

deckte er ihn mit seinem Körper und so war er am Leben geblieben und aus der 

Schlucht herausgeklettert. 

Zusammen mit diesem Jungen kroch ich ganz leise zu einem Platz, es stellte sich 

heraus, dass sich unterhalb dieses Platzes die Stelle befand, wo man uns vor der 

Erschiessung ausgezogen hatte. Darauf krochen wir weiter in die entgegengesetzte 

Richtung. Am zweiten Tag sah ich, wie die Deutschen eine alte Frau und einen etwa 

5-6jährigen Jungen jagten, die aus der Schlucht geflohen waren. Die alte Frau wurde 

erschossen, den Jungen erstachen sie mit einem Messer. Etwa zehn Meter von die-

sem Platz entfernt kamen sieben Deutsche, die zwei junge Mädchen mit sich führ-

ten. Sie vergewaltigten sie dort und erstachen sie dann. 

Bei Anbruch des dritten Tages entdeckten die Deutschen den Jungen Motja, der 

in diesem Moment gerade auf den Weg herausgegangen war, und erschossen ihn. 

Ich befand mich nicht weit davon entfernt in einem Versteck. Bis zum Abend sass 

ich in einer Müllgrube, bei Anbruch der Dunkelheit kam ich in eine Scheue irgend-

eines Grundstücks. [...} 

Aus: P. Longerich (Hg.), Die Ermordung der europäischen Juden, S. 123-127. 

Nr. 296 Tagebucheintrag des Gefreiten Richard Heidenreich, 12. Kompanie des 

354. Infanterie-Regiments, vom 5. Oktober 1941 

«Es gab ungefähr 1.000 Juden im Dorf Krupka und diese mussten alle heute er-

schossen werden ... Um genau 7.00 Uhr mussten sich alle Juden, Männer, Frauen 

und Kinder auf dem Besichtigungsplatz melden. Nachdem die Leute verlesen wor-

den waren, marschierte die Kolonne zu dem nächsten Sumpf. Den Juden war gesagt 

worden, dass sie alle zur Arbeit nach Deutschland deportiert werden sollten. Aber 

viele errieten, was ihnen bevorstand, besonders als wir die Schmalspureisenbahn-

linie überschritten und nach dem Sumpf weitermarschierten. Es entstand eine Panik 

... Als wir am Sumpf ankamen, erhielten alle den Befehl, sich hinzusetzen, mit Ge-

sicht in die Richtung, aus der sie gekommen waren. 50 Meter weiter war ein tiefer 

Graben voll Wasser. Die ersten Zehn mussten sich neben jenen Graben stellen und 

sich bis zur Hüfte ausziehen. 
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Dann mussten sie in den Graben hinunter und wir, die wir sie erschiessen sollten, 

standen am Rande über ihnen. Ein Leutnant und ein Feldwebel standen bei uns. 

Zehn Schüsse fielen, zehn Juden waren abgeknallt. Dieses ging weiter bis alle erle-

digt waren. Nur wenige von ihnen behielten ihre Fassung. Die Kinder klammerten 

sich an ihre Mütter, Frauen an ihre Männer. Ich werde dieses Bild so leicht nicht 

vergessen. Ein paar Tage später wurde eine ähnlich grosse Zahl in Kholopinitschi 

erschossen. Auch hieran war ich beteiligt. Dort war aber kein Sumpf. Da war nur 

eine Sandgrube, in der die Juden eingepökelt wurden. Ein paar Tage später wurde 

das ganze Regiment über Orscha nach Gorki verlegt.»  

Aus: Hamburger Institut für Sozialforschung (Hg.), Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 
1941-1944. Ausstellungskatalog, Hamburg 1995, S. 114. 

Nr. 297 «Ereignismeldung UdSSR Nr. 128» vom 3. November 1941 (Auszüge) 

Einsatzgruppe C: 

[...] 

B. Vollzugstätigkeit. 

Was die eigentliche Exekutive anbelangt, so sind von den Kommandos der Ein-

satzgruppe bisher etwa 80.000 Personen liquidiert worden. 

Darunter befinden sich etwa 8.000 Personen, denen aufgrund von Ermittlungen 

eine deutschfeindliche oder bolschewistische Tätigkeit nachgewiesen werden 

konnte. Der verbleibende Rest ist aufgrund von Vergeltungsmassnahmen erledigt 

worden. 

Mehrere Vergeltungsmassnahmen wurden im Rahmen von Grossaktionen durch-

geführt. Die grösste dieser Aktionen fand unmittelbar nach der Einnahme Kiews 

statt; es wurden hierzu ausschliesslich Juden mit ihrer gesamten Familie verwandt 

[sic]. 

Die sich bei Durchführung einer solchen Grossaktion ergebenden Schwierigkei-

ten – vor allem hinsichtlich der Erfassung – wurden in Kiew dadurch überwunden, 

dass durch Maueranschlag die jüdische Bevölkerung zur Umsiedlung aufgefordert 

worden war. Obwohl man zunächst nur mit einer Beteiligung von etwa 5.000 bis 

6.000 Juden gerechnet hatte, fanden sich über 30.000 Juden ein, die infolge einer 

überaus geschickten Organisation bis unmittelbar vor der Exekution noch an ihre 

Umsiedlung glaubten. 
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Wenn auch bis jetzt auf diese Weise insgesamt etwa 75.000 Juden liquidiert wor-

den sind, so besteht doch schon heute Klarheit darüber, dass damit eine Lösung des 

Judenproblems nicht möglich sein wird. Es ist zwar gelungen, vor allem in kleine-

ren Städten und auch in den Dörfern eine restlose Bereinigung des Judenproblems 

herbeizuführen, in grösseren Städten dagegen wird immer die Beobachtung ge-

macht, dass nach einer solchen Exekution zwar sämtliche Juden verschwunden 

sind, kehrt aber alsdann nach einer bestimmten Frist ein Kommando nochmals zu-

rück, so wird immer wieder eine Anzahl von Juden festgestellt, die ganz erheblich 

die Zahl der exekutierten Juden übersteigt. [...] 

D. Zusammenarbeit mit der Wehrmacht und der GFP4. 

Was nun die Beziehungen der Einsatzgruppe und ihrer Kommandos zu anderen 

Dienststellen und Behörden anbelangt, so verdient das Verhältnis zur Wehrmacht 

besondere Beachtung. Es ist der Einsatzgruppe gelungen, zu sämtlichen Wehr-

machtsdienststellen vom ersten Tage an ein ganz ausgezeichnetes Einvernehmen 

herzustellen. Hierdurch wurde auch ermöglicht, dass die Einsatzgruppe von Beginn 

ihres Einsatzes an sich niemals im Raume des rückwärtigen Heeresgebietes aufge-

halten hat, dass vielmehr sogar von der Wehrmacht immer wieder die Bitte ausge-

sprochen wurde, die Einsatzkommandos möchten sich möglichst weit vorne bewe-

gen. In sehr zahlreichen Fälle ist es sogar vorgekommen, dass von der kämpfenden 

Truppe die Unterstützung der Einsatzkommandos angefordert wurde. Bei jeder 

grösseren militärischen Aktion befanden sich auch stets Vorausabteilungen der Ein-

satzgruppe, die mit der kämpfenden Truppe in die neu eroberten Orte eingerückt 

sind. Es ist hierbei in allen Fällen grösstmögliche Unterstützung gewährt worden. 

Erwähnenswert ist z.B. in dieser Beziehung die Unterstützung bei der Einnahme 

von Shitomir, wo unmittelbar hinter den ersten Panzern drei Wagen des Einsatz-

kommandos 4 a in die Stadt einrückten. 

Die erfolgreiche Arbeit der Einsatzgruppe hat dazu geführt, dass die Sicherheits-

polizei ein hohes Ansehen vor allem bei den Stäben der Wehrmacht geniesst. Die 

bei den AOKs5 eingesetzten Verbindungsführer werden in loyalster Weise über 

sämtliche militärischen Operationen unterrichtet, und es wird ihnen ausserdem 

weitgehendste Unterstützung zuteil. Der Befehlshaber des AOK 6, Generalfeldmar-

schall von Reichenau, hat auch wiederholt die Arbeit der Einsatzkommandos in an- 

4 Geheime Feldpolizei. 

5 Armeeoberkommando 
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erkennender Weise gewürdigt und die Interessen des SD seinen Stäben gegenüber 

in entsprechender Weise vertreten. [...] 

Lediglich in der Judenfrage war bis in die jüngste Zeit kein restloses Verständnis 

bei den nachgeordneten Wehrmachtsdienststellen zu finden. Dies wirkte sich vor 

allem bei der Überholung der Gefangenenlager aus. Als besonders krasses Beispiel 

ist das Verhalten eines Lagerkommandanten in Winniza zu erwähnen, der die durch 

seinen Vertreter erfolgte Überstellung von 362 jüdischen Kriegsgefangenen restlos 

missbilligte und sogar gegen diesen sowie gegen zwei weitere Offiziere ein kriegs-

gerichtliches Verfahren eingeleitet hatte. [...] 

Für die Zukunft ist, soweit es sich um den Bereich des AOK 6 handelt, eine 

weitere Unterstützung und Hilfsbereitschaft der Wehrmachtsdienststellen zu erwar-

ten. Generalfeldmarschall von Reichenau hat nämlich unter dem 10. Oktober 1941 

einen Befehl herausgegeben, der eindeutig festlegt, dass der russische Soldat grund-

sätzlich als ein Vertreter des Bolschewismus anzusehen und dementsprechend auch 

von der Wehrmacht zu behandeln ist. [...] 

Aus: G. R. Ueberschär u. W. Wette (Hg.), Der deutsche Überfall auf die Sowjetunion,  
Frankfurt a.M. 1991, S. 319 f. 

Nr. 298 Protokoll der Wannseekonferenz vom 20. Januar 1942 über die  

«Endlösung der Judenfrage» (Auszug) 

Unter entsprechender Leitung sollen im Zuge der Endlösung die Juden in geeigne-

ter Weise im Osten zum Arbeitseinsatz kommen. In grossen Arbeitskolonnen, unter 

Trennung der Geschlechter, werden die arbeitsfähigen Juden strassenbauend in 

diese Gebiete geführt, wobei zweifellos ein Grossteil durch natürliche Verminde-

rung ausfallen wird. 

Der anfällig endlich verbleibende Restbestand wird, da es sich bei diesem zwei-

fellos um den widerstandsfähigsten Teil handelt, entsprechend behandelt werden 

müssen, da dieses, eine natürliche Auslese darstellend, bei Freilassung als Keim-

zelle eines neuen jüdischen Aufbaues anzusprechen ist. (Siehe die Erfahrung der 

Geschichte.) 

Aus: Nürnberger Dokumente NG-2586, abgedruckt in: Anatomie des SS-Staates, Bd. 2, S. 323 f. 
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Nr. 299 Bericht des SS-Obersturmführers Kurt Gerstein über eine Besichtigung 

des Vernichtungslagers Belzec im August 1942 (Niederschrift vom 26. April 1945) 

Ein eigener kleiner Bahnhof mit zwei Bahnsteigen liegt am Fusse des gelben Sand-

steinhügels, unmittelbar nördlich der Strasse und der Eisenbahnlinie Lublin- Lem-

ber. Südlich davon, in der Nähe der Landstrasse, stehen einige Dienstgebäude, wel-

che die Aufschrift tragen: «Dienststelle Belzec der Waffen-SS». [...] 

Neben dem kleinen Bahnhof stand eine grosse Baracke «Garderobe» mit einem 

Schalter «Wertsachen» sowie ein Raum mit 100 «Friseurstühlen». Dann kam ein 

offener Gang von 150 m Länge, der zu beiden Seiten mit Stacheldraht eingefasst 

war und Wegweiser mit der Aufschrift «Zu den Bädern und Inhalationseinrichtun-

gen» hatte. Vor uns lag ein Haus, das Badehaus, rechts und links standen grosse 

Betonblumentöpfe mit Geranien oder anderen Blumen. Nachdem man einige Stu-

fen hinaufgestiegen war, traf man auf der rechten und der linken Seite auf je drei 

Räume, die wie Garagen aussahen, 4 auf 5 m, 1,90 m hoch. [...] 

Am nächsten Morgen erklärte man mir einige Minuten vor sieben Uhr: In zehn 

Minuten kommt der erste Zug an! Tatsächlich traf nach einigen Minuten der erste 

Zug aus Lemberg ein. 45 Waggons mit 6.700 Waggons, von denen 1.450 bei der 

Ankunft bereits tot waren. Hinter den kleinen mit Stacheldraht vergitterten Öffnun-

gen sah man gelbe, verängstigte Kinder, Männer und Frauen. [...] Dann wurden 

durch einen grossen Lautsprecher Anweisungen erteilt: Die Leute müssen sich im 

Freien – einige auch in der Baracke – aller Kleidungsstücke entledigen und auch 

Prothesen und Brillen ablegen. Mit einem kleinen Stück Bindfaden, das ein kleiner 

vierjähriger Judenjunge reicht, müssen die Schuhe zusammengebunden werden. 

Alle Wertgegenstände und sämtliches Geld sind am Schalter für «Wertsachen», 

ohne dass dafür eine Bescheinigung oder Quittung ausgestellt wird, abzugeben. 

Dann müssen die Frauen und Mädchen zum Friseur, wo ihnen mit ein oder zwei 

Schnitten die Haare gestutzt werden, die in grossen Kartoffelsäcken verschwinden, 

«um daraus etwas Besonders für die U-Boote zu machen, Dichtungen und so wei-

ter», erklärt mir der SS-Unterscharführer vom Dienst. [...] Männer, Frauen, Kinder, 

Säuglinge, Beinamputierte, alle nackt, vollkommen nackt, gehen an uns vorüber. 

In einer Ecke steht ein launenhafter SS-Mann, der diesen Armen mit salbungsvoller 

Stimme erklärt: Nicht das geringste wird euch passieren. Ihr müsst nur tief atmen,  
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das stärkt die Lungen, diese Inhalation ist wegen der ansteckenden Krankheiten 

notwendig, es ist ein gute Desinfizierung. Auf die Frage nach ihrem Schicksal er-

klärt er ihnen: Die Männer würden natürlich arbeiten müssen, Strassen und Häuser 

bauen. Die Frauen brauchen jedoch nicht zu arbeiten. Sie können, lediglich wenn 

sie wollen, im Haushalt oder in der Küche helfen. Bei einigen dieser armen Men-

schen flackert noch einmal ein kleiner Hoffnungsschimmer auf, der dazu ausreicht, 

sie ohne Widerstand in die Todeskammern marschieren zu lassen. Die meisten wis-

sen jedoch Bescheid, der Geruch verrät ihnen ihr Schicksal! Dann steigen sie die 

kleine Treppe hinauf und sehen die Wahrheit. Stillende Mütter mit dem Säugling 

an der Brust, nackt, zahlreiche Kinder jeden Alters, nackt; sie zögern, doch sie be-

treten die Todeskammern, die meisten wortlos, von den nachfolgenden geschoben, 

getrieben durch die Peitschenhiebe der SS-Männer [...] Nach 2 Stunden 49 Minuten 

– die Stoppuhr hat alles registriert – läuft der Diesel an [...] Nach 32 Minuten end-

lich ist alles tot. Von der anderen Seite öffnen jüdische Arbeit die Holztüren. Man 

hat ihnen – für ihre furchtbare Arbeit die Freiheit und einige Prozente der Werte 

und des gefundenen Geldes versprochen. Wie Basaltsäulen stehen die Toten noch 

aufrecht, da nicht der geringste Raum zum Umfallen oder Zusammenfallen ist. 

Selbst im Tode erkennt man noch die Familien, die sich noch die Hände drücken 

[...] Zwei Dutzend Arbeiter sind mit den Mündern beschäftigt, die sie mit Hilfe von 

Eisenhaken öffnen. «Gold nach links, ohne Gold nach rechts!» – Andere kontrol-

lieren After und Geschlechtsteile auf Geld und Brillanten, Gold usw. Zahnärzte 

reissen mit Hilfe von Hämmern Goldzähne, Brücken und Kronen heraus [...] Dann 

wurden die nackten Leichen in grosse Gruben von ungefähr 100 mal 20 mal 12 

Meter geworfen, die sich in der Nähe der Totenkammem befanden. Nach einigen 

Tagen schwollen die Leichen an und das Ganze hob sich um 2 bis 3 Meter als Folge 

von Gasen, die sich in den Leichen entwickelten. Nach einigen Tagen fielen die 

Leichen wieder zusammen, nachdem das Anschwellen beendet war. Am anderen 

Tag wurden die Gruben von Neuem gefüllt und mit 10 cm Sand bedeckt. Einige 

Zeit später – so hörte ich – hat man aus Eisenbahnschienen Roste gebaut und die 

Leichen mit Dieselöl und Benzin verbrannt, um sie verschwinden zu lassen. 

Aus: W. Michalka, Das Dritte Reich, Bd. 2, S. 248-250. 
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Nr. 300 Bericht des Reichsjustizministers Thierack über eine Besprechung mit 

Himmler am 18. September 1942 (Auszüge) 

...2. Auslieferung asozialer Elemente aus dem Strafvollzug an den Reichsführer SS 

zur Vernichtung durch Arbeit. Es werden restlos ausgeliefert die Sicherungsver-

wahrten, Juden, Zigeuner, Russen und Ukrainer, Polen über 3 Jahre Strafe, Tsche-

chen oder Deutsche über 8 Jahre Strafe nach Entscheidung des Reichsjustizmi-

nisters... 

6. Der von mir geplanten Regelung der vom Führer angeordneten Prügelstrafe 

stimmt Reichsführer SS in vollem Umfange zu ... 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXVI, S. 201-203. 

Nr. 301 Friedrich Gollert6: «Bevölkerungspolitik im besetzten Polen» 

Warschau, den 29. März 1943 

Wer seit dem Polenfeldzug im Generalgouvernement tätig gewesen ist, hat immer 

wieder mit Bedauern feststellen müssen, dass es seit Oktober 1939 an einer klaren 

einheitlichen Linie in der Polenpolitik gefehlt hat. 

Dies ständige Schwanken hat dazu geführt, dass selbst bei deutschen Dienststel-

len in grundsätzlichen Fragen häufig Unklarheit über die Behandlung der Polen 

bestanden hat und dass es deshalb oftmals zu widerspruchsvollen Massnahmen ge-

kommen ist. Bei der polnischen Bevölkerung wurde dieses Hin und Her zwischen 

«Zuckerbrot und Peitsche» von der Widerstandsbewegung propagandistisch gegen 

uns ausgenutzt.... [...] 

Wer in den letzten 3½ Jahren Gelegenheit gehabt hat, sich mit einsichtigen Polen 

zu unterhalten, hat immer wieder erfahren, dass viele Polen gern und freudig mit-

arbeiten würden, wenn man ihnen wenigstens eine gewisse Hoffnung auf einen 

staatsrechtlichen Einbau gibt, zumindest die Hoffnung, dass ihre Kinder bei ent-

sprechender loyaler Erziehung einmal hoffen dürfen, eine Art deutscher Staatsbür-

gerschaft zu erwerben. Das Ziel des Aufrufs müsste vor allem sein, bereits jetzt die 

Polen untereinander aufzuspalten, was durchaus zu erzielen ist, wenn man einem 

Teil der Polen Versprechungen macht. 

6  Friedrich Gollert war Persönlicher Referent des Distriktgouvemeurs von Warschau und leitete 

die dortige Abteilung Raumordnung der deutschen BesatzungsVerwaltung. 
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b) Eine weitere Massnahme von entscheidender Bedeutung müsste darin beste-

hen, dass die augenblickliche Gesetzgebung des Reiches, durch die auf vielen Ge-

bieten Juden und Polen gleichgestellt werden, ausdrücklich aufgehoben wird, was 

in propagandistisch wirkungsvoller Weise, zeitlich unmittelbar nach dem Allgemei-

nen Aufruf, bekanntgemacht werden müsste. 

Es ist im Reich leider vielfach nicht bekannt, dass in der früheren Republik Polen 

die überwiegende Mehrheit der polnischen Bevölkerung stark judenfeindlich einge-

stellt gewesen ist. 

Zwar beruhte dies nicht auf einer rassischen Einsicht, sondern mehr auf wirt-

schaftlichen Erwägungen. Aber die Tatsache, dass der grösste Teil der Polen juden-

feindlich war und sich nur nicht bei den früheren politischen Verhältnissen durch-

setzen konnte, ist unbestreitbar. Deswegen haben diese Polen es stets als eine 

schwere Ungerechtigkeit und als eine Diffamierung sondergleichen betrachtet, dass 

sie mit diesen ihnen so verhassten Juden auf eine Stufe gestellt wurden. 

Hier muss, wenn man grosse Teile der polnischen Bevölkerung gewinnen will, 

ein grundlegender Wandel vollzogen werden. 

Wünschenswert wäre es auch, wenn die Kennzeichnung der Polen durch ein «P» 

im Reich fortfiele. Gewiss liegen ernste Gründe für die Aufrechterhaltung dieser 

äusseren Kenntlichmachung vor. Wenn man aber jetzt mit einer neuen Polenpolitik 

Millionen Polen für uns gewinnen will, müssten wir auf diese Kenntlichmachung, 

die durchweg als Herabsetzung betrachtet wird, verzichten. 

c) Endlich ist dringend erforderlich, dass alle diejenigen Polen, die im obigen 

Sinne für uns gewonnen werden sollen, ernährungspolitisch bessergestellt werden; 

denn schöne Proklamationen allein nutzen nichts. [...] 

Aus: S. Heim u. G. Aly (Hg.), Bevölkerungsstruktur und Massenmord, Beiträge zur nationalsozia-
listischen Gesundheits- und Sozialpolitik 9, Berlin 1991, S. 145-151. 

Nr. 302 Dr.rer.pol. Alfred Maelicke, Berlin, über die fortschreitende «Entjudung» 

Europas7 

[...] Der Krieg verursacht Umstellungen gigantischen Ausmasses auf allen Gebieten 

des öffentlichen und privaten Lebens. So wird auch die Verwirklichung national- 

7  Dieser Text erschien in: Die deutsche Volkswirtschaft (DDV) 17 (1942/43), S. 1272-1276,  

Sonderteil «Konstituierung der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft» 
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sozialistischer Grundsätze in der deutschen Wirtschaft durch den Krieg wesentlich 

gefördert. Dieser Entwicklungsprozess begann jedoch mit der Machtergreifung, die 

Aufstellung des Programms ein Jahrzehnt früher, der politische Kampf um die wirt-

schaftliche Neuordnung mit dem ersten Appell des Führers. Mit diesem setzte auch 

die Entjudung Deutschlands ein und nicht erst mit den Nürnberger Gesetzen. 

Der gleiche Entwicklungsvorgang vollzieht sich in vielen anderen europäischen 

Staaten. Nicht der Kriegseintritt an der Seite Deutschlands entfachte den Entju-

dungsvorgang in Ungarn oder in Rumänien, in der Slowakei oder in Bulgarien, son-

dern die politische Erkenntnis von der Gefährlichkeit des erklärten Gegners jegli-

cher kontinentaleuropäischen Neuordnung. Italiens Entjudungsprozess verläuft ge-

nau so organisch wie der deutsche. In anderen Ländern gab der Krieg den letzten 

Anstoss zu einer entsprechenden Entwicklung, indem er seit Langem wirkende la-

tente Kräfte auslöste. Frankreich, Belgien, Holland und auch die Türkei mögen hier-

für beispielhaft genannt werden. [...] 

4. Aufgabe und Ziel jeder modernen Staatsführung ist die Schaffung einer wah-

ren Volksgemeinschaft. Der Aufbau und die Fundierung einer neuen Ordnung be-

dingt somit das Ausscheiden der Juden aus jedem modernen Volkskörper. 

5. Nur eine völlige Entjudung des Wirtschaftslebens vermag die auch heute 

noch für viel Länder bestehenden Probleme, wie z.B. die Übervölkerung und andere 

soziale Fragen im Südosten und anderswo, zu lösen. Die Beseitigung des jüdischen 

Händlergeistes und Profitdenkens und die Ausschaltung der Juden schafften Raum 

und Sicherheit (»Vollbeschäftigung«) für viele bisher entwurzelten und verarmten 

Arbeiter und Bauern, Handwerker und andere Gewerbetreibende. Ein Beispiel: In 

der Slowakei mussten in den Jahren 1918 bis 1933 über 110.000 Slowaken ihre 

Heimtat verlassen, weil sie keine Arbeit mehr fanden. In der gleichen Zeit wander-

ten mehr als 27.000 Juden in die Slowakei ein. [...] 

7. Viele Berichte aus den verbündeten, den neutralen, aber auch aus den feindli-

chen Ländern belegen die vielfachen jüdischen Vergehen gegen die Gesetze des 

Krieges, insbesondere die »hervorragende« Betätigung der Juden auf dem schwar-

zen Markt, ihre preistreibende Spekulation, Lebensmittelschiebungen, Pass- und 

Devisenvergehen, Tarnungen aller Art. 

Die Bedürfnisse des modernen Volkskrieges erheischen gebieterisch die Abwehr 

solcher Verstösse. 

Aus: Ebenda, S. 152-154. 
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Nr. 303 Parteiinterne Information über die beabsichtigte «Endlösung der Juden-

frage» aus der Partei-Kanzlei bis zu Gau- und Kreisleitern, 9. Oktober 1942 

Im Zuge der Arbeiten an der Endlösung der Judenfrage werden neuerdings inner-

halb der Bevölkerung in verschiedenen Teilen des Reichsgebiets Erörterungen über 

«sehr scharfe Massnahmen» gegen die Juden besonders in den Ostgebieten ange-

stellt. Die Feststellungen ergaben, dass solche Ausführungen – meist in entstellter 

und übertriebener Form – von Urlaubern der verschiedenen im Osten eingesetzten 

Verbände weitergegeben werden, die selbst Gelegenheit hatten, solche Massnah-

men zu beobachten. 

Es ist denkbar, dass nicht alle Volksgenossen für die Notwendigkeit solcher 

Massnahmen das genügende Verständnis aufzubringen vermögen, besonders nicht 

die Teile der Bevölkerung, die keine Gelegenheit haben, sich aus eigener Anschau-

ung ein Bild von dem bolschewistischen Greuel zu machen. 

Um jeder Gerüchtebildung in diesem Zusammenhang, die oftmals bewusst ten-

denziösen Charakter trägt, entgegentreten zu können, werden die nachstehenden 

Ausführungen zur Unterrichtung über den derzeitigen Sachstand wiedergegeben: 

Seit 2000 Jahren wurde ein bisher vergeblicher Kampf gegen das Judentum ge-

führt. Erst seit 1933 sind wir daran gegangen, nunmehr Mittel und Wege zu suchen, 

die eine völlige Trennung des Judentums vom deutschen Volkskörper ermöglichen. 

Die bisher durchgeführten Lösungsarbeiten lasen sich im Wesentlichen wie folgt 

unterteilen: 

1. Zurückdrängung der Juden aus den einzelnen Lebensgebieten des deutschen 

Volkes. 

Hier sollen die durch den Gesetzgeber erlassenen Gesetze das Fundament bilden, 

das die Gewähr dafür bietet, auch die künftigen Generationen vor einem etwaigen 

neuerlichen Überfluten durch den Gegner zu schützen. 

2. Das Bestreben, den Gegner aus dem Reichsgebiet völlig hinaus zu drängen. 

In Anbetracht des dem deutschen Volk zu Verfügung stehenden, nur eng be-

grenzten Lebensraumes hoffte man, dieses Problem im Wesentlichen durch die Be-

schleunigung der Auswanderung der Juden zu lösen. 

Seit Beginn des Krieges 1939 wurden diese Auswanderungsmöglichkeiten in zu-

nehmendem Masse geringer, zum anderen wuchs neben dem Lebensraum des deut-

schen Volkes sein Wirtschaftsraum stetig an, so dass heute in Anbetracht der gros- 
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sen Zahl der in diesen Gebieten ansässigen Juden eine restlose Zurückdrängung 

durch Auswanderung nicht mehr möglich ist. 

Da schon unsere nächste Generation diese Frage nicht mehr so lebensnah und 

auf Grund der ergangenen Erfahrungen nicht mehr klar genug sehen wird, und die 

nun einmal ins Rollen gekommene Angelegenheit nach Bereinigung drängt, muss 

das Gesamtproblem noch von der heutigen Generation gelöst werden. Es ist daher 

die völlige Verdrängung bzw. Ausscheidung der im europäischen Wirtschaftsraum 

ansässigen Millionen von Juden ein zwingendes Gebot im Kampf um die Existenz-

sicherung des deutschen Volkes. 

Beginnend mit dem Reichsgebiet und überleitend auf die übrigen in die Endlö-

sung einbezogenen europäischen Länder werden die Juden laufend nach dem Osten 

in grosse, zum Teil vorhandene, zum Teil noch zu errichtende Lager transportiert, 

von wo aus sie entweder zur Arbeit eingesetzt oder noch weiter nach Osten ver-

bracht werden. Die alten Juden sowie Juden mit hohen Kriegsauszeichnungen (E.K. 

I, Goldene Tapferkeitsmedaille usw.) werden laufend nach der im Protektorat Böh-

men und Mähren gelegenen Stadt Theresienstadt umgesiedelt. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass diese teilweise sehr schwierigen Probleme 

im Interesse der endgültigen Sicherung unseres Volkes nur mit rücksichtsloser 

Härte gelöst werden können. 

Aus: W. Michalka, Das Dritte Reich, Bd. 2, S. 250-252. 

Nr. 304 Vernehmung von Erich Bauer, ehemaliger Angehöriger der Mannschaft 

des Vernichtungslagers Sobibor, am 10. Januar 1962: 

Ich habe in der Zeit von April 1942 bis zur Lagerauflösung im November 1943 dem 

Stammpersonal des Vernichtungslagers Sobibor angehört. Wegen dieser meiner 

Tätigkeit verbüsse ich z.Z. eine lebenslange Zuchthausstrafe in der Strafanstalt Ber-

lin-Tegel. Ich bestreite jedoch, «Gasmeister» in Sobibor gewesen zu sein, fühle 

mich daher teilweise zu Unrecht verurteilt und behalte mir vor, nach Abschluss des 

bei der Staatsanwaltschaft in Dortmund anhängigen Verfahrens die Wiederauf-

nahme meines Verfahrens anzustrengen bzw. ein Gnadengesuch einzureichen. 

Über den Ablauf der Vergasungen in Sobibor habe ich bereits ausgesagt. Ich be- 
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ziehe mich insoweit auf meine früheren Vernehmungen. Ergänzend möchte ich 

noch Folgendes ausführen: 

Nach meiner Schätzung sind in der Zeit von April 1942 bis November 1943 in 

Sobibor etwa 80.000 Juden vergast worden. Innerhalb des Lagers hatte normaler-

weise jeder Angehörige des Stammpersonals eine bestimmte Funktion (z.B. Zug-

führer der ukrainischen Hiwis8, Leiter eines Arbeitskommandos, Ausheben von 

Gruben, Verlegung von Stacheldraht und ähnliches mehr). Wenn jedoch ein Juden-

transport ankam, fiel so viel «Arbeit» an, dass die regelmässige Beschäftigung ein-

gestellt wurde und jeder Angehörige des Stammpersonals in den routinemässigen 

Vernichtungsvorgang irgendwie eingreifen musste. Vor allem bei dem Entladen der 

Transporte ist jeder Angehörige des Stammpersonals irgendwann eingesetzt gewe-

sen. Das Entladen der Transporte erfolgte durch Arbeitsjuden, die sehr grob mit den 

Juden umgingen. Die Juden wurden gewaltsam aus den Waggons gezerrt und ge-

schmissen, so dass sie teilweise Knochenbrüche erlitten. Während dieses Vorgangs 

standen ukrainische Hiwis mit gezogenen Karabinern Wache. Die Oberaufsicht 

wurde von Angehörigen des Stammpersonals geführt. Dabei waren abwechselnd 

alle Angehörigen des Stammpersonals tätig. Hiervon kann sich niemand ausneh-

men. Es ist daher unrichtig, wenn einzelne Lageraufseher behaupten, sie hätten in-

nerhalb des Lagers lediglich Gruben ausgehoben oder Stacheldraht verlegt. Diese 

Arbeiten oblagen den einzelnen Aufsehern nur dann, wenn keine Transporte ange-

kommen waren. Jeweils nach Ankunft eines Transportes wurden sämtliche Arbei-

ten innerhalb des Lagers eingestellt und zunächst die VernichtungsVorgänge abge-

wickelt. Insbesondere bezüglich Bolender kann ich mit Sicherheit bekunden, dass 

auch er bei dem Entladen der Transporte und dem anschliessenden Beladen der 

Waggons mit Kleidungsstücken als Aufsichtsperson eingesetzt war. Im Laufe der 

Zeit hatte sich der Vernichtungsvorgang routinemässig so eingespielt, dass alles wie 

ein Uhrwerk funktionierte. Jeder sprang da ein, wo er gerade benötigt wurde, wobei 

allerdings die Gesamtaufsicht im Wesentlichen Stangl und Wagner oblag. Nach 

dem Entladen wurden die Juden in das Lager II geführt. Dort hielt Michel eine kurze 

Ansprache. Er sagte den Juden, dass sie die Wertgegenstände abgeben müssten, 

sich zu entkleiden hätten und anschliessend gebadet würden, um alsdann zum Ar-

beitseinsatz zu kommen. In Wahrheit wurden die Juden jedoch in Gruppen zu etwa  

8  Hilfswillige. Sammelbegriff für insbesondere während des Krieges gegen die Sowjetunion im 

Auftrag deutscher Besatzungsinstanzen, primär der Wehrmacht, tätige nichtdeutsche Landesein-

wohner. 
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je 50-100 Personen (Frauen und Männer getrennt) durch den sogenannten Schlauch 

in die Gaskammern geführt. Der Weg zu den Gaskammern erfolgte in der Weise, 

dass irgendein Angehöriger des Stammpersonals der Gruppe voranschritt. Dem 

Aufseher folgten die nackten Juden und hinter den Juden gingen etwa 5 ukrainische 

Hiwis mit gezogenen Karabinern. Die zur Vernichtung bestimmten Gruppen sind 

nicht von einem bestimmten Lageraufseher, sondern immer von einem anderen An-

gehörigen des Stammpersonals angeführt worden. Auch ich habe etwa 3- oder 4mal 

zur Vernichtung bestimmte Gruppen durch den Schlauch zu den Gaskammern ge-

führt. Im Übrigen kann sich wohl kein Angehöriger des Stammpersonals in Sobibor 

davon ausnehmen, diese und alle sonstigen bei dem Vernichtungsvorgang anfallen-

den Funktionen im Laufe der Zeit ausgeführt zu haben. 

Es mag verwunderlich sein, dass die Juden ahnungslos in den Tod gegangen sind. 

Widerstand hat sich höchst selten ergeben. Die Juden wurden erst misstrauisch, als 

sie bereits in den Gaskammern waren. Zu diesem Zeitpunkt gab es jedoch kein Zu-

rück mehr. Die Kammern waren dicht gefüllt. Es herrschte Sauerstoffmangel. Die 

Türen wurden luftdicht verschlossen, und sofort setzte der Vergasungsvorgang ein. 

Nach etwa 20-30 Minuten trat in den Gaskammern völlige Stille ein.; die Menschen 

waren vergast und tot. Alsdann wurden die Kammern geöffnet, Arbeitsjuden zerrten 

die getöteten Menschen aus den Gaskammern heraus und transportierten die Opfer 

mittels Loren zu den Gruben. Später wurden die Opfer verbrannt. [...] 

Aus: P. Longerich, Die Vernichtung der europäischen Juden, S. 369-371. 

Nr. 305 Aussage von Mordka Zurawski, einer Überlebenden aus der zweiten Phase 

des Lagers Chelmno, 31. Juli 1945: 

[...] Im Ghetto Lodz arbeitete ich im Jahre 1944 auf dem Bahnhof Radogoszcz (Ra-

degast). Im Frühjahr wurde damit begonnen, vom Bahnhof Radogoszcz aus Juden-

transporte in unbekannter Richtung zu versenden. Angeblich fuhren sie zur Arbeit. 

Diese Transporte zählten zwischen 700 und 1.000 Personen. Ob sich bei ihnen auch 

Juden aus dem Ausland befanden, ist mir nicht erinnerlich. Gewöhnlich verkehrte 

dieselbe Zuggarnitur. Ich habe nach Rückkunft des Zuges die Waggons durchsucht 

und fand dabei in einem der Abteile die Aufschrift folgenden Inhalts «Wir fahren 

mit Todeswaggons». Ich habe diese Aufschrift nicht für ernst genommen und habe 

deshalb, als man mich zu dem siebenten Transport zuteilte, mich nicht darum be- 
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müht, freigestellt zu werden. Ich war davon überzeugt, dass die Transporte tatsäch-

lich zur Arbeit verschickt werden. Die Transporte wurden, wie ich später erfuhr, 

von dem Sonderkommando Kulmhof eskortiert. Am 10. Mai 1944 fuhr ich mit dem 

siebten Transport ab. Ich kann mich an meine Eisenbahnnummer nicht mehr erin-

nern. Ich weiss aber noch, dass sich bei diesem Transport kein anderer mit demsel-

ben Namen befand. 

Zum Bahnhof Radogoszcz gingen wir zu Fuss. Man konnte soviel Gepäck mit-

nehmen, wie man zu tragen in der Lage war. Wir fuhren mit dem Zug bis Kolo, wo 

man uns auf eine Schmalspurbahn umlud. Mit der Schmalspurbahn brachte man 

uns nach Chelmno. Der Zug hielt in der Nähe der Kirch an. Man befahl uns auszu-

steigen und in Viererreihen anzutreten. Sechs Juden wurden zur Arbeitsleistung ab-

gesondert und vom restlichen Transport getrennt. Bei diesen Juden befand ich mich. 

Die übrigen Juden wurden in der Kirche eingeschlossen. Man legte mir und meinen 

Leidensgenossen Fesseln an den Füssen an – genau gesagt, man verband uns die 

Füsse mit Ketten, wobei die Ketten am Gürtel befestigt waren, um uns die Beweg-

lichkeit zu nehmen. Ich wurde dem Waldkommando zugeteilt. [...] Ich habe die 

Leichen aus dem Wageninneren herausgebracht, und so war nur das Wageninnere 

Gegenstand meiner Beobachtungen. Nachdem der Wagen geöffnet war, stand er 

noch etwa 8 Minuten, bis man ihn betreten konnte. Ich vermag nicht zu sagen, ob 

dem Benzin irgendwelche Bestandteile beigemengt wurden. Ich möchte bemerken, 

dass die Leichen, die sich unmittelbar neben dem Auspuffrohr befanden, solche 

Verbrennungen aufwiesen, dass sich die Haut vom Körper löste. Nachdem die Lei-

chen hinausgeworfen waren, wurde die auf dem Fussboden des Autos befindliche 

Holzverstrebung gereinigt und gewaschen. [...] 

Alsdann wurden die Leichen in die Öfen geworfen. Im Wald befinden sich zwei 

Öfen, die auf die gleiche Weise gebaut waren. Sie waren zur ebenen Erde errichtet 

(sie bildeten gewissermassen eine Grube). Die Tiefe eines solchen Ofens betrug 4 

m, die Breite 6 m und die Länge 10 m. Die Wände des Ofens verengten sich stu-

fenweise. Unten, am Rost, waren sie 1 m breit und P/2 m lang (ungefähre Zahlen). 

Die Roste waren aus Schienen der Schmalspurbahn gebaut. Sie liegen jetzt noch in 

der Nähe der Stelle, wo sich früher der Ofen des Krematoriums befand. Die Wände 

der Öfen waren aus Ziegelsteinen gearbeitet und betoniert. Unter den Rosten befand 

sich der Aschenherd, zu dem durch einen langen Graben genügend Luft an die 

Brandstelle geleitet wurde. Der Ofen wurde mit Holz angezündet. Auf das bren-

nende Holz wurde eine Schicht Leichen gelegt, wobei sich die Leichen einander 

nicht berühren durften. 
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Die unterste Schicht bestand aus zehn Leichen. Auf die Leichen wurden erneut 

trockene Holzscheite gelegt, und es folgte die nächste Schicht Leichen. Auf diese 

Weise konnte der Ofen bis zu 100 Leichen auf einmal aufnehmen. Im Zuge der 

Leichenverbrennung entstand im Ofen Platz, der mit neuen Schichten von Leichen 

und Holz aufgefüllt wurde. Die Leichen verbrannten sehr schnell. Nach etwa 15 

Minuten waren sie bereits verbrannt. Die Asche wurde aus dem Aschenherd mit 

besonderen Schürhaken herausgeholt. Es waren dies lange Eisenstäbe, an deren 

Ende etwa 40 cm lange Eisenbleche senkrecht angebracht waren. Die Arbeit des 

Ascheherausholens war sehr schwer und gefährlich. Diese Arbeit konnte niemand 

länger als 2 bis 3 Tage ertragen. Dann war er nicht mehr arbeitsfähig, und man 

schlug ihn tot. [...] 

Es gab keinen Tag, an dem nicht irgendjemand totgeschlagen wurde. Nach 

Chelmno kamen im Jahre 1944 zehn Transporte. Die Transporte zählten 700 bis 

1‘000 Personen. In Fällen, wenn Transporte von 700 Personen ankamen, wurden 

sie mit kleineren Autotransporten aufgefüllt, so dass insgesamt im Jahre 1944 in 

Chelmno 10.000 Personen umkamen. Das sagte mir Hefele. [...] 

Im September/Oktober 1944 schritt man an die Liquidierung des Lagers. Die 

Öfen des Krematoriums wurden verbrannt, und die Asche wurde auf die Waldwege 

geschüttet. Es ist möglich, dass sich die Überreste eines der Öfen des Krematoriums 

noch in der Erde befinden. Die Baracken wurden zerlegt und fortgeschafft. Die To-

deswagen wurden mit der Bahn nach Berlin geschafft. Die Zahl der Arbeiter wurde 

immer kleiner. An einem bestimmten Tage wurden 60 Arbeiter angeblich in ein 

anderes Lager (im Mühlental) geschickt. 

In Wirklichkeit wurden diese Juden umgebracht. Wir haben ihre Kleidungs-

stücke später im Lager an der Hinrichtungsstätte gesehen. In Chelmno wohnten die 

Arbeiter im Speicher. Auf dem ersten Stock waren die Schneider und Schuster un-

tergebracht, während unten das Hauskommando und das Waldkommando wohnte. 

In der Nacht des 17. Januar betrat Lenz den Speicher und rief fünf Mann heraus. 

Nach kurzer Zeit hörte man fünf Schüsse. Wir wussten, dass wir alle umgebracht 

werden sollen, und dass man uns der Reihe nach zu je fünf erschiessen werde. Ich 

habe mit einer Latte gegen die Decke geschlagen und die Schneider und Schuster 

im ersten Stock alarmiert. Ich habe mich entschlossen, mich zu retten. Ich stellte 

mich mit einem Messer in der Hand an der Tür hinter dem Vorhang auf. Als die 

vierte Fünfergruppe herausgeführt und die Tür verschlossen wurde, rannte ich mit 

vollem Anlauf gegen die Tür. Wahrscheinlich warf ich dabei Lenz um, der gerade 

im Begriff war, sie zu schliessen. Ich lief aus voller Kraftanstrengung und verteilte  

414 



dabei Messerstiche. Ich war dabei wie von Sinnen. Wie ich später erfuhr, hatte ich 

einem der Gendarmen die Nase und dem anderen das Ohr abgeschnitten. Man 

schoss auf mich, wobei mich eine Kugel in meinen rechten Schenkel traf. Ein Gen-

darm schlug mich mit dem Kolben ins [sic] Bein. Ich konnte jedoch weiterlaufen. 

Ich gelang durch die Einzäunung hindurch, wobei ich mir die rechte Hand bis auf 

den Knochen verletzte. Anschliessend flüchtete ich in Richtung Wald. [...] 

Aus: Ebenda, S. 252-254. 

Nr. 306 Erklärungen unter Eid von Rudolf Höss, Kommandant des KZ Auschwitz, 

im Nürnberger Pohl-Prozess (1946/47) über die Massenmorde in Auschwitz  

(Auszüge) 

Ich befehligte Auschwitz bis zum 1. Dezember 1943 und schätze, dass mindestens 

2.500.000 Opfer dort durch Vergasung und Verbrennen hingerichtet und ausgerot-

tet wurden; mindestens eine weitere halbe Million starben durch Hunger und 

Krankheit, was eine Gesamtzahl von ungefähr 3.000.000 Toten ausmacht. Diese 

Zahl stellt ungefähr 70 oder 80% aller Personen dar, die als Gefangene nach 

Auschwitz geschickt wurden, die übrigen wurden ausgesucht und für Sklavenarbeit 

in den Industrien im und um das Konzentrationslager verwendet ... 

Das Konzentrationslager in Dachau wurde des Öfteren von Aussenseitern be-

sucht. Dr. Ley führte mehrere Inspektionstouren in 1935, an denen, wie mir vom 

Leiter des Schutzhaftlagers Dachau, d’Angelo, gesagt wurde, Vertreter von grossen 

Industriekonzernen, unter anderem von der IG-Farben-Industrie und der Kohlenin-

dustrie, teilnahmen. Die Besuchs-Gruppe, die im Beginn des Jahres 1935 nach 

Dachau kam, bestand aus 10 bis 15 Herren, auch von der IG-Farben-Industrie, sie 

besuchten die Werkstätten sowohl wie die restlichen Einrichtungen des Konzentra-

tionslagers. 

Massenhinrichtungen durch Vergasung begannen im Laufe des Sommers 1941 

und dauerten bis zum Herbst 1944. Ich beaufsichtigte persönlich die Hinrichtungen 

in Auschwitz bis zum 1. Dezember 1943. Nachdem ich das Vernichtungsgebäude 

in Auschwitz errichtet hatte, verwandte ich Zyklon B, eine kristallisierte Blausäure, 

das durch eine kleine Öffnung in die Todeskammern eingeworfen wurde. Die älte-

ren Vernichtungslager Belzec, Treblinka und Wolzek hatten Monoxydgas verwen-

det. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 477. 
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Nr. 307 Die Zerstörung des Warschauer Gettos. Bericht des SS- und Polizeifüh-

rers im Distrikt Warschau, Jürgen Stroop, vom 16. Mai 1943 (Auszüge) 

Der so gebildete jüdische Wohnbezirk in der Stadt Warschau wurde von etwa 

400‘000 Juden bewohnt. Es befanden sich in ihm 27‘000 Wohnungen mit einem 

Zimmerdurchschnitt von zweieinhalb Zimmern. Er war von dem übrigen Stadtge-

biet durch Brand- und Trennmauern und durch Vermauerung von Strassenzügen, 

Fenstern, Türen, Baulücken abgetrennt... 

Im Januar 1943 wurde vom Reichsführer-SS anlässlich eines Besuches in War-

schau dem SS- und Polizeiführer im Distrikt Warschau der Befehl erteilt, die im 

Getto untergebrachten Rüstungs- und wehrwirtschaftlichen Betriebe mit Arbeits-

kräften und Maschinen nach Lublin zu verlagern. Die Durchführung dieses Befehls 

gestaltete sich recht schwierig, da sowohl die Betriebsführer als auch die Juden die-

ser Verlagerung sich in jeder denkbaren Weise widersetzten. Der SS- und Polizei-

führer entschloss sich deshalb, durch eine für 3 Tage vorgesehene Grossaktion die 

Verlagerung der Betriebe zwangsweise durchzuführen ... 

Schon nach den ersten Tagen stand fest, dass die Juden keinesfalls mehr an eine 

freiwillige Umsiedlung dachten, sondern gewillt waren, sich mit allen Möglichkei-

ten und den ihnen zur Verfügung stehenden Waffen zur Wehr zu setzen. Es hatten 

sich unter polnisch-bolschewistischer Führung sogen. Kampfgruppen gebildet, die 

bewaffnet waren und für die ihnen greifbaren Waffen jeden geforderten Preis zahl-

ten ... 

Der von den Juden und Banditen geleistete Widerstand konnte nur durch energi-

schen unermüdlichen Tag- und Nachteinsatz der Stosstrupps gebrochen werden. 

Am 23.4.1943 erging vom Reichsführer-SS über den Höheren SS- und Polizeifüh-

rer Ost in Krakau der Befehl, die Durchkämmung des Gettos in Warschau mit grös-

ster Härte und unnachsichtlicher Zähigkeit zu vollziehen. Ich entschloss mich 

deshalb, nunmehr die totale Vernichtung des jüdischen Wohnbezirks durch Abbren-

nen sämtlicher Wohnblocks, auch der Wohnblocks bei den Rüstungsbetrieben, vor-

zunehmen. Es wurde systematisch ein Betrieb nach dem anderen geräumt und an-

schliessend durch Feuer vernichtet. Fast immer kamen dann die Juden aus ihren 

Verstecken und Bunkern heraus. Es war nicht selten, dass die Juden in den bren-

nenden Häusern sich so lange aufhielten, bis sie es wegen der Hitze und aus Angst 

vor dem Verbrennungstod vorzogen, aus den Stockwerken herauszuspringen, nach-

dem sie vorher Matratzen und andere Polstersachen aus den brennenden Häusern  
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auf die Strasse geworfen hatten. Mit gebrochenen Knochen versuchten sie dann 

noch über die Strasse in Häuserblocks zu kriechen, die noch nicht oder nur teilweise 

in Flammen standen. Oft wechselten die Juden auch ihre Verstecke während der 

Nacht, indem sie sich in bereits abgebrannte Ruinen verzogen und dort so lange 

Unterschlupf fanden, bis sie von den einzelnen Stosstrupps aufgefunden wurden. 

Auch der Aufenthalt in den Kanälen war schon nach den ersten 8 Tagen kein ange-

nehmer mehr. Häufig konnten auf der Strasse durch die Schächte laute Stimmen aus 

den Kanälen herausgehört werden. Mutig kletterten dann die Männer der Waffen-

SS oder der Polizei oder Pioniere der Wehrmacht in die Schächte hinein, um die 

Juden herauszuholen und nicht selten stolperten sie dann über bereits verendete Ju-

den oder wurden beschossen. Immer mussten Nebelkerzen in Anwendung gebracht 

werden, um die Juden herauszutreiben. So wurden an einem Tage 183 Kanalein-

stieglöcher geöffnet und in diese zu einer festgelegten X-Zeit Nebelkerzen herab-

gelassen mit dem Erfolg, dass die Banditen vor dem angeblichen Gas flüchtend im 

Zentrum des ehemaligen jüdischen Wohnbezirks zusammenliefen und aus den dort 

befindlichen Kanalöffnungen herausgeholt werden konnten. Zahlreiche Juden, die 

nicht gezählt werden konnten, wurden in Kanälen und Bunkern durch Sprengungen 

erledigt... 

Nur durch den ununterbrochenen und unermüdlichen Einsatz sämtlicher Kräfte 

ist es gelungen, insgesamt 56.065 Juden zu erfassen bzw. nachweislich zu vernich-

ten. Dieser Zahl hinzuzusetzen sind noch die Juden, die durch Sprengungen, Brände 

usw. ums Leben gekommen, aber zahlenmässig nicht erfasst werden konnten... 

Aus: Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. XXVI, S. 632 ff. 

Nr. 308 Aussage des Kommandanten des Konzentrationslagers in Auschwitz,  

R. Höss, über den Raub und die Verwertung des Vermögens der jüdischen Bevöl-

kerung, die in Auschwitz ermordet wurde (Auszüge) 

... Aktion Reinhard war die Deckbezeichnung für die Erfassung, Sortierung und 

Verwertung aller Dinge, die durch die Judentransporte und deren Vernichtung an-

fielen... 

Nach Sortierung nach Abschluss grösserer Aktionen wurden die Wertsachen und 

das Geld in Koffern gepackt mit Lastwagen nach Berlin zum Wirtschaftsverwal- 
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tungshauptamt gebracht, von da zur Reichsbank. Eine besondere Abteilung der 

Reichsbank befasste sich nur mit diesen Sachen aus den Juden-Aktionen. Wie ich 

einmal von Eichmann hörte, wurden die Pretiosen und Devisen in der Schweiz ver-

handelt, ja, man beherrschte damit den gesamten Schweizer Pretiosenmarkt... 

Während der ersten Transporte schon brachte Eichmann einen Befehl des 

Reichsführers SS, wonach den Leichen die Goldzähne auszuziehen und bei den 

Frauen die Haare abzuschneiden seien. Diese Arbeit wurde ebenfalls von dem 

Sonderkommando durchgeführt. Die Aufsicht bei der Vernichtung hatte zu der Zeit 

jeweils der Schutzhaftlagerführer, bzw. der Rapportführer. Kranke Personen, die 

man nicht in die Gasräume bringen konnte, wurden durch Genickschuss mit dem 

Kleinkalibergewehr getötet. Ein SS-Arzt musste ebenfalls zugegen sein. Das Ein-

werfen des Gases erfolgte durch die ausgebildeten Desinfektoren – SDG’s9. 

Während es sich im Frühjahr 1942 noch um kleinere Aktionen handelte, verdich-

teten sich die Transporte während des Sommers, und wir waren gezwungen, noch 

eine weitere Vernichtungsanlage zu schaffen... 

Aus: Faschismus-Getto-Massenmord, S. 428. 

Nr. 309 Eidesstattliche Erklärung von Alfred Zaun über die Lieferung des Gases 

Zyklon B durch die Firma TESTA (Auszüge) 

... (3) Aus den Geschäftsbüchern, den Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnun-

gen ist mir wohl bekannt, dass der Reingewinn der Firma TESTA sich 1941 und 

1942 sprunghaft vergrösserte ... 

(4) Aus den Büchern ist mir bekannt, dass DEGESCH durch die Firma TESTA 

in 1942 und 1943 Zyklon an die SS und Konzentrationslager geliefert hat. Insbe-

sondere gaben wir der DEGESCH in diesen Jahren Riesenaufträge für das Konzen-

trationslager Auschwitz... 

Aus: SS im Einsatz, S. 468 f. 

9 Sanitätsdienstgrade. 
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Kapitel VI  

Widerstand 

Einleitung 

Weder der Terror noch der gewaltige Propagandaapparat des Faschismus konnten 

den Widerstand gegen das System und seine Politik vollständig brechen. Einen all-

gemeinen Einblick in Ausmass und politische Struktur der Widerstandsbewegung 

geben Nr. 310-312. Allerdings waren der Umfang der Widerstandsaktivitäten, die 

Motivation und die Zielsetzung bei den verschiedenen Kräften sehr unterschiedlich. 

Das drückte sich auch im Zeitpunkt aus, in dem sie den Widerstand begannen, und 

in der Entschiedenheit, mit dem sie den Faschismus – oder nur einige seiner «Aus-

wüchse» – bekämpften. 

Das politische Hauptziel des Faschismus war, wie er vor 1933 immer wieder pro-

klamiert und nach dem 30. Januar 1933 durch seine politische Praxis bewiesen hatte, 

die «Vernichtung des Marxismus», also der Arbeiterbewegung als Organisation und 

als politische und geistige Macht. Von hier aus ist es selbstverständlich, dass sich 

der faschistische Terror hauptsächlich und mit besonderer Wucht gegen die Kom-

munisten und Sozialisten richtete und dass auch von diesen Kräften am frühesten 

der Widerstand organisiert wurde, nämlich von der Kommunistischen Partei und 

verschiedenen kleineren kommunistischen und sozialistischen Gruppen praktisch 

vom ersten Tag der faschistischen Diktatur an, und von Sozialdemokraten einige 

Monate später, als ihnen klar wurde, dass auch sie vom Faschismus nicht verschont 

wurden. 

Dieser Widerstand aus der Arbeiterklasse blieb bis zur Niederwerfung des faschi-

stischen Systems 1945 der umfangreichste, der opferreichste und der konsequente-

ste, weil er sich nicht nur gegen diese oder jene Erscheinungsform, nicht nur gegen 

«Auswüchse» des faschistischen Systems richtete, sondern gegen dieses prinzipiell, 

gegen seine Grundlagen und die Hauptziele seiner Politik. Die Widerstandsarbeit 

musste den konkreten Bedingungen der Diktatur angepasst werden. Darüber lagen 

zunächst kaum Erfahrungen vor. Angesichts der Kombination von brutalstem Ter-

ror und geschickter Massenpropaganda des Staates erwies es sich als unmöglich, 

eine antifaschistische Massenbewegung zu organisieren. Viele ehemalige Anhänger 

der Arbeiterparteien konnten durch diese Herrschaftsmethoden und durch die «Er- 
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folge» des Systems (Beseitigung der Arbeitslosigkeit, aussenpolitische Expansion) 

vom Faschismus mindestens neutralisiert werden. Auch viele ehemals politisch ak-

tive Arbeiter wurden durch den Terror abgeschreckt und verhielten sich passiv. 

Zehntausende Widerstandskämpfer wurden verhaftet, gefoltert und ermordet. Und 

trotz alledem vermochte das System den Widerstand aus der Arbeiterschaft nicht 

zu brechen. Die Wirkungen dieses Widerstandskampfes waren nicht so spektakulär 

wie die Attentate auf Hitler, sollten aber nicht unterschätzt werden: solidarische 

Hilfe für die Familien der Verhafteten oder Ermordeten; Aufrechterhaltung eines 

Minimums an kritischem Bewusstsein durch interne Diskussionen und durch Infor-

mation der übrigen Bevölkerung in Flugblättern, Zeitungen, getarnten Schriften 

usw.; Verminderung der militärischen Schlagkraft des Systems durch Sabotage in 

den Rüstungsbetrieben, systematisches Langsamarbeiten usw.; Beschleunigung der 

faschistischen Niederlage durch Kontakte mit den Alliierten, besonders der Sowjet-

union, Spionagetätigkeit im Militär- und im Rüstungssektor usw. Die Haltung der 

Arbeiterbewegung gegenüber dem faschistischen System und ihr Widerstands-

kampf werden in Nr. 313-329 dokumentiert. 

Die relevanten bürgerlichen Kräfte hatten sich, wie gezeigt, spätestens 1933 und 

meist mit grosser Begeisterung auf die Seite des Faschismus gestellt. Dies galt für 

die Mittelschichten ebenso wie für die Intelligenz und die Kirchen. Und was Indu-

strie, Banken, Militär und hohes Beamtentum betrifft, so fungierten sie von Anfang 

an als Bundesgenossen der faschistischen Partei und bildeten die machtpolitischen 

Stützen und Triebkräfte des Systems. Die Gründe dafür wurden dargestellt. Aus 

dieser Position konnte sich keine antifaschistische Widerstandstätigkeit entwickeln 

– jedenfalls solange nicht, als die faschistische Diktatur genau das tat, was man von 

ihr erwartete: die Wirtschaft stabilisierte, die Arbeiterbewegung niederhielt, die 

Militärkraft stärkte, die Fesseln des Versailler Vertrages zerbrach und eine macht-

volle Expansionspolitik in die Wege leitete. Solange der Faschismus dies erfolg-

reich tat, gab es zwar die eine oder andere Meinungsverschiedenheit innerhalb der 

Herrschenden über den besten Weg und die effektivsten Mittel zu diesem Ziel, oft 

auch Konkurrenzkämpfe um hohe Ämter, Staatsaufträge und Profite, teilweise auch 

um die Hauptstossrichtung der Expansion (z.B. zwischen Kolonialinteressen in 

Afrika und Interessen in Ost- und Südosteuropa) und natürlich auch Antipathien 

gegen den plebejischen Charakter der NSDAP und ihrer Führer und ihre für den 

Geschmack dieser Kreise oft allzu vulgären Verhaltensformen; doch es gab keinen 

wirklichen Widerstand von der Seite des Militärs, der Wirtschaft und der hohen  
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Bürokratie. Etwas weiter gingen die Kirchen, die besonders in den Jahren 1934 bis 

1937 beträchtlichen Repressionen ausgesetzt waren. Doch sie beschränkten sich im 

Prinzip darauf, die antichristliche Propaganda, die von einem Teil der NSDAP be-

trieben wurde, zurückzuweisen und die Eingriffe des Staates in den innerkirchli-

chen Bereich, die Massnahmen gegen kirchliche Presse und Jugendorganisationen 

zu kritisieren. (Vgl. u.a. Nr. 344, 345; die Argumentation der päpstlichen Enzyklika 

«Mit brennender Sorge» von 1937 stimmt im Grundsätzlichen mit der Denkschrift 

der deutschen Bischöfe von 1935 überein, die in Nr. 344 in längeren Auszügen ab-

gedruckt wird.) An ihrer grundsätzlichen Unterstützung des faschistischen Systems 

und seiner Politik änderte dies, wie sie selbst immer wieder beteuerten, überhaupt 

nichts. Stimmen aus dem Bürgertum, die über diese Grenzen hinausgingen und sich 

einer grundsätzlichen Kritik des Systems näherten – aus christlichen oder humani-

stischen Motiven – blieben sehr vereinzelt und ohne politische Wirkung. 

Dies änderte sich für Militär, hohes Beamtentum und Wirtschaft teilweise, als 

erkennbar wurde, dass die Politik des Systems mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit 

in die Katastrophe führte. Nun gab es eine Reihe von Versuchen, eine realistischere, 

sachgemässere und deshalb effektivere Politik durchzusetzen – durch Einfluss-

nahme auf die Regierung Hitler und schliesslich, als alle anderen Methoden versag-

ten und der militärische Zusammenbruch näher rückte, durch Ermordung Hitlers 

und Sturz seiner Regierung (Nr. 330-337,339). Diese Tendenzen setzten schon 

1937/38 ein, als Hitler ökonomisch und militärisch eine auf sofortigen Krieg ge-

richtete Vabanque-Politik betrieb, verschwanden wieder, als der Anschluss von 

Österreich und des Sudetenlandes, die Besetzung der Tschechoslowakei und der 

Sieg gegen Polen 1938/39 den Erfolg der Politik Hitlers zu beweisen schienen, er-

wachten erneut im Winter 1939/40, als Hitler den Krieg gegen das von manchen 

Generälen als sehr starke Militärmacht betrachtete Frankreich angeordnet hatte, 

verschwanden nach dem raschen Sieg gegen Frankreich wieder und gewannen erst 

wieder Bedeutung nach den grossen und kriegsentscheidenden Niederlagen in der 

Sowjetunion, besonders nach Stalingrad im Winter 1942/43. 

Aus diesen Tendenzen entwickelte sich die Hauptströmung innerhalb der Bewe-

gung, die zum 20. Juli 1944 führte. Ihre Kritik bezog sich, wie die Argumentation 

der Generäle Fritsch und Beck 1937/38 (Nr. 330 und 331) und die Denkschriften 

Carl Goerdelers 1941 und 1943 (Nr. 334-336) zeigen, primär darauf, dass der Erfolg 

der imperialistischen Politik durch eine unsachgemässe und allzu abenteuerliche 

politische und militärische Führung gefährdet wurde. 
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Insbesondere Goerdeler, die einflussreichste Persönlichkeit in der Bewegung des 

20. Juli, der nach 1934 dem faschistischen System als Reichspreiskommissar ge-

dient hatte und 1944 als Reichskanzler der neuen Regierung vorgesehen war, er-

weist sich als ein geradezu klassischer Vertreter des deutschen Imperialismus: 

Seine Politik zielte darauf ab, durch den Sturz der Hitlerregierung und Friedens-

verhandlungen mit den Westmächten den Krieg gegen die Sowjetunion weiterzu-

führen, möglichst viel von den faschistischen Eroberungen für das Deutsche Reich 

zu retten und im Innern ein konservativ-autoritäres Regime zu errichten. Einen et-

was anderen Charakter hatte die zweite wesentliche Gruppe innerhalb der Bewe-

gung des 20. Juli, der «Kreisauer Kreis» (Nr. 337). Hier bestanden auch Kontakte 

zu Sozialdemokraten und Gewerkschaftern, wenn dieser Kreis auch insgesamt 

ebenfalls eindeutig konservativ geprägt war und gegenüber Demokratie und Arbei-

terbewegung grosses Misstrauen hegte. Ihrer Hauptströmung nach war also die Be-

wegung des 20. Juli ein Versuch von Teilen derjenigen Kräfte, die den Faschismus 

bei der Errichtung seiner Diktatur und der Durchführung seiner Politik unterstützt 

hatten, angesichts der bevorstehenden Katastrophe die Regierung Hitler zu stürzen, 

um möglichst viel von den Interessen des deutschen Imperialismus retten zu kön-

nen – sowohl in Hinsicht auf Eroberungen wie in Hinsicht auf die innenpolitischen 

Herrschaftsverhältnisse. 

Für das Verhalten der Kirchen ergaben sich neue Aspekte, als der Faschismus 

zum Massenmord an den europäischen Juden und zur Vernichtung sogenannten 

«lebensunwerten Lebens» überging. Angesichts dieser Erscheinungen fanden sich 

einige zum Teil sehr prominente Kirchenführer, die Protest erhoben (Nr. 341,342, 

345-347). An der grundsätzlichen Unterstützung des faschistischen Systems und 

seines Krieges änderte dies jedoch nichts (vgl. die Dokumente in Kap. V). Im Laufe 

des Krieges, insbesondere angesichts des nahen Zusammenbruchs, entwickelten 

sich auch andere Widerstandsaktivitäten aus dem Bürgertum. Sie werden hier am 

Beispiel des Widerstands der Intelligenz, der «Weissen Rose», dokumentiert (Nr. 

349). Sie entsprangen meist christlichen, pazifistischen oder allgemeinen humani-

tären Motiven. Der faschistische Terror verfolgte alle diese Aktivitäten mit der glei-

chen Brutalität wie die kommunistischen und sozialistischen Gruppen. Eine Zwi-

schenstellung zwischen proletarischem und bürgerlichem Widerstand nimmt das 

Nationalkomitee Freies Deutschland ein, das aus kriegsgefangenen deutschen Sol-

daten und Offizieren in der Sowjetunion hervorging und enge Verbindung zu emi-

grierten deutschen Kommunisten hatte (Nr. 350). 
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1.  Allgemeine Angaben 

Nr. 310 Gestapo-Lagebericbt über die Ereignisse in Berlin im Januar 1936  

(Auszüge) 

Die Entwicklung der allgemeinen Stimmung innerhalb der Bevölkerung der 

Reichshauptstadt ist im Laufe des Monats Januar Gegenstand umfangreicher und 

eingehender Erhebungen in allen Stadtteilen gewesen. Dabei musste festgestellt 

werden, dass eine weitere Verschlechterung eingetreten ist. Ein wachsender Pessi-

mismus und Missmut, der auf die verschiedensten Gründe zurückzuführen ist, 

macht sich von Woche zu Woche stärker bemerkbar. Soweit nicht, was für einen 

erschreckend hohen Prozentsatz der Bevölkerung gilt, eine direkt negative Einstel-

lung zu Staat und Bewegung im Laufe der letzten Monate Platz gegriffen hat, 

herrscht eine grosse Gleichgültigkeit und Müdigkeit dem politischen Geschehen 

gegenüber... 

Viele Volksgenossen, die, ohne sich zum Nationalsozialismus zu bekennen, nach 

der Machtübernahme eine loyal abwartende Haltung gegenüber dem Dritten Reich 

einnahmen, haben inzwischen den Glauben an die Verwirklichung gerade der so-

zialistischen Punkte des Parteiprogramms verloren. Das Sinken des Ansehens der 

NSDAP in der Bevölkerung kann nicht mehr übersehen werden ... 

Aus den dargestellten Übelständen und ihrer Aufnahme in der Allgemeinheit 

schöpft die kommunistische Propaganda, besonders in Berlin, mit Eifer und gros-

sem Geschick... 

In den letzten Wochen haben sich in auffälligem Masse die Anzeichen für Er-

folge der Wühlereien der Dimitroffschen «Antinationalsozialistischen Volksfront» 

gemehrt. Dies zeigt sich auch bei der Arbeit der Staatspolizeibeamten, die in den 

Arbeiterbezirken Berlins, wenn sie sich als Polizeibeamte zu erkennen geben, Aus-

künfte entweder gar nicht oder nur widerstrebend erlangen können. Die offene und 

freudige Mitarbeit der Allgemeinheit bei der Bekämpfung des Kommunismus, wie 

sie bis ins Jahr 1935 hinein deutlich festgestellt werden konnte, hat erheblich nach-

gelassen. Von einer Immunität gegen das Gift des Marxismus kann in weiten Krei-

sen der Berliner Bevölkerung keine Rede mehr sein. Bezeichnend ist die vorläufig 

noch vereinzelte Feststellung, dass sich alte SA-Männer mit fanatischen Kommu-

nisten zusammenfinden und politische Debatten führen ... 
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Allgemein kann zwar gesagt werden, dass der Kommunismus vor allem wegen 

der starken Bekämpfung, die er durch die Staatsorgane erfährt, und der damit ver-

bundenen ständigen Aufreibung seiner Organisation und Festnahme seiner führen-

den Männer eine augenblickliche Gefahr für den Bestand des Staates nicht bedeu-

tet. Es muss aber ernsthaft darauf hingewiesen werden, dass trotz aller Erfolge ge-

gen den organisierten Kommunismus das Heer der durch kommunistische Ideen 

wieder oder neu Verseuchten im stetigen Wachsen begriffen ist... 

Das im Lagebericht des Vormonats berichtete Einheitsfrontabkommen zwischen 

dem Bezirksvorstand der SPD von Berlin und der Roten Hilfe wird durch die Rede 

Piecks auf der 4. Parteikonferenz in Brüssel bestätigt. Auf Grund dieses Abkom-

mens hat die SPD eine grössere Aktivität entwickelt. Am 9./10. Januar mussten 

schätzungsweise 6’000 Flugzettel mit der Aufschrift «Die Sozialdemokratie lebt» 

u.a. in Köpenick und Treptow aufgesammelt werden. In Charlottenburg wurden bei 

der Leerung der Briefkästen mehrere hundert derselben Zettel sowie die «Soziali-

stische Aktion» gefunden. Letztere erhielten auch mehrere Geschäftsleute in Char-

lottenburg durch die Post von Dresden aus zugesandt... 

Bemerkenswert ist im Berichtsmonat vor allem die Auswirkung der unter streng-

ster Geheimhaltung veranstalteten Fuldaer Bischofs-Konferenz und das gesteigerte 

Bemühen der katholischen Kirche um die Familie. – Die Bischofs- Konferenz hat 

verschiedene Hirtenbriefe beschlossen, die auch in Berlin von den Kanzeln verlesen 

wurden. In dem einen Hirtenbrief wird gesagt, dass der Heilige Bonifatius aus sei-

nem Grabe heraus den Bischöfen den Befehl erteilt habe, gegen den Unglauben und 

das Neue Heidentum zu predigen und die Gläubigen zur Einheit und Treue zum 

Heiligen Vater in Rom aufzufordern. Ein 2. Hirtenbrief befasst sich unter Berufung 

auf das päpstliche Hirtenschreiben casti connubii vom 31. Dezember 1930 mit dem 

Wesen der Kirche nach katholischem Kirchenrecht und betont nochmals die Ab-

lehnung der Sterilisations- Gesetzgebung durch die Kurie... 

Im Berichtsmonat musste auch in einigen Fällen gegen evangelische Pfarrer we-

gen Angriffs auf die Reichsregierung von der Kanzel herab gemäss § 130 a des 

StGB eingeschritten werden. Es handelt sich in diesen Fällen um Angehörige des 

radikalen Flügels der Bekenntnisfront, auch um Kreise des evangelischen Pfarrer-

Nachwuchses, die sich in erkennbar gesteigertem Masse gegen die von dem Reichs-

minister für die kirchlichen Angelegenheiten bzw. von den Kirchenausschüssen ge-

troffenen Massnahmen zur Befriedigung der Verhältnisse in der Deutschen Evan-

gelischen Kirche richten. 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 477-479. 
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Nr. 311 Verhaftungen von Antifaschisten 1938/39, aufgegliedert nach politischen 

Richtungen 

andere 
 insgesamt 

KPD SPD SAP 
Hitlergegner 

Januar 1938 562 496 42 3 21 

Februar 1938 470 386 61 1 22 

März 1938 555 303 90 — 162 

September 1938 611 326 45 14 226 

Oktober 1938    1630 683 83 19 845 

November 1938 527 276 55 5 191 

Dezember 1938 416 256 36 1 123 

April 1939 357 223 35 2 97 

Mai 1939 478 263 51 4 160 

Aus: Mammach, S. 237. 

Nr. 312 Verhaftungen April bis Juni 1944, aufgegliedert nach politischen  

Richtungen 

April Mai Juni 
 Insg. Ausl. Insg. Ausl. Insg. Ausl. 

Kommun., Marxismus    1387 906 2188 1558 1478 865 

Reaktion, Opposition 529 235 567 246 723 324 

Kath. Kirchenbewegung   71 42 41 17 37 17 

Ev. Kirchenbewegung 5 - 6 1 7      - 

Sekten 147 49 63 9 78 27 

Juden 453 137 331 92 533 148 

Widerst.-Beweg. (Ausl.)    1781 1781 3166 3166 3593 3593 

Heimtück. Angel.    1665 628 1913 709 2498 913 

Wirtschafts-Angel. 618 489 1218 956 826 566 

Aus: Weisenborn, S. 134. 
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2.  Die Arbeiterbewegung 

Nr. 313 Manifest des sozialdemokratischen Emigrationsvorstandes in Prag, 

«Kampf und Ziel des revolutionären Sozialismus. Die Politik der Sozialdemokrati-

schen Partei Deutschlands», vom 28. Januar 1934 (Auszüge) 

... Im schweren, opferreichen, leidenschaftlichen Ringen um den Sturz der Diktatur 

erfüllt sich die Arbeiterbewegung mit radikalem, kompromisslosem Geist. Der po-

litische Umschwung von 1918 vollzog sich am Abschluss einer konterrevolutionä-

ren Entwicklung, die durch den Krieg und die nationalistische Aufpeitschung der 

Volksmassen bedingt war. Nicht durch den organisierten, vorbereiteten, gewollten 

revolutionären Kampf der Arbeiterklasse, sondern durch die Niederlage auf den 

Schlachtfeldern wurde das kaiserliche Regime beseitigt. Die Sozialdemokratie als 

einzig intakt gebliebene organisierte Macht übernahm ohne Widerstand die Staats-

führung, in die sie sich von vornherein mit den bürgerlichen Parteien, mit der alten 

Bürokratie, ja, mit dem reorganisierten militärischen Apparat teilte. Dass sie den 

alten Staatsapparat fast unverändert übernahm, war der schwere historische Fehler, 

den die während des Krieges desorientierte deutsche Arbeiterbewegung beging ... 

Die Niederwerfung des nationalsozialistischen Feindes durch die revolutionären 

Massen schafft eine starke revolutionäre Regierung, getragen von der revolutionä-

ren Massenpartei der Arbeiterschaft, die sie kontrolliert. Die erste und oberste Auf-

gabe dieser Regierung ist es, die Staatsmacht für die siegreiche Revolution zu si-

chern, die Wurzeln jeder Widerstandsmöglichkeit auszureissen, den Staatsapparat 

in ein Herrschaftsinstrument der Volksmassen zu verwandeln. 

Der revolutionären Regierung obliegt deshalb die sofortige Durchführung ein-

schneidender politischer und sozialer Massnahmen zur dauernden völligen Ent-

machtung des besiegten Gegners. Das erfordert: 

Einsetzung eines Revolutionstribunals. 

Aburteilung der Staatsverbrecher, ihrer Mitschuldigen und Helfer in der Politik, 

der Bürokratie und Justiz wegen Verfassungsbruches, Mordes und Freiheitsberau-

bung unter Aberkennung der staatsbürgerlichen Rechte. 

Aufhebung der Unabsetzbarkeit der Richter. 
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Besetzung aller entscheidenden Stellen der Justiz durch Vertrauensmänner der 

revolutionären Regierung. 

Grundlegende Umgestaltung der Justiz durch Verstärkung des Laienelementes. 

Reinigung der Bürokratie, sofortige Umbesetzung aller leitenden Stellen. 

Organisierung einer zuverlässigen Militär- und Polizeimacht. 

Völlige Erneuerung des Offizierskorps. 

Aufhebung aller die Freiheit der Arbeiterschaft beschränkenden Gesetze und 

Verordnungen der nationalsozialistischen Despotie. 

Volle staatsbürgerliche Gleichberechtigung ohne Unterschied der Rasse und Re-

ligion. 

Trennung der Kirche vom Staat. 

Unterbindung jeder konterrevolutionären Agitation. 

Sofortiger Erlass der notwendigen sozialen, wirtschaftlichen und finanziellen 

Gesetze durch die revolutionäre Regierung. 

Die Zerschlagung des alten politischen Apparates muss gesichert werden gegen 

seine bisherigen gesellschaftlichen Träger. 

Das erfordert: 

Sofortige entschädigungslose Enteignung des Grossgrundbesitzes, Überführung 

der Forsten in Reichseigentum und Reichsverwaltung, Verwendung des Ackerlan-

des zur Schaffung lebensfähiger Bauernsiedlungen und genossenschaftlicher Be-

triebe von Landarbeitern mit ausreichender Förderung durch Staatsmittel. 

Sofortige entschädigungslose Enteignung der Schwerindustrie. 

Übernahme der Reichsbank in den Besitz und die Verwaltung des Reiches. 

Vergesellschaftung und Übernahme der Grossbanken durch die vom Reich be-

stimmten Leitungen. 

Erst nach der Sicherung der revolutionären Macht und nach restloser Zerstörung 

der kapitalistisch-feudalen und politischen Machtpositionen der Gegenrevolution 

beginnt der Aufbau des freien Staatswesens mit der Einberufung einer Volksvertre-

tung, gewählt nach allgemeinem, gleichem, direktem und geheimem Wahlrecht in 

Einzel Wahlkreisen ... 

Mit dem Sieg des totalen Staates ist die Frage seiner Überwindung mit grausamer 

Eindeutigkeit gestellt. Die Antwort lautet: totale Revolution, moralische, geistige, 

politische und soziale Revolution! 

In diesem Kampfe wird die Sozialdemokratische Partei eine Front aller antifa-

schistischen Schichten anstreben. Sie wird die Bauern, die Kleingewerbetreiben-

den, die Kaufleute, die durch die Versprechungen der Nationalsozialisten betrogen 
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sind, sie wird die Intellektuellen, die unter dem gegenwärtigen Regime ein bisher 

unvorstellbares Mass der Unterdrückung und Entwürdigung erleiden, zum gemein-

samen Kampf mit der Arbeiterklasse aufrufen. 

Wir haben den Weg, wir haben das Ziel des Kampfes gezeigt. Die Differenzen 

in der Arbeiterbewegung werden vom Gegner selbst ausgelöscht. Die Gründe der 

Spaltung werden nichtig. Der Kampf zum Sturz der Diktatur kann nicht anders als 

revolutionär geführt werden. Ob Sozialdemokrat, ob Kommunist, ob Anhänger der 

zahllosen Splittergruppen, der Feind der Diktatur wird im Kampf durch die Bedin-

gungen des Kampfes selbst der gleiche sozialistische Revolutionär. Die Einigung 

der Arbeiterklasse wird zum Zwang, den die Geschichte selbst auferlegt... 

Gegen die faschistische Barbarei führen wir den Kampf für die grossen und un-

vergänglichen Ideen der Menschheit. Wir sind die Träger der grossen geschichtli-

chen Entwicklung seit der Überwindung der mittelalterlichen Gebundenheit, wir 

sind die Erben der unvergänglichen Überlieferungen der Renaissance und des Hu-

manismus, der englischen und französischen Revolution. Wir wollen nicht leben 

ohne Freiheit, und wir werden sie erobern, Freiheit ohne Klassenherrschaft, Freiheit 

bis zur völligen Aufhebung aller Ausbeutung und aller Herrschaft von Menschen 

über Menschen! 

Vollständiger Text in: Das Prager Manifest von 1934. Ein Beitrag zur Geschichte der SPD,  

Hamburg 1971. 

Nr. 314 Schema des Aufbaus des Bezirks Berlin der KPD 1934 

Bezirksleitung: 8 Mitglieder 

Sekretariat: Robert Stamm, Polit. Leiter 

Richard Gladewitz, Org. Anton 

Ackermann, Agit./Prop. 

29 Unter bezirke 

363 Strassenzellen, 

69 Betriebszellen 

Zusammenarbeit mit: 

illegalen Arbeitersportorganisationen (4‘500 Mitglieder) 

illegalen Organisationen des KJVD (800 Mitglieder) 

Aus: Mammach, S. 64. 
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Nr. 314 a Antifaschistische Propaganda der KPD in Berlin Herbst 1934 

78 Unterbezirks-, Stadtteil- und Betriebszeitungen erscheinen illegal, unter anderen: 

Friedrichshainer Rote Fahne 

Der Kommunist, Lichtenberg 

Wahrheit, Prenzlauer Berg 

Der Ausweg, Tempelhof 

Spandauer Echo 

Neuköllner Sturmfahne 

(1500 Exemplare) 

(1000 Exemplare) 

(  500 Exemplare) 

(  200-300 Exemplare) 

(  300 Exemplare) 

(  700-800 Exemplare) 

Aus: Mammach, S. 64. 

Nr. 315 Gemeinsamer Aufruf der KPD-Bezirksleitung Hessen-Frankfurt und der 

SPD-Bezirksleitung Hessen-Nassau vom 5. September 1934 (Auszüge) 

Werktätige in Stadt und Land! Sozialdemokratische und kommunistische Arbeiter! 

Gewerkschaftler! 

Terror und Hunger wüten über Hitlerdeutschland. Eineinhalb Jahre faschistischer 

Diktatur brachten unerhörten Lohnraub, Raub der Erwerbslosenunterstützung, Ver-

sklavung der werktätigen Jugend durch Arbeitsdienst und Landhilfe, Preissteige-

rung und beginnende Inflation! Eineinhalb Jahre Hitlerregierung brachten den Ruin 

der werktätigen Bauern durch Ablieferungszwang ihrer Produkte und die Enterbung 

der Bauernsöhne durch das Erbhofgesetz. Die Not der kleinen Gewerbetreibenden 

ist trotz aller Versprechungen der Nazis noch grösser geworden... 

Hitler führt Deutschland in die Katastrophe, wenn nicht die geeinte Arbeiter-

klasse im Bündnis mit allen Werktätigen seinem verbrecherischen Treiben ein Ende 

bereitet. 

Einheitliche antifaschistische Aktion ist deshalb das Gebot der Stunde! 

Schon stehen überall sozialdemokratische und kommunistische Arbeiter Schulter 

an Schulter im Kampf. Schon bilden sich überall, besonders in den Betrieben, anti-

faschistische Einheitsorgane zur Führung des Kampfes. Die sich immer stärker her-

ausbildende und immer mutiger und siegesbewusster auftretende Einheitsfront der 
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Arbeiterklasse beginnt bereits, auf die bisher irregeleiteten Werktätigen aller Be-

völkerungsschichten tiefen Eindruck auszuüben. 

In dem ehrlichen Bestreben, diesen Willen der Massen zur kämpfenden Einheits-

front über alles bisher uns Trennende hinweg zur unüberwindlichen Front des anti-

faschistischen Kampfes bis zum Sturz des Faschismus zu steigern, haben die ille-

galen Bezirksleitungen der Sozialdemokratischen und Kommunistischen Partei in 

gemeinsamer Beratung beschlossen, sich zu einer Aktionseinheit zusammenzu-

schliessen mit dem Ziel, den tagtäglichen Kampf aller Ausgebeuteten um Lohn und 

Brot zu breiten Massenkämpfen gegen den Faschismus und die hinter ihm stehende 

profitgierige Ausbeuterklasse bis zu ihrer Vernichtung durch die proletarische Re-

volution zu steigern, um dann durch die Diktatur der Arbeiterklasse im Bündnis mit 

allen Werktätigen den wirklichen Sozialismus aufzubauen... 

In der Erkenntnis, dass zur Führung dieses Kampfes breite Einheitsorganisatio-

nen erforderlich sind, erblicken wir Bezirksleitungen der Kommunistischen und So-

zialdemokratischen Partei die erste und wichtigste Aufgabe unserer Aktionseinheit 

in dem Wiederaufbau der freien Gewerkschaften auf der Grundlage des proletari-

schen Klassenkampfes ... 

Längere Auszüge in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 465-467. 

Nr. 316 Resolution des ZK der KPD «Proletarische Einheitsfront und antifaschi-

stische Volksfront zum Sturze der faschistischen Diktatur» vom 30. Januar 1935 

(Auszüge) 

... Der Sturz der faschistischen Diktatur kann nur durch die Gewinnung der brei-

testen Volksmassen für den Kampf unter proletarischer Führung gegen die faschi-

stische Tyrannei, gegen die imperialistische Kriegspolitik und gegen die Kapital-

offensive, durch die Organisierung der antifaschistischen Volksfront erreicht wer-

den. Auf dem Wege des Zusammenschlusses der Kommunisten mit den sozialde-

mokratischen Arbeitern und Organisationen zur gemeinsamen Steigerung des Klas-

senkampfes wird die Arbeiterklasse alle Schichten der Werktätigen an sich ziehen 

und sie zum Kampf gegen den Faschismus führen. 

Die Schaffung der Einheitsfront erleichtert es uns, in den faschistischen Massen-

organisationen alle legalen und halblegalen Möglichkeiten auszunutzen. Überall, 

wo Massen organisiert sind und zusammenkommen (Betriebsversammlungen,  
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Stempelstellen, Arbeitsfront, Hitlerjugend, bei den Sportlern, in den Konsumverei-

nen usw.), müssen die Kommunisten und alle Antifaschisten zur Stelle sein, um die 

Opposition gegen den Hitlerfaschismus zu organisieren. In den faschistischen Mas-

senorganisationen müssen die Kommunisten den Stoss gegen die Misswirtschaft 

der Kommissare und der eingesetzten Leitungen, gegen die Bonzenwirtschaft und 

das Führerprinzip richten, müssen sie für das Recht zur Kritik, für die Wahl der 

Leitungen durch die Mitglieder, für Kontrollrecht über Beitragsgelder usw. kämp-

fen. 

Diese Arbeit ist bisher von der Partei fast vollkommen vernachlässigt worden. 

Das betrifft besonders die Arbeit in der Hitlerjugend, was eine ausserordentliche 

Schwäche der Arbeit der Partei unter der werktätigen Jugend gerade in der Zeit zum 

Ausdruck bringt, in der ihre Abkehr vom Faschismus einsetzt. Die Wendung der 

Partei in der revolutionären Massenpolitik muss ihren besonderen Ausdruck finden 

in einer wirklichen Orientierung der Partei auf die Jugend, in der vollen Verant-

wortlichkeit für die Vernichtung des faschistischen Einflusses in der werktätigen 

Jugend und in ihrer Gewinnung für den Klassenkampf. Von grosser Bedeutung 

sind: Der Kampf gegen die Militarisierung der Jugend; die Arbeit in den Arbeits-

dienstlagern, in denen zielbewusste antifaschistische Aufklärung und Massenschu-

lung geleistet werden muss; die Arbeit bei den Massentransporten aufs Land, bei 

denen sich zu grösseren Demonstrationen der Angehörigen bei der Abfahrt Anlass 

bietet; ferner die Ausnutzung der Landhelfer als Agitatoren der Arbeiterklasse bei 

den Bauern und Landarbeitern in den Dörfern und auf den Gütern. Die antimilitari-

stische Arbeit muss gleichfalls in den Wehrorganisationen, der SA, SS usw., orga-

nisiert werden. 

Die Lage der Frauen und Mädchen ist unter der Hitlerregierung durch die Ent-

rechtung, Hinausdrängung aus dem Produktionsprozess und durch die Teuerung 

ausserordentlich verschlechtert. Die Frauen und Mädchen sind mit am stärksten von 

der Enttäuschung erfasst. Die Wendung der Partei muss auch zu einer ernsten Ent-

faltung der Arbeit unter den werktätigen Frauen führen, um sie als aktive Kämpfe-

rinnen in die antifaschistische Kampffront einzureihen. 

Die Organisierung des Kampfes für die Interessen der werktätigen Bauern, des 

städtischen Kleinbürgertums und der Intelligenz erfordert die besondere Aufmerk-

samkeit der Kommunisten für die Tagesförderungen dieser Schichten. Für die 

Klein- und Mittelbauern fordern wir: sofortige Beseitigung aller Zwangsbewirt-

schaftung, Niederschlagung sämtlicher Steuerrückstände, Senkung der Futtermit-

telpreise auf Kosten des Grosshandels und der Monopolzuschläge, Herabsetzung 

der Pachten und Verlängerung der Pachtverträge, Zinssenkung für alle Grundbuch- 
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forderungen und für alle übrigen Kredite, langfristige, zinslose Kredite zum Ankauf 

von Saatgut, Düngemitteln und zur Ergänzung des Viehbestandes, Aufhebung des 

Verbots des Selbstschiachtens zum eigenen Verkauf, Erlaubnis zum Selbstmarkten 

mit allen Produkten, darüber hinaus entschädigungslose Enteignung des Gross-

grundbesitzes und Zuteilung an die Klein- und Mittelbauern und Siedler. 

Für das städtische Kleinbürgertum stehen die folgenden Forderungen im Vorder-

grund: Steuerfreiheit bei Einkommen bis zu 3.000 Reichsmark jährlich, bei Ver-

mögen bis zu 20.000 Reichsmark, Aufhebung der Bier-, Schlacht-, Bürger-, Salz-

steuer und ihre Ersetzung durch Sondersteuer auf grosse Banken, Konzerne, Syn-

dikate, Kartelle, Trusts und Warenhäuser, keine Zwangsabgaben und «freiwilli-

gen» Spenden, keinen Rentenraub an kleinen Rentnern und Invaliden, Mietsenkung 

für alle Ein- bis Dreizimmerwohnungen und für kleine Geschäfte, schliesslich eine 

Millionär-, Aufsichtsrats- und Dividendensteuer. 

Die Intelligenz rufen wir auf gegen faschistische Entwürdigung der Wissen-

schaft, gegen Massregelung unabhängiger Künstler und Gelehrter, gegen Willkür 

und Dunkelmännerei der Goebbels und Rosenberg, für Unabhängigkeit der Wis-

senschaft und Kunst von der faschistischen Diktatur, gegen Gesinnungsschnüffelei, 

Dilettantismus und Protektionswirtschaft in Wissenschaft und Kunst, für Wissen 

und Leistung. 

Für die Gesamtheit aller Werktätigen stellen wir Kommunisten in der proletari-

schen Einheitsfront und in der antifaschistischen Volksfront das Programm des 

Kampfes für alle demokratischen Rechte auf: Freiheit der Versammlung und 

Presse, Unantastbarkeit der Person und der Wohnung, Schutz vor Denunziationen 

und Verfolgung, Aufhebung von Konzentrationslagern und Schutzhaft, Befreiung 

aller Opfer des Hitlerregimes ... 

Nur indem wir mit unseren Losungen an alle Lebensfragen der breitesten werk-

tätigen Massen in Stadt und Land anknüpfen und in unserer gesamten Agitation 

ihre einfache Sprache sprechen, werden wir imstande sein, eine wirkliche Millio-

nenbewegung gegen die faschistische Diktatur ins Leben zu rufen und die antifa-

schistische Volksfront zu schmieden. 

Längere Auszüge in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, S. 468-471. 

432 



Nr. 317 Resolution des VII. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale 

zum Bericht Georgi Dimitroffs vom 20. August 1935 (Auszug) 

...2. Die reaktionärste Abart des Faschismus – das ist der Faschismus deutschen 

Schlages, der sich dreist als Nationalsozialismus bezeichnet, der aber weder mit 

dem Sozialismus noch mit der Verteidigung der wirklichen nationalen Interessen 

des deutschen Volkes irgendetwas gemein hat, sondern lediglich die Rolle eines 

Lakaien der Grossbourgeoisie spielt, und der kein blosser bürgerlicher Nationalis-

mus, sondern bestialischer Chauvinismus ist. 

Vor den Augen der ganzen Welt zeigt das faschistische Deutschland anschaulich, 

was die Volksmassen bei einem Siege des Faschismus zu gewärtigen haben. Das 

rasende faschistische Regime rottet in den Gefängnissen und Konzentrationslagern 

die Blüte der Arbeiterklasse, ihre Führer und Organisatoren aus. Es hat die Gewerk-

schaften, die Genossenschaften und alle legalen Organisationen der Arbeiter, auch 

alle anderen nichtfaschistischen politischen und kulturellen Organisationen ver-

nichtet. Es hat den Arbeitern die elementarsten Rechte der Verteidigung ihrer In-

teressen geraubt. Es hat ein kulturell hochstehendes Land in geistige Finsternis ge-

stürzt und in einen Herd der Barbarei und des Krieges verwandelt. Der deutsche 

Faschismus ist der Hauptanstifter eines neuen imperialistischen Krieges und tritt als 

Stosstrupp der internationalen Konterrevolution auf... 

Vollständiger Text in: W. Pieck u.a., Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kom-

munisten im Kampf für die Volksfront gegen Krieg und Faschismus. Referate auf dem VII. Kon-

gress der Kommunistischen Internationale (1935), Berlin 1960, S. 271-273. 

Nr. 318 Aufruf des sozialdemokratischen Emigrationsvorstandes «Für Deutschland 

– gegen Hitler!» vom 30. Januar 1936 (Auszüge) 

Am 1. Februar 1933 versprach Hitler dem deutschen Volke, er werde es nach vier 

Jahren zu einer freien Entscheidung aufrufen. Er hat dieses Versprechen gebrochen. 

Ein Volk, das frei entscheiden soll, muss alle Tatsachen kennen, alle Meinungen 

hören und sich aus ihnen sein Urteil bilden. Es gibt keine freie Entscheidung ohne 

Freiheit der Meinungsäusserung, Freiheit des Zusammenschlusses, der Presse, des 
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Vereins- und Versammlungswesens. Hitler hat alle diese Voraussetzungen einer 

freien Entscheidung zerstört... 

Nach Hitler das Chaos? Nein, Hitler ist das Chaos! Nach Hitler der Bolschewis-

mus? – All’ das, was Hitler dem Bolschewismus vorwerfen kann, hat er selbst in 

der abstossendsten Form verwirklicht. Nur eines hat er nicht getan, was der Bol-

schewismus getan hat. Er hat keine Diktatur gegen das Grosskapital aufgerichtet, er 

schwingt die Peitsche für das Grosskapital. 

Aber der Kampf gegen die Hitlerdiktatur ist nicht die Aufgabe der Arbeiter allein. 

Alle Klassen und Schichten, abgesehen von einer Oberschicht, die aus den gegen-

wärtigen Zuständen Gewinn zieht, sind berufen, an dem Befreiungskampf des Vol-

kes mit gleichen Rechten und Pflichten teilzunehmen. Sein Ziel ist nicht eine neue 

Diktatur an Stelle der alten, nicht die despotische Beherrschung eines Volksteils 

durch einen anderen Volksteil, sondern die Freiheit des ganzen Volkes. 

Freiheit der Meinung in Wort und Schrift, Freiheit der Wissenschaft, der Kunst, 

des religiösen Lebens, Gleichberechtigung aller ohne Unterschied der Partei, der 

Religion und der Rasse! Freiheit und gleiches Recht für alle die, die Freiheit und 

gleiches Recht für alle wollen, unerbittlicher Kampf gegen alle Feinde der Freiheit 

und des gleichen Rechts! 

Längere Auszüge in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 476 f. 

Nr. 319 «Für Frieden, Freiheit und Brot!» Ein Aufruf für die Deutsche Volksfront 

vom Dezember 1936 (Auszüge) 

In Kurzem werden vier Jahre seit Hitlers Machtergreifung vergangen sein. Bei sei-

nem Amtsantritt versprach der «Führer und Reichskanzler» dem Arbeiter, dem 

Bauer und dem gewerblichen Mittelstand Deutschlands Arbeit, Frieden und Wohl-

stand. 

Hitler hat sein Versprechen nicht gehalten. Die Not der Werktätigen in Stadt und 

Land, in Fabriken, Schächten und Kontoren, in Handwerk, Handel und auf den Bau-

ernhöfen hat sich ständig verschärft. Die Unterdrückung der Persönlichkeit wird 

immer brutaler. 

Die Volksinteressen werden rücksichtslos der Vorbereitung eines Krieges geop- 
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fert, der furchtbarer sein wird als alle bisherigen Kriege. Auf dem letzten Nürnber-

ger Parteitag hat Adolf Hitler die Steigerung dieser Politik angekündigt. Sie droht 

nicht nur Deutschland, sondern die ganze Welt in eine entsetzliche Katastrophe zu 

stürzen. Um ihretwillen wird das deutsche Volk gezwungen, dem Rüstungskapital 

immer grössere Opfer zu bringen. 

In Nürnberg haben die Führer der Nationalsozialisten den Kreuzzug gegen die 

Sowjetunion und gleichzeitig gegen die demokratischen Staaten gepredigt. Der 

Ausrottungskampf gegen alle freiheitlichen Bewegungen in der Welt wurde ver-

kündet. Er hat in Spanien begonnen. Deutsche Bomben legen Madrid und andere 

spanische Städte in Trümmer, deutsche Divisionen, ausgerüstet mit allen Mitteln 

der Mordtechnik, stürzen sich auf das heroisch um seine Freiheit kämpfende spani-

sche Volk. 

Das deutsche Volk aber will den Frieden. Es will Deutschlands Existenz nicht 

aufs Spiel setzen, um die oberen Zehntausend in ihrem Besitz und ihren Vorrechten 

zu schützen. Der Friede der Welt und das Glück unserer Heimat sind nur durch den 

Sturz des Naziregimes zu sichern. 

Erfüllt von der Überzeugung, dass die braune Tyrannei einzig und allein durch 

den Zusammenschluss aller zum Kampf für Freiheit und Recht bereiten Deutschen 

gebrochen werden kann, rufen wir unsere Volksgenossen im Reich und im Ausland 

auf, sich in einer deutschen Volksfront zu vereinigen. 

Die Volksfront will keine neue Partei sein. Sie soll ein Bund aller derer werden, 

die entschlossen sind, ihre Kraft für Freiheit und Wohlstand des deutschen Volkes 

einzusetzen. Alle in ihr vereinigten Parteien und Gruppen bleiben ihren besonderen 

weiterreichenden Zielen treu. Alle eint der Wille, die braune Zwangsherrschaft zu 

vernichten... 

Gegen Krieg und Autarkie, für Frieden und Zusammenarbeit! 

Hitler braucht den Krieg um der Erhaltung seiner Herrschaft und um der Errei-

chung der imperialistischen Ziele seiner Auftraggeber willen. Das neue Deutsch-

land braucht den Frieden zur Befestigung seiner jungen Freiheit und für seinen so-

zialen und wirtschaftlichen Aufbau ... 

Schlagen wir in einer Front den, der unser aller Feind ist. 

Unser nächstes Ziel ist der Sturz Hitlers und aller Peiniger des deutschen Volkes! 

Für Freiheit, Frieden und Brot! 
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Der Aufruf trägt folgende Unterschriften: 

                                         
                                         
                                         

     

                               
                                
                   

                          

                   

              
                
               
               
               
              

             
                
             
                     

                       
         

          
        
        

                   
                                     

                                        
                                        
                                          

                                   
                    

          
                                      

             

             
                 
                

                             
               

                                        
     

           
             

            
                          
                  

                                

Vollständiger Text in: Laschitza/Vietzke, S. 361-364; P. Altmann u.a., Der deutsche antifaschi-

stische Widerstand 1933-1945, S. 124-126. 
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Nr. 320 Die Gestapo über illegale Aktivitäten 1937 

Ein ausserordentlich aufschlussreicher «Lagebericht 1937» des Geheimen Staats-

polizeiamtes mit dem Stempel «Geheim!», der über «die kommunistischen, marxi-

stischen und anarcho-syndikalistischen Umtriebe» Auskunft gibt, teilt folgende sta-

tistische Angaben mit, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Gestapo unter Marxi-

sten die Sozialdemokraten verstand: 

A. Statistische Angaben: 

Im Jahre 1937 wurden wegen illegaler kommunistischer Betätigung 8.068 Per-

sonen gegenüber 11.687 Personen im Jahre 1936 festgenommen. 

Davon ist über ca. 50% im Jahre 1937 im Vergleich zu ca. 60% im Jahre 1936 

Haftbefehl verhängt worden. Hierbei handelt es sich nicht in allen Fällen um Per-

sonen, die bis zu ihrer Festnahme illegal tätig waren, sondern ein grosser Teil von 

ihnen ist erst neuerdings einer staatsfeindlichen Tätigkeit in früheren Jahren über-

führt worden. 

Aufgetauchte kommunistische und marxistische Hetzschriften: 

Es sind im Jahre 1937: 927 430 (1936: 1.643.200) Hetzschriften zur Verbreitung 

gelangt, wovon ca. 70% kommunistische Erzeugnisse gewesen sind. 

Die Gesamtzahl setzt sich zusammen aus: 84.000 (1936: 222.000) getarnten Bro-

schüren, 788.000 (1936: 1.234.000) anderen Schriften, die im Buchdruck, sowie 

aus 55.430 (1936: 187.200) Schriften, die im Abzugsverfahren hergestellt waren. 

Verstösse gegen das Heimtückegesetz: 

Es wurden im Jahre 1937 17.168 Verfahren wegen Vergehens gegen das Heim-

tückegesetz eingeleitet. 

Aus: Weisenborn, S. 135. 

Nr. 320 a Verhaftungen von Kommunisten und Sozialdemokraten 1936-1938 

 
Kommunisten Sozialdemokraten 

1936 11.687 1.374 

1937   8.068  733 

1938   3.864  721 

Aus: Mammach, S. 180. 
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Nr. 321 Eröffnungsrede Heinrich Manns auf der Konferenz des «Ausschusses zur 

Vorbereitung einer deutschen Volksfront» in Paris am 10. April 1937 (Auszug) 

Hitler treibt Deutschland in die Kriegskatastrophe. Damit stellt er vor dem deut-

schen Volk die Frage des Schicksals unserer deutschen Heimat. Die Hauptaufgabe 

der deutschen Volksfront kann daher nur sein, gegen Hitlers Kriegspolitik, gegen 

die unerträglichen Rüstungslasten und die Kriegs-Zwangsmassnahmen, für die Er-

haltung des Friedens zu kämpfen. Dieser Kampf für den Frieden, der auch unsere 

Jugend vor der Vernichtung auf dem Schlachtfeld rettet, entspricht den wahren na-

tionalen Interessen des deutschen Volkes. Es ist möglich, den Frieden zu erhalten 

und Millionen Menschen das unermessliche Leid des Krieges zu ersparen, wenn 

Hitler gestürzt wird, bevor er die Brandfackel entzünden kann! 

Jede Hinauszögerung des Kriegsausbruches durch die Stärkung der internationa-

len Friedenskräfte, jeder militärische Erfolg des spanischen Volksheeres gegen die 

Interventionstruppen, jeder Widerstand der deutschen Volksmassen schafft günsti-

gere Möglichkeiten für den Sieg über den Volksfeind Hitler. 

Das grosse einigende Kampfziel aller Freunde des Friedens und der Freiheit in 

Deutschland ist die demokratische Volksrepublik. In dieser demokratischen Volks-

republik wird das deutsche Volk selbst frei über seine Geschicke entscheiden. Es 

wird den Faschismus mit der Wurzel ausrotten. Es wird nicht die folgenschweren 

Fehler und Schwächen von 1918 wiederholen, sondern eine starke Volksmacht ge-

gen die Feinde der Volksfreiheit schaffen. 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 494. 

Nr. 322 Aufruf des sozialdemokratischen Emigrationsvorstandes in Paris  

«An das deutsche Volk!» vom 14. September 1938 

Der Krieg ist in nächster Nähe, in dieser entscheidenden Stunde erklären wir vor 

dem deutschen Volk und der ganzen Welt, dass der Sturz Hitlers das oberste Ziel 

unserer Politik ist. 

Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands ist die letzte Kör-

perschaft, die noch von der sozialdemokratischen Massenorganisation in Deutsch-

land selbst gewählt worden ist. Er spricht für die Partei und darüber hinaus für jene 

438 



Teile des deutschen Volkes, die den Krieg verabscheuen und deren Ziel es ist, in 

Frieden und Freiheit zu leben. 

Die Zerstörung des Weltfriedens ist von Anfang an das Ziel der nationalsoziali-

stischen Politik gewesen. Wenn der Krieg ausbricht, so fällt die ganze Wucht der 

Schuld auf Hitler und sein System. 

Der Sturz Hitlers ist deshalb das Ziel, für das wir kämpfen werden, gemeinsam 

mit der Sozialistischen Arbeiter-Internationale und allen demokratischen Kräften in 

Europa. 

Hitler und der neue deutsche Militarismus sind eins. Die Niederlage und die end-

gültige Überwindung dieses Militarismus sind die Voraussetzungen für den Frieden 

und die Neuorganisation Europas. 

Als verbündete Kraft an der Seite aller Gegner Hitlers, die für die Freiheit und 

die Kultur Europas kämpfen, werden wir im Kriege in diesem Sinne wirken. 

Wir führen diesen Kampf für das deutsche Volk und für das grosse Ziel der Si-

cherung der Freiheit, des Friedens und der Demokratie in Europa. 

Wir rufen dem deutschen Volke zu: Erkämpfe deine Freiheit! Der Sturz des Sy-

stems verkürzt den Krieg, bewahrt Millionen vor dem Tode, rettet das Volk! 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 504 f. 

Nr. 323 Erklärung des ZK der KPD «Gegen die Schmach der Judenpogrome»  

von Mitte November 1938 (Auszüge) 

Getreu den stolzen Traditionen der deutschen Arbeiterbewegung, im wahren Geiste 

der grössten deutschen Dichter und Denker, erhebt die Kommunistische Partei 

Deutschlands ihre Stimme gegen die Judenpogrome Hitlers, die vor der gesamten 

Menschheit die Ehre Deutschlands mit tiefster Schmach bedeckt haben ... 

Es ist eine elende Lüge, dass die Pogrome ein «Ausbruch des Volkszornes» ge-

wesen seien. Sie wurden von langer Hand vorbereitet, befohlen und organisiert al-

lein von den nationalsozialistischen Führern. Sie sollten in Wirklichkeit dazu die-

nen, den wachsenden Volkszorn gegen die nationalsozialistische Diktatur, gegen 

die wahnwitzige Ausplünderung des ganzen deutschen Volkes zugunsten der Rü-

stungsmillionäre und der korrupten Nazibonzen abzulenken auf Unschuldige, mit 

dem Ruf: «Der Jud ist schuld!» ... 

Es sind nicht die Juden, die durch eine fortgesetzte Politik der Gewalt und der 

erpresserischen Drohungen gegenüber den andern Ländern den Frieden gefährden 
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und Deutschland in einen neuen Weltkrieg treiben. Es sind die Krupp, Thyssen, 

Mannesmann, Flick usw., die alten imperialistischen Verderber Deutschlands, die 

Kriegsgewinnler vom letzten Weltkrieg, die Inflationsgewinnler in der Republik, 

die Rüstungsgewinnler von heute, in deren Auftrag Hitler bereit ist, das deutsche 

Volk wieder in einem Krieg hinzuopfern. 

Immer in der Vergangenheit hat die Reaktion, wenn sie ein Volk aufs Schlimm-

ste ausplünderte und die Erbitterung des Volkes fürchtete, sich der schmutzigen 

Mittel der Judenhetze und der Pogrome zum Zwecke der Ablenkung von den wah-

ren Schuldigen am Volkselend bedient. [...] 

Die Kommunistische Partei wendet sich an alle Kommunisten, Sozialisten, De-

mokraten, Katholiken und Protestanten, an alle anständigen und ehrbewussten 

Deutschen mit dem Appell: Helft unseren gequälten jüdischen Mitbürgern mit allen 

Mitteln! Isoliert mit einem Wall der eisigen Verachtung das Pogromistengesindel 

von unserem Volke!... 

Solidarität im Mitgefühl und in der Hilfe für die jüdischen Volksgenossen, Soli-

darität mit den gehetzten Kommunisten und Sozialisten, Solidarität mit den bedroh-

ten Katholiken, Solidarität aller untereinander im täglichen Kampf zur Unterhöh-

lung und zum Sturz des verhassten Naziregimes durch die Schaffung der breitesten 

deutschen Volksfrontbewegung – das ist es, was die Stunde von allen friedens- und 

freiheitsliebenden Deutschen verlangt! 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 509 f. 

Nr. 324 Aufruf des Aktionsausschusses deutscher Kommunisten und Sozialdemo-

kraten vom September 1939 (Auszüge) 

Deutsches Volk! 

Der Krieg ist da – von Hitler herbeigeführt! 

In der Absicht, der ganzen Welt das nazistische Joch aufzuzwingen, und im Inter-

esse des Monopolkapitals, der Krupp, Thyssen, Blohm, Hapag-Helfferich und Kon-

sorten hat die Hitlerregierung von 1933 bis heute durch ihre wahnsinnigen, die 

ganze deutsche Volkswirtschaft zerrüttenden Rüstungen, durch ihr Bündnis mit 

Mussolini und dem Mikado und durch ihre bis zuletzt mit Provokationen gegen die 

Nachbarvölker gespickte Aussenpolitik planmässig auf diesen Krieg hingearbeitet! 

Der Hitlerregierung allein fällt dieser neue Weltkrieg – denn ein solcher wird es 

werden – zur Last! 
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Jetzt kann Deutschland nur noch durch das Volk selbst gerettet werden! Ein Sieg 

Deutschlands ist ausgeschlossen gegen die Übermacht der ganzen übrigen Welt. Die 

Niederlage und der Zusammenbruch sind unabwendbar. Doch die Katastrophe für 

das deutsche Volk wird umso furchtbarer sein, je länger das Massenmorden anhält. 

Daher muss gleich zu Beginn des Krieges das Denken und Handeln jedes verant-

wortungsvollen Deutschen beseelt sein von dem alles umfassenden Ziel: 

Sofortigen und schnellsten Schluss mit dem verbrecherischen Hitlerkrieg, der 

unser Land und Volk zu vernichten droht! Kein «Durchhalten», kein «Aufopfern 

des Letzten» für dieses Verbrechen, sondern: Nieder mit Hitler, nieder mit der na-

zistischen Blutherrschaft, nieder mit der Herrschaft der oberen Zehntausend, die im-

mer Deutschlands Unglück sind! 

Deutsche Werktätige in Stadt und Land! 

Man wird von jedem einzelnen von euch Unmenschliches verlangen. Ihr sollt 

nicht nur auf den Schlachtfeldern und bei den Bombardements der Städte verbluten. 

Ihr sollt als Sklaven in den Rüstungsbetrieben kaserniert und zu schwerster Fronar-

beit, ohne Lohn bei Kohlrübenfrass, gezwungen werden. Alles wird rationiert, jeder 

eigene Wille, jeder eigene Schritt wird verhindert. [...] 

All das könnt ihr verhindern oder schnell zum Abschluss bringen, wenn ihr pas-

siven und aktiven Widerstand leistet. 

Richtet euch nicht nach den Zwangs Verordnungen! 

Wo ihr der offenen Gewalt weichen müsst, umgeht die Zwangsgesetze durch 

Langsamarbeiten, durch Verheimlichen und Beiseiteschaffen aller euch persönlich 

notwendigen Nahrungsmittel und Produkte und vor allem: Durch engste gegensei-

tige Solidarität unter euch Werktätigen selbst! Das ganze Volk in Stadt und Land, 

Arbeiter und Bauern, Angestellte und Mittelständler, alle müsst ihr euch im Kampf 

und Widerstand gegen die Kriegsverbrecher unterstützen und gegenseitig helfen. 

Jeder Denunziant muss von der ganzen Bevölkerung so verachtet werden, dass bald 

keiner mehr von dem Gesindel zu denunzieren wagt... 

Deutsche Werktätige! Wir rufen euch zum Widerstand gegen diesen Krieg und 

die Führer und Verantwortlichen an diesem Verbrechen, nicht, wie euch die Nazis 

sagen, weil wir Vaterlandsverräter wären und den Ruin Deutschlands wollen. 

Nein! Wir wollen das drohende Unglück der völligen Vernichtung und Zerreis-

sung Deutschlands verhindern! Wir wollen ein freies und einiges Deutschland! 

Das aber ist heute nur noch möglich, wenn das deutsche Volk durch die eigene 

Tat, durch den schärfsten Widerstand aller Welt beweist, dass es mit den Brandstif- 
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tern, die den Krieg begonnen haben und lügnerischerweise im Namen des deut-

schen Volkes führen, nichts zu tun hat, ihr Verbrechen nicht decken und verteidigen 

will. 

Nur dann, wenn das deutsche Volk diese Stellung einnimmt, wird es möglich 

sein, die berechtigte Empörung und die militärischen Kräfte der heute gegen 

Deutschland stehenden Völker ausschliesslich gegen die nazistisch-faschistische 

Führung zu konzentrieren und nach ihrer Niederschlagung zu einem schnellen und 

erträglichen Frieden mit dem deutschen Volk zu kommen. 

Wer in diesem Sinne handelt, ist ein wahrer Freund und Vertreter Deutschlands 

und des deutschen Volkes; wirkliche Vaterlands Verräter sind die nazistischen Füh-

rer und Grosskapitalisten, die diesen Krieg heraufbeschworen haben... 

Deutsche Arbeiter und Angestellte! Soweit ihr die Arbeit für Kriegszwecke nicht 

direkt verweigern könnt, hemmt sie und macht passiven Widerstand. Ihr selbst 

kennt dazu tausend, meist nicht sichtbare Mittel. Lasst euch nicht antreiben. Fordert 

und erzwingt in unablässigem Ringen mit allen irgendwie anwendbaren Methoden 

höhere Löhne und Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Auch das ist Kampf ge-

gen den Krieg, der von euch bis zum schliesslichen Entscheidungskampf weiter 

getrieben werden muss. Lasst euch bei Rationierung und Knappheit der Lebensmit-

tel nicht gegen die kleinen Geschäftsleute und Bauern aufhetzen, sondern solidari-

siert euch mit ihnen zu gemeinsamer Abwehr gegen die wirklichen Schuldigen, 

gegen die obere Kriegsclique. 

Deutsche Bauern! Weigert euch, eure Felder und Produkte für den Hitlerkrieg 

herzugeben. Widersetzt euch dem Ablieferungszwang und gebt stattdessen den 

hungernden Werktätigen aus der Stadt, den als «Hamsterer» Beschimpften, eure 

Nahrungsmittelprodukte. Nieder mit der Zwangswirtschaft, weg mit den Nazikon-

trolleuren von euren Höfen! 

Deutsche Mittelständler! Verweigert und umgeht die Kontroll- und Kriegsvor-

schriften für euren Handel und euer Gewerbe, soweit ihr nur könnt. Verhindert, 

dass den Reichen und Nazibonzen die Nahrungsmittel zugeschanzt werden. Tut 

stattdessen alles, um der armen, schwer arbeitenden Bevölkerung die notwendigen 

Konsumartikel zukommen zu lassen. Vereinigt euch mit den Arbeitern und Bauern 

zur deutschen Volksfront gegen Hitlerkrieg und Naziregime! 

Deutsche Soldaten! Deutsche Jugend! 

Lasst euch nicht durch verlogene Goebbels- und Greuelmeldungen in einen 

Kriegs- und Hasstaumel gegen fremde Völker hetzen ... 

Vollständiger Text in: Laschitza/Vietzke, S. 369-372. 
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Nr. 325 Referat von W Pieck auf der Berner Parteikonferenz der KPD am  

30. Januar 1939 (Auszug) 

... Mit der Schaffung der Volksfront steht es gegenwärtig eher noch schlechter als 

mit der Schaffung der Einheitsfront. Im Lande sind überhaupt noch keine ernsten 

Ansätze dazu vorhanden. Es gibt wohl Verbindungen zu Handwerkern, Händlern 

und Intellektuellen, aber von Verbindungen zu den Bauern wissen wir sehr wenig. 

Auch was in der Emigration von uns versucht wurde, um einen Anfang in der 

Volksfront zu schaffen, ist wenig befriedigend. Der Pariser Ausschuss zur Vorbe-

reitung einer deutschen Volksfront ist durch die Machinationen einiger Sozialde-

mokraten wieder vollständig zerfallen. Dabei wird überall sehr viel von der Not-

wendigkeit der Volksfront geredet und geschrieben. Es haben sich die verschieden-

sten Gruppen gebildet, die von sich behaupten, dass sie die Volksfront zum Sturze 

des Hitlerfaschismus wollen, es herrscht aber überall die grösste Verwirrung über 

das Wesen und die Aufgaben der Volksfront. Einige möchten die Kommunisten 

davon ausschalten, andere wieder verstehen darunter sogar ein Bündnis der Werk-

tätigen mit Teilen der Bourgeoisie, was im Grunde genommen auf die Fortsetzung 

der Koalitionspolitik hinausläuft. Wir müssen demgegenüber ganz klar zum Aus-

druck bringen, dass die Volksfront das Bündnis der Arbeiterklasse mit den Bauern, 

dem Mittelstände und den Intellektuellen, also ein Bündnis der Werktätigen gegen 

den Hitlerfaschismus ist. Selbstverständlich wird im Kampfe gegen den Faschismus 

auch ein vorübergehendes Zusammengehen mit Teilen der Bourgeoisie möglich 

sein, aber dieses Zusammengehen ist nicht auf eine Stufe mit dem Bündnis der Ar-

beiterklasse mit den Bauern und anderen Werktätigen zu stellen. Dieses Bündnis 

richtet sich nicht nur gegen den Hitlerfaschismus, sondern ist auch auf die Aufrich-

tung und Sicherung einer demokratischen Volksrepublik gerichtet, in der nicht 

mehr die Bourgeoisie, sondern die Volksfront die Führung haben wird. Es ist schon 

aus diesem Grunde sicher, dass die Bourgeoisie aus ihrem Klasseninteresse heraus 

gegen eine solche Republik auftreten wird ... 

Längere Auszüge in: Geschichte der Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 511-513. 
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Nr. 326 Aufruf des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale von  

Anfang November 1939 (Auszug) 

Der Krieg tobt im Herzen Europas. Die herrschenden Klassen Englands, Frank-

reichs und Deutschlands führen Krieg um die Herrschaft über die Welt. Dieser 

Krieg ist die Fortsetzung des vieljährigen imperialistischen Streites im Lager des 

Kapitalismus. Drei der reichsten Staaten – England, Frankreich und die Vereinigten 

Staaten von Amerika – herrschen über die wichtigsten Weltstrassen und Absatz-

märkte. Sie haben die entscheidenden Rohstoffquellen an sich gerissen. In ihren 

Händen befinden sich riesige wirtschaftliche Ressourcen. Sie haben sich mehr als 

die Hälfte der Menschheit unterworfen. Die Ausbeutung der Werktätigen, die Aus-

beutung der unterdrückten Kolonialvölker verhüllen sie mit dem Trugbild einer fal-

schen Demokratie, um die Massen umso leichter zu betrügen. Gegen ihre Weltherr-

schaft, für die eigene Vorherrschaft kämpfen andere kapitalistische Staaten, die die 

Arena der kolonialen Expansion später betreten haben. Sie wollen die Rohstoff- 

und Lebensmittelquellen, die Goldvorräte und die Menschenmassen der Kolonien 

zu ihren Gunsten neu aufteilen. Das ist der wahre Sinn dieses Krieges, der ein un-

gerechter, reaktionäres und imperialistischer Krieg ist. An diesem Kriege tragen 

alle kapitalistischen Regierungen und die herrschenden Klassen der kriegführenden 

Staaten in erster Linie Schuld. 

Diesen Krieg kann die Arbeiterklasse nicht unterstützen. Gegen einen derartigen 

Krieg haben die Kommunisten stets gekämpft. Sie haben die Werktätigen wieder-

holt gewarnt, dass die herrschenden Klassen für Hunderte Millionen Menschen ein 

vernichtendes, blutiges Gemetzel vorbereiten. Die Bourgeoisie hat Jahre hindurch 

zu diesem Krieg gerüstet... 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 531 f. 

Nr. 327 Politische Plattform der KPD vom 30. Dezember 1939 (Auszüge) 

Ausgehend von dieser taktischen Orientierung steht vor der Partei in der gegenwär-

tigen Situation als Hauptaufgabe: die Organisierung des Kampfes für die Beendi-

gung des Krieges, die Befestigung und Vertiefung der Freundschaft des deutschen 

Volkes mit der Sowjetunion, die Verhinderung des Kriegsplanes der englischen und 
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französischen Imperialisten, die Stärkung der politischen und organisatorischen 

Kraft der werktätigen Massen innerhalb Deutschlands ... 

Dem werktätigen Volke, dem im Kriege die schwersten Opfer und Entbehrungen 

auferlegt sind, werden von dem herrschenden Regime alle Rechte vorenthalten, 

über die Lebensfragen des Volkes seine Meinung zu sagen und in Versammlungen 

oder in der Presse seine berechtigten Forderungen zu vertreten ... 

Eng verbunden mit dem Kampfe der werktätigen Massen für ihre politischen 

Rechte in Deutschland muss der Kampf gegen die nationale Unterdrückung des 

österreichischen, tschechischen, slowakischen und polnischen Volkes durch den 

deutschen Imperialismus und der Kampf für ihr volles Selbstbestimmungsrecht ge-

führt werden. Die Germanisierungs- und Ausplünderungsmassnahmen in den an-

nektierten Ländern und die Propaganda des grossdeutschen Chauvinismus sind nur 

Wasser auf die Mühlen der kriegerischen Aggression des englischen und französi-

schen Imperialismus, erzeugen nur bittere Feindschaft in diesen Völkern gegen das 

deutsche Volk und hindern den gemeinsamen Kampf der deutschen, österreichi-

schen, tschechischen, slowakischen und polnischen Arbeiterklasse gegen Imperia-

lismus und Kapitalismus. Unmittelbar ist der Kampf zu führen für die Zurückzie-

hung der Gestapo und der SS, für die Freilassung der Gefangenen, Liquidierung der 

Konzentrationslager und für die volle Selbstverwaltung des Volkes und Entfaltung 

seiner nationalen Kultur... 

Die grosskapitalistischen Kräfte wälzen die ganze Last des Krieges auf die 

Schultern der werktätigen Massen. Die nationalsozialistische Behauptung, dass in 

Deutschland fortschrittliche soziale Verhältnisse bestanden, dass eine gleich-

mässige Verteilung der Lasten erfolge, dass keine Kriegsgewinne zugelassen wür-

den, dass es einen deutschen Sozialismus gäbe, entspricht nicht den Tatsachen. Es 

ist notwendig, den Massen den Widerspruch zwischen den nationalsozialistischen 

Behauptungen und den Tatsachen zum Bewusstsein zu bringen, den Schwindel über 

die angebliche «Volksgemeinschaft» zu enthüllen und den Kampf um die Verbes-

serung der Lebenshaltung der werktätigen Massen und um die Erhaltung der Volks-

gesundheit zu führen. 

Längere Auszüge in: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 532-534. 
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Nr. 328 Aufruf von Funktionären der KPD und der Gewerkschaften, von deut-

schen Schriftstellern und Künstlern in der Sowjetunion im Januar 1942 (Auszüge) 

An das deutsche Volk! 

...Zu unerhörten Schandtaten ist unser Volk missbraucht worden. Durch die 

Söhne unseres Volkes lässt Hitler fremde Länder mit Feuer und Schwert verwüsten 

und über ganz Europa Mord, Plünderung und Versklavung tragen. Wo immer auch 

die deutschen Truppen ihren Fuss hinsetzen mögen – da ziehen Armut und Elend 

bei den Völkern ein, da werden Racherufe und Verwünschungen gemarterter, ge-

demütigter Menschen laut, da lodert grimmiger Hass der Völker auf... 

Der gerechte Hass der Völker gegen die Mörderhorden, die unter deutscher 

Flagge ein Land nach dem anderen überfallen, dieser gerechte Hass muss jedem 

ehrlichen Deutschen zu denken geben und ihn mit grösster Unruhe und Besorgnis 

erfüllen. 

In Polen wird das Volk systematisch durch Hunger, Hinrichtungen, Zwangs- und 

Strafarbeit ausgerottet. 

In Jugoslawien: Galgen und Berge von Leichen. 

In Frankreich, in der Tschechoslowakei: schändliche Geiselmorde. 

In Belgien, in Holland, in Norwegen, in Griechenland: Plünderungen, Zuchthaus 

und Mordtaten. 

Doch alle diese Verbrechen, die den deutschen Namen mit Schmach und 

Schande bedeckt haben und sehr bald unerbittliche Vergeltung fordern werden – 

alle diese Verbrechen verblassen vor den planmässig organisierten Bestialitäten 

der Nazihenker in den von ihnen vorübergehend besetzten Gebieten der Sowjet-

union. 

Erfüllt von tiefster Liebe zum deutschen Volke, erfüllt von glühendstem Hass 

gegen die Henker, die unser Volk erniedrigen und es zu ihren Verbrechen missbrau-

chen, wenden wir uns an Deutschlands Frauen und Männer, wenden wir uns an 

Deutschlands Jugend! ... 

Denkt an die Ströme von Blut, die Hitler nach der Machteroberung in Deutsch-

land vergossen hat! 

Denkt an die zu Tode Gemarterten in Dachau und Oranienburg, an alle die Greu-

eltaten, die im Flüsterton von Mund zu Mund gingen! Damals waren es Deutsche, 

die von den Hitlerkreaturen gepeinigt, misshandelt, zu Tode gequält wurden. Zügel-

loser noch rast ihr Terror in fremden Ländern. Nichts aber ist vergleichbar mit dem, 
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was an Plünderung, Mordtaten und Bestialitäten ah russischen Arbeitern und Bau-

ern verübt wird. 

Jeder von Euch muss wissen: die Augen vor diesen Tatsachen schliessen, an ih-

nen stillschweigend vorübergehen heisst, sich an diesen Verbrechen mitschuldig 

machen. 

Wir wissen, viele deutsche Soldaten sind nicht so tief gesunken, dass sie selber 

solche Bestialitäten begehen. Doch wer von den Millionen Deutschen an der Front 

und in der Heimat nicht den Mut aufbringt, diese Schmach und Schande bei ihrem 

Namen zu nennen, wer nicht mithilft, ihr ein Ende zu machen, wird selbst zum 

Mitschuldigen an diesen Verbrechen! 

Wir können und wollen nicht zulassen, dass Hitler, dieser Volksverderber, sei-

nen teuflischen Plan verwirklicht, das ganze Volk zu seinem Komplizen zu ma-

chen, um es mit sich in den Abgrund zu reissen. 

Wir können nicht zulassen, dass am Tag des Gerichts der Völker, dem Tag, der 

unvermeidlich näher und näher rückt, Ankläger in allen Ländern aufstehen und sa-

gen: 

Die Deutschen haben mein Haus niedergebrannt! 

Die Deutschen haben meine Frau vergewaltigt! 

Die Deutschen haben mein Kind ermordet! 

Die Deutschen haben mein Land verwüstet! 

Die Deutschen haben mein Volk gemartert! 

Nein, wir wollen, dass an diesem schicksalsschweren Tag unser deutsches Volk 

mit vollem Recht sagen kann: Wir Deutschen fanden in uns selbst die Kraft, uns 

gegen die Hitlerschurken zu erheben! Nicht durch Worte, sondern durch Taten ha-

ben wir selbst uns von diesen Verbrechern getrennt. Wir selbst halfen der Mensch-

heit, mit Hitler und seiner Mörderbande abzurechnen! ... 

Rettet Deutschland, solange es noch nicht zu spät ist! 

Soldaten der Wehrmacht! Macht Schluss mit dem verbrecherischen Eroberungs-

krieg! Hört nicht auf Eure Offiziere! Schiesst nicht auf die russischen Arbeiter und 

Bauern! 

Schafft in allen Truppenteilen Soldatenkomitees zum Kampf gegen den Krieg 

und gegen Hitler! 

Kehrt Eure Waffen um gegen den Feind im eigenen Lande, gegen den Volks-

feind Hitler und sein mörderisches Regime! 

Geht mit der Waffe in der Hand auf die Seite der Roten Armee über! 

Arbeiter und Arbeiterinnen Deutschlands! Erhebt Euch zum Kampf gegen die 

Hitlerbande, gegen das niederträchtige Regime des Krieges, des Hungers und der 
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Konzentrationslager! Bringt die Werkbänke zum Stehen! Macht die Maschinen, die 

Mordinstrumente herstellen, unbrauchbar! Arbeitet langsamer! Protestiert gegen 

die Zwangsabzüge! Weigert Euch, noch weitere Opfer zu bringen, sie verlängern 

nur den Krieg! 

Schafft illegale Betriebsvertrauensleute zur Führung des Kampfes gegen Krieg 

und Hitlerfaschismus, für ein neues freies Deutschland! 

Bereitet Euch auf Massenstreiks und Massendemonstrationen zur Beendigung 

des Krieges und zum Sturze Hitlers vor! 

Deutsche Bauern und Bäuerinnen! Protestiert gegen den verbrecherischen Krieg, 

der Eure Wirtschaft ruiniert! Versteckt die Produkte vor den Hitlerbanden! Ver-

bergt Eure Söhne, Brüder und Männer, die in die Hitlerarmee einberufen werden 

sollen! Fordert das Recht des freien Marktes! Sabotiert die Kriegssteuern! 

Deutsche Frauen! Fordert die sofortige Heimkehr Eurer Männer, Brüder und 

Söhne von der Front und aus den besetzten Ländern! Haltet die Militärzüge an, die 

an die Front abgehen! 

Mütter und Frauen! Schreibt Euren Söhnen und Männern, sie sollen ihr Leben 

retten und sich der Roten Armee gefangengeben. 

Deutsche Jugend! Hitler hat Euch das Schönste im Leben – die Jugendzeit – 

genommen und Euch in die Arbeitsdienstlager geworfen. Verweigert die Arbeits-

dienstpflicht! Verlasst die Arbeitsdienstlager und kehrt zu Euren Familien zurück! 

Fort mit Hitler und mit seiner Mörderbande! Nieder mit dem Naziregime! 

Es lebe das neue, freie Deutschland! 

Vollständiger Text in: Laschitza/Vietzke, S. 385-389. 

Nr. 329 Todesurteil des Volksgerichtshofes, 1. Senat, gegen Bernhard Bästlein, 

Franz Jacob und Anton Saefkow vom 5. September 1944 (Auszüge) 

Anton Saefkow, Franz Jacob und Bernhard Bästlein haben als Spitzenfunktionäre 

einer im Jahre 1943 von den ersten beiden gegründeten Organisation den kommu-

nistischen Hochverrat vorbereitet und zugleich den Feind des Reiches begünstigt. 
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Auch haben sie durch ihre Hetzparolen es unternommen, die Wehrkraft des deut-

schen Volkes zu zersetzen. 

Sie sind für immer ehrlos und werden mit dem Tode bestraft... Sämtliche Ange-

klagten haben als Spitzenfunktionäre, vornehmlich in Berlin, sich massgeblich am 

Aufbau der illegalen KPD, Jacob und Bästlein zudem auch schon in den Jahren 

1941 und 1942 in Hamburg beteiligt. Gemäss der ihnen bekannten revolutionären 

Zielsetzung der KPD kam es, wie sie offen bekennen, allen Angeklagten darauf an, 

durch ihre organisatorische und propagandistische Arbeit den militärischen und in-

neren Zusammenbruch Deutschlands und damit die gewaltsame Beseitigung des 

ihnen verhassten deutschen nationalsozialistischen Staates herbeizuführen ... Durch 

ihre Umsturz Vorbereitungen haben sich die Angeklagten der gemeinschaftlichen 

Vorbereitung des Hochverrats ... schuldig gemacht, zugleich aber auch der landes-

verräterischen Feindbegünstigung. ... Denn es bedarf keiner besonderen Begrün-

dung, dass derjenige, der im Kriege durch Aufbau einer kommunistischen Organi-

sation zur Niederlage des Grossdeutschen Reiches beiträgt, bewusst unseren 

Kriegsfeinden überaus wertvolle Hilfe leistet. Durch die von ihnen betriebene Hetz- 

und Zersetzungspropaganda gegenüber der inneren und äusseren Front und durch 

Unterstützung der Bestrebungen des im Dienst der Feindmächte stehenden «Natio-

nalkomitee Freies Deutschland» haben sie es schliesslich zielstrebig unternommen, 

die Widerstandskraft des deutschen Volkes zum Durchstehen in diesem schweren 

Schicksalsringen zu zerstören und somit auch Wehrkraftzersetzung ... begangen ... 

Darin ist die Todesstrafe zwingend vorgeschrieben, es sei denn, dass ein leichter 

Fall angenommen werden kann. Davon kann in vorliegendem Fall überhaupt keine 

Rede sein. Saefkow, Jacob und Bästlein sind alte kommunistische Funktionäre, die 

von einem abgründigen Hass gegen unseren Führer und unseren Staat erfüllt sind 

und daraus selbst in der Hauptverhandlung keinen Hehl gemacht haben. Sie sind 

unbelehrbar und unverbesserlich. Die wegen Vorbereitung zum Hochverrat von ih-

nen verbüssten Strafen haben ebensowenig Eindruck bei ihnen hinterlassen wie ihr 

nachfolgendes Verweilen im Konzentrationslager. Sie haben vornehmlich im fünf-

ten Kriegsjahr die KPD in einem derartigen Umfang wieder aufgezogen und die 

Wehrmacht zu zersetzen gesucht, dass hier für das Reich die allerschwersten Ge-

fahren heraufbeschworen wurden ...Sie haben sich durch ihre Verrattat für immer 

ehrlos gemacht, so dass auch formell ein dahingehender Ausspruch zu erfolgen 

hatte ... 

Aus: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, S. 605 f. 
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3.  Der 20. Juli 

Nr. 330 Stellungnahme des Generalstabschefs Beck zu Hitlers Ausführungen am  

5. November 1937 (Niederschrift vom 12. November 1937; Auszüge) 

Die Grösse der Gegnerschaft Frankreichs und Englands gegen einen Raumund 

Machtzuwachs Deutschlands sei nicht verkannt. Die Gegnerschaft jedoch als un-

umstösslich bzw. unüberwindlich anzusehen, erscheint nach den bisherigen völlig 

unzureichenden Versuchen ihrer Beseitigung nicht am Platze. Die Politik ist die 

Kunst des Möglichen. Alle drei Völker sind zugleich auf der Welt, noch dazu in 

Europa. Da heisst es doch wohl zunächst, alle Möglichkeiten, sich zu arrangieren, 

erschöpfen, zumal angesichts des gegenseitigem Stärkeverhältnisses. Ausserdem ist 

es auch für den Fall eines späteren Bruches klüger... 

Die chronologische Unterscheidung in drei Fälle ist anfechtbar, da sie nur von 

einem Teil der in Frage kommenden Faktoren, den im Voraus bekannten, ausgehen 

kann. 

Fall I: Die militärische Begründung ist nicht Sache des Staatsmannes und von 

Fachleuten nachzuprüfen bzw. zu geben. Die militärpolitischen, finanziellen, wirt-

schaftlichen und seelischen Grundlagen sind überhaupt nicht behandelt. Der 

Schluss: spätestens 1943/45 muss die deutsche Raumfrage daher gelöst werden, 

wirkt in seiner mangelnden Fundierung niederschmetternd. 

Fall II: wird nach wie vor für ganz unwahrscheinlich gehalten. Wunschgedanke. 

Fall III: Frankreich wird immer genügende Kräfte gegen Deutschland zur Hand 

haben ... 

Tscheche! und Österreich als Überschussländer dürften überschätzt sein, auch im 

günstigsten Falle würde nur eine relativ geringe Besserung unseres Ernährungs- 

und Rohstoffpotentials eintreten. 

Die militärpolitisch mögliche Lage nach einer Eingliederung der Tscheche! und 

Österreichs bedarf gründlicher Untersuchung. 

Die Zweckmässigkeit, den Fall Tscheche! (evtl, auch Österreich) bei sich bieten-

der Gelegenheit zu bereinigen und dafür Überlegungen anzustellen und Vorberei-

tungen im Rahmen des Möglichen zu treffen, wird nicht bestritten. Die über die 

Voraussetzungen einer solchen Gelegenheit angestellten Betrachtungen bedürfen 
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aber einer weit gründlicheren und umfassenderen Untersuchung, als sie aus der Nie-

derschrift der Besprechung entnommen werden kann. 

Vollständiger Text in: B. Scheurig (Hg.), Deutscher Widerstand 1938-1944. Dokumente,  
München 1969, S. 29-31. 

Nr. 331 Generalstabschef Becks Denkschrift vom 16. Juli 1938 (Auszüge) 

Unter gewissenhafter Berücksichtigung und Prüfung aller mir seitdem bekanntge-

wordenen weiteren Unterlagen besteht für mich heute kein Zweifel mehr, dass ein 

gewaltsames militärisches Vorgehen Deutschlands gegen die Tschechoslowakei zu 

einem sofortigen militärischen Eingreifen Frankreichs und damit auch Englands ge-

gen uns führen würde ... 

Wir stehen also der Tatsache gegenüber, dass ein militärisches Vorgehen 

Deutschlands gegen die Tschechoslowakei automatisch zu einem europäischen 

oder einem Weltkrieg führen wird. Dass ein solcher nach menschlicher Voraussicht 

mit einer nicht nur militärischen, sondern auch allgemeinen Katastrophe für 

Deutschland endigen wird, bedarf von meiner Seite aus wohl keiner weiteren Aus-

führung mehr. 

1. Die Aussicht, in absehbarer Zeit die Tschechoslowakei durch eine militäri-

sche Aktion zu zerschlagen, ohne sofort Frankreich und England auf den Plan zu 

rufen, besteht nicht. Die Aussicht, die Tschechoslowakei militärisch zu überfallen 

oder sie auch nur in einem geringen Bereitschaftsgrade zu treffen, ist heute noch 

weniger gegeben als vor anderthalb Monaten, und es ist mit Sicherheit damit zu 

rechnen, dass diese Sachlage sich vorerst nicht ändern wird ... 

4. Eine ausreichende Rückendeckung im Westen ist selbst bei Erfüllung des vor-

genommenen Ausbauprogramms nicht zu erreichen, weil zur Führung einer «Ab-

wehrschlacht» ein gewisses Mindestmass an Kräften gehört, das nicht vorhanden 

ist... 

Auf Grund meiner vorausgegangenen Darlegungen halte ich mich heute für ver-

pflichtet – im Bewusstsein der Tragweite eines derartigen Schrittes, aber unter Be-

rufung auf die mir nach meiner Dienstanweisung für die Vorbereitung und Ausfüh-

rung eines Krieges erwachsende Verantwortung –, die dringende Bitte auszuspre-

chen, den Obersten Befehlshaber der Wehrmacht zu veranlassen, die von ihm be-

fohlenen Kriegsvorbereitungen einzustellen und die Absicht der gewaltsamen Lö-

sung der tschechischen Frage solange zurückzustellen, bis sich die militärischen 
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Voraussetzungen dafür grundlegend geändert haben. Zur Zeit halte ich sie für aus-

sichtslos, und diese meine Auffassung wird von allen mir unterstellten Oberquar-

tiermeistern und Abteilungschefs des Generalstabes, soweit sie mit der Frage der 

Vorbereitung und Ausführung des Krieges gegen die Tschechoslowakei dienstlich 

befasst sind, geteilt... 

Am 18. August 1938 reichte Beck wegen dieser Meinungsverschiedenheiten seinen Abschied ein; 

nach gelungenem Putsch 1944 sollte er das Amt des Staatspräsidenten übernehmen; vollständiger 

Text der Denkschrift in: Scheurig, S. 31-34. 

Nr. 332 Statement v. Hassells vom Februar 1940 (Auszug) 

I. Es ist äusserst wichtig, diesen unsinnigen Krieg so schnell als möglich zu 

beenden. 

II. Diese Notwendigkeit besteht, weil die Gefahr immer grösser wird, dass Eu-

ropa vollkommen zerstört und vor allem bolschewisiert wird. 

III. Für uns bedeutet Europa nicht ein Schlachtfeld oder eine Machtbasis, son-

dern hat «la valeur d’une patrie», in deren Rahmen ein gesundes, lebenskräftiges 

Deutschland gerade im Hinblick auf das bolschewistische Russland ein unentbehr-

licher Faktor ist. 

IV. Das Ziel des Friedensschlusses muss eine dauernde Befriedung und Gesun-

dung Europas auf fester Grundlage und eine Sicherheit gegen baldiges Wiederauf-

flammen kriegerischer Auseinandersetzungen sein. 

V. Hierfür ist Bedingung, dass die Vereinigung Österreichs (und des Sudeten-

landes) mit dem Reich ausserhalb der Erörterung steht. Ebenso kommt ein Wieder-

aufrollen von Grenzfragen im Westen Deutschlands nicht in Frage, während die 

deutsch-polnische Grenze im Wesentlichen mit der deutschen Reichsgrenze im 

Jahre 1914 übereinstimmen muss. 

Von Hassell war bis 1937 Botschafter in Italien, nach seiner Abberufung im Vorstand des «Mittel-

europäischen Wirtschaftstages» tätig; er hatte Beziehungen zu höchsten Industriekreisen und war 

1944 als Anwärter für den Aussenministerposten im Falle eines gelungenen Putsches vorgesehen; 

vollständiger Text des Statements in: Scheurig, S. 39 f. 
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Nr. 333 Warnung des Reichsaussenministers von Ribbentrop durch Staatssekretär 

von Weizsäcker vor einem Kriege gegen die Sowjetunion vom 28. April 1941 

(Auszüge) 

Ich kann meine Auffassung über einen deutsch-russischen Konflikt in einem Satz 

zusammenfassen: Wäre jede niedergebrannte russische Stadt für uns ebensoviel 

wert wie ein versenktes englisches Kriegsschiff, dann würde ich den deutsch-russi-

schen Krieg in diesem Sommer befürworten; ich glaube aber, dass wir gegen Russ-

land nur militärisch gewinnen, dagegen wirtschaftlich verlieren würden ... 

Dass wir militärisch bis Moskau und darüber hinaus siegreich vordringen, halte 

ich für selbstverständlich. Ich bezweifle aber durchaus, dass wir das Gewonnene 

gegen die bekannte passive Resistenz der Slawen ausnutzen könnten. Ich sehe im 

Russischen Reich keine tragfähige Opposition, welche das kommunistische System 

ablösen und sich uns anschliessen sowie sich uns dienstbar machen könnte. Wir 

hätten also wahrscheinlich mit dem Fortbestand des Stalin-Systems in Ostrussland 

und in Sibirien und mit dem Wiederaufleben von Feindseligkeiten im Frühjahr 1942 

zu rechnen. Das Fenster nach dem Pazifischen Ozean bliebe zugeschlagen. 

Ein deutscher Angriff auf Russland würde den Engländern nur neuen morali-

schen Auftrieb geben. Er würde dort bewertet als deutscher Zweifel am Erfolg un-

seres Kampfes gegen England. Wir würden damit nicht nur zugeben, dass der Krieg 

noch lange dauern werde, sondern könnten ihn auf diesem Wege geradezu verlän-

gern, statt ihn abzukürzen. 

Weizsäcker. 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. 5, S. 300 f. 

Nr. 334 Denkschrift von Beck und Goerdeler «Das Ziel» von Anfang 1941  

(Auszüge) 

... II. Das aussenpolitische Ziel 

Unter Berücksichtigung aller Erkenntnisse unserer eigenen Geschichte, der Ge-

schichte anderer Völker, der in der Welt wirkenden Kräfte und der gegenwärtigen 

Lage lassen sich folgende aussenpolitische Bestandteile politischen Totalzieles her-

ausstellen: 
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1. Alle zusammenwohnenden Deutschen gehören in einen Nationalstaat. dabei 

ist es keine Schwächung, sondern im Gegenteil eine Stärkung deutscher Geltung, 

wenn auch ausserhalb der so zu bestimmenden Grenzen des Deutschen Reiches 

starke deutsche Teile wohnen. Diese Teile können aber nur Träger des Deutschtums 

bleiben, wenn sie sich in den fremden Nationalstaat einordnen. Nur dann haben sie 

und das Deutsche Reich die Möglichkeit, ihnen Erhaltung und Pflege des deutschen 

Wesens zu sichern. 

2. Die Natur der Menschen und die zentrale Lage Deutschlands in einem Kreis 

anderer Nationalstaaten zwingt das Deutsche Reich zur Erhaltung einer ausreichen-

den starken Wehrmacht. Sie ist auch aussenpolitisch durchzusetzen. Ob sie später 

der Kern europäischer militärischer Kräfte werden kann, muss der Entwicklung vor-

behalten bleiben. Möglichkeit und Ziel sind ins Auge zu fassen. Die Erhaltung der 

deutschen Wehrmacht ist so wichtig, dass dieser Gesichtspunkt für Zeit und Art der 

Beendigung dieses Krieges in den Vordergrund zu stellen ist. Die Wehrmacht ist 

auch als innenpolitische Klammer und als Erziehungsschule des Volkes unerläss-

lich; sie bedarf aber hierzu der vollen Wiederherstellung und Achtung soldatischer 

Tugenden. Diese kann sie nur auf einer sittlich reinen Grundlage haben und erhal-

ten. 

3. Die Entwicklung der Technik verlangt grössere wirtschaftliche Räume, als sie 

das 19. Jahrhundert geschaffen hat. Diese Erkenntnis ist heute Gemeingut fast aller 

Menschen der weissen und gelben Rassen. Europa war vor diesem Krieg zu einer 

solchen Zusammenfassung bereit und hat bereits ausserhalb Deutschlands die ver-

schiedensten Ansätze in dieser Richtung gemacht (Oslogruppe, Balkanbund). Der 

für Deutschland in Betracht kommende Grosswirtschaftsraum ist sicherlich Europa. 

Aber abgesehen davon, dass er zumindest für die beiden nächsten Jahrzehnte infolge 

der Rückständigkeit Russlands nicht ausreicht, wäre es schwächlicher Verzicht, 

wenn wir nicht unsere Leistungsfähigkeit auch in den übrigen Teilen der Welt aus-

nutzen wollten. Setzen wir sie in diesem Sinne eroberungslustig um den Erdball 

herum in allen Richtungen ein; nur hüten wir uns vor der Annahme, dass diese Art 

der Eroberung irgendetwas mit militärischer Eroberung zu tun hätte! 

Der Wirtschaftsraum Europa kann mit Aussicht auf lange dauernden Bestand nur 

durch organische Zusammenfassung selbständiger europäischer Nationalstaaten 

und nicht durch Zusammenraffung erreicht werden. Auch hierzu sind, wie vor ei-

nem Jahrhundert seitens Preussens in Deutschland geschehen, die geistigen, wirt-

schaftlichen und seelischen Kräfte in erster Linie einzusetzen. Die zentrale Lage,  
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die zahlenmässige Stärke und die hochgespannte Leistungsfähigkeit verbürgen dem 

deutschen Volk die Führung des europäischen Blocks, wenn es sie sich nicht durch 

Unmässigkeit oder durch Machtsuchtmanieren verdirbt. Es ist dumm und anmas-

send, vom deutschen Herrenmenschen zu sprechen. Es ist töricht, für sich selbst 

Achtung vor der nationalen Ehre und Selbständigkeit zu verlangen und sie anderen 

zu versagen. In die Führung Europas wird diejenige Nation hineinwachsen, die ge-

rade die kleinen Nationen achtet und ihre Geschicke mit weisem Rat und weiser 

Hand, nicht mit brutaler Gewalt zu leiten versucht... 

Es ist nicht zu kühn gesagt, dass bei rechtzeitigem Handeln, d.h. Abbruch des 

Krieges zugunsten eines sinnvollen politischen Systems, der europäische Staaten-

bund unter deutscher Führung in 10 bis 20 Jahren Tatsache sein wird. Wird der 

Zeitpunkt verpasst, so ist an die deutsche Führung überhaupt auf lange Zeit gar 

nicht zu denken ... 

Im Osten kann eine fruchtbare wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit 

mit einem bolschewistischen Russland sich nicht entfalten. Es kann jederzeit fest-

gestellt werden, dass das bolschewistische System des Kollektivismus, der Seelen-

losigkeit, des mechanischen Organisierens und der Gottlosigkeit die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des russischen Volkes nicht so entwickelt hat, wie es bei diesem 

an Naturschätzen reichen Lande möglich gewesen wäre. Alle Erfahrungen der Ge-

schichte warnen uns vor militärischen Zwangseingriffen. Er kann ungeahnte natio-

nale Kräfte auf den Plan rufen. Unter allen Umständen empfiehlt sich ständige Füh-

lung mit England, den USA, China und Japan. Das Ziel muss sein, Russland all-

mählich in eine europäische Zusammenfassung einzubeziehen; denn in seinen wei-

ten Räumen liegen die Rohstoffe und Nahrungsmittelmöglichkeiten, die die Lage 

eines zusammengefassten Europa allen anderen Weltteilen gegenüber erheblich ver-

bessern. 

4. Es ist nützlich, dass das Deutsche Reich Kolonien hat. Die Annahme, dass 

dies notwendig sei, ist von rein materiellen Erwägungen aus irrig. Wir können alle 

kolonialen Produkte im freien Wettbewerb in allen Ländern der Welt ebenso billig 

und ebenso gut kaufen wie in eigenen Kolonien ... 

Das deutsche Volk wird sich, nachdem es einmal Kolonialbesitz hatte, immer 

gedemütigt fühlen, wenn es vom Kolonialbesitz ausgeschlossen bleibt. Auch ist 

nicht zu verkennen, dass die Betätigung in Kolonien dem Landwirt, dem Kaufmann, 

dem Industriellen, dem Beamten, dem Soldaten die Möglichkeit bietet, überschüs-

sige Kräfte unter schweren Bedingungen einzusetzen, Erfahrungen zu sammeln, 

weiteren Blick zu gewinnen, und dass Kolonien der Pionierlust der Jugend ein Wir-

kungsfeld eröffnen. 
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Ein geschlossenes Kolonialgebiet in Afrika wird einem weit verzettelten im All-

gemeinen vorzuziehen sein. 

5. Auf diesen Grundlagen ist ein möglichst/re/er Gütertausch mit allen Teilen 

der Welt zu pflegen. Der Popanz, dass der freie Handel eine jüdische Erfindung sei 

oder sonst irgendetwas Unerfreuliches an sich habe, ist barer Unsinn. Freier Handel 

bedeutet freien Wettbewerb; freier Wettbewerb bedeutet Kampf zur Erzielung 

höchster Leistungen. Der freie Handel ist also nicht unerfreulich, sondern eher hel-

disch zu nennen. Gegen ihn sperren sich auch nur unfähige Menschen und unfähige 

Völker. Der freie Handel ist nur soweit zu beschränken, als es Wohlfahrt und Si-

cherung des eigenen Volkes unbedingt notwendig machen. Das deutsche Volk muss 

weniger aus Gründen der nationalen Sicherheit als aus Gründen der Gesunderhal-

tung einen lebensfähigen Bauernstand haben. Dauernder Aufenthalt in der Gross-

stadt ruiniert die Familie ... 

In den vergangenen Jahren ist zweifellos ein Unrecht durch Enteignung, Zerstö-

rung usw. jüdischen Besitzes und Lebens in Deutschland grossgezogen, das wir vor 

unserem Gewissen und der Geschichte nicht verantworten können. Hier werden die 

Möglichkeiten einer Neuordnung erst dann geprüft und gelöst werden können, wenn 

der ganze Umfang des Geschehens feststeht. Es wird sich dann ergeben, dass wir 

im Hinblick auf unsere Stellung in der Welt und auf unser eigenes Gewissen aus 

eigenem Antrieb den Weg zur Heilung beschreiten müssen. Neben der Verfolgung 

dieses Zieles müssen diejenigen Sofortmassnahmen ergriffen werden, die aus 

aussenpolitischen Gründen zur Entgiftung der öffentlichen Meinung notwendig, zur 

Wiederherstellung der deutschen Selbstachtung unerlässlich und aus klarem und 

uns vollkommen bewusstem Gerechtigkeitsgefühl geboten sind: 

a) die Beschränkungen der Juden auf dem Gebiete des Ernährungs-, des Woh-

nungs- und des Fernsprechwesens, der kulturellen Betätigung, der Gesundheits-

pflege, der Namensgestaltung sind aufzuheben; 

b) die Gettos in den besetzten Gebieten sind menschenwürdig zu gestalten; über 

ihr weiteres Schicksal bestimmen die zuständigen einheimischen Behörden mit Ge-

nehmigung der Militärgouverneure, da z.B. die Polen zu der Frage anders stehen als 

die Holländer ... 

III. Innenpolitik 

2. Geistesfreiheit 

a) Alle Beschränkungen der Freiheit des Geistes, des Gewissens und der For-

schung werden sofort aufgehoben ... 
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4. Wirtschafts-Organisation 

a) Auf allen Gebieten der Wirtschaft bleiben die bisherigen Organisationen 

(Gruppen) einstweilen bestehen. Wir haben Reichsnährstand, Bauernführer, Wirt-

schaftsgruppen, Fachgruppen, Bezirksgruppen, Innungen usw. Ihre Vereinfachung 

wird der Wirtschaft selbst überlassen; die Wirtschaftslage nach diesem Kriege wird 

sie schon zu den erforderlichen Einschränkungen zwingen. Damit die Wirtschaft 

sich auch auf organisatorischem Gebiete verständig und verantwortungsbewusst 

regt, ist allen wirtschaftlichen Organisationen sofort die Selbstverwaltung zu über-

tragen. Die Führer werden wieder unter die unerlässliche Kontrolle von gewählten 

Organen gestellt. Die bisherigen Führer bleiben einstweilen in Verantwortung; aus-

nahmsweise kann der Reichswirtschaftsminister sie vorläufig versetzen. Im Übri-

gen wählen die überall bestehenden Beiräte innerhalb von zwei Wochen neue Füh-

rer oder bestätigen die jetzigen ... 

Diese Gruppenorganisationen der Wirtschaft werden durch entsprechende Grup-

penorganisationen der Angestellten und A rbeiter mit Zwangsmitgliedschaft er-

gänzt. Wahl des Vorstandes und der Vorsitzenden erfolgt wie bei jenen Gruppen. 

Auch hier bedarf der Vorsitzende und sein Stellvertreter der Bestätigung durch den 

Staat. Die Aufgaben dieser Angestellten- und Arbeitergruppen entsprechen den 

Aufgaben der Untemehmergruppen. Ihnen obliegt insbesondere die organische 

Vertretung und Gestaltung der Interessen der Arbeiter und Angestellten... 

Diese Gruppen der Gefolgschaftsglieder und Unternehmer treten beruflich, ört-

lich, bezirklich usw. auf, um die Arbeitsverträge teils für den Betrieb, teils für den 

Ort, teils für den Bezirk, teils für das Reich festzulegen. Über die Gestaltung und 

den Inhalt dieser Verträge liegen so zahlreiche Erfahrungen der Vergangenheit und 

der Gegenwart vor, dass sich besondere staatliche Eingriffe erübrigen. Der Staat hat 

durch Gesetze nur festzulegen, dass die Löhne Leistungslöhne sein müssen und 

nicht reine Zeitlöhne sein dürfen. Denn nicht darauf kommt es an, dass der Mensch 

eine bestimmte Zeit hindurch arbeitet, sondern darauf, was er leistet. Wer in einer 

Stunde das Dreifache leistet wie ein anderer, muss selbstverständlich wesentlich 

besser entschädigt werden als dieser. An den Sozial-, Urlaubs- und sonstigen Ar-

beiterschutzbestimmungen ist nichts grundsätzlich zu ändern. Kommen diese Grup-

pen über die Arbeitsverträge nicht zur Verständigung, so vermitteln letztlich und 

hilfsweise die Reichsgruppen unter Aufsicht des Staates, der sich der Treuhänder 

der Arbeit bedient. Einschaltung der Kammern wird grundsätzlich in Aussicht ge-

nommen, bleibt aber der Entwicklung vorbehalten. Streiks und Aussperrungen blei-

ben verboten. Sie sind und bleiben ein Missbrauch individueller Freiheit gegenüber 



dem Wohle des Ganzen. An ihre Stelle tritt letztlich die ausgleichende Entschei-

dung des Staates ... 

In jeder Kammer und jeder ihrer Abteilungen Gruppe Unternehmer, Gruppe An-

gestellte, Gruppe Arbeiter. Angestellte und Arbeiter werden hiermit in die verant-

wortliche Mitarbeit an Wirtschaftsfragen einbezogen. Sie sollen und müssen diese 

Verantwortung tragen. Nur Verantwortung und Wissen heilen sie von vernunftwid-

rigen und phantastischen wirtschaftlichen und politischen Ideen und Anforderun-

gen... 

5. Wirtschaftspolitik 

... Die zweite von der Natur gesetzte Grundlage ist die Erkenntnis, dass höchste 

Leistung nur im Kampf erzielt werden kann. In der Wirtschaft ist Kampf gleich 

Wettbewerb. Also müssen auf allen Gebieten möglichst viele schöpferische und 

ausführende Kräfte in Wettbewerb miteinander treten. Dritte Grundlage ist die Er-

kenntnis, dass der Mensch umso mehr leistet, je klarer das Ergebnis seiner Leistung 

sein eigenes Schicksal bestimmt. Nur wenn der Faule den Misserfolg, der Fleissige 

den Erfolg als Gestalter seines Lebens empfindet, durchzustehen und durchzuset-

zen hat, wird höchste Leistung geboren. Daraus folgert, dass die Wirtschaft am blü-

hendsten wird, in der der Staat oder ein anderer Zusammenschluss dem Einzelnen 

möglichst viel Risiken belässt und möglichst wenig Risiken abnimmt. Also keiner-

lei Kollektivwirtschaft, die immer in Unfruchtbarkeit und Hunger enden muss, son-

dern möglichst viele Einzelwirtschaften. Daher muss die staatliche Wirtschaftspo-

litik bewusst und geradezu fanatisch darauf verzichten, die Wirtschaft zu gängeln... 

Der Leistungskampf darf in einem geordneten Staats- und Volkskörper kein un-

gehemmter sein, sonst könnte er in den Krieg aller gegen alle ausarten. Er muss 

durch bestimmte Gebote und Verbote in Grenzen gehalten werden. Die bestehen-

den Gesetze reichen hierzu aus. Sie sind von einigem Rankenwerk, das in den letz-

ten Jahren beigefügt wurde, zu befreien ... 

Diese Wirtschaftsgesinnung, die weiter nichts ist als ein Anerkenntnis harter Na-

turgesetze und die daher auch keine Theorien verträgt, ist wie das kleine Einmaleins 

auf allen Schulen und in allen Berufen zu lehren. Dies nicht rechtzeitig erkannt und 

getan zu haben, war der Fehler des 19. Jahrhunderts. Früher war ein solcher Unter-

richt nicht notwendig; er ist es erst geworden, seitdem die aufgesplitterte Arbeits-

teilung dem Menschen die natürlichen wirtschaftlichen Zusammenhänge verdeckt 

hat. Dieser Erkenntnis ist auch durch entsprechende Besetzung der Lehrstühle an 

den Hochschulen Rechnung zu tragen. Für Mutloses und fanatisches Theoretisieren 

ist kein Raum mehr ... 
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10. Staatsjugend 

Aus dev Hitlerjugend wird die Staatsjugend. Die Spitzenorganisation der HJ 

wird sofort aufgelöst, ihr Vermögen sichergestellt. An ihre Stelle tritt ein in Erzie-

hungsfragen bewährter General... 

In der Grossstadt muss dies Zusammenfinden organisiert werden. Es ist notwen-

dig, um auch schon im jugendlichen Menschen das klassengelöste Gefühl der 

Volksgemeinschaft stark werden zu lassen. Nichtsdestoweniger bleibt die natürliche 

Grundlage der Jugendorganisation die Klasse und die Schule. In der Klasse ist der 

Turn- und Sportlehrer der gegebene Jugendführer. Für die Schule ist ein dazu be-

sonders geeigneter Lehrer, der Soldat gewesen ist, mit dieser Aufgabe zu betrauen. 

Die Gleichaltrigen sind auch bezirklich zusammenzufassen. Zur Führung sind Of-

fiziere berufen, die besondere pädagogische Begabung haben und für diesen Zweck 

besonders geschult werden. Solchen Kräften liegen auch die Gauzusammen-

schlüsse und der Reichszusammenschluss ob ... 

 

11. Wehrmacht 

... Notwendig erscheint, dass die Achselstücke in der traditionellen Form und 

Farbe wieder ausschliesslich dem Offizier vorbehalten werden. Für Polizei und Be-

amte sind andere Achselstücke einzuführen, die so prächtig und schön wie möglich 

sein mögen. Aber man wird einen Korpsgeist in der Armee im Sinne der Hochach-

tung bewährter Tradition nur erzielen, wenn man Portepee und Achselstück wirk-

lich wieder zu einer selteneren Erscheinung macht, als sie es jetzt geworden sind. 

Die Waffen-SS-Formationen werden in die Wehrmacht eingegliedert und ihr sofort 

unterstellt. 

 

12. Arbeitsdienst 

Der Arbeitsdienst war eine aus der Not der Zeit geborene wohltätige Einrich-

tung... 

Der Arbeitsdienst für junge Mädchen wird sofort aufgehoben; sie haben genü-

gend Möglichkeiten der handfesten Beschäftigung im Hause ... 

An die Spitze des Arbeitsdienstes für Männer wird ein General gestellt. Er prüft 

alle Führer daraufhin, ob sie die geeigneten sittlichen und charakterlichen Voraus-

setzungen für eine so ernste Aufgabe erfüllen. Wenn nicht, sind sie zu entlassen. 

Gegen Arbeitslosigkeit werden sie durch entsprechende Staatsmassnahmen ge-

schützt. Ihre Stellen werden mit dazu geeigneten Offizieren besetzt ... 

 

17. Partei 

Die waffentragenden Gliederungen werden sofort aufgelöst. Die Aufgaben der 

NSV werden den Gemeinden, Kreisen, Gauen übertragen. Alle Gesetze und Ver- 
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ordnungen werden sofort aufgehoben, die der Partei irgendeinen Einfluss auf öf-

fentliche, wirtschaftliche oder kulturelle Aufgaben übertragen. Der Partei wird so-

fort die Eigenschaft als Hoheitsträger und Körperschaft des öffentlichen Rechts ge-

nommen. Im Übrigen bleibt sie bestehen. Die Meinungen müssen und werden sich 

bald von selbst klären ... 

IV Verfassung 

1. Reichsaufbau von unten nach oben 

Alle dezentralisierten Aufgaben sind bei den Gemeinden, Stadt- und Landkreisen 

und bei den Gauen zusammenzufassen. Diese Verwaltungen sind wieder voll als 

organische Selbstverwaltungen auszubauen ... 

9, Der Reichsführer 

In Betracht kommen: Erbkaiser, Wahlkaiser, auf Zeit gewählter Führer. Eine 

ideale Lösung, d.h. eine solche, die für alle Fälle das Richtige vorausbestimmt, gibt 

es nicht. Es lässt sich vom Verstand her unendlich vieles zur Begründung der Kraft 

des monarchischen Gedankens in Deutschland sagen. Vieles liegt aber im Gefühls-

mässigen. Manche bitteren Erfahrungen der neueren Geschichte können auch gegen 

die monarchische Verfassung angeführt werden. 

Das Entscheidende scheint zu sein, dass 

1. Deutschland wie kein anderes europäisches Land aus Landesteilen zusam-

mengesetzt ist, deren Entwicklung, wie z.B. die Ostpreussens und Württembergs, 

um fast 1’000 Jahre zeitlich auseinander liegt; 

2. das deutsche Volk von allen Völkern, das französische nicht ausgenommen, 

vielleicht den stärksten Soldatentrieb und -geist in sich trägt und daher 

3. eine Staatsspitze notwendig ist, die aus einer überlegenen Tradition heraus 

und aus einer nie abreissenden Verantwortung vor der Zukunft die Spannungen und 

Gefahren, die in den zu 1. und 2. erwähnten Tatsachen begründet sind, auszuglei-

chen und zu vermeiden weiss. Sonst erscheint allzu leicht ein Missbrauch der Span-

nungen und eine Missleitung der Leidenschaften möglich. 

Man muss sich also aus kalter Vernunft für die monarchische Staatsspitze ent-

scheiden... 

Goerdeler, 1934-1937 Reichspreiskommissar, war für den Fall eines gelungenen Putsches 1944 als 

Reichskanzler vorgesehen, Beck, wie schon erwähnt, als Staatspräsident; vollständiger Text der 

Denkschrift in: Scheurig, S. 53-129. 
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Nr. 335 Friedensplan Goerdelers, zur Übermittlung an die britische Regierung 

bestimmt, vom 30. Mai 1941 (Auszug) 

Folgende von der deutschen Gruppe verfolgten Friedensziele werden als Grundlage 

von Verhandlungen vorgeschlagen: 

1. Wiederherstellung der vollen Souveränität der während des Krieges von den 

Kriegsparteien besetzten neutralen Länder. 

2. Bestätigung der vor dem Kriege erfolgten Anschlüsse von Österreich, Sudeten-

land, Memelland an Deutschland. 

3. Wiederherstellung der Grenzen Deutschlands von 1914 gegenüber Belgien, 

Frankreich, Polen. 

4. Festsetzung der europäischen Ländergrenzen auf Grund des nationalen 

Selbstbestimmungsrechtes durch eine Friedenskonferenz sämtlicher Staaten. 

5. Rückgabe der deutschen Kolonien oder gleichwertiger Kolonialgebiete unter 

gleichzeitiger Einrichtung eines internationalen Mandatarsystems für alle Ko-

lonien. 

6. Keine Kriegsentschädigungen, gemeinsamer Wiederaufbau. 

7. Abbau der Zollgrenzen. 

Vollständiger Text in: Scheurig, S. 52 f. 

Nr. 336 Geheime Denkschrift Goerdelers, für die Generalität bestimmt, über die 

Notwendigkeit eines Staat Streichs, vom 26. März 1943 (Auszüge) 

... Als wichtig ist hier nur zu erwähnen, dass man einen Weltkrieg nicht mit einer 

unfähigen militärischen Oberleitung und nicht mit einer abenteuerlichen politi-

schen Führung gewinnen kann. Entscheidend ist die Tatsache, dass jetzt die deut-

schen Kräfte auf allen Gebieten sich dem Zustande des Verbrauchtseins nähern, 

dass wir uns in der absteigenden Linie befinden, während der Kräfteeinsatz der 

Gegner noch einer erheblichen Steigerung fähig ist. 

Im Inneren sind die Grundlagen von Recht, Anstand, Sittlichkeit und Ehrliebe, 

der Sinn für Menschlichkeit und Verantwortungsbewusstsein zerstört ... 

So wird durch sie unser Vaterland nicht nur wirtschaftlich, sondern sittlich all-

mählich bolschewisiert. Der russische Bolschewismus, den ich schroff ablehne und 
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der heute in seinen Leistungen weit überschätzt wird, wird von ihr nur als Popanz 

zur Rechtfertigung verlustreicher Kriegsführung und zur Aufpulverung des deut-

schen Spiessers benutzt nach der Devise: haltet den Dieb! 

Den stärksten Ausdruck findet die Erschütterung der sittlichen Grundlagen des 

Staatslebens in der immer weiter um sich greifenden Korruption ... 

Das Volk fühlt von Woche zu Woche klarer, dass die höchste Pflicht des Mannes, 

für das Vaterland das Leben einzusetzen, zu selbstsüchtigen oder unsinnigen Zielen 

missbraucht wird. 

Hitler ist kein Feldherr, es wäre auch erstmalig in der Geschichte der Völker, 

dass ein Mann die Führung einer Millionenmacht meistern könnte, ohne in harter 

Schule sich bestimmte Grundelemente zu eigen gemacht zu haben, deren Erlernung 

selbst einem Moltke notwendig war ... 

Die seelische Schwungkraft lässt immer mehr nach. Das ist schon deshalb nicht 

anders möglich, weil die Grundlage für die Entwicklung seelischer Kräfte ge- oder 

zerstört ist. [...] 

Mit den bisher angewandten Mitteln und in dem bisher geübten Verfahren kann 

überhaupt kein Krieg gewonnen werden. In diesem Krieg hat sich falsche oberste 

Führung bereits so tiefgehend ausgewirkt, dass es nicht mehr möglich ist, mit mili-

tärischen Mitteln den Kriegswillen der Gegner zu brechen und so zu einem guten 

Ende zu kommen. Aber durch Zusammenwirken anständiger und verständiger po-

litischer und militärischer Führung ist die Lage noch zu retten ... 

Welche Ziele sind denn noch durch richtiges Handeln erreichbar? 

Der Bestand des Reichs in den Grenzen von 1914, vermehrt um Österreich und 

Sudetenland. Vielleicht wird es notwendig sein, sich mit den Franzosen auf die 

Sprachgrenze zu verständigen, wie sie etwa 1918 oder 1938 feststellbar ist... 

Auch die führende Stellung Deutschlands auf dem Kontinent kann noch erarbei-

tet werden. 

Erreichbar ist sogar noch die Wiedergewinnung Südtirols. Wir wissen, dass die 

Entente 1919 nicht sehr freudig dieses Gebiet an Italien gegeben hat. Sie wird es 

heute mit Vergnügen an Deutschland zurückfallen lassen, wenn wir selbst fähig 

sind, es zu besetzen. Der Raub dieses Gebietes durch Italien war eine solche bevöl-

kerungspolitische Infamie, dass wir uns nicht zu scheuen brauchen, diesen Raub 

wiedergutzumachen. Ich mache überdies darauf aufmerksam, dass die Wiederge-

winnung Südtirols das beste Mittel wäre, um Österreich im deutschen Reichsver-

bande aus freien Stücken zu halten. 
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Dagegen ist der Zeitpunkt, Kolonien jetzt zu erwerben, verpasst. Das wäre wohl 

vor einem Jahr noch möglich gewesen. Ich habe rechtzeitig darauf aufmerksam ge-

macht. Heute stehen wir vor der Frage, ob wir es noch verantworten können, an der 

Kolonialfrage einen im Augenblick noch möglichen, eben skizzierten Frieden 

scheitern zu lassen ... 

Dagegen ist noch zu erreichen, dass man sich darauf einigt, nach einem gewissen 

Zeitraum im Rahmen der ostasiatischen Bereinigung und eines grösseren Weltab-

kommens auch über die Beteiligung Deutschlands an Verwaltung und Besitz von 

Kolonien sich zu verständigen ... 

Die beiden angelsächsischen Weltreiche haben wie Deutschland ein Lebensin-

teresse daran, dass der Bolschewismus nicht weiter nach Westen vordringt. Nur 

Deutschland kann den Bolschewismus aufhalten. Wenn Deutschland durch Kriegs-

verlust und ungünstigen Frieden geschwächt wird, dann findet der Bolschewismus 

leichteren, vielleicht allzu leichten Weg nach dem Westen. 

England hat ein Lebensinteresse daran, dass kein starkes Russland aus diesem 

Kriege hervorgeht... 

Deutschland bedarf einer monarchischen Spitze, die eine stetige Innen- und Aus-

senpolitik gewährleistet. Eine wählbare Spitze vermag das nicht, jedenfalls nicht 

nach Charakter und Tradition der Deutschen. Es ist wichtig zu wissen, dass in Son-

derheit die Arbeiter heute eine monarchische Spitze mittragen würden, die ihnen 

als Verkörperung des BefreiungsWerkes erscheint... 

Ich bin gefragt worden, ob es nicht richtiger sei, zunächst einmal erst, etwa im 

Winter oder Frühsommer 1944, Russland durch einen entscheidenden Schlag so 

weit zu schwächen, dass es als ernsthafter Kriegsgegner ausscheidet. Ich unterstelle, 

dass dies möglich ist. Meine Antwort muss trotzdem ein klares Nein sein. Wir ha-

ben nicht mehr so viel Zeit, um einen solchen militärischen Erfolg, selbst wenn er 

möglich sein sollte, abzuwarten; denn in der Zwischenzeit vollziehen sich auf allen 

Gebieten alle jene Entwicklungen, die oben dargelegt sind ... 

Vollständiger Text in: Scheurig, S. 170-196. 

Nr. 337 Entwurf des Kreisauer Kreises vom 9. August 1943für eine «Erste Weisung 

für die Landesverweser» (Auszüge) 

... Die anliegenden Grundsätze, die sich angesichts der Mannigfaltigkeit der Ent-

wicklungsmöglichkeiten auf das Fundamentale beschränken, sollen sicherstellen, 
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dass bei möglicherweise ungünstiger Kriegsentwicklung ein gleichgerichteter 

Wille des Deutschen den anderen Nationen gegenübertritt. 

Die freiheitlich gesonnene deutsche Arbeiterschaft und mit ihr die christlichen 

Kirchen vertreten und führen diejenigen Volkskräfte, aus denen heraus der Aufbau 

in Angriff genommen werden kann. Sie allein garantieren in diesem Augenblick 

auf Grund ihrer fortwirkenden geistigen Überlieferung, dass die Substanz des deut-

schen Volkes als die einer Kulturnation gewahrt bleibt und sein Zusammenhalt als 

Staatsnation aus seiner gegenwärtigen Gefährdung gerettet werden kann ... 

Der Landesverweser ist dem Reich verantwortlich für die Gestaltung der politi-

schen, kulturellen und wirtschaftlichen Kräfte des Landes: 

Er soll für die Rechtssicherheit, persönliche Freiheit und echte Mitverantwortung 

der gesamten Landesbevölkerung Sorge tragen und so dem politischen Ausdrucks-

willen des Landes in seiner natürlichen Entfaltung und in der angestrebten Selbst-

verwaltung dem besonderen Charakter der Landschaften zur Geltung verhelfen. 

Der Landesverweser soll in engem Einvernehmen mit den anerkannten Kultur-

trägern des Landes dem Neuaufbau einer christlichen Erziehung und damit einer 

echten Erneuerung des geistigen Lebens den Weg bahnen. Hierzu ist vor allem eine 

alsbaldige, auf beiderseitiges Vertrauen gegründete Zusammenarbeit von Land und 

Kirche erforderlich. 

Zu diesem Zweck haben sie unverzüglich Verbindung mit Vertretern der Kirchen 

ihres Landes aufzunehmen. 

Insbesondere soll der Landesverweser die verantwortliche Mitwirkung der 

Werktätigen in Verwaltung und Wirtschaft herbeiführen. Zu diesem Zweck treten 

sie unverzüglich mit den Beauftragten der deutschen Gewerkschaft in Verbindung, 

die als allein berechtigte Vertreterin der Werktätigen anzuerkennen ist... 

Aus wichtigen Stellungen sind alle irgendwie führenden Nationalsozialisten 

grundsätzlich zu entfernen... 

Alle Gesetze und Anordnungen, die Einzelne wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten Nation, Rasse oder Religion benachteiligen, sind nicht anzuwenden; 

darauf beruhende diskriminierende Massnahmen sind sofort aufzuheben. Darüber 

hinaus bleiben die bestehenden Gesetze und Verwaltungsanordnungen zunächst 

grundsätzlich in Kraft. 

Alle Massnahmen, die der Aufrechterhaltung der Kampfkraft der deutschen 

Wehrmacht oder in einem späteren Zeitpunkt der geordneten Demobilmachung 

dienen, sind als Reichsaufgaben mit Vorrang vor allen anderen sachlichen Aufga- 
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ben durchzuführen; die dafür notwendigen Leistungen sind ohne Rücksicht auf et-

waigen Widerstand durchzusetzen. 

Es muss unter allen Umständen vermieden werden, dass die geordnete Weiter-

führung des bestehenden wirtschaftlichen Aufbringungs- und Verteilungssystems 

gestört wird. Eingriffe in den Versorgungsstrom und Lockerungen des Kartensy-

stems sind die grösste Gefahr ... 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 436-439. 

Nr. 338 Entwurf des Kreisauer Kreises «Grundsätze für die Neuordnung Deutsch-

lands» vom 9. August 1943 (Auszüge) 

Die Regierung des Deutschen Reiches sieht im Christentum die Grundlage für die 

sittliche und religiöse Erneuerung unseres Volkes, für die Überwindung von Hass 

und Lüge, für den Neuaufbau der europäischen Völkergemeinschaft. 

Der Ausgangspunkt liegt in der verpflichtenden Besinnung der Menschen auf die 

göttliche Ordnung, die sein inneres und äusseres Dasein trägt... 

Das Reich bleibt die oberste Führungsmacht des deutschen Volkes. Seine politi-

sche Verfassung soll von echter Autorität, Mitarbeit und Mitverantwortung des 

Volkes getragen sein. Sie beruht auf der natürlichen Gliederung des Volkes: Fami-

lie, Gemeinde und Land. Der Reichsaufbau folgt den Grundsätzen der Selbstver-

waltung. In ihr vereinigen sich Freiheit und persönliche Verantwortung mit den Er-

fordernissen der Ordnung und Führung. 

Dieser Aufbau soll die Einheit und die zusammenfassende Führung des Reiches 

sichern und seine Eingliederung in die Lebensgemeinschaft der europäischen Völ-

ker ermöglichen. 

Die politische Willensbildung des Volkes vollzieht sich in einem Rahmen, der 

für den Einzelnen überschaubar bleibt. Auf den natürlichen Gliederungen der Ge-

meinde und Kreise bauen sich landschaftlich, wirtschaftlich und kulturell zusam-

mengehörige Länder auf. Um eine wirksame Selbstverwaltung zu ermöglichen, sol-

len die Länder etwa die Zahl von 3 bis 5 Millionen Einwohner umfassen... 

Der Reichstag wird von den Landtagen gewählt. Wählbar ist jeder männliche 

Reichsbürger, der das 27. Lebensjahr vollendet hat... 

Die Reichsregierung begrüsst die entschlossene Mitarbeit der beiden grossen 

christlichen Kirchen an der öffentlichen Lebensgestaltung. Die öffentliche Aus- 
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übung der gottesdienstlichen, seelsorgerischen und erzieherischen Wirksamkeit der 

beiden christlichen Kirchen wird nicht behindert und steht unter dem Schutz der 

Reichsregierung. Die Entfaltung religiösen Schrifttums wird wieder ermöglicht. Im 

gesamten Bildungswesen sowie in Film und Rundfunk erhält das christliche Ge-

dankengut wieder den ihm gebührenden Platz ... 

Die Staatliche Schule ist eine christliche Schule mit Religionsunterricht als 

Pflichtfach für die Angehörigen der beiden Konfessionen. Der Unterricht wird im 

Auftrage der Kirchen nach Möglichkeit durch Geistliche erteilt. 

Alle in der Wirtschaft tätigen Menschen haben gleiche Mindestpflichten zu er-

füllen. Zu diesen Mindestpflichten gehören Ehrlichkeit und Sauberkeit in der Wirt-

schaftsführung, Vertrags- und Arbeitstreue im Rahmen der abgeschlossenen Ver-

träge. 

Die Existenzsicherung der Werktätigen ist um ihrer Menschenwürde willen Auf-

gabe der Wirtschaftsführung... 

Zugleich sind alle Anstrengungen zu machen, um das durch die schweren Wirt-

schaftsschäden des Krieges zunächst beeinträchtigte Existenzminimum möglichst 

bald und allgemein zu heben. Die dazu erforderlichen Leistungen sind von dem 

Einzelnen, dem Betriebe, den Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft, der 

Deutschen Gewerkschaft und dem Staat aufzubringen unter Berücksichtigung der 

Sicherung auch der von dem Werktätigen abhängigen Familie. 

Die Reichsregierung sieht die Grundlage des Wiederaufbaues der Wirtschaft in 

einem geordneten Leistungswettbewerb, der sich im Rahmen staatlicher Wirt-

schaftsführung vollzieht und hinsichtlich seiner Methoden unter ständiger staatli-

cher Aufsicht steht. 

Wo die vorhandenen Bindungen und Verflechtungen der Wirtschaft (Monopole, 

Kartelle, Konzerne) diesen Leistungswettbewerb ausschliessen, ist es Aufgabe der 

Wirtschaftsführung, die Grundsätze des geordneten Leistungs wettbewerbs zur 

Geltung zu bringen und die Interessen der Gesamtheit zu wahren. 

Das Gemeinschaftsinteresse der Wirtschaft an den Grossindustrien erfordert in 

besonderem Masse bei diesen Industriezweigen eine straffe Wirtschaftsführung des 

Staates. Schlüsselunternehmen des Bergbaues, der eisen- und metallschaffenden 

Industrie, der Grundchemie und Energiewirtschaft werden in das Eigentum der öf-

fentlichen Hand überführt werden. Die Betriebe der öffentlichen Hand sind nach 

den allgemeinen für die Wirtschaft geltenden Grundsätzen zu führen und zu beauf-

sichtigen. 

Die wirtschaftliche Führung des Reiches wird über die Einflussnahme auf Märk- 
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te und Grossindustrien die Wirtschaftspolitik der Länder fördern und für einen mög-

lichst reibungslosen Ablauf des wirtschaftlichen Prozesses sorgen. Die Reichsre-

gierung fördert die Entwicklung des Betriebes zu einer Wirtschaftsgemeinschaft 

der in ihm schaffenden Menschen. In einer solchen «Betriebsgewerkschaft» ge-

nannten Gemeinschaft wird die Beteiligung der Belegschaft an der Betriebsführung 

und an den Betriebsergebnissen, insbesondere dem Wertzuwachs des Betriebes, 

zwischen dem Eigentümer des Betriebes und der Vertretung der Belegschaft ver-

einbart. Diese Vereinbarung unterliegt der Genehmigung der wirtschaftlichen 

Selbstverwaltungskörperschaft des Landes ... 

Die Gewerbekammern und Landwirtschaftskammern werden paritätisch aus Be-

triebsführern und Belegschaftsvertretern zusammengestellt, die durch Wahl ermit-

telt werden. Die Landeswirtschaftskammer wird gebildet von den in sie entsandten 

Vertretern der Gewerbekammern und Landwirtschaftskammern ... 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 439-446. 

Nr. 339 Entwurf der vorgesehenen Regierungserklärung für den Fall des gelunge-

nen Putsches (Auszüge) 

... Erste Aufgabe ist die Wiederherstellung der vollkommenen Majestät des Rechts. 

Die Regierung selbst muss darauf bedacht sein, jede Willkür zu vermeiden, sie 

muss sich daher einer geordneten Kontrolle durch das Volk unterstellen. Während 

des Krieges kann diese Kontrolle nur vorläufig geordnet werden. Einstweilen wer-

den lautere und sachkundige Männer aus allen Ständen und Gauen in einen Reichs-

rat berufen werden, diesem Reichsrat werden wir Rede und Antwort stehen, seinen 

Rat wollen wir einholen .. 

Gott hat uns in seiner Ordnung des Weltalls, in seiner Schöpfung und in seinen 

Geboten die Notwendigkeit des Rechts gegeben. Er hat uns Einsicht und Kraft ver-

liehen, die irdischen Einrichtungen zu ihrer Sicherung im Recht zu gründen. Dazu 

ist es notwendig, Unabhängigkeit, Unversetzbarkeit und Unabsetzbarkeit der Rich-

ter wiederherzustellen. Wir wissen wohl, dass viele von ihnen nur unter dem Druck 

des äussersten Terrors gehandelt haben; aber es wird mit unbeugsamer Strenge 

nachgeprüft werden, ob darüber hinaus Richter das Verbrechen begangen haben, 

das Recht zu beugen. Die Schuldigen werden entfernt werden. Um das Vertrauen 

des Volkes in die Rechtspflege wiederherzustellen, werden grundsätzlich Laien bei 
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der Urteilsfindung in Strafsachen mitwirken. Das gilt auch für die vorläufig einge-

setzten Standgerichte ... 

Die Sicherheit der Person und des Eigentums werden wieder gegen Willkür ge-

schützt sein. Nur der Richter darf nach dem Gesetz in diese persönlichen Rechte 

des Einzelnen, die für den Bestand des Staates und für das Glück der Menschen 

unerlässlich sind, eingreifen. 

Die Konzentrationslager werden sobald wie möglich aufgelöst, die Unschuldigen 

entlassen, Schuldige dem ordentlichen gerichtlichen Verfahren zugeführt werden. 

Aber ebenso erwarten wir, dass niemand Lynchjustiz vollzieht. Wenn wir die 

Majestät des Rechts wiederherstellen wollen, müssen wir alle Energie gegen per-

sönliche Vergeltung aufwenden, die aus dem Erleiden von Unrecht und aus der 

Verwundung der Seele menschlich nur zu begreiflich ist. Wer irgendetwas auf dem 

Herzen hat, erstatte Anzeige, an welcher öffentlichen Stelle er will. Seine Anzeige 

wird an die richtige Stelle weitergeleitet werden ... 

Die mit politischen Vorwänden erfolgten Uk-Stellungen sind aufgehoben. Jeder 

wehrfähige Mann kann an der Front beweisen, was er ist und wie es mit seinem 

Willen zum Durchhalten steht. Maulhelden wollen wir nicht mehr dulden. 

Zur Sicherung des Rechts und des Anstandes gehört die anständige Behandlung 

aller Menschen. Die Judenverfolgung, die sich in den unmenschlichsten und un-

barmherzigsten, tief beschämenden und gar nicht wiedergutzumachenden Formen 

vollzogen hat, ist sofort eingestellt. Wer geglaubt hat, sich am jüdischen Vermögen 

bereichern zu können, wird erfahren, dass es eine Schande für jeden Deutschen ist, 

nach solchem unredlichen Besitz zu streben. Mit Marodeuren und Hyänen unter 

den von Gott geschaffenen Geschöpfen will das deutsche Volk in Wahrheit auch 

gar nichts zu tun haben. 

Wir empfinden es als eine tiefe Entehrung des deutschen Namens, dass in den 

besetzten Gebieten hinter dem Rücken der kämpfenden Truppe und ihren Schutz 

missbrauchend, Verbrechen aller Art begangen worden sind. Die Ehre unserer Ge-

fallenen ist damit besudelt. Auch hier werden wir für Sühne sorgen. 

Wer die Kriegszeit dort draussen benutzt hat, um sich die Taschen zu füllen oder 

von der Linie der Ehre abgewichen ist, wird hart zur Rechenschaft gezogen werden. 

Die Familie als die Urzelle völkischer Gemeinschaft wieder zu gestalten, ist eine 

unserer vornehmsten Aufgaben. Dazu brauchen wir den Einfluss des Elternhauses, 

die Kraft der Religion, die Mitarbeit aller Kirchen. Nur auf einer ernsten und ver- 
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antwortungsbewussten Vorstellung von der Lebensgemeinschaft der Ehe kann sich 

ein sauberes und gesundes Familienleben aufbauen. Der Doppelmoral muss der 

Kampf angesagt werden, wenn nicht unsere Kinder verkommen sollen; denn wie 

können Eltern von den Kindern Sauberkeit verlangen, die nicht selbst sich in Zucht 

halten und den Kindern das beste Beispiel geben. Das Leben unseres Volkes wird 

nur gesunden, wenn die Familien wieder gesund werden. 

Wir wollen keine Spaltung unseres Volkes. Wir wissen, dass viele aus Idealis-

mus, in Verbitterung über das Diktat von Versailles und seine Auswirkungen und 

über manche nationale Unwürde in die Reihen der Partei eingetreten sind, andere 

unter dem äussersten Zwang wirtschaftlicher und sonstiger Druckmittel. Das Volk 

darf sich nicht hiernach scheiden. Alle Deutschen, die deutsch fühlen und handeln, 

gehören zusammen. Die einzige Scheidung, die zu vollziehen ist, liegt zwischen 

Verbrechen und Gewissenlosigkeit auf der einen und Anstand und Sauberkeit auf 

der anderen Seite. Auf dieser Grundlage wollen wir die innere Aussöhnung des Vol-

kes mit allen Kräften betreiben. Denn nur wenn wir einig bleiben, auf der Grundlage 

von Recht und Anstand, können wir den Schicksalskampfbestehen, in den Gott un-

ser Volk stellt... 

Die zerbrochene Freiheit des Geistes, des Gewissens, des Glaubens und der Mei-

nung wird wieder hergestellt. 

Die Kirchen erhalten wieder das Recht, frei für ihr Bekenntnis zu wirken. Sie 

werden in Zukunft völlig vom Staate getrennt leben, weil sie nur in Selbständigkeit 

und unter Fernhaltung von aller aktiven politischen Betätigung ihrer Aufgabe ge-

recht werden können. Das Wirken des Staates wird von christlicher Gesinnung in 

Wort und Tat erfüllt sein; denn dem Christentum verdanken wir den Aufstieg der 

weissen Völker, verdanken wir die Fähigkeit, die schlechten Triebe in uns zu be-

kämpfen. Auf diese Bekämpfung kann keine völkische und staatliche Gemeinschaft 

verzichten. Aber echtes Christentum verlangt auch Duldung gegenüber den Anders-

gläubigen oder Freidenkern ... 

Die Erziehung muss wieder bewusst auf die christlich-religiöse Grundlage ge-

stellt werden, ohne dass die christlichen Gesetze der äussersten Duldsamkeit gegen-

über Andersgläubigen verletzt werden sollen. Auf dieser Grundlage muss das Er-

ziehungs- und Bildungswesen wieder ruhig und stetig geleitet werden ... 

Um dem Beamten wieder dies einwandfreie Wirken zu ermöglichen und dem 

Volk eine Ausübung der öffentlichen Hoheitsgewalt durch Unwürdige zu ersparen, 

sind alle seit dem 1. Januar 1933 vollzogenen Ernennungen und Beförderungen für 

vorläufig erklärt. Jeder einzelne Beamte wird in kürzester Frist daraufhin geprüft 
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werden, ob er gegen Gesetz, gegen Disziplinarrecht oder gegen den von jedem Be-

amten geforderten Anstand verstossen hat. Wird dies festgestellt, so werden die 

entsprechenden Folgerungen durch Bestrafung, Entlassung, Versetzung usw. voll-

zogen. Dabei werden Ehrengerichte der Beamten mitwirken ... 

Wir werden auch alle Massnahmen aufheben, die zu tief in die Freiheiten des 

Einzelnen eingegriffen haben und die ohne Überlegung und zwingende Notwen-

digkeit Existenzen im Handel, Handwerk, Gewerbe, Industrie und Landwirtschaft 

vernichtet haben. 

Auch darf die Wirtschaft nicht durch staatliche Eingriffe unnötig gestört und die 

Schaffensfreude und Schöpfungsmöglichkeiten erstickt werden (sondern die wirt-

schaftliche Freiheit soll nur gebändigt werden durch das Recht, durch die Sicherung 

der Lauterkeit des Wettbewerbs und durch anständige Gesinnung). Autarkie ist an-

gesichts der Rohstoffarmut unseres Vaterlandes und der Tatsache, dass wir uns aus 

unserem Boden allein nicht ernähren können, feiger Verzicht auf die Möglichkeit, 

an den Gütern und Leistungen der ganzen Welt durch Leistungsaustausch teilzu-

nehmen. 

Es ist das Ziel unserer Wirtschaftsordnung, dass jedem Arbeiter, Angestellten 

und Unternehmer der Anteil an unseren Wirtschaftsgütern zuteil wird. Es handelt 

sich nicht nur darum, die freie Initiative des Unternehmers herzustellen und ihn zum 

Leistungskampf im Wettbewerb zu zwingen. Nein, auch der deutsche Arbeiter 

muss und wird Gelegenheit erhalten, an der Verantwortung der Wirtschaft schöp-

ferisch teilzunehmen; nur können auch wir ihn nicht von der Wirkung der die Wirt-

schaft beherrschenden natürlichen Gesetze freistellen. 

Das Eigentum ist Grundlage jeden wirtschaftlichen und kulturellen Fortschritts; 

sonst sinkt der Mensch allmählich zum Tier herab. Es wird daher geschützt, nicht 

nur in der Hand des grossen, sondern auch in der Hand des kleinsten Eigentümers, 

der nur Hausrat sein eigen nennt. Der Missbrauch des Eigentums wird ebenso be-

kämpft werden wie die ungesunde, die Unselbständigkeit der Menschen vermeh-

rende Zusammenballung des Kapitals ... 

Aber noch ist Krieg. In ihm gebührt unser aller Arbeit, Opfer und Liebe den 

Männern, die das Vaterland an der Front verteidigen. Ihnen haben wir alles an see-

lischen und materiellen Werten zuzuführen, was wir irgend schaffen können. Mit 

ihnen stehen wir in Reih und Glied, aber nunmehr alle wissend, dass nur die zur 

Verteidigung des Vaterlandes und zum Wohle des Volkes notwendigen, nicht aber 

die der Eroberungssucht und dem Prestigebedürfnis eines Wahnsinnigen dienenden 

Opfer verlangt werden und dass wir diesen Krieg bis zum Erlangen eines gerechten 
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Friedens fernerhin mit reinen Händen, in Anstand, mit der Ehrenhaftigkeit, die je-

den braven Soldaten auszeichnet, führen werden. Den bisherigen Opfern dieses 

Krieges gehört unsere volle Fürsorge ... 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 483-492. 

4. Andere Aktivitäten 

Nr. 340 Botschaft der Bekenntnis synode der Evangelischen Kirche der altpreussi-

schen Union, 4. bis 5. März 1935 (Auszüge) 

Wir sehen unser Volk von einer tödlichen Gefahr bedroht. Die Gefahr besteht in 

einer neuen Religion ... 

Die neue Religion ist Auflehnung gegen das erste Gebot. 

In ihr wird die rassisch-völkische Weltanschauung zum Mythos. In ihr werden 

Blut und Rasse, Volkstum, Ehre und Freiheit zum Abgott. 

Der in dieser neuen Religion geforderte Glaube an das «ewige Deutschland setzt 

sich an die Stelle des Glaubens an das ewige Reich unseres Herrn und Heilandes 

Jesus Christus. 

Dieser Wahnglaube macht sich seinen Gott nach des Menschen Bild und Wesen. 

In ihm ehrt, rechtfertigt und erlöst der Mensch sich selbst. Solche Abgötterei hat 

mit positivem Christentum nichts zu tun. Sie ist Antichristentum. 

Angesichts der Versuchung und Gefahr dieser Religion haben wir, gehorsam un-

serem kirchlichen Auftrag, vor Staat und Volk zu bezeugen: 

Der Staat hat seine Hoheit und Gewalt durch das Gebot und die gnädige Anord-

nung Gottes, der allein alle menschliche Autorität begründet und begrenzt. Wer 

Blut, Rasse und Volkstum an Stelle Gottes zum Schöpfer und Herrn der staatlichen 

Autorität macht, untergräbt den Staat. 

Das irdische Recht verkennt seinen himmlischen Richter und Hüter, und der 

Staat selbst verliert seine Vollmacht, wenn er sich mit der Würde eines ewigen Rei-

ches bekleiden lässt und seine Autorität zu der obersten und letzten auf allen Ge-

bieten des Lebens macht. 

Gehorsam und dankbar erkennt die Kirche die durch Gottes Wort begründete 

und begrenzte Autorität des Staates an. Darum darf sie sich nicht dem die Gewissen 
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bindenden Totalitätsanspruch beugen, den die neue Religion dem Staate zuschreibt. 

Gebunden an Gottes Wort ist sie verpflichtet, vor Staat und Volk die Alleinherr-

schaft Jesu Christi zu bezeugen, der allein Macht hat, die Gewissen zu binden und 

zu lösen: Ihm ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. 

Die Kirche hat nach dem Befehl ihres Herrn allem Volk das Evangelium von der 

Gnade und Herrlichkeit Jesu Christi zu predigen. 

Darum darf sie sich nicht aus der Öffentlichkeit der Welt in einen Winkel priva-

ter Frömmigkeit abdrängen lassen, wo sie in Selbstgenügsamkeit ihrem Auftrag 

ungehorsam würde. Auch der Gewalt gegenüber darf sie nicht aufhören, das ihr 

aufgetragene Wort zu verkündigen ... 

An Gottes Wort gebunden ruft die Kirche ihre Glieder auf zu willigem Gehor-

sam, Einsatz und Opfer für Staat und Volk. Sie warnt davor, sich einer Abgötterei 

zu überantworten, durch die wir uns Gottes Zorn und Gericht zuziehen. «Wir sollen 

Gott über alle Dinge fürchten, lieben und vertrauen.» 

Vollständiger Text in: Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Judenfrage, S. 142-144. 

Nr. 341 Schreiben des evangelischen Bischofs Wurm an die Mitglieder der Reichs-

regierung vom 16. Juli 1943 (Auszug) 

Im Namen Gottes und um des deutschen Volkes willen sprechen wir die dringende 

Bitte aus, die verantwortliche Führung des Reiches wolle der Verfolgung und Ver-

nichtung wehren, der viele Männer und Frauen im deutschen Machtbereich ohne 

gerichtliches Urteil unterworfen werden. Nachdem die dem deutschen Zugriff un-

terliegenden Nichtarier in grösstem Umfang beseitigt worden sind, muss auf Grund 

von Einzelvorgängen befürchtet werden, dass nunmehr auch die bisher noch ver-

schont gebliebenen sogenannten privilegierten Nichtarier erneut in Gefahr sind, in 

gleicher Weise behandelt zu werden. Insbesondere erheben wir eindringlichen Wi-

derspruch gegen solche Massnahmen, die die eheliche Gemeinschaft in rechtlich 

unantastbaren Familien und die aus diesen Ehen hervorgegangenen Kinder bedro-

hen. Diese Absichten stehen ebenso wie die gegen die anderen Nichtarier ergriffe-

nen Vernichtungsmassnahmen in schärfstem Widerspruch zu dem Gebot Gottes 

und verletzen das Fundament alles abendländischen Denkens und Lebens: das gott- 

472 



gegebene Urrecht menschlichen Daseins und menschlicher Würde überhaupt. In der 

Berufung auf dieses göttliche Urrecht des Menschen schlechthin erheben wir feier-

lich die Stimme auch gegen zahlreiche Massnahmen in den besetzten Gebieten. 

Vorgänge, die in der Heimat bekannt geworden sind und viel besprochen werden, 

belasten das Gewissen und die Kraft unzähliger Männer und Frauen im deutschen 

Volk auf das Schwerste; sie leiden unter manchen Massnahmen mehr als unter den 

Opfern, die sie jeden Tag bringen. Die deutsche evangelische Christenheit muss das 

dringende Verlangen stellen, dass den der Macht des Reiches unterworfenen Natio-

nen und Konfessionen die volle Freiheit der Religionsausübung und eine den 

Grundsätzen des Rechts und der Gerechtigkeit entsprechende Behandlung ohne An-

sehen der Nation oder der Konfession gewährleistet werde. Die evangelische Chri-

stenheit Deutschlands weiss sich dabei in christlicher Solidarität mit all denen, die 

durch unverständliche Anordnungen selbst im tiefsten Elend noch darin gehindert 

werden, in der Gemeinschaft ihres Glaubens Trost zu suchen. Wir verkennen nicht 

die harten Notwendigkeiten des Krieges. Wir sind aber der Überzeugung, dass Will-

kürmassnahmen gegen Leben, Eigentum und Glaubensfreiheit, die von Parteiin-

stanzen und staatlichen Stellen unter Berufung auf solche Notwendigkeiten durch-

geführt worden sind, unendlich mehr geschadet haben als etwaiger Missbrauch von 

Gerechtigkeit und Milde. 

Die deutsche Christenheit hat bis heute den Angriffen auf den christlichen Glau-

ben und die Freiheit seiner Betätigung widerstanden. Sie beklagt aber auf das Tief-

ste die vielfache Unterdrückung der Glaubens- und Gewissensfreiheit, die fortge-

hende Zurückdrängung des elterlichen und christlichen Einflusses in der Jugender-

ziehung, die Festhaltung von durchaus ehrenhaften Persönlichkeiten in Konzentra-

tionslagern, die Erschütterung der Rechtspflege und die sich daraus entwickelnde 

Rechtsunsicherheit überhaupt. 

Indem wir dies im Namen unzähliger evangelischer Christen aussprechen, be-

gehren wir nichts für uns selbst. Die deutsche evangelische Christenheit trägt alle 

Opfer mit. Sie will keine Sonderrechte und keine Bevorzugung. Sie strebt nicht 

nach Macht und begehrt keine Gewalt. Aber nichts und niemand in der Welt soll 

uns hindern, Christen zu sein und als Christen einzutreten für das, was recht ist vor 

Gott. Darum bitten wir in ganzem Ernst, dass die Führung des Reiches diesem Be-

gehren Gehör schenken möge eingedenk ihrer hohen Verantwortung für das Leben 

und die Zukunft des deutschen Volkes. 

Aus: Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Judenfrage, S. 190-192. 
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Nr. 342 Schreiben des evangelischen Bischofs Wurm an die Reichsregierung von 

Ende Dezember 1943 (Auszüge) 

Auf Grund der Mitteilungen, die mir von glaubwürdiger Seite zugegangen sind, 

muss ich annehmen, dass neuerdings die Mischlinge ersten Grades besonders be-

droht sind, und dass die Absicht besteht, sie den Nichtariern gleichzustellen. Da die 

grosse Mehrheit von ihnen der christlichen Kirche angehört, besteht für die Kirchen 

Anlass und Verpflichtung, Fürsprache für sie einzulegen ... 

Niemand, der die Entwicklung der Rassenpolitik in den letzten Jahren aufmerk-

sam verfolgt hat, kann darüber im Unklaren sein, dass diesen Mischlingen dasselbe 

Schicksal droht, das die Volljuden getroffen hat, die Ausmerzung. 

Aus religiösem und ethischem Empfinden heraus muss ich in Übereinstimmung 

mit dem Urteil aller positiv christlichen Volkskreise in Deutschland erklären, dass 

wir als Christen diese Vernichtungspolitik gegen das Judentum als ein schweres 

und für das deutsche Volk verhängnisvolles Unrecht empfinden. Das Töten ohne 

Kriegsnotwendigkeit und ohne Urteilsspruch widerspricht auch dann dem Gebote 

Gottes, wenn es von der Obrigkeit angeordnet wird, und wie jedes bewusste Über-

treten von Gottes Geboten rächt sich auch dies früher oder später... 

Es liegt ja auch hier klar am Tage, dass all die früheren Massnahmen gegen die 

Nichtarier auf die Kriegspolitik der Feinde einen ausserordentlich starken Einfluss 

ausgeübt haben und noch ausüben. Wer in dem deutschen Volke Gott dient, kann 

nur dringend bitten, dass an den Mischlingen und den mit Jüdinnen verheirateten 

Ariern nicht noch weiteres Unrecht verübt wird ... 

Vollständiger Text in: Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Judenfrage, S. 192-195. 

Nr. 343 Schreiben der Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der altpreus-

sischen Union vom Herbst 1943 an die Pfarrer und Ältesten (Auszug) 

Begriffe wie «Ausmerzen», «Liquidieren» und «unwertes Leben» kennt die göttli-

che Ordnung nicht. Vernichtung von Menschen, weil sie Angehörige eines Verbre-

chers, alt oder geisteskrank sind oder einer fremden Rasse angehören, ist keine Füh-

rung des Schwertes, das der Obrigkeit von Gott gegeben ist. Sein (des Christen) 

Nächster ist allemal der, der hilflos ist und seiner besonders bedarf, und zwar ohne 

Unterschied der Rassen, Völker und Religionen. 

Längere Auszüge in: Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Judenfrage, S. 195 f. 
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Nr. 344 Denkschrift der katholischen Bischöfe an Hitler vom 20. August 1935  

(Auszüge) 

Die in Fulda zur herkömmlichen Jahreskonferenz versammelten Bischöfe senden 

dem Führer und Reichskanzler des Deutschen Reiches den Gruss treuer Gesinnung 

mit der Ehrfurcht, die wir nach göttlichem Gebot dem Inhaber der höchsten staatli-

chen Macht und Würde schuldig sind, und mit dem Freimut, den wir unserem Amt 

als Nachfolger der Apostel schulden. Es sei uns gestattet, vertrauensvoll und offen-

herzig Euerer Exzellenz die schweren Sorgen vorzutragen, die uns bewegen ange-

sichts der kulturellen Entwicklung in Deutschland, angesichts der immer lauter ge-

gen Christentum und Kirche gerichteten Angriffe, angesichts der jüngsten Vor-

kommnisse und Verordnungen, die das friedliche Verhältnis zwischen Staat und 

Kirche zu stören drohen. 

Angriffe gegen Christentum und Kirche. 

Die Deutsche Glaubensbewegung unter Führung von Hauer und Genossen, die Nor-

dische Glaubensbewegung, der Ludendorff-Kreis und andere Systeme heidnischer 

Prägung haben dem Christentum wegen seiner angeblich deutschfremden und 

deutschfeindlichen Art den Kampf angesagt... 

Neben diesen ausgesprochen heidnischen Bewegungen gibt es eine Reihe von 

Reformern, darunter Artur Dinter mit seiner Deutschen Volkskirche, die das Chri-

stentum nicht abschaffen, aber bis in die Fundamente hinab umbauen und germani-

sieren, die Reformation des 16. Jahrhunderts zu Ende führen und auf den Trümmern 

der beiden christlichen Bekenntnisse eine neue, wie sie sagen, reine Jesusreligion 

aufrichten wollen, die aber von dem Christentum Christi kaum noch den Namen 

hat. Andere Vorwürfe der neuen Glaubensstifter und Religionsnihilisten sind Euerer 

Exzellenz bekannt. Wir bitten Sie, Herr Reichskanzler, bei Ihrer Liebe zum deut-

schen Volk, diesen planmässigen Versuchen, das deutsche Volk zu entchristlichen, 

mit der in Deutschland einzigartigen Autorität Ihrer Person ein Ende zu machen. 

Ihre Regierung hat mit fester Hand die Gottlosenverbände der früheren Zeit aufge-

löst, kann also nicht dulden, dass die alten Freidenker und Gottlosen in diesen neuen 

heidnischen und halbheidnischen Bewegungen neu auftauchen... 

Wir berufen uns, Herr Reichskanzler, auf Ihre eigenen Worte: «Dem politischen 

Führer haben religiöse Lehren und Einrichtungen seines Volkes immer unantastbar 

zu sein, sonst darf er nicht Politiker sein, sondern soll Reformator werden, wenn er 
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das Zeug hierzu besitzt! Eine andere Haltung würde vor allem in Deutschland zu 

einer Katastrophe führen». (Mein Kampf, S. 127)... 

Es kann Ihrem scharfen Auge nicht entgehen, Herr Reichskanzler, dass diese 

heidnischen und liberalen Kämpfe gegen Christus und seine Kirche im Inland weite 

Volkskreise, die treu am Glauben ihrer Väter hingen, kopfscheu und misstrauisch 

machen und nur allzusehr geeignet sind, in der seelischen Auswirkung auch das 

Vertrauen zu den volkswirtschaftlichen und politischen Zielen der Regierung zu 

zerstören. Ebensowenig kann es Ihnen entgangen sein, dass solche Angriffe auf die 

Grundlage des Christentums, dessen 1900jährige Mission das Angesicht der Erde 

erneuert hat, auch im Ausland das Ansehen des deutschen Volkes aufs Schwerste 

schädigen und in christlichen Ländern, besonders in England und Amerika, ein 

Misstrauen erwecken, das sich für Ihre aufrichtigen Bemühungen um Frieden und 

Verständigung der Völker verhängnisvoll aus wirkt... 

Wir halten es für unsere Pflicht, Herr Führer und Reichskanzler, mit Freimut und 

Vertrauen auf die Gewissensnöte jener katholischen Eltern hinzuweisen, die einer-

seits durch Kirchengesetz (can 1374) und noch feierlicher durch das Weltrund-

schreiben von Papst Pius XI. über die christliche Erziehung der Jugend vom 31.1. 

1929 im Gewissen verpflichtet sind, ihre Kinder in die Bekenntnisschule zu schik-

ken, andererseits durch den neuen Schulkampf um die Gemeinschaftsschule im Ge-

gensatz zur Bekenntnisschule in ihrem Gewissen sich bedrängt fühlen. [...] 

Die Deutsche Schulgemeinde hat unter Führung von Oberstadtschuldirektor Jo-

sef Bauer in offener Kampfgemeinschaft mit den Parteistellen für die Schulein-

schreibung in München 13.2.1935 einen Kampf gegen die Bekenntnisschule ge-

führt, der in seinem leidenschaftlichen und brutalen Ton die Anhänger der Bekennt-

nisschule öffentlich als Verräter an der Volksgemeinschaft beschimpft und einen 

Gewissensterror ohnegleichen auf die Eltern ausübte, ohne sich zurückhalten zu 

lassen durch die Erwägung, dass die Simultanschule von jeher das Schulideal des 

freisinnigen Liberalismus war und in den letzten 15 Jahren vom Marxismus als 

Übergang zur weltlichen Schule gefordert wurde. Das Staatssekretariat Seiner Hei-

ligkeit hat in einer diplomatischen Note vom 20.3.1935 gegen diese Verletzungen 

des RK und diese Bedrückungen der Elterngewissen Einspruch erhoben. Der bis 

zum Überdruss wiederholte Vorwurf, nur die Gemeinschaftsschule erziehe zur 

Volksgemeinschaft, wurde am schlagendsten widerlegt von den Saarländern, die 

niemals eine andere als die Bekenntnisschule besucht hatten und doch am 

13.1.1935 das überwältigende Bekenntnis zum deutschen Mutterland ablegten ... 
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Die deutschen Staatsbeamten müssen und können ruhigen Gewissens den Eid 

schwören: «Ich werde dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes Adolf Hitler 

treu und gehorsam sein, die Gesetze beachten und meine Amtspflicht gewissenhaft 

erfüllen.» Nach Erlass des Herrn Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und 

Volksbildung vom 12.7.1935 ist dieser Eid ohne Vorbehalte und ohne Einschrän-

kungen zu leisten. Für den katholischen Christen bedarf es nach dem oben Besagten 

keiner Vorbehalte und keiner Einschränkungen. Für sein Gewissen ist der Treueid 

eine heilig ernste Bindung vor Gott, wobei selbstverständlich nur solche Verpflich-

tungen übernommen werden, die mit Gottesgesetz im Einklang stehen. Die Treue, 

mit der auch die katholischen Soldaten des Weltkrieges ihren Fahneneid gehalten 

haben, gibt wahrhaftig keinen Anlass, heute gegen den Eid der katholischen Staats-

beamten misstrauisch zu sein. 

Im Namen der Gewissensfreiheit dürfen wir das Verständnis Euerer Exzellenz 

auch dafür annehmen, dass viele katholische Beamte und Ärzte in die schwersten 

Gewissenskonflikte gestossen werden, wenn sie das Sterilisierungsgesetz durchfüh-

ren müssen, weil sie im Weigerungsfall Gefahr laufen, ihre Stelle zu verlieren und 

samt ihren Familien in die bitterste Armut zu geraten ... 

Im Zusammenhang mit den Fragen der sittlichen Freiheit erheben die Bischöfe 

einmütig Einspruch gegen die Diktatur der Geheimen Staatspolizei, die fortwäh-

rend Bistumsblätter und religiöse Drucke in Buchform beschlagnahmt, Seelsorger-

briefe unter die verbotenen Flugblätter rechnet und die persönliche Freiheit der re-

ligiösen Schriftsteller in einer Weise einschränkt, die eines Kulturvolkes nicht wür-

dig ist. 

Ihnen hat Papst Pius XL am 13.3.1933 im Konsistorium vor aufhorchenden Ver-

tretern anderer Nationen das hohe Lob ausgesprochen, dass Sie als erster Staats-

mann mit Ihm vom Bolschewismus abrückten. Millionen im Ausland, Katholiken 

wie Nichtkatholiken, haben auf diese Vertrauenskundgebung des Papstes hin das 

anfängliche Misstrauen überwunden und Vertrauen zu Ihrer Regierung gefasst. 

Unter diesen Verhältnissen ist es schwer verständlich, wie gegen das Konkordat 

von deutscher Seite Schmähschriften geschrieben werden konnten ... 

Ist es politischer Katholizismus, wenn ein Katholik der Auffassung ist, die Be-

kenntnisschule stehe auf dem Rechtsboden des Konkordates, also auf reichsgesetz-

lichem Boden, könne also von jedem Staatsbeamten als Recht erklärt werden? Ist 

es politischer Katholizismus, wenn man die katholische Jugend, auch die Staatsju-

gend, an das Gebot der Kirche erinnert, an jedem Sonn- und Feiertage die hl. Messe 
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zu besuchen? Ist es politischer Katholizismus, wenn man sagt, der Staat habe nach 

göttlichen Geboten kein Recht, alterschwaches Leben einzuschläfern oder Kirchen-

gut zu enteignen? ... 

Es kann unmöglich die Absicht der Staatsregierung sein, mit dem neuen Stich-

wort vom politischen Katholizismus die Katholiken von dem äusseren Mitwirken 

in der Staatsgemeinschaft auszuschliessen. 

Erst recht nicht die Bischöfe, die den Bischofseid des RK Art. 16 schwören, 

«pflichtmässig um das Wohl und Interesse des deutschen Staatswesens besorgt zu 

sein.»... 

Der gegenwärtig gegen die katholischen Vereine tobende Vernichtungskampf 

steht im Widerspruch mit dem Reichskonkordat und im schreienden Widerspruch 

mit Ihrem Brief, Herr Reichskanzler, an Herrn Kardinal Bertram vom 28.4.1933: 

«Ich darf Ihnen, Herr Kardinal, versichern, dass, insoweit solche Verbände keine 

parteipolitischen, dem jetzigen Regiment feindlichen Tendenzen pflegen, auch 

keine Absicht besteht, sie aufzulösen.» Wir Bischöfe, auf deren Gewissen die Auf-

sicht über die katholischen Vereine liegt, verbürgen uns, dass diese katholischen 

Verbände keine politischen, oder gar, was Wahnsinn wäre, dem jetzigen Regiment 

feindlichen Tendenzen pflegen. Nur ein Voreingenommener kann in diesen Verei-

nen Überreste vergangener Parteien und getarnte Zentrumspolitik erblicken. Die 

Vorstände der kirchlichen Verbände geben uns nach genauer Umschau und Um-

frage nochmals die Erklärung ab: «Die katholischen kirchlichen Verbände werden 

dem deutschen Volk und Vaterland im nationalsozialistischen deutschen Staat stets 

in Opfermut und Treue dienen. Wir lehnen jede staatsfeindliche Haltung oder 

Handlung von Mitgliedern strengstens ab. Wir enthalten uns auch strengstens jeder 

politischen Tätigkeit.» 

In der Zeit der Parteienherrschaft war es notwendig, in den Vereinen parteipoli-

tische Fragen zu behandeln und die Mitglieder gegen die marxistische Agitation 

ihrer Arbeitskollegen zu schützen. In dieser Beziehung haben die berufsständischen 

Organisationen einen vaterländischen Dienst geleistet. Heute, da eine autoritäre Re-

gierung die Parteien abgelöst hat, fällt die Notwendigkeit einer besonderen partei-

politischen Schulung fort, besteht also für unsere Vereine kein Bedürfnis mehr und 

kein Verlangen nach parteipolitischer Schulung. Wer heute in das Vereinsleben par-

teipolitische, regierungsfeindliche Strömungen leiten wollte, müsste unnachsichtig 

aus dem Verein entfernt werden ... 

Die katholischen Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine, deren Mitglieder bis 95 

vom Hundert der Deutschen Arbeitsfront angehören, hatten sich schon vor dem Er- 
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lass des 22.7.1935 durch neue Statuten und neue Namen unter Ausschluss aller ge-

werkschaftlichen und berufsständischen Ziele auf rein religiöse, kulturelle und cari-

tative Aufgaben umgestellt. Trotzdem wurde und wird in vielen Betrieben das Ver-

bot der Doppelmitgliedschaft, teilweise mit Androhung der Entlassung, durchge-

führt und werden die Arbeiter gezwungen, entweder aus der Arbeitsfront oder aus 

ihrem religiösen Verband auszutreten. Auch hier bitten wir den Führer, ein autori-

tatives Wort zu sprechen, dass diese Arbeiter und Arbeiterinnen nach wie vor bei 

der Deutschen Arbeitsfront bleiben dürfen, ohne von ihrem auf rein religiös-kultu-

relle Aufgaben beschränkten Verband sich ab wenden zu müssen ... 

In Konzentrationslagern und Untersuchungsgefängnissen wird seit etwa dreivier-

tel Jahren den Gefangenen der Empfang des Busssakramentes verweigert. Nicht 

einmal in der österlichen Zeit, in der das Kirchengebot zum Empfang der hl. Sakra-

mente streng verpflichtet, wurde es ihnen zugestanden. Die Verwaltung der hl. Sa-

kramente aber, also auch die Zulassung zur Beichte, ist eine rein kirchliche Ange-

legenheit und dem Befinden des weltlichen Richters entzogen. Die für die Gefan-

genen bestellten Geistlichen werden selbstverständlich nicht in das Gebiet des Un-

tersuchungsrichters eingreifen, vielmehr den Sträfling zur absoluten Wahrhaftigkeit 

und Anerkennung der staatlichen Obrigkeit verpflichten und so zur inneren Umstel-

lung und Besserung der Gefangenen mithelfen. Wir Bischöfe bitten Sie, Herr 

Reichskanzler, das grausame, eines Kulturstaates unwürdige Beichtverbot aufzuhe-

ben und jene, die freiwillig nach den Sakramenten verlangen, in den Lagern und 

Gefängnissen zu den hl. Sakramenten einschliesslich der Beichte zuzulassen. 

Ebenso bitten wir, auch den zum Tode Verurteilten auf deren Wunsch den priester-

lichen Beistand vor dem Vollzug des Urteils zu gewähren ... 

«Ein Angriff gegen die Dogmen (der Kirche) gleicht sehr stark dem Kampf ge-

gen die allgemein gesetzlichen Grundlagen des Staates.» (Mein Kampf, S. 293) Wir 

sind nach wie vor gewillt und entschlossen in bejahender Einstellung zum Staat mit 

den unvergleichlichen moralischen Kräften der katholischen Religion dem deut-

schen Volk zu dienen und Ihr Erneuerungswerk zu unterstützen. Wir hoffen nur, als 

Bischöfe und als treudeutsche Männer, dass diese Mitarbeit nicht durch staatliche 

Gesetze und Forderungen gehemmt werde, die einem göttlichen Gebot und damit 

unserem Gewissen widersprechen. Wir bitten den allmächtigen Gott, dass Er das 

Leben unseres Führers und Reichskanzlers in Seinen Schutz nehme und zu Ihren 

grossen staatsmännischen Zielen, im Besonderen zur Beschaffung von Arbeit, zur  
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Erhaltung des europäischen Friedens, zur Festigung der inneren Einheit unserer 

Volksgemeinschaft, Seinen allmächtigen Segen gebe. 

Mit dem Gruss der Ehrfurcht 

Vollständiger Text in: Müller, S. 364-389. 

Nr. 345 Fastenhirtenbrief des katholischen Bischofs Sproll vom Januar 1937  

(Auszug) 

Man redet viel vom Kampfe gegen den Bolschewismus. Könnten diese Bilder und 

Zeitschriften (die über unser Heiligstes nur den gemeinsten Spott haben) nicht 

ebensogut in Moskau gedruckt sein? ... 

Was ist es Furchtbares, was wir aus Russland und Spanien hören: die Gotteshäu-

ser geschlossen, entweiht, zerstört... Habet acht, dass nicht auch aus unseren Kir-

chen Christus weichen muss! Ihr wisst, wieweit der Christushass in Deutschland 

verbreitet ist und das Antichristentum voranschreitet. Schon werden Stimmen laut, 

aus unseren Kirchen Versammlungssäle oder Reithallen oder naturkundliche Mu-

seen zu machen, oder wenn es hoch angeht, einen Heldensaal... 

Aus: F. Strobel, Christliche Bewährung. Dokumente des Widerstandes der katholischen Kirche in 

Deutschland 1933-1945, Olten 1946, S. 184 f. 

Nr. 346 Predigt des katholischen Bischofs von Galen vom 3. August 1941 in Mün-

ster (Auszüge) 

... Seit einigen Monaten hören wir Berichte, dass aus Heil- und Pflegeanstalten für 

Geisteskranke auf Anordnung von Berlin Pfleglinge, die schon länger krank sind 

und vielleicht unheilbar erscheinen, zwangsweise abgeführt werden. Regelmässig 

erhalten dann die Angehörigen nach kurzer Zeit die Mitteilung, der Kranke sei 

verstorben, die Leiche sei verbrannt, die Asche könne abgeliefert werden. Allge-

mein herrscht der an Sicherheit grenzende Verdacht, dass die zahlreichen Todes-

fälle von Geisteskranken nicht von selbst eintreten, sondern absichtlich herbeige-

führt werden, dass man dabei jener Lehre folgt, die behauptet, man dürfe sogar 

lebensunwertes Leben vernichten, also unschuldige Menschen töten, wenn man 

meint, ihr Leben sei für Volk und Staat nichts mehr wert. Eine furchtbare Lehre, 

die die Ermordung Unschuldiger rechtfertigen will, die die gewaltsame Tötung der 
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nicht mehr arbeitsfähigen Invaliden, Krüppel, unheilbaren Kranken, Altersschwa-

chen grundsätzlich freigibt... 

Deutsche Männer und Frauen! Noch hat Gesetzeskraft der § 211 des RStGB, der 

bestimmt: Wer vorsätzlich einen Menschen tötet, wird, wenn er die Tat mit Über-

legung ausgeführt hat, wegen Mordes mit dem Tode bestraft. 

Aus: Weisenborn, S. 39. 

Nr. 347 Hirtenbrief des Bischofs von Berlin, Dr. Konrad Graf von Preysing,  

vom 13. Dezember 1942 (Auszüge) 

... Aus dieser Verwerfung der Herrscherrechte Gottes ergibt sich Rechtsunsicher-

heit und Rechtsverwirrung, ja Rechtlosigkeit. Es wird an die Stelle der Gerechtig-

keit die Macht gesetzt, an die Stelle des Rechtes der Nutzen. Wenn man sich einmal 

auf diesen Standpunkt gestellt hat, so ist das Wort Recht seines Inhaltes beraubt. 

Wenn die Menschen, ob es sich um den Einzelnen, um grössere Gemeinschaften, 

um Völker handelt, sich nicht an ein unverrückbares, ewiges Gesetz gebunden füh-

len, so kann nur Kampf und Streit, Hass und Zwietracht, Unordnung und Chaos 

entstehen. Wenn tatsächlich Macht Recht schafft und Recht ist, dann kann es kein 

friedliches Zusammenleben der einzelnen, der kleineren Gemeinschaften, der Völ-

ker geben. Darin muss notwendig der Kampf aller gegen alle einsetzen. Der Mäch-

tige siegt, bis einer zu noch grösserer Macht erstarkt und ihn wieder stürzt; es ent-

steht ein Leben, das nicht menschenwürdig ist, sondern an den Daseinskampf der 

vernunftlosen Geschöpfe erinnert... 

... Wie die letzten Grundsätze des Rechtes nicht zeitbedingt sind, nicht Ausfluss 

völkischer Eigenart sein können, so kann das Recht und die Inanspruchnahme von 

Rechten und die Ausübung solcher Rechte auch nicht das Vorrecht eines einzelnen 

Volkes sein. Wer immer Menschenantlitz trägt, hat Rechte, die ihm keine irdische 

Gewalt nehmen darf. Es ist ein Ruhmesblatt in der Geschichte der Menschheit, dass 

das Recht der Fremden sich immer mehr entwickelt hat, dass das Völkerrecht diese 

Rechte näher umgrenzt und festlegt. All die Urrechte, die der Mensch hat, das Recht 

auf Leben, auf Unversehrtheit, auf Freiheit, auf Eigentum, auf eine Ehe, deren Be-

stand nicht von staatlicher Willkür abhängt, können und dürfen auch dem nicht ab-

gesprochen werden, der nicht unseres Blutes ist oder nicht unsere Sprache spricht... 

Aus: W. Kinkel (Hg.), Kirche und Nationalsozialismus, Düsseldorf 1960, S. 151 f. 



Nr. 348 Protest des Erzbischofs von Köln 1944 (Auszug) 

... Wir benutzen die Gelegenheit, um im Sinne des Heiligen Vaters zu fordern, dass 

1. die Freiheit keinem Staatsbürger entzogen werde, ohne dass er die Möglich-

keit der Verteidigung habe und einem ordentlichen oder ausserordentlichen Gericht 

zugeführt werde, 

2. niemand seiner Güter oder gar seines Lebens beraubt werde, der unschuldig 

ist, etwa deshalb, weil er einer fremden Rasse angehört. Das kann nur als ein him-

melschreiendes Unrecht bezeichnet werden, 

3. die Rechte der christlichen Familie gewahrt bleiben. Die Ehen zwischen 

Volksangehörigen und Fremdstämmigen, wenn sie mit kirchlicher Gutheissung ge-

schlossen sind und zumal, wenn beide Teile getaufte katholische Christen sind, sind 

unauflöslich, und es ist ein Verbrechen gegen Gottes Recht über die Ehe, durch 

irgendwelche Machenschaften solche Ehen auseinanderzutreiben ... 

Aus: Kinkel, S. 156. 

Nr. 349 Das Flugblatt der Geschwister Scholl, am 18. Februar 1943 in der  

Münchener Universität verbreitet (Auszüge) 

Kommilitonen! Kommilitoninnen! 

Erschüttert steht unser Volk vor dem Untergang der Männer von Stalingrad. Drei-

hundertdreissigtausend deutsche Männer hat die geniale Strategie des Weltkriegs-

gefreiten sinn- und verantwortungslos in Tod und Verderben gehetzt. Führer, wir 

danken Dir! 

Es gärt im deutschen Volk: Wollen wir weiter einem Dilettanten das Schicksal 

unserer Armeen anvertrauen? Wollen wir den niederen Machtinstinkten einer 

Parteiclique den Rest der deutschen Jugend opfern? Nimmermehr! Der Tag der Ab-

rechnung ist gekommen, der Abrechnung der deutschen Jugend mit der verabscheu-

ungswürdigsten Tyrannei, die unser Volk je erduldet hat. Im Namen der deutschen 

Jugend fordern wir vom Staat Adolf Hitlers die persönliche Freiheit, das kostbarste 

Gut der Deutschen, zurück, um das er uns in der erbärmlichsten Weise betrogen. 

In einem Staat rücksichtsloser Knebelung jeder freien Meinungsäusserung sind 

wir aufgewachsen. HJ, SA, SS haben uns in den fruchtbarsten Bildungsjahren unse- 

482 



res Lebens zu uniformieren, zu revolutionieren, zu narkotisieren versucht. «Welt-

anschauliche Schulung» hiess die verächtliche Methode, das aufkeimende Selbst-

denken in einem Nebel leerer Phrasen zu ersticken. Eine Führerauslese, wie sie 

teuflischer und bornierter zugleich nicht gedacht werden kann, zieht ihre künftigen 

Parteibonzen auf Ordensburgen zu gottlosen, schamlosen und gewissenlosen Aus-

beutern und Mordbuben heran, zur blinden, stupiden Führergefolgschaft. Wir «Ar-

beiter des Geistes» wären gerade recht, dieser neuen Herrenschicht den Knüppel zu 

machen. Frontkämpfer werden von Studentenführern und Gauleiteraspiranten wie 

Schuljungen gemassregelt, Gauleiter greifen mit geilen Spässen den Studentinnen 

an die Ehre ... 

Es gibt für uns nur eine Parole: Kampf gegen die Partei! Heraus aus den Partei-

gliederungen, in denen man uns weiter politisch mundtot halten will! Heraus aus 

den Hörsälen der SS-Unter- und Oberführer und Parteikriecher! ... 

Freiheit und Ehre! Zehn Jahre lang haben Hitler und seine Genossen die beiden 

herrlichen deutschen Worte bis zum Ekel ausgequetscht, abgedroschen, verdreht, 

wie es nur Dilettanten vermögen, die die höchsten Werte einer Nation vor die Säue 

werfen. Was ihnen Freiheit und Ehre gilt, haben sie in zehn Jahren der Zerstörung 

aller materiellen und geistigen Freiheit, aller sittlichen Substanzen im deutschen 

Volk genügsam gezeigt. Auch dem dümmsten Deutschen hat das furchtbare Blut-

bad die Augen geöffnet, das sie im Namen von Freiheit und Ehre der deutschen 

Nation in ganz Europa angerichtet haben und täglich neu anrichten. Der deutsche 

Name bleibt für immer geschändet, wenn nicht die deutsche Jugend endlich auf-

steht, rächt und sühnt zugleich, ihre Peiniger zerschmettert und ein neues geistiges 

Europa aufrichtet. Studentinnen! Studenten! Auf uns sieht das deutsche Volk! Von 

uns erwartet es, wie 1813 die Brechung des napoleonischen, so 1943 die Brechung 

des nationalsozialistischen Terrors aus der Macht des Geistes, Beresina und Stalin-

grad flammen im Osten auf, die Toten von Stalingrad beschwören uns! «Frisch auf, 

mein Volk, die Flammenzeichen rauchen!» 

Unser Volk steht im Aufbruch gegen die Verknechtung Europas durch den Na-

tionalsozialismus, im neuen gläubigen Durchbruch von Freiheit und Ehre! 

Aus: Hohlfeld, Bd. V, S. 401 f. 
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Nr. 350 Manifest des Nationalkomitees Freies Deutschland an die Wehrmacht und 

an das deutsche Volk vorn 13. Juli 1943 (Auszüge) 

Die Ereignisse fordern von uns Deutschen unverzügliche Entscheidung. In dieser 

Stunde höchster Gefahr für Deutschlands Bestand und Zukunft hat sich das Natio-

nalkomitee «Freies Deutschland» gebildet. Dem Nationalkomitee gehören an: Ar-

beiter und Schriftsteller, Soldaten und Offiziere, Gewerkschaftler und Politiker, 

Menschen aller politischen und weltanschaulichen Richtungen, die noch vor einem 

Jahr einen solchen Zusammenschluss nicht für möglich gehalten hätten. Das Natio-

nalkomitee bringt die Gedanken und den Willen von Millionen Deutschen an der 

Front und in der Heimat zum Ausdruck, denen das Schicksal ihres Vaterlandes am 

Herzen liegt. 

Das Nationalkomitee erachtet sich als berechtigt und verpflichtet, in dieser 

Schicksalsstunde im Namen des deutschen Volkes zu sprechen, klar und scho-

nungslos, wie die Lage es erfordert. 

Hitler führt Deutschland in den Untergang ... 

Deutschland selbst ist heute zum Kriegsschauplatz geworden, Städte, Industrie-

zentren und Werften in steigendem Masse zerstört. Unsere Mütter, Frauen und Kin-

der verlieren Heim und Habe. Das freie Bauerntum ist entrechtet. Die totale Mobi-

lisierung ruiniert den Handwerker und den Gewerbetreibenden und bringt das ar-

beitende Volk um seine letzten gesunden Kräfte. 

Seit Jahren hat Hitler, ohne Willensbefragung des Volkes, diesen Eroberungs-

krieg vorbereitet. Hitler hat Deutschland politisch isoliert. Er hat die drei grössten 

Mächte der Welt gewissenlos herausgefordert und zum unerbittlichen Kampf gegen 

die Hitlerherrschaft zusammengeschlossen. Er hat ganz Europa zum Feind des deut-

schen Volkes gemacht und dessen Ehre besudelt. So ist er verantwortlich für den 

Hass, der Deutschland heute umgibt.... 

Wenn das deutsche Volk sich weiter willenlos und widerstandslos ins Verderben 

führen lässt, dann wird es mit jedem Tag des Krieges nicht nur schwächer, ohn-

mächtiger, sondern auch schuldiger. Dann wird Hitler nur durch die Waffen der 

Koalition gestürzt. Das wäre das Ende unserer nationalen Freiheit und unseres Staa-

tes, das wäre die Zerstückelung unseres Vaterlandes. Und gegen niemanden könn-

ten wir dann Anklage erheben als gegen uns selbst. 

Wenn das deutsche Volk sich jedoch rechtzeitig ermannt und durch seine Taten 

beweist, dass es ein freies Volk sein will und entschlossen ist, Deutschland von 

Hitler zu befreien, erobert es sich das Recht, über sein künftiges Geschick selbst zu  



bestimmen und in der Welt gehört zu werden. Das ist der einzige Weg zur Rettung 

des Bestandes der Freiheit und der Ehre der deutschen Nation. 

Das deutsche Volk braucht und will unverzüglich den Frieden. Aber mit Hitler 

schliesst niemand Frieden. Niemand wird auch nur mit ihm verhandeln. Daher ist 

die Bildung einer wahrhaft deutschen Regierung die dringendste Aufgabe unseres 

Volkes. Nur sie wird das Vertrauen des Volkes und seiner ehemaligen Gegner ge-

niessen. Nur sie kann den Frieden bringen. 

Eine solche Regierung muss stark sein und über die nötigen Machtmittel verfü-

gen, um die Feinde des Volkes, Hitler und seine Gönner und Günstlinge, unschäd-

lich zu machen, mit Terror und Korruption rücksichtslos aufzuräumen, eine feste 

Ordnung zu schaffen und Deutschland nach aussen hin würdig zu vertreten. Sie 

kann nur aus dem Freiheitskampf aller Volksschichten hervorgehen, gestützt auf 

Kampfgruppen, die sich zum Sturz Hitlers zusammenschliessen. Die volks- und va-

terlandstreuen Kräfte in der Armee müssen dabei eine entscheidende Rolle spielen. 

Eine solche Regierung muss den Krieg sofort abbrechen, die deutschen Truppen 

an die Reichsgrenzen zurückführen und Friedensverhandlungen einleiten, unter 

Verzicht auf alle eroberten Gebiete. So wird sie den Frieden erzielen und Deutsch-

land in die Gemeinschaft gleichberechtigter Völker zurückführen. Erst sie schafft 

dem deutschen Volke die Möglichkeit, in Frieden seinen nationalen Willen frei zu 

bekunden und seine Staatsordnung frei zu gestalten. 

Das Ziel heisst: Freies Deutschland. 

Das bedeutet: 

Eine starke demokratische Staatsmacht, die nichts gemein hat mit der Ohnmacht 

des Weimarer Regimes, eine Demokratie, die jeden Versuch des Wiederauflebens 

von Verschwörungen gegen die Freiheitsrechte des Volkes oder gegen den Frieden 

Europas rücksichtslos schon im Keime erstickt. 

Restlose Beseitigung aller auf Völker- und Rassenhass beruhenden Gesetze, aller 

unser Volk entehrenden Einrichtungen des Hitlerregimes, Aufhebung aller gegen 

die Freiheit und Menschenwürde gerichteten Zwangsgesetze der Hitlerzeit. 

Wiederherstellung und Erweiterung der politischen Rechte und sozialen Errun-

genschaften der Schaffenden, Freiheit des Wortes, der Presse, der Organisation, des 

Gewissens und der Religion. 

Freiheit der Wirtschaft, des Handels und des Gewerbes. Sicherung des Rechtes 

auf Arbeit und des rechtmässig erworbenen Eigentums, Rückgabe des durch die na- 



tionalsozialistischen Machthaber geraubten Hab und Gutes an die Eigentümer, Be-

schlagnahme des Vermögens der Kriegsschuldigen und der Kriegsgewinnler, Gü-

teraustausch mit anderen Ländern als gesunde Grundlage eines gesicherten natio-

nalen Wohlstandes. Sofortige Befreiung und Entschädigung aller Opfer des Hitler-

regimes. Gerechtes, schonungsloses Gericht über die Kriegsverbrecher, über die 

Anführer, ihre Hintermänner und Helfer, die Deutschland ins Verderben, in Schuld 

und Schande stürzten, Amnestie jedoch für alle Hitleranhänger, die sich rechtzeitig 

durch ihre Taten von Hitler lossagten und der Bewegung für ein freies Deutschland 

anschliessen ... 

Wir haben in unserer Geschichte ein grosses Vorbild. Vor hundertdreissig Jahren 

wandten sich, als noch deutsche Truppen als Feinde auf russischem Boden standen, 

die besten Deutschen, von Stein, Arndt, Clausewitz, Yorck und andere, von Russ-

land aus über die Köpfe verräterischer Machthaber hinweg an das Gewissen des 

deutschen Volkes und riefen es auf zum Freiheitskampf. Gleich ihnen werden wir 

all unsere Kraft und auch unser Leben einsetzen, alles zu unternehmen, was den 

Freiheitskampf unseres Volkes entfaltet und den Sturz Hitlers beschleunigt... 

Für Volk und Vaterland! Gegen Hitler und seinen Krieg! 

Für sofortigen Frieden! Für die Rettung des deutschen Volkes! 

Für ein freies, unabhängiges Deutschland! 

Vollständiger Text in: Hohlfeld, Bd. V, S. 430-433. 
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Schluss 

Die in diesem Band vorgelegten Quellen und Dokumente, die nur einen kleinen 

Teil dessen ausmachen, was uns bekannt ist, und also fast beliebig vermehrt werden 

könnten, sprechen eine deutliche Sprache. Alle Legenden und Rechtfertigungen, 

die nach 1945 ersonnen und verbreitet wurden, brechen vor der Klarheit und Aus-

sagekraft dieser Dokumente zusammen: z.B. dass es allein oder hauptsächlich der 

Persönlichkeit Hitlers zuzuschreiben sei, dass er Reichskanzler wurde, dass er al-

lein oder hauptsächlich für die Politik, den Terror, den Krieg und die Ausplünde-

rung Europas verantwortlich sei, dass der Faschismus eine Diktatur gewesen sei, 

die alle Klassen und Schichten gleichermassen unterdrückt habe, oder dass er 

hauptsächlich eine Diktatur der faschistischen Partei und ihrer Anhänger aus dem 

Kleinbürgertum gewesen sei – und wie diese Irreführungen sonst noch lauten mö-

gen. 

Tatsächlich ist es beweisbar, dass die NSDAP-Führung nur durch die Unterstüt-

zung der massgebenden Kräfte aus Wirtschaft, Militär und hoher Beamtenschaft 

die politische Macht übernehmen konnte, dass diesem Bündnis exakt definierbare 

gemeinsame Interessen und Ziele zugrunde lagen und dass die Politik des faschisti-

schen Systems von hier aus bestimmt wurde. Die Bundesgenossen der faschisti-

schen Führung haben dabei von dieser Politik ausserordentlich profitiert. Aber sie 

waren keineswegs nur die Nutzniesser, sondern – und auch dies ist beweisbar – sie 

haben die Politik des Systems aktiv mitgestaltet und vorangetrieben. Das Alliierte 

Militärtribunal hat also nach 1945 mit guten Gründen und gestützt auf eine Fülle 

von Beweismaterial nicht nur die Führer der faschistischen Partei als Kriegsverbre-

cher verurteilt, sondern auch die führenden Vertreter der Wirtschaft, des Militärs 

und des Staatsapparats. Bereits 1946/47 lagen dafür hinreichend Beweise vor. Sie 

sind von der etablierten Geschichtswissenschaft der Bundesrepublik viele Jahre 

lang systematisch ignoriert worden. Umfangreiche Forschungen der letzten Jahre 

belegen und bestätigen jedoch die Diagnose des Alliierten Militärtribunals. 

Gleichwohl waren in den letzten 15 Jahren Versuche von Wissenschaftlern, In-

tellektuellen und Politikern zu beobachten, die deutsche Vergangenheit umzudeu-

ten und neu zu schreiben und die deutsche Verantwortung für das bislang grösste 

Menschheitsverbrechen zu historisieren und zu relativieren. Hier sei der «Histori-

kerstreit» Mitte der achtziger Jahre genannt, in dem namhafte Historiker den deut- 
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schen Überfall auf die Sowjetunion als «Präventivschlag» interpretierten und mit 

der Frage «War nicht der «Archipel GULag’ ursprünglicher als Auschwitz?»1 die 

Singularität von Auschwitz – das Symbol für den Holocaust schlechthin – in Frage 

stellten.2 

Die Wehrmachtsausstellung, Mitte der 90er Jahre vom Hamburger Institut für 

Sozialforschung konzipiert und erarbeitet, zerstörte eine der letzten vermeintlichen 

Gewissheiten des nationalkonservativen Geschichtsbildes: die Legende von der 

«sauberen» Wehrmacht, die im 2. Weltkrieg ehrenhaft und ritterlich gekämpft 

habe. Demgegenüber dokumentierte die Ausstellung nun für eine breite Öffentlich-

keit, was wissenschaftlich seit Jahrzehnten schon erwiesen war: dass die Wehr-

macht im Osten einen rassistisch begründeten Vernichtungskrieg geführt und durch 

ihre Unterstützung den Holocaust überhaupt erst möglich gemacht hatte.3 Die Aus-

stellung rief heftige Reaktionen, bis hin zu einem Sprengstoffanschlag in Saarbrük-

ken, hervor. Trotz des späteren Moratoriums aufgrund einiger unrichtig beschrifte-

ter und zugeordneter Bilder bleibt ihre Grundaussage bestehen. 

Mit einem «Schwarzbuch des Kommunismus», herausgegeben von dem franzö-

sischen Ex-Maoisten Stéphane Courtois, wurde 1998 eine neue Totalitarismusde-

batte angestossen, die zum Ziel hatte, vornehmlich mit dem Aufrechnen von Opfern 

des faschistischen und stalinistischen Terrors zu beweisen, dass der sowjetische 

Kommunismus schlimmer als der deutsche Faschismus gewesen sei.4 

Als Vorstoss auf intellektuellem bzw. literarischem Gebiet, endlich Schluss zu 

machen «mit der Dauerrepräsentaion unserer Schande», kann die Rede des Schrift-

stellers Martin Walser anlässlich der Verleihung des Friedenspreises des deutschen 

Buchhandels im Oktober 1998 bezeichnet werden. Ignatz Bubis, der damalige Vor-

sitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland, warf Walser daraufhin «geistige  

1  Ernst Nolte in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 6.6.1986. 

2  Eine ausführliche Dokumentation findet sich in: R. Kühnl, Streit ums Geschichtsbild.  

Die «Historikerdebatte». Dokumentation, Darstellung und Kritik, Köln 1987. 

3  Eine Einführung geben: J. Klotz u. U. Schneider (Hg.), Die selbstbewusste Nation und ihr  

Geschichtsbild. Geschichtslegenden der Neuen Rechten, Köln 1997. 

4  Als einführende Lektüre sei empfohlen: J. Klotz (Hg.), Schlimmer als die Nazis? «Das Schwarz-

buch des Kommunismus» und die neue Totalitarismusdebatte, Köln 1999. Jens Mecklen-

burg/Wolfgang Wippermann (Hg.), «Roter Holocaust»? Kritik des Sxchwarzbuchs des Kom-

munismus, Hamburg 1998. 

488 



 

Brandstiftung» vor. Viele hundert Leserbriefschreiber beteiligten sich an den wo-

chenlang geführten Auseinandersetzungen in den grossen deutschen Tageszeitun-

gen.5 

Mit der Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter 

wurde Ende der 90er Jahre dann ein weiteres verbrecherisches Kapitel des deut-

schen Faschismus aufgerollt. Das schäbige Entschädigungsangebot und die beschä-

mende Debatte verdeutlichen den Wunsch von Industrie, Banken und Politik, end-

lich zum «Tagesgeschäft» übergehen zu können. Andererseits lenkt diese Ausein-

andersetzung wieder den Blick auf die Rolle von Industrie und Banken als Profi-

teure und Mitverantwortliche des Faschismus und begünstigt eine ernsthafte wis-

senschaftliche Debatte über Entstehung, Wirkungsbedingungen und Geschichte fa-

schistischer deutscher Herrschaft. 

Die genaue Kenntnis von Grundlagen, Ursachen, Wesen und Konsequenzen des 

Faschismus ist unerlässlich, um ähnliche Tendenzen in der Gegenwart rechtzeitig 

erkennen und wirksam abwehren zu können. Sicherlich stellt der Faschismus ge-

genwärtig nicht die Hauptgefahrfür Frieden und Demokratie dar. Aber als unter-

stützende Kraft für eine auf autoritäre Staatsverhältnisse und auf Rüstung gerich-

tete Politik kann er sehr wohl noch bedeutsam sein. Und dass es solche Tendenzen 

in der Bundesrepublik und anderswo gibt, ist offensichtlich. Doch es ist möglich 

und dringend notwendig, aus der Geschichte zu lernen. Das vorliegende Buch will 

dazu einen Beitrag leisten. 

Dokument Nr. 351 verdeutlicht anhand nackter Zahlen, was der Faschismus mit 

seinem Krieg angerichtet hat. Nr. 352-354 enthalten Urteile über das Verhältnis 

zwischen Wirtschaft und politischer Führung, das den zentralen Streitpunkt der ver-

schiedenen Faschismusinterpretationen bildet, nämlich die Zeugenaussage des 

Bankiers Schroeder und die Resultate eines US-Senatsausschusses. In diesen Do-

kumenten ist zur Herrschaftsstruktur und zum sozialen Inhalt des Faschismus alles 

Wichtige zusammenfassend gesagt, was gesagt werden muss. 

5  Eine Dokumentation von an Bubis und Walser persönlich gerichteten Briefen findet sich in: F. 

Schirrmacher (Hg.), Die Walser-Bubis-Debatte. Eine Dokumentation, Frankfurt a. M . 1999. 

Siehe auch: J. Klotz/G. Wiegel (Hg.), Geistige Brandstiftung? Die Walser-Bubis- Debatte, Köln 

1999. 
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Nr. 351 Die Menschenverluste, Kriegsausgaben und Kriegsschäden des Zweiten 

Weltkrieges 

Menschenverluste insgesamt 

davon Tote an den Fronten 

d.h. 24 Prozent aller zum Kriegsdienst 

einberufenen Soldaten wurden getötet 

getötete Zivilpersonen 

Verwundete 

54.800.000 

27.000.000 

24.500.000 

90.000.000 

In den einzelnen Ländern sind an Toten zu beklagen: 

Sowjetunion 20.300.000 

Asiatische Staaten (insbesondere Japan) 13.600.000 

Polen und Balkanländer 9.010.000 

Deutschland 6.600.000 

Westliche Länder 1.300.000 

Italien und Österreich 750.000 

USA 229.000 

Vermisste 3.000.000 

Menschen Verluste insgesamt 54.789.000 

Kriegsausgaben und Kriegsschäden rund 1.350 Milliarden Dollar, 21.000.000 

Menschen verloren durch Bombardements ihr Heim und ihr Gut. 45.000.000 Men-

schen wurden evakuiert, eingesperrt, deportiert und aus ihrem Geburtsort ver-

schleppt. 2.429.475 t Bomben wurden auf Europa abgeworfen 

Aus: Laschitza/Vietzke, S. 232. 

Nr. 352 Vernehmung des Bankiers von Schroeder durch Vertreter der Anklagebe-

hörde des US-Militärgerichtshofs in Nürnberg (1945) über den Einfluss der Gross-

banken auf die Hitlerregierung (Auszüge) 

Frage: Übten nach Ihrer Meinung die grossen Berliner Banken einen sehr starken 

Einfluss und eine sehr starke Kontrolle auf das Wirtschaftsleben Deutschlands und 

auf die deutsche Regierung aus? 
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Antwort: Zu stark!... Der Einfluss der Grossbanken war, meiner Ansicht nach, 

viel zu stark! Besonders während der letzten Jahre erreichte der Einfluss der Gross-

banken auf die deutsche Industrie ein solches Ausmass, dass es kaum noch einen 

Teil der deutschen Industrie gab, der nicht unter ihrer Kontrolle stand ... 

Frage: Mussten die Grossbanken während dieser Zeit, in der sie eine so kolossale 

Macht im Wirtschaftsleben Deutschlands errangen und behaupteten, nicht einen ge-

waltigen Einfluss auf die Partei gehabt haben, da doch die Partei in Deutschland die 

herrschende Rolle spielte und die Regierung entscheidend kontrollierte? 

Antwort: Sie hatten einen ganz gewaltigen Einfluss auf die Partei und auf die 

Regierung. De facto waren die Grossbanken fast eine zweite Regierung. Die Partei 

und die von der Partei beherrschte Regierung konsultierten die Grossbanken bei 

jeder wirtschaftlichen und finanziellen Frage, die auftauchte. Die Vertreter der 

Grossbanken wurden von der Reichsbank und anderen Regierungsstellen praktisch 

bei allen Entscheidungen konsultiert, und sehr oft wurde das, was sie sagten, als 

letztes Wort in der Angelegenheit gewertet. Männer wie (Hermann J.) Abs, (Os-

wald) Rösler, (Karl) Kimmich und (Franz) Urbig von der Deutschen Bank und Dis-

conto-Gesellschaft wurden von Regierung und Parteiführern ständig zu Rate gezo-

gen; dasselbe gilt für (Friedrich) Reinhart von der Commerzbank und (Carl) Goetz, 

(Karl) Rasche und (Emil) Meyer von der Dresdner Bank. In den letzten paar Jahren 

wurden die Beziehungen zwischen den Grossbanken und der Partei durch die Be-

rufung einflussreicher Parteileute in die Vorstände dieser Banken noch mehr gefe-

stigt. Zum Beispiel berief die Deutsche Bank Hunke in ihren Vorstand, der eine 

führende Figur in der Partei war. 

Frage: Können Sie mir sagen, bei welchen Organisationen, Dienststellen oder 

Parteiführern Abs diesen ungeheuren Einfluss besass, von dem Sie gesprochen ha-

ben? 

Antwort: Er hatte hauptsächlich Einfluss in der Reichsbank und im Wirtschafts-

ministerium. Abs hatte sich als recht wertvoll für die Partei und für die Regierung 

erwiesen, indem er mit seiner Bank der Regierung half, Geschäfte in den besetzten 

Ländern und in anderen ausländischen Staaten zu machen. Abs erfreute sich ausge-

zeichneter Verbindungen zu Funk, der in den letzten Jahren sowohl Reichsbankprä-

sident als auch Leiter des Wirtschaftsministeriums war. 

Goetz, der Aufsichtsratsvorsitzende der Dresdner Bank, hatte sehr engen Kontakt 

zu Fritz Sauckel, dem Gauleiter von Thüringen, der während des Krieges mit der 
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Beschaffung von Arbeitskräften für das Nazireich beauftragt war. Hans Deuss, der 

zunächst Filialleiter der Dresdner Bank war und später in den Vorstand der Com-

merzbank nach Berlin ging, hatte auch recht gute Beziehungen zu wichtigen Per-

sonen in der Partei und in der Regierung. 

Aus: Anatomie des Krieges, S. 99-101. 

Nr. 353 Schwarze Liste mit 42 deutschen Konzernführern, die von einem Ausschuss 

des amerikanischen Senats unter Leitung von Senator Kilgore im Oktober 1945 

veröffentlicht wurde (Auszug) 

Die führenden Namen der Schwerindustrie und der deutschen Hochfinanz sind hier 

auf einer Art Schwarzen Liste als Mitschuldige an den Kriegsvorbereitungen des 

Nationalsozialismus von einem Ausschuss des amerikanischen Senats gebrand-

markt worden. Der unter Leitung von Senator Kilgore arbeitende Ausschuss hat 

folgende Hauptfeststellungen getroffen: 

1. Es ist nicht wahr, dass die deutschen Grossindustriellen sich erst im letzten 

Augenblick und halb gezwungen dem Nationalsozialismus angeschlossen haben. 

Sie waren von Anfang an seine begeisterten Förderer. 

2. Die Unterstützung seitens der deutschen Schwerindustrie und Hochfinanz 

ermöglichte den Nationalsozialisten die Machtergreifung. 

3. Die Umstellung der deutschen Wirtschaft auf die Kriegswirtschaft und auf 

die fieberhafte Rüstung zum Angriffskrieg erfolgte unter der unmittelbaren Leitung 

der deutschen Industriellen. 

In einer ergänzenden Erklärung von Senator Kilgore heisst es: «Die Tatsachen 

machen diese Industriellen einwandfrei mitschuldig an den von den Nationalsozia-

listen in ihrer Sucht nach Weltherrschaft gegen die Völker der Erde verübten Ver-

brechen.» 

Nachstehend die Liste der 42 Grossindustriellen ... 

Veröffentlicht in: Allgemeine Zeitung, Berlin, 12.10.1945; abgedruckt in: Laschitza/Vietzke,  

S. 277-279. 
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Nr. 354 Bericht des Büros der US-Militärregierung (OMGUS), Archivgruppe 260, 

über Ermittlungen in Bezug auf die Deutsche Bank (Auszüge) 

Kapitel I: Empfehlungen 

Es wird empfohlen, dass: 

1. die Deutsche Bank liquidiert wird, 

2. die verantwortlichen Beamten der Deutschen Bank angeklagt und als Kriegs-

verbrecher abgeurteilt werden, 

3. die leitenden Beamten der Deutschen Bank keine wichtigen oder verantwort-

lichen Positionen im deutschen wirtschaftlichen oder politischen Leben überneh-

men dürfen. 

Kapitel II: Zusammenfassung 

... Die Deutsche Bank trug von allen deutschen Geschäftsbanken am meisten 

zum Wiederaufrüstungsprogramm bei. Sie versorgte das Reich mit riesigen Fonds 

für Wiederaufrüstungszwecke. So investierte sie in dem Vorkriegsjahr 1938 bereits 

ungefähr 35% ihres Gesamtvermögens in Reichspapieren. Sie fungierte als Führe-

rin oder Mitführerin von praktisch allen grösseren Kreditkonsortien, deren Opera-

tionen die Finanzierung des gesamten Wiederaufrüstungsprogramms möglich 

machten. Sie führte die Industriezweige, die sie direkt kontrollierte, in die Produk-

tionsrichtungen, die von der Regierung und der Partei gewünscht wurden. 

Die Deutsche Bank spielte unter den Geschäftsbanken bei der Ausbeutung der 

wirtschaftlichen Reserven der Länder des annektierten, okkupierten und des zu Sa-

tellitenländern gemachten Europas eine führende Rolle. Seit dem Anschluss im 

Jahre 1938 ging sie weiterhin mit grosser Aggressivität daran, ihr Bankherrschafts-

system über die alten Grenzen Deutschlands hinaus auszudehnen. Sie übernahm die 

Kontrolle über den Creditanstalt-Bankverein Wien, die grösste Geschäftsbank in 

Österreich, die mehr als 40 Zweigstellen in diesem Lande hatte. Sie übernahm die 

Kontrolle über die Böhmische Unionsbank der Tschechoslowakei und bezog etwa 

23 Zweigstellen dieser Bank in ihr eigenes Zweigstellennetz ein. Sie erhielt nach 

dem Fall von Frankreich und Belgien den grössten Teil des Aktienbesitzes der So-

ciété Générale de Belgique im Bank- und Industriewesen des Balkans, d.h. einer 

der grössten Holdinggesellschaften in Europa, und gewann dadurch für sich eine 

beherrschende Position in der Bankenstruktur der Balkanländer. Die Auslands- 



erwerbungen der Deutschen Bank wurden so umfangreich, dass sich die Zahl ihrer 

Zweigstellen und Filialen ausserhalb Deutschlands von 1938 bis 1941 versechs-

fachte. 

Die Deutsche Bank fungierte mehrmals auch als führende Institution der deut-

schen Regierung bei der Durchdringung der annektierten, okkupierten und völlig 

abhängig gemachten Länder Europas. Die Kontinentale Öl AG, die im März 1941 

von Göring gegründet wurde, um ein deutsches Ölmonopol in Europa zu schaffen, 

erwarb den Kern ihres ersten Aktienbesitzes – die Mehrheitskontrolle der beiden 

grössten rumänischen Ölgesellschaften – von der Deutschen Bank, die nach dem 

deutschen Sieg im Westen diese Anteile vorher von den ehemaligen französischen 

und belgischen Inhabern übernommen hatte. 

Die Deutsche Bank nahm an zahlreichen Arisierungstransaktionen in Deutsch-

land sowie in den Ländern des annektierten, okkupierten und völlig abhängig ge-

machten Europas teil und profitierte von ihnen erheblich. Sie übernahm im Jahre 

1938 ohne Gegenleistung die gesamte Praxis und Kundschaft des sehr prominenten, 

nichtarischen Bankhauses Mendelssohn & Co. Berlin und gründete im gleichen 

Jahr ein neues Bankhaus, um das Geschäft der grossen privaten, nichtarischen Es-

sener Simon-Hirschland-Bank zu übernehmen. Sie gewährte ihren Kunden ein 

grosses Ausmass an Krediten, um sie bei dem Erwerb und der Finanzierung nicht-

arischen Geschäftseigentums zu unterstützen. Sie beschaffte auch neue «Käufer» 

für Besitztümer dieser Art und wurde Konkurrentin der Dresdner Bank, deren Ag-

gressivität auf diesem Gebiet im Wettrennen um Aufträge und Profite aus den mit 

der Arisierung verbundenen Transaktionen sprichwörtlich wurde. 

Das grosse Expansionsprogramm der Deutschen Bank wurde während der zwölf 

Jahre des Naziregimes in erheblichem Umfang durch die enge Gestaltung ihrer Be-

ziehungen zu den Ministerien der Regierung und zur Partei sowie den angeschlos-

senen Organisationen verwirklicht. 

Die Deutsche Bank benutzte ihre überaus grosse Macht in der deutschen Wirt-

schaft, um bei der Durchführung der verbrecherischen Politik des nazistischen Re-

gimes auf wirtschaftlichem Gebiet mitzuwirken... 

Der Bericht erschien in deutsch im Institut für Marxistische Studien und Forschungen (IMSF), 

Frankfurt 1971. 
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ung am 11.1.1932 
Nr. 80  Brüning über «Kontakte und Konflikte mit der NSDAP» 
Nr. 81  Denkschrift des Reichsinnenministers Groener an Reichskanzler Brüning über das Verbot 

der militärähnlichen Organisationen der NSDAP vom April 1932 (Auszüge) 
Nr. 82  Niederschrift aus dem Büro des Reichspräsidenten vom 10.6.1932 (Auszug) 
Nr. 82a  Eingabe des Reichsverbandes der Automobilindustrie an Reichskanzler Franz von Papen 

vom 16.8.1932 über die militärische Bedeutung der Kraftwagenindustrie und die Notwen-
digkeit ihrer staatlichen Förderung (Auszug) 

Nr. 82b  Denkschrift des Reichsverbandes der deutschen Eisenindustrie für Generalleutnant Alfred 
von Vollard-Bockelberg, Chef des Heereswaffenamtes, vom 16.1.1933 zu den Genfer 
Verhandlungen über die internationale Regelung von Kriegswaffenherstellung und -han-
del (Auszüge) 



Nr. 83  Regierungserklärung des Reichskanzlers Franz von Papen vom 4.6.1932 (Auszüge) 

Nr. 84  Brief des Oberleutnants Stieff an seine Frau vom 17.6.1932 (Auszug) 

Nr. 85  Aufzeichnung des Staatssekretärs Dr. Meissner über eine Besprechung Hindenburg/ 
Hitler am 13.8.1932 

Nr. 86  Vortragsnotiz aus der Wehrmachtabteilung des Reichswehrministeriums vom 

29.8.1932 (Auszug) 
Nr. 87 Schreiben des Konzernführers Fritz Thyssen vom 11.11.1932 (Auszug) 

Nr. 88 Schreiben des Bankiers Schacht an Adolf Hitler vom 12.11.1932 (Auszüge) 

Nr. 89 Schreiben von Wilhelm Keppler an Kurt v. Schroeder vom 13.11.1932 (Auszug) 
Nr. 90 Eingabe von Industriellen, Bankiers und Grossagrariern an Reichspräsident von Hin- 

denburg vom 19.11.1932 

Nr. 91  Schreiben von Bruno Lindner an den Staatssekretär Otto Meissner vom 25.11.1932 
Nr. 91a  Information von Dr. Scholz an Franz Bracht vom 26.11.1932 über die Haltung der In-

dustrie zu einer Regierung Hitler (Auszug) 

Nr. 92  Schreiben des Reichskanzlers v. Papen an Hitler über die Frage der Regierungsbildung 
vom 13.11.1932 

Nr. 92a  Antwort Hitlers an Reichskanzler von Papen vom 16.11.1932 (Auszüge) 

Nr. 93  Bericht über die Regierungserklärung Schleichers vom 15.12.1932 (Auszüge) 
Nr. 94  Aufzeichnung des Botschafters a. D. Ott über das «Kriegsspiel» der Reichswehrfüh-

rung von Ende November 1932 (gefertigt am 15.12.1947) 

Nr. 95  Niederschrift über eine Ministerbesprechung vom 16.1.1933 (Auszüge) 
Nr. 96  Eidesstattliche Erklärung des Freiherm Kurt von Schroeder vor der amerikanischen  

Untersuchungsbehörde des Internationalen Militärgerichtshofes in Nürnberg zu den 

Verhandlungen in seinem Hause in Köln mit Hitler am 4.1.1933 (Auszüge) 

Nr. 97  Wahlaufruf der SPD vom 19.7.1930 (Auszüge) 

Nr. 98  Programmerklärung der KPD zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen  
Volkes vom 24.8.1930 (Auszüge) 

Nr. 99  Lagebericht Nr. 13 des Reichsministeriums des Innern vom 16.7.1932 über Einheits-

frontbestrebungen (Auszüge) 
Nr. 100  Aufruf der Berliner Leitungen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des 

Allgemeinen Freien Angestelltenbundes und des Allgemeinen Deutschen Beamtenbun-

des, veröffentlicht am 21.7.1932 
Nr. 101  Resolution der Parteikonferenz der KPD vom Oktober 1932 (Auszüge) 

Nr. 102  Verordnung des Reichspräsidenten zum «Schutz von Volk und Staat» vom 28.2.1933 

Nr. 102a  Reichsgesetz über «Verhängung und Vollzug der Todesstrafe» vom 29.3.1933 
Nr. 103  Verordnung des Reichspräsidenten «zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die 

Regierung der nationalen Erhebung» vom 21.3. 1933 (Auszug) 

Nr. 104  «Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich», Ermächtigungsgesetz vom 
24.3.1933 

Nr. 104a  Opfer des faschistischen Terrors, Anfang 1933 bis Mitte 1935 

Nr. 105  Anordnung der Parteileitung der NSDAP vom 28.3.1933 über die Durchführung antise-
mitischer Massnahmen (Auszüge) 

Nr. 106  Gesetz zur «Wiederherstellung des Berufsbeamtentums» vom 17.4.1933 (Auszüge) 

Nr. 107  Verbot der SPD vom 22.6.1933. Die amtliche Begründung (Auszüge) 
Nr. 108  Gesetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14.7.1933 

Nr. 109  Rede Adolf Hitlers am 20.2.1933 vor führenden Industriellen (Auszüge) 

Nr. 110  Schreiben von Gustav Krupp von Bohlen und Halbach an Adolf Hitler vom 24.3.1933 
Nr. 111  Vermerk des Direktors der Deutschen Bank, Dr. Weigelt, für seinen Kollegen Direktor 

Urbig vom 12.5.1933 (Auszüge) 

Nr. 111a  Schreiben der Geschäftsleitung des Zeiss-Konzerns an dessen Auslandsvertreter vom 
30.3.1933 über Sprachregelung in der Auslandspropaganda (Auszüge) 

Nr. 111 b Streng vertrauliche Niederschrift von Heinrich Koppenberg, Aufsichtsratsvorsitzender 



der «Mitteldeutsche Stahlwerke AG», vom 6.4.1933 über Verhandlungen mit Vertretern 
der Flugzeugindustrie (Auszüge) 

Nr. 111c  Schreiben von Gustav Krupp von Bohlen und Halbach an Friedrich Springorum, Auf-
sichtsratsvorsitzender der Hoesch AG, vom 26.4.1933 über Finanzierung der Auslands-
propaganda der NSDAP 

Nr. 112  Ausführungen des Reichskanzlers Hitler vor den Befehlshabern des Heeres und der Ma-
rine anlässlich eines Besuches bei Gen.d.Inf. Frhr. von Hammerstein-Equord in dessen 
Wohnung am 3.2.1933 

Nr. 112a  Ausführungen des Reichswehrministers von Blomberg vor den Gruppen- und Wehr-
kreisbefehlshabem im Reichswehrministerium am 3.2.1933 (Auszüge) 

Nr. 113  Kundgebung des Katholischen Lehrerverbandes des Deutschen Reiches vom 1.4.1933 
(Auszüge) 

Nr. 114  Kundgebung der Katholischen Arbeiterbewegung Deutschlands vom 2.4.1933  
(Auszüge) 

Nr. 115  Gemeinsamer Hirtenbrief der Oberhirten der Diözesen Deutschlands vom 8.6.1933 
(Auszüge) 

Nr. 116  Aufruf des Führers des CV (Carteilverband der Katholischen Deutschen Studenten) vom 
15.7.1933 (Auszug) 

Nr. 117  Aufruf des katholischen Jungmännerverbandes vom September 1933 (Auszüge) 
Nr. 118  Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich, abgeschlossen in 

der Vatikanstadt am 20.7.1933 (Auszüge) 
Nr. 119  Predigt des evangelischen Bischofs Dibelius bei der Eröffnung des Reichstags am 

21.3.1933 in der Potsdamer Gamisonskirche (Auszug) 
Nr. 120  Berufsverbot und Arierparagraph in der evangelischen Kirche im Gesetz über die Rechts-

verhältnisse der Geistlichen und der Kirchenbeamten (Auszüge) 
Nr. 121  Memorandum des Kirchenbundesamts über die gegenwärtige Lage in Deutschland,  

insbesondere über die Judenfrage vom 7.6.1933 (Auszüge) 
Nr. 122  Die Auflösung der Deutschnationalen Front am 27.6.1933 
Nr. 123  Auflösungsbeschluss der Reichsleitung des Zentrums am 5.7.1933 
Nr. 124  Die Auflösung der Bayerischen Volkspartei am 4.7.1933 
Nr. 125  Zur Auflösung der Deutschen Staatspartei (ehern. Deutsche Demokratische Partei),  

Entschliessung des Gesamtvorstandes vom 14.5.1933 
Nr. 126  Aufruf der KPD zum Generalstreik vom 30.1.1933 (Auszug) 
Nr. 127  Aufruf des Vorstandes der SPD und der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion vom 

31.1.1933 
Nr. 127a  «An die sozialdemokratischen und christlichen Arbeiter Deutschlands! An die Kollegen 

der freien Gewerkschaften und die Reichsbannerkameraden!» Offener Brief Ernst Thäl-
manns vom 27.2.1933 (Auszug) 

Nr. 128  Stellungnahme des Abg. Wels für die SPD zum Ermächtigungsgesetz am 23.3.1933 
(Auszüge) 

Nr. 129  Beschluss des Bundesausschusses des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
vom 19.4.1933 

Nr. 130  Gesetz zur «Sicherung der Einheit von Partei und Staat» vom 1.12.1933 (Auszug) 
Nr. 131  Gesetz über den «Neubau des Reiches» vom 30.1.1934 (Auszug) 
Nr. 132  Rede des obersten SA-Führers Röhm vor dem diplomatischen Korps und der Auslands-

presse vom 18.4.1934 (Auszug) 
Nr. 133  Tagesbefehl Hitlers an den neuen SA-Führer Lutze vom 1.7.1934 (Auszüge) 
Nr. 134  Proklamation Hitlers auf dem Reichsparteitag der NSDAP in Nürnberg am 5.8.1934 

(Auszüge) 
Nr. 135  Die Richter im nationalsozialistischen Staat. Leitsätze des «Reichsrechtsführers» Frank 

vom 14.1.1936 
Nr. 136  Gesetz über «Treuhänder der Arbeit» vom 19.5.1933 (Auszüge) 
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Nr. 137 Memorandum und Gesetzentwurf von Carl Goerdeler, Reichskommissar für die Preis-

überwachung und Oberbürgermeister von Leipzig, für das Reichswirtschaftsministerium 

vom 7.9.1933 über die endgültige Beseitigung des Betriebsrätegesetzes und dessen Erset-
zung durch ein neues Arbeitsgesetz (Auszüge) 

Nr. 138 «Reichserbhofgesetz» vom 29.9.1933 (Auszüge) 

Nr. 139 Gesetz zur «Ordnung der nationalen Arbeit» vom 20.1.1934 (Auszüge) 
Nr. 140 «Geschäftliche Mitteilungen» des Reichsstandes der deutschen Industrie für seine Mit-

glieder vom 26.1.1933 über das «Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit» (Auszug) 

Nr. 141 Entwurf der Denkschrift des Reichsstandes der deutschen Industrie vom 13.2.1934 (Aus-
zug) 

Nr. 142 Verordnung Adolf Hitlers über die Deutsche Arbeitsfront vom 24.10.1934 (Auszüge) 

Nr. 143 Reichsarbeitsdienstgesetz vom 26.6.1935 (Auszug) 
Nr. 144 Stellungnahme der Reichsgruppe Industrie zu dem «vorläufigen Referentenentwurf zum 

Gesetz über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen» vom 5.5.1936  

(Auszug) 
Nr. 145 Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan Göring zur «Sicherstellung des 

Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung» vom 22.6.1938 

(Auszug) 
Nr. 146 Entwicklung der Industrieproduktion in Deutschland, USA, Grossbritannien und Frank-

reich von 1932-1938 

Nr. 147 Entwicklung der Arbeitslosigkeit von 1933-1939 
Nr. 148 Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches von 1932-1943 

Nr. 149 Notenumlauf der Reichsbank von 1932-1943 

Nr. 150 Indizes der industriellen Produktion von 1932-1939 

Nr. 151 Verhältnis der Rüstungsausgaben zu den Gesamtausgaben Deutschlands von 1932-1937 

Nr. 152 Zahl der im Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogrammes instand gesetzten oder ausge-

bauten Wohnhäuser von 1933-1936 und Regierungsmittel für Wohnungsbaufinanzierung 
(in Mill. RM) von 1928-1936 

Nr. 153 Index der Produktion von Produktionsmitteln, von Kriegsmaterial und von Konsumtions-

mitteln in Deutschland 1939-1945 
Nr. 154 Anteile der einzelnen sozialen Klassen an der Gesamtbevölkerung von 1925-1939 

Nr. 155 Entwicklung der Arbeitsproduktivität und Anteil der Profite an der industriellen Netto-

produktion von 1925-1937 bzw. 1929-1937 und Profite der Industrie und des Handels 
von 1933-1938 

Nr. 156 Index der Lebenshaltungskosten von 1932-1938 

Nr. 157 Index der Reallöhne von 1933-1938 
Nr. 158 Lohn- und Gehaltssumme in % des Volkseinkommens von 1928-1938 

Nr. 159 Anwachsen der Arbeitsunfälle und Berufserkrankungen 1933-1939 
Nr. 160 Verdienste grosser Aktiengesellschaften 1932-1936 

Nr. 161 Entwicklung der unverteilten Gewinne der Kapitalgesellschaften von 1933-1938 

Nr. 162 Reingewinne des Krupp-Konzerns von 1933-1939, Rohgewinne verschiedener Konzerne 
der Schwerindustrie von 1934-1939 und Entwicklung der Umsätze des Siemens-Kon-

zerns von 1933-1939 

Nr. 163 Siedlungspolitik des Deutschen Reiches 1927-1938 
Nr. 164 Zwangsversteigerungen land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke 1933-1939 

Nr. 165 Neueröffnete und ausgeschiedene Handwerksbetriebe 1936-1938 

Nr. 166 Hitler über Erziehungsziele 
Nr. 167 Der Führer an die deutschen Frauen! 

Nr. 168 Die soziale Lage der Frauen im Faschismus 

Nr. 169 Aus einem Monatsbericht des Regierungspräsidenten von Oberbayern vom 10.11.1941 
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Nr. 170 Die unterschiedliche Behandlung der Frauen je nach ihrer sozialen Herkunft 

Nr. 171 Göring über die Aufgaben der Frau und den Unterschied zwischen «Rassepferd» und 
«Arbeitspferd» 

Nr. 172 Studentinnen im Faschismus 

Nr. 173 Über die Aufgaben deutscher Mädel im Krieg 
Nr. 174 «Gattenwahl» 

Nr. 175 Aufruf an die Frauen zum Widerstand, Frühjahr 1945 

Nr. 176 «Leistung, Wehrfähigkeit und Mindertaugliche» 
Nr. 177 Kranksein als Rücksichtslosigkeit 

Nr. 178 Die wirtschaftliche Belastung durch «Erbkranke» 

Nr. 179 «Einsetzung eines Kommissars zur Senkung des Krankenstandes» 

Nr. 180 Sozialversicherung als Ausgeburt des «Marxismus» 

Nr. 181 «Gemeinschaftsunfähige» Elemente 

Nr. 182 Gesetz gegen «heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Partei-
uniform» vom 20.12.1934 (Auszug) 

Nr. 183 Richtlinien für die Verfolgung von Straftaten gegen das Reich oder die Besatzungsmacht 

in den besetzten Gebieten vom 7.12.1941 (Auszug) 
Nr. 184 Hinrichtungen in Brandenburg 1940-1945 

Nr. 185 Hinrichtungen 1937-1945 (soweit sie im Reichsjustizministerium registriert wurden) 

Nr. 186 Prof. Dr. Ernst Forsthoff 1933 über die «Judenfrage» 
Nr. 187 Gesetz «zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre» vom 15.9.1935 

(Auszug) 

Nr. 188 Reichsbürgergesetz vom 15.9.1935 (Auszug) 
Nr. 189 Schreiben von Karl Albrecht, Geschäftsführer der Wirtschaftsgruppe Feinmechanik und 

Optik, an die Reichsgruppe Industrie vom 30.10.1937 über die «Entjudung» der Aus-

landsvertretung (Auszug) 
Nr. 190 Exposé von Friedrich Flick für Vortrag und Besprechung bei Hermann Göring vom 

19.1.1938 über die geplante «Arisierung» des Petschek-Konzerns (Auszug) 

Nr. 191 Dringendes Telegramm von Fritz Sauckel, Gauleiter der NSDAP von Thüringen und 
«Stiftungsführer» der Wilhelm-Gustloff-Werke, an Hermann Göring vom 24.3.1938 über 

die «Arisierung» eines österreichischen Rüstungsbetriebes 

Nr. 192 Aktennotiz aus den Handakten von Karl Kimmich, Vorstandsmitglied der Deutschen 
Bank, vom 25.7.1938 über das «Arisierungs»-Geschäft der Deutschen Bank 

Nr. 193 Kanonische und nazistische antijüdische Massnahmen 

Nr. 194 Denkschrift der IG Farbenindustrie AG für den Rüstungsbeirat des Reichswehrministeri-
ums vom März 1935 über die Militarisierung der Wirtschaft zur Vorbereitung der Indu-

strie auf den Krieg (Auszüge) 

Nr. 195 Denkschrift Hitlers zum Vierjahresplan vom August 1936 (Auszüge) 
Nr. 196 Die Ankündigung des Vierjahresplanes. Proklamation Adolf Hitlers bei der Eröffnung 

des 8. Reichsparteitages der NSDAP in Nürnberg am 9.9.1936 (Auszüge) 
Nr. 197 Denkschrift des Oberbefehlshabers des Heeres (Gen.oberst von Fritsch) an den Oberbe-

fehlshaber der Wehrmacht (Gen.feldmarschall von Blomberg) vom August 1937  

(Auszüge) 
Nr. 198 Niederschrift über die Besprechung in der Reichskanzlei am 5.11.1937 (Auszüge) 

Nr. 199 Protokoll über den Beitritt Italiens zum deutsch-japanischen Antikomintem-Abkommen 

vom 6.11.1937 (Auszug) 
Nr. 200 Freundschafts- und Bündnispakt zwischen Deutschland und Italien vom 22.5.1939 und 

Denkschrift Mussolinis vom 30.5.1939 (Auszüge) 

Nr. 201 Ansprache Hitlers an die Oberbefehlshaber auf dem Obersalzberg am 22.8.1939 
Nr. 202 Bericht des Oberleutnants i. G. Schmundt über die militärische Lagebesprechung in der 

Neuen Reichskanzlei am 23.8.1939 (Auszüge) 

Nr. 203 Deutsch-sowjetischer Nichtangriffspakt vom 23.8.1939 
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Nr. 204 Ansprache Hitlers vor den Oberbefehlshabern über künftige Kriegspläne, 23.11.1939 

(Auszüge) 

Nr. 205 Die Vorbereitung des Feldzuges gegen die Sowjetunion. Hitlers Weisung Nr. 21 «Fall 
Barbarossa» vom 18.12.1940 (Auszüge) 

Nr. 206 Proklamation der Reichsregierung an das deutsche Volk vom 16.3.1935 (Auszug) 

Nr. 207 Reichstagsrede Hitlers vom 30.1.1939 (Auszüge) 
Nr. 208 Denkschrift des Oberkommandos der Wehrmacht (OKW) über «Die Kriegführung als 

Problem der Organisation» vom 7.3.1938 (Auszüge) 

Nr. 209 Rede des Geheimrats Dr. Bücher, Generaldirektor der AEG, auf der Fabrikdirektorensit-
zung der AEG vom 5.11.1942 (Auszüge) 

Nr. 210 Der katholische Feldbischof Rarkowski in einem Artikel vom 13.6.1937 (Auszüge) 

Nr. 211 Der katholische Feldbischof Rarkowski am 1.9.1939 zum Angriff gegen Polen (Auszüge) 
Nr. 212 Das vom katholischen Feldbischof Rarkowski angeordnete «Gebet für Führer, Volk und 

Vaterland», das ab 1.12.1939 bei Truppengottesdiensten gesprochen werden musste 

(Auszug) 
Nr. 213 Gebet, das die Geistlichen ab Herbst 1939 auf Anweisung des katholischen Bischofs von 

Galen von Münster im Anschluss an die Messe zu sprechen hatten (Auszug) 

Nr. 214 Hirtenbrief des katholischen Feldbischofs Rarkowski vom 16.1.1940 
Nr. 215 Aus dem katholischen Militär-Gebet- und Gesangbuch, das 1940 vom Feldbischof  

zusammengestellt wurde 

Nr. 216 Hirtenbrief aller deutschen Bischöfe vom 26.6.1941 (Auszug) 
Nr. 217 Hirtenbrief aller katholischen Bischöfe vom 10.12.1941 (Auszug) 

Nr. 218 Hirtenbrief der bayerischen katholischen Bischöfe 1941 (Auszüge) 

Nr. 219 Katholische Kirchenzeitung der Erzdiözese Köln vom 20.4.1941 zum Geburtstag Adolf 

Hitlers (Auszug) 

Nr. 220 Predigt des Erzbischofs Constantini, Sekretär der Kongregation der Propaganda Fide 
beim Vatikan, im August 1941 (Auszug) 

Nr. 221 Hirtenwort des katholischen Feldbischofs Rarkowski an die deutschen Soldaten nach 

dem Beginn des Angriffs auf die Sowjetunion (Auszüge) 
Nr. 222 Der katholische Feldbischof Rarkowski an die deutschen Soldaten zu Weihnachten 1941 

(Auszug) 

Nr. 223 Rechenschaftsbericht des Vorsitzenden der ersten vorläufigen Leitung der Bekennenden 
Kirche, des hannoverschen Landesbischofs, vom Februar 1936 (Auszug) 

Nr. 224 Die evangelischen Landesbischöfe am 20.11.1936 (Auszüge) 

Nr. 225 Aufruf der Deutschen Evangelischen Kirche vom 2.9.1939 
Nr. 226 Aufruf des Reichsbundesführers der Deutschen Evangelischen Pfarrervereine, Klingler, 

vom 8.9.1939 

Nr. 227 Kanzelabkündigung der Deutschen Evangelischen Kirche zum Erntedankfest am 
28.9.1939 (Auszug) 

Nr. 228 Telegramm des Geistlichen Vertrauensrats der Deutschen Evangelischen Kirche an den 

Führer vom 30.6.1941 
Nr. 229 Aufzeichnungen des Botschafters Karl Ritter vom 1.6.1940 (Auszüge) 

Nr. 230 Streng vertrauliche Denkschrift der Reichsgruppe Industrie vom 1.8.1940 (Auszüge) 

Nr. 231 Aktenvermerk über eine Besprechung im Reichswirtschaftsministerium am 16.8.1940 
(Auszüge) 

Nr. 232 Protokoll der Sitzung des Grossen Beirates der Reichsgruppe Industrie am 3.10.1940  

(Auszüge) 
Nr. 233 Besprechung Hitlers mit den Oberbefehlshabern der Wehrmacht vom 9.1.1941  

(Protokollauszug) 

Nr. 234 Aktennotiz von General Georg Thomas, Chef des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamts 

des OKW, über seinen Vortrag bei Hermann Göring vom 26.2.1941 (Auszug) 
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Nr. 235  Niederschrift über die Besprechung zwischen Hitler, Rosenberg, Lammers, Keitel und 
Göring am 16.7.1941 (Auszüge) 

Nr. 236  Vortrag von Hermann J. Abs, Vorstandsmitglied der Deutschen Bank, vor dem Handels-
politischen Ausschuss der Reichswirtschaftskammer am 17.7.1941 (Auszüge) 

Nr. 237  «Memorandum über die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion über die Wirtschafts-
politik und -organisation in den neubesetzten Ostgebieten» von Anfang November 1941 
(Auszüge) 

Nr. 238  Himmlers Niederschrift über die Behandlung der «Fremdvölkischen im Osten» vom 
15.5.1940 

Nr. 239  Hitler in seinen Tischgesprächen am 11.4.1942 und am 22.7.1942 über die Beherrschung 
Russlands 

Nr. 240  Anweisung von J. Goebbels vom 15.2.1943 an die Reichsleiter, Gauleiter und Reichs-
propagandaleiter (Auszüge) 

Nr. 241  Richtlinien des Reichsaussenministers J. v. Ribbentrop vom 5.4.1943 für die Arbeit des 
«Europa-Ausschusses» (Auszüge) 

Nr. 242  Notiz des Gesandten Cecil von Renthe-Fink vom 9.9.1943 (Auszug) 
Nr. 243  Entwurf des Auswärtigen Amtes vom 9.9.1943 zum Problem eines europäischen Staa-

tenbundes 
Nr. 244  Rede Himmlers vor SS-Führern in Posen am 4.10.1943 (Auszug) 
Nr. 245  Schreiben von Paul Henrichs, Geschäftsleiter von Carl Zeiss Jena, an H.E. Müncks, Ge-

schäftsführer des Deutsch-Amerikanischen Wirtschaftsverbandes, vom 2.12.1944, über 
die Orientierung auf die Nachkriegsbeziehungen zu Wirtschaftskreisen der USA (Aus-
züge) 

Nr. 245a  Bulletin des US-Aussenministeriums vom 30.3.1945 über Nachkriegspläne der deut-
schen Imperialisten (Auszüge) 

Nr. 246  Schreiben von Martin Bormann, Leiter der Parteikanzlei und Sekretär Adolf Hitlers, an 
Karl Hermann Frank, Staatsminister im Protektorat Böhmen und Mähren, vom 23.4. 
1945 über die Aufnahme von Verbindungen mit amerikanischen Kreisen 

Nr. 247  Protokoll der Österreich-Besprechung der IG Farbenindustrie AG vom 21.3.1938 
Nr. 248  Vortrag von Wilhelm Zangen, Leiter der Reichsgruppe Industrie, auf der Tagung des 

Fachamtes Eisen und Metall der Deutschen Arbeitsfront (DAF) am 12.5.1939 (Auszüge) 
Nr. 249  Fernschreiben von Georg von Schnitzler, Mitglied des Vorstandes und des Zentralaus-

schusses der IG Farbenindustrie AG, an Kurt Krüger, Direktor der IG Farbenindustrie 
AG, vom 7.9.1939 über die Aneignung chemischer Fabriken in Polen (Auszüge) 

Nr. 250  Protokoll der 72. Sitzung des Chemikalienausschusses der IG Farbenindustrie AG am 
28.5.1940 (Auszug) 

Nr. 250a  Rundschreiben der Reichsgruppe Industrie an die Wirtschaftsgruppen vom 4.7.1940 
über die Vorbereitungen für die «Neuordnung Europas» (Auszüge) 

Nr. 251  Schreiben der Otavi Minen- und Eisenbahn-Gesellschaft vom 14.9.1940 an das Reichs-
wirtschaftsministerium (Auszug) 

Nr. 252  Forderungen des Konzerns Carl Zeiss Jena zur «Neuordnung der europäischen Wirt-
schaft» vom 2.10.1940 (Auszüge) 

Nr. 253  Vorschläge des Zeiss-Konzerns vom 18.8.1941 an die Wirtschaftsgruppe Feinmechanik 
und Optik (Auszüge) 

Nr. 254  Erlass Hitlers über die Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit im Gebiet «Barbarossa» und 
über besondere Massnahmen der Truppe vom 13.5.1941 (Auszüge) 

Nr. 255  «Richtlinien für die Behandlung politischer Kommissare» (Komissarbefehl) vom 
6.6.1941 (Auszüge) 

Nr. 255a  Befehl des Armeeoberkommandos 6 über das «Verhalten der Truppe im Ostraum» vom 
10.10.1941 (Auszüge) 
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Nr. 256  Feldpostbriefe und Geständnisse deutscher Kriegsgefangener 

Nr. 256a  Einsatzbefehl Heydrichs an die HSSPF in der Sowjetunion: Weisungen an die Einsatz-
gruppen und -kommandos, 2.7.1941 

Nr. 257  Resultate der Vemichtungskommandos in der Sowjetunion 

Nr. 257a  Aussagen von Rudolf Höss, Kommandant des KZ Auschwitz, über den Beginn des sy-
stematischen Massenmordes von Häftlingen und die Anzahl der Opfer in der Massen 

Vernichtungsstätte im Spätsommer 1941 

Nr. 258  Befehl Adolf Hitlers vom 18.10.1942 über die Vernichtung von Kommandotrupps und 
Fallschirmspringern (Auszüge) 

Nr. 259  Befehl des Oberbefehlshabers der Heeresgruppe Süd vom 11.11.1943 (Auszug) 

Nr. 260  Hitlers Zerstörungsbefehl vom 20.3.1945 (Auszüge) 

Nr. 261  Protokoll der Sitzung der Metall-Unterkommission des Technischen Ausschusses der IG 

Farbenindustrie AG vom 16.4.1940 über die Zusammenarbeit mit der Friedrich Krupp 

AG bei der Ausbeutung der norwegischen Wirtschaft (Auszug) 
Nr. 262  Richtlinien von Generalleutnant Georg Thomas, Chef des Wehrwirtschafts- und Rü-

stungsamtes des OKW, vom 16.6.1940 über Rohstoffe und Maschinen in den besetzten 

Gebieten (Auszüge) 
Nr. 263  Aktennotiz über eine Besprechung der Staatssekretäre vom 2.5.1941 über die Ausplün-

derung der Sowjetunion (Auszug) 

Nr. 263a  Aus dem Leitarktikei von Joseph Goebbels mit dem Titel «Wofür?» in der Wochenzei-
tung «Das Reich» vom 31.5.1942 

Nr. 263b  Aus der Rede von Heinrich Himmler vor SS- und Polizeiführern in der Feldkommando-

stelle Hegewald am 16.9.1942 über Grundzüge des «Generalplanes Ost» 
Nr. 264  Aktenvermerk von Reichard, Leiter der Ausländsabteilung des Otto-Wolff-Konzerns, 

vom 25.6.1941 über Pläne zur Aneignung der sowjetischen Eisen- und Stahlindustrie 

(Auszug) 
Nr. 265  Schreiben der Sulzbach-Rosenberg-Hütte an das Arbeitsamt Amberg vom 9.7.1941 mit 

Forderungen nach ausländischen, darunter sowjetischen Zwangsarbeitem (Auszüge) 

Nr. 266  Aktennotiz von Odilo Burkart, dem Generalbevollmächtigten des Flick-Konzerns, für 
Friedrich Flick vom 13.8.1941 über die Gründung einer Gesellschaft zur Aneignung so-

wjetischer Montanbetriebe (Auszüge) 

Nr. 267  Vertrauliche «Sozialpolitische Information» der Reichsvereinigung Kohle vom 
1.11.1941 über die Deportation sowjetischer Bergarbeiter (Auszug) 

Nr. 268  Bericht des Werkschutzes der Heinrich-Bierwes-Hütte vom 24.3.1942 über einen Streik 

sowjetischer Zwangsarbeiter (Auszüge) 
Nr. 269  Programm von Fritz Sauckel, dem Gauleiter der NSDAP in Thüringen und Generalbe-

vollmächtigten für den Arbeitseinsatz, vom 20.4.1942 (Auszüge) 

Nr. 270  Aktennotiz der Personalabteilung des Kunstseidenwerkes Elsterberg der Vereinigte 
Glanzstoff-Fabriken AG Wuppertal-Elberfeld vom 31.8.1943 über Kinderarbeit 

Nr. 271  Wochenbericht von Max Faust, Oberingenieur des Werkes Auschwitz der IG Farbenin-

dustrie AG, für die Zeit vom 18.-31.10.1943 über die Behandlung der KZ-Häftlinge und 
der anderen Arbeitskräfte (Auszüge) 

Nr. 272  Die Arbeitsbedingungen weiblicher KZ-Häftlinge in Krupp-Betrieben 

Nr. 273  Tribute der okkupierten Gebiete und deutsche Staatsausgaben 1940-1944 (in Mrd. Mark) 
Nr. 273a Der Chef des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes, SS-Gruppenführer Pohl, an 

Reichsführer SS, Heinrich Himmler, über Lage und Funktion der Konzentrationslager, 

30.4.1942 
Nr. 274  Aus dem geheimen Schreiben von Karl Krauch, dem Generalbevollmächtigten für Son-

derfragen der chemischen Erzeugung und Aufsichtsratsvorsitzenden der IG Farbenindu-

strie AG, an Otto Ambros, Vorstandsmitglied der IG Farbenindustrie AG, vom 4.3.1941 
über den Einsatz von KZ-Häftlingen beim Bau des Bunawerkes IV in Auschwitz 

Nr. 275  Der Weg in das Konzentrationslager. Bericht eines Häftlings (Auszüge) 
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Nr. 276  Protokoll von Walter Dürrfeld, Direktor des Werkes Auschwitz der IG Farbenindustrie 

AG, über die Besprechung mit SS-Sturmbannführer Rudolf Höss, Kommandant des KZ 
Auschwitz, am 14.5.1942 über den Arbeitseinsatz von KZ-Häftlingen (Auszug) 

Nr. 277  Eidesstattliche Erklärung des ehemaligen KZ-Häftlings Dr. Gustav Herzog über die Lage 

der Häftlinge bei IG Farben (Auszüge) 
Nr. 278  Schreiben der Phrix Werke AG an SS-Brigadeführer Georg Lörner, Chef der Amtsgruppe 

B des Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes der SS, vom 29.9.1942 über die Behandlung 

jüdischer Zwangsarbeiter (Auszug) 
Nr. 279  Bericht eines Häftlings über Solidaritätsaktionen im KZ Buchenwald (Auszug) 

Nr. 280  Erklärung unter Eid von Rudolf Höss, Kommandant des KZ Auschwitz, im Nürnberger 

Pohl-Prozess 1946 u. 1947 (Auszüge) 

Nr. 281  Róza Baumingers Memoiren über den Arbeitseinsatz der Juden in einem Betrieb des 

Hugo Schneider AG-Konzerns (HASAG) in Skarzysko-Kamienna (Auszüge) 

Nr. 282  Erklärungen unter Eid von Karl Sommer, stellvertretender Amtschef im Wirtschafts- 
Verwaltungshauptamt der SS, vor dem Nürnberger Militärgerichtshof (1947) über den 

Einsatz von KZ-Häftlingen in der Industrie (Auszüge) 

Nr. 283  Eidesstattliche Erklärung Christian Schneiders über die Lage von ausländischen Arbei-
tern, von Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen bei IG-Farben (Auszüge) 

Nr. 283a  Schreiben der Behring-Werke an den SS-Arzt des KZ Buchenwald vom 14.1.1942 über 

Zusendung von Sera für die Erprobung an KZ-Häftlingen 
Nr. 283b  Die Toten von Buchenwald 

Nr. 284  Telefonisch aus München erteilter Befehl des Führers der SA-Gruppe Nordsee vom 

9.11.1938, betr. die Durchführung des Pogroms 
Nr. 285  Fernschreiben der Geheimen Staatspolizei an alle Gestapoleit- und Gestapo-Stellen vom 

9.11.1938, betr. Verhalten und Aufgaben während des Pogroms 

Nr. 285a  Verordnungen zur Diskriminierung der Juden (Auszüge) 
Nr. 286  Bericht des Chefs der Sicherheitspolizei, Heydrich, an den preussischen Ministerpräsi-

denten Göring vom 11.11.1938 über die Gewaltmassnahmen gegen das Judentum am 

9./10.11.1938 
Nr. 287  Aus dem Stenogramm der Sitzung im Reichsluftfahrtministerium am 12.11.1938 unter 

dem Vorsitz Hermann Görings, betr. die Koordinierung der weiteren antijüdischen 

Massnahmen 
Nr. 288  Aus der Rede von Joseph Goebbels in der Messehalle in Reichenberg (Liberec) am 

19.11.1938 

Nr. 289  Lagebericht der Abteilung II 112 für das Jahr 1938 
Nr. 290  «Neuer Vorwärts», Organ der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, vom 20.11. 

1938 (Auszüge) 

Nr. 291  Wilhelm Pieck, Vorsitzender des ZK der KPD, «Nicht nur Entrüstung, sondern Taten!» 
vom 24.11.1938 (Auszüge) 

Nr. 292  «Die Judenfrage als Faktor der Aussenpolitik im Jahre 1938», Runderlass des Auswärti-
gen Amtes vom 25.1.1938 (Auszüge) 

Nr. 293  Einführung des Judensterns. Polizeiverordnung vom 9.1.1941 (Auszug) 

Nr. 294  Eidesstattliche Erklärung des Chefs des Sicherheitsdienstes (SD), Otto Ohlendorf, über 
die Massenmorde an Juden und kommunistischen Funktionären in den besetzten Gebie-

ten der Sowjetunion (Auszüge) 

Nr. 295  Das Massaker von Babyj Jar bei Kiew 
Nr. 296  Tagebucheintrag des Gefreiten R. Heidenreich vom 5.10.1941 

Nr. 297  «Ereignismeldung UdSSR Nr. 128» vom 3.11.1941 

Nr. 298  Protokoll der Wannseekonferenz vom 20.1.1942 über die «Endlösung der Judenfrage» 
(Auszug) 

Nr. 299  Bericht des SS-Obersturmführers Kurt Gerstein über eine Besichtigung des Vernich-

tungslager Belzec im August 1942 
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Nr. 327 Politische Plattform der KPD vom 30.12.1939 (Auszüge) 

Nr. 328 Aufruf von Funktionären der KPD und der Gewerkschaften, von deutschen Schriftstel-
lern und Künstlern in der Sowjetunion im Januar 1942 (Auszüge) 

Nr. 329 Todesurteil des Volksgerichtshofes, 1. Senat, gegen Bernhard Bästlein, Franz Jacob und 

Anton Saefkow vom 5.9.1944 (Auszüge) 
Nr. 330 Stellungnahme des Generalstabchefs Beck zu Hitlers Ausführungen am 5.11.1937  

(Niederschrift vom 12.11.1937; Auszüge) 

Nr. 331 Generalstabschef Becks Denkschrift vom 16.7.1938 (Auszüge) 
Nr. 332 Statement v. Hassels vom Februar 1940 (Auszug) 

Nr. 333 Warnung des Reichsaussenministers von Ribbentrop durch Staatssekretär von Weiz- 

säcker vor einem Kriege gegen die Sowjetunion vom 28.4.1941 (Auszüge) 

Nr. 334 Denkschrift von Beck und Goerdeler «Das Ziel» von Anfang 1941 (Auszüge) 

Nr. 335 Friedensplan Goerdelers, zur Übermittlung an die britische Regierung bestimmt, vom 

30.5.1941 (Auszug) 
Nr. 336 Geheime Denkschrift Goerdelers, für die Generalität bestimmt, über die Notwendigkeit 

eines Staatsstreichs vom 26.3.1943 (Auszüge) 

Nr. 337 Entwurf des Kreisauer Kreises vom 9.8.1943 für eine «Erste Weisung für die Landesver-
weser» (Auszüge) 

Nr. 338 Entwurf des Kreisauer Kreises «Grundsätze für die Neuordnung Deutschlands» vom 

9.8.1943 (Auszüge) 
Nr. 339 Entwurf der vorgesehenen Regierungserklärung für den Fall des gelungenen Putsches 

(Auszüge) 

Nr. 340 Botschaft der Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der altpreussischen Union,  
4. bis 5.3.1935 (Auszüge) 

Nr. 341 Schreiben des evangelischen Bischofs Wurm an die Mitglieder der Reichsregierung vom 

16.7.1943 (Auszüge) 
Nr. 342 Schreiben des evangelischen Bischofs Wurm an die Reichsregierung von Ende Dezem-

ber 1943 (Auszüge) 

Nr. 343 Schreiben der Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der altpreussischen Union 
vom Herbst 1943 an die Pfarrer und Ältesten (Auszug) 

Nr. 344 Denkschrift der katholischen Bischöfe an Hitler vom 20.8.1935 (Auszüge) 

Nr. 345 Fastenhirtenbrief des katholischen Bischofs Sproll vom Januar 1937 (Auszug) 
Nr. 346 Predigt des katholischen Bischofs v. Galen vom 3.8.1941 in Münster (Auszüge) 

Nr. 347 Hirtenbrief des katholischen Bischofs von Berlin, Dr. Konrad Graf von Preysing, vom 

13.12.1942 (Auszüge) 
Nr. 348 Protest des Erzbischofs von Köln 1944 (Auszug) 

Nr. 349 Das Flugblatt der Geschwister Scholl, am 18.2.1943 in der Münchener Universität ver-

breitet (Auszüge) 
Nr. 350 Manifest des Nationalkomitees Freies Deutschland an die Wehrmacht und an das deut-

sche Volk vom 13.7.1943 (Auszüge) 
Nr. 351 Die Menschenverluste, Kriegsausgaben und Kriegsschäden des Zweiten Weltkrieges 

Nr. 352 Vernehmung des Bankiers von Schroeder durch Vertreter der Anklagebehörde des US-

Militärgerichtshofs in Nürnberg (1945) über den Einfluss der Grossbanken auf die Hitler-
regierung (Auszüge) 

Nr. 353 Schwarze Liste mit 42 deutschen Konzernführern, die von einem Ausschuss des amerika-

nischen Senats unter Leitung von Senator Kilgore (Kilgore-Ausschuss) im Oktober 1945 
veröffentlicht wurde (Auszug) 

Nr. 354 Bericht des Büros der US-Militärregierung (OMGUS), Archivgruppe 260, über Ermitt-
lungen in Bezug auf die Deutsche Bank (Auszüge) 
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Goebbels, Dr. Joseph 

(1897-1945); 1922 Mitglied der NSDAP; 1926-1933 Gauleiter der NSDAP in Berlin; Herausgeber 

der Zeitung «Der Angriff»; 1928 MdR und Reichspropagandaleiter; 1933 Reichsmin. für «Volks-

aufklärung und Propaganda» und Präs, der «Reichskulturkammer»; 1944 «Reichsbevollmächtigter 

für den totalen Kriegseinsatz»; 1.5.1945 Selbstmord. 

Goerdeler, Carl 

(1884-1945); 1919 Mitgl. der DNVP; 1930-1937 Oberbürgermeister von Leipzig; 1931 Reichs-

preiskommissar; 1934 erneut Reichspreiskommissar, dabei enge Zusammenarbeit mit der Reichs-
gruppe Industrie; 1937 nach Meinungsverschiedenheiten mit Hitler freiwillige Pensionierung; 

Kontakte zu der Verschwörergruppe des 20. Juli, vertrat weiterhin imperialistische Konzepte, 
deshalb Differenzen mit Stauffenberg, 1944 zum Tode verurteilt, 1945 hingerichtet. 

Göring, Hermann 

(1893-1946); 1922 Mitgl. der NSDAP; Verbindungsmann zwischen NSDAP und Grossindustrie; 
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ab 1928 MdR; 1932-1945 Reichstagspräsident; 1933/34 preuss. Innenminister; 1933-1945 Reichs-

minister der Luftfahrt; massgeblich an der Liquidierung der SA-Führer im Sommer 1934 beteiligt; 

1935 Oberbefehlshaber der Luftwaffe; 1936 Beauftragter für den Vierjahresplan, ab Kriegsbeginn 
Leiter der Kriegswirtschaft; 1940 «Reichsmarschall»; 1946 vom IMT als Hauptkriegsverbrecher 
zum Tode verurteilt, Selbstmord. 

Gräf, Hugo 

(1892-1958); Schlosser; 1910 Mitgl. der SPD, 1917 USPD, Anhänger der Spartakusgruppe; 1918 

im Arbeiter- und Soldatenrat und Mitgl. der KPD; ab 1928 MdR; 1933-1935 KZ Colditz und Sach-
senhausen; 1935 Emigration nach Prag, 1938 nach England, dort 1939/40 interniert; 1943 Mitbe-

gründer der Bewegung «Freies Deutschland» in England; 1946 Rückkehr nach Deutschland; füh-

rend in der SED; 1949-1951 Vors. des FDGB. 

Groener, Wilhelm 

(1867-1939); 1918 Erster Generalquartiermeister (Nachfolger Ludendorffs); schloss mit F. Ebert 
am 10.11.1918 einen Geheimpakt zur Niederwerfung der Novemberrevolution; begünstigte die ge-

genrevolutionären Freikorps; 1928-1932 Reichswehrmin., betrieb die geheime Aufrüstung und den 

Panzerkreuzerbau; 1931/32 Reichsinnenmin.; 1932 bewirkte er das Verbot von SA und SS und 
stürzte darüber. 

Grzesinski, Albert 
(1879-1947); 1898 Mitglied der SPD; 1918 Vors. des Kasseler Arbeiter- und Soldatenrates; 1919 

MdL in Preussen; 1921-1924 Polizeipräs. von Berlin; 1926 preuss. Innenminister; 1930-1932 er-

neut Polizeipräs. von Berlin; ab 1933 führender Vertreter der Sozialdemokrat. Emigration; trat ab 

1943 für die Zusammenarbeit mit Kommunisten in der Bewegung «Freies Deutschland» ein. 

Gumbel, Prof. Dr. Emil Julius 

(1891-1966); Mathematiker; Kriegsfreiwilliger im 1. Weltkrieg, dann Pazifist und Anhänger der 

USPD; untersuchte Anfang, der 20er Jahre polit. Morde der Reaktion und deren nachlässige Ver-

folgung durch die Gerichte; 1923 Habilitation, 1924 Privatdozent an der Univ. Heidelberg; 1925 

wegen angeblicher Kränkung der «nationalen Empfindung» von seiner Fakultät getadelt; auf Druck 

nationalistischer Kräfte schliesslich entlassen. Emigration und Lehrtätigkeit in Frankreich und 

USA. 

Hackeisberger, Albert 
(1893-1940); Industrieller, Zentrumspolitiker; Mitgl. des Hauptausschusses des RDI; vielfaches 
Aufsichtsratsmitglied. 

Hallgarten, Prof. Dr. Wolfgang bzw. George W. F. 

(1901-1975); stammt aus einer deutsch-amer. Bankiers-Familie; 1922 in Jena massgeblich an der 

Gründung des Kartells Republikanischer Studenten in Deutschland beteiligt und Mitgl. in dessen 

Leitung; 1925 Promotion; und bis 1933 Arbeit an dem erst 1951 erschienenen Werk «Imperialis-

mus vor 1914»; 1933 Emigration nach Frankreich; 1935 Teilnahme an der Gründungsvers. der 

Deutschen Volksfront in Paris; 1937 in die USA; 1942-1949 in der US-Armee, Experte der Military 

Intelligence; ab 1945 Bearbeitung von deutschen Kriegsverbrecherakten, machte sie der Forschung 

zugänglich; ab 1939 Lehrtätigkeit an verseh. Univ, der USA. 

Hassell, Ulrich von 
(1881-1944); 1932-1937 deutscher Botschafter in Rom; schon vor Kriegsbeginn Kritik an der fa- 
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schistischen Aussenpolitik; Vorstandsmitgl. des «Mitteleuropäischen Wirtschaftstages»; vermit-

telte Kontakte zwischen Goerdeler-Gruppe und Industriellen; war für den Fall des gelungenen Put-

sches 1944 als Aussenmin. vorgesehen; hatte – wie Goerdeler – erhebliche Differenzen mit Stauf-
fenberg; nach dem Attentat auf Hitler 1944 zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

Hecker, Ewald 
(geb. 1879); Grossindustrieller; 1929-1945 Vors. des Aufsichtsrates der Ilseder Hütte; 1932 

«Freundeskreis der Wirtschaft» der NSDAP; 1934/35 Leiter der Reichsgruppe Industrie; Wehr-
wirtschaftsführer. 

Herzfelde, Wieland 

(1896-1988); Bruder von John Heartfield; gründete 1917 den Malik-Verlag (Antikriegsschriften, 

dann auch sozialist. und kommunist. Literatur); 1933 Emigr. nach Prag, Weiterführung des Verla-

ges; gab die Exilzeitschrift «Neue Deutsche Blätter» heraus; 1939 über die Schweiz in die USA; 

1949 in die DDR; lehrte Literatursoziologie an der Universität Leipzig. 

Hess, Rudolf 

(1894-1987); 1920 Mitgl. der NSDAP; 1925 Privatsekretär Hitlers; 1932 Vors. der «Politischen 
Zentral-Kommission der NSDAP»; 1933 «Stellvertreter des Führers» in allen Parteifragen; 1939 

Mitgl. des Ministerrates für «ReichsVerteidigung»; 1946 vom IMT zu lebensl. Haft verurteilt (we-
gen Planung und Durchführung eines Angriffskrieges); in der Haft gestorben. 

Heuss, Theodor 

(1884-1963); 1924-1933 MdR (DDP); 1945/46 Kultusminister von Baden-Württemberg; Mitbe-

gründer der FDP, 1948/49 deren Vors.; 1949 Mitgl. des Parlamentar. Rates; 1949-1959 Bundes-

präsident. 

Heydrich, Reinhard 

(1904-1942); SS-Obergruppenführer; 1932-1942 Chef des SD; 1934-1942 Chef der Sicherheitspo-

lizei; 1939-1942 Leiter des SS-Reichssicherheitshauptamtes; 1941/42 amtierender «Reichsprotek-

tor» von Böhmen und Mähren; 1942 durch ein Attentat tschechischer Widerstandskämpfer getötet. 

Hilferding, Rudolf 

(1877-1941); sozialdemokratischer Theoretiker («Das Finanzkapital»); 1907-1915 Redakteur des 

«Vorwärts»; bekämpfte die Kriegskredite; 1917 USPD; 1924-1933 Herausg. der theoretischen 

Zeitschrift der SPD «Die Gesellschaft»; 1923 und 1928/29 jeweils für wenige Monate Reichsfi-

nanzmin.; 1924-1933 MdR; 1933 Emigration nach Paris; 1941 von der Gestapo verhaftet und er-

mordet. 

Himmler, Heinrich 

(1900-1945); 1923 Mitgl. der NSDAP, 1925 der SS; 1926-1930 Chef der Propagandaabteilung der 

Reichsleitung der NSDAP; 1929-1945 «Reichsführer» der SS; 1935 Chef der politischen Polizei 

des Reiches; 1936-1945 Leiterder Deutschen Polizei; 1943-1945 Reichsinnenmin.; 1944/45 Be-

fehlshaber des Ersatzheeres; 1945 Selbstmord. 

Hindenburg, Paul von Beneckendorf und von 

(1847-1934); Repräsentant des ostelbischen Grossgrundbesitzes; August 1914 Oberbefehlshaber 

der 8. Armee; 1914-1916 Oberbefehlshaber Ost; 1916-1919 Chef des Generalstabes des Feldheeres 

(OHL); 1925-1934 Reichspräs.; 1933 ernennt er Hitler zum Reichskanzler. 
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Hitler, Adolf 

(1889-1945); 1921-1945 Parteiführer der NSDAP; 1923 Putschversuch in München, 1924 5 Mo-

nate Festungshaft; 1933-1945 Reichskanzler, seit 1934 zugleich Staatsoberhaupt; 1930-1945 
«Oberster SA-Führer»; 1938 Oberbefehlshaber der Wehrmacht; 1941 Oberbefehlshaber des Hee-
res; 1942 Oberster Richter; 30.4.1945 Selbstmord. 

Höss, Rudolf 

(1900-1947); SS-Obersturmbannführer; 1940-1943 Kommandant des KZ Auschwitz; 1944/45 

stellvertr. Inspekteur der Konzentrationslager; 1947 in Polen zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

Hossbach, Friedrich 

(1894-1980); Generalmajor; 1934-1938 Wehrmachtsadjutant bei Hitler. 

Hugenberg, Alfred 

(1865-1951); Grossindustrieller; 1891 Mitbegründer des Alldeutschen Verbandes; 1909-1918 

Vors. des Direktoriums der Firma Friedrich Krupp; MdN; 1916-1934 Leiter des Scherl-Verlages 
und Chef des Nachrichten-, Zeitungs- und später auch Filmkonzerns seines Namens; 1918 Mitbe-

gründer und 1928-1933 Vors. der DNVP; 1920-1945 MdR; Reichswirtschaftsminister bis Juni 
1933. 

Jacob, Franz 

(1906-1944); 1922 SPD, 1925 KPD; 1933 verhaftet, KZ Sachsenhausen; 1940 entlassen; gehörte 
1943 neben B. Bästlein, A. Saefkow u.a. der Leitung der KPD in Deutschland («operative Lei-

tung») an; 1944 erneut verhaftet, zum Tode verurteilt und zus. mit Bästlein und Saefkow hinge-

richtet. 

Kaas, Ludwig 

(1881-1952); Zentrumspolitiker; Prälat; MdN; 1920-1933 MdR; 1928-1933 Vors. der Zentrums-

partei; Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz, Ernennung zum Wirklichen Apostolischen Proto-

notar und Sekretär der Kardinalskongregation von St. Peter in Rom; 1933 wesentlich beteiligt am 

Reichskonkordat. 

Kalckreuth, Eberhard Graf von 

(1881-1941); deutschnat. Politiker; 1926-1928 und 1930-1933 Präs, des Reichslandbundes (Inter-
essenvertretung der Grossagrarier). 

Kammler, Dr. Hans 
(1901-1945); preuss. Staatsdienst im Bauwesen; nach 1933 Luftfahrtministerium; SS-Obergrup-

penführer. 

Kapp, Wolfgang 

(1858-1922); 1917 Mitbegründer der Deutschen Vaterlandspartei; 1920 Anführer des nach ihm be-
nannten antirepublikanischen Putsches. 

Keitel, Wilhelm 

(1882-1946); Generalfeldmarschall; 1935-1938 Chef des Wehrmachtsamtes im Reichskriegs- 

min.; 1938-1945 Chef des OKW; 1946 vom IMT zum Tode verurteilt (wegen «Vorbereitung und 

Durchführung eines Angriffskrieges», «Kriegsverbrechen» und «Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit») und hingerichtet. 
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Keppler, Wilhelm 

(1882-1960); 1927 NSDAP; 1931 Aktionär der Chemischen Werke Odin GmbH; 1931 von Hitler 

zum Wirtschaftsberater der NSDAP benannt; 1931/32 im Auftrag von Hitler Gründung des «Kepp-
ler-Kreises» (Industrielle und Bankiers, die der NSDAP nahestanden u. die Machtübertragung an 

die NSDAP betrieben); 1949 vom IMT zu 10 Jahren Haft verurteilt (wegen «Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit» u.a. Verbrechen). 

Kersten, Dr. Kurt 

(1891-1962); Schriftsteller und Journalist; Bauernsohn; 1933 Emigr. in verschiedene Länder; 1946 

New York; Staatsbürger der USA; Mitgl. des internat. PEN-Club; war u.a. Mitarbeiter der Zeit-

schriften «Die Front», «Linkskurve», «Neue Deutsche Blätter» (Exilzeitschrift), «Das Wort», 

«Aufbau». 

Keyserlingk, Robert Graf von 

(1866-1959); Mitgl. des «Deutschen Herrenklubs»; 2. Vors. des Reichsverbandes der deutschen 
land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgebervereinigungen. 

Kirdorf, Emil 

(1847-1938); Grossindustrieller; führendes Mitgl. des Alldeutschen Verbandes; ab 1873 Dir., 1892-
1926 Generaldir. der Gelsenkirchener Bergwerks-AG (schon vor 1918 grösster MontanKonzern 

Europas); seit 1893 Vors. (seit 1926 Ehrenvors.) des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats; 
Direktoriumsmitgl. des Zentralverbandes Deutscher Industrieller; 1927 Mitgl. der NSDAP; 1937 
von Hitler zum Staatsrat ernannt. 

Kisch, Egon Erwin 

(1895-1948); Schriftsteller und Reporter; Reisen in viele Länder; Mitgl. der KPD; 1933 Emigra-

tion; kämpfte 1937/38 im Spanischen Bürgerkrieg. 

Koenen, Wilhelm 

(1886-1963); Arbeitersohn; kaufmänn. Lehre; 1903 SPD; 1914 Gegner der Kriegskredite; 1917 

Bezirksvors. der USPD; 1918 Arbeiter- und Soldatenrat; 1920-1932 MdR; 1932 für die Aktions-

einheit; 1933 Emigr. nach Frankreich; 1935-1938 in der CSR, 1938 nach England; 1940-1942 in-

terniert; ab 1943 führend in der Freien Deutschen Bewegung; 1945 Rückkehr; ab 1946 im Partei-

vorst, und ZK der SED; ab 1949 Mitgl. der Volkskammer, ab 1950 im Präsidium der Nationalen 

Front. 

Krauch, Carl 

(1887-1968); 1925-1940 Vorstandsmitgl., 1940-1945 Aufsichtsratsvors. der IG Farbenindustrie 

AG; Wehrwirtschaftsführer; 1936-1938 Präs, des Reichsamtes für Wirtschaftsaufbau im Vierjah-

resplan; 1938-1945 Generalbevollmächtigter für Sonderfragen der chemischen Erzeugung im Vier-

jahresplan; 1939-1945 Mitgl. des Präsidiums des Reichsforschungsrates; 1948 vom IMT zu 6 Jah-

ren Haft verurteilt (verantwortlich für «Sklavenarbeit»), vorzeitig entlassen; später Aufsichtsrats-

mitgl. der IG-Nachfolgegesellschaft Chemische Werke Hüls AG, Marl. 

Krupp von Bohlen und Halbach, Gustav 
(1870-1950); Grossindustrieller (bes. Rüstung); seit 1909 Inhaber der Firma Friedrich Krupp; 1931-
1933 Vors. des RDI; 1934 Leiter der Reichsgruppe Industrie; Wehrwirtschaftsführer. 

Lammers, Hans-Heinrich 

(1878-1962); 1933-1945 Chef der Reichskanzlei, ab 1933 als Staatssekr., ab 1937als Reichsmin.; 



1949 vom IMT zu 20 Jahren Haft verurteilt wegen «Planung und Durchführung eines Angriffskrie-

ges», «Verbrechen gegen die Menschlichkeit» und Mitgliedschaft in einer der vom IMT für ver-
brecherisch erklärten Organisationen, vor allem der SS. 

Lehmann-Russbüldt, Otto 

(1873-1964); Schriftsteller (Pazifist); 1922-1928 Geschäftsführer der Liga für Menschenrechte; 
1933-1952 Emigration in London. 

Leonhard, Rudolf 
(1889-1953); Schriftsteller; Anhänger Karl Liebknechts; Lektor des Verlages «Die Schmiede» 

(Berlin); 1927 nach Frankreich; 1939 interniert, dann in der französischen Widerstandsbewegung 

tätig; 1950 nach Berlin (Ost). 

Lieb, Prof. Dr. Fritz 

(1892-1970); Theologe; 1924 Privatdozent Univ. Basel; 1931 a.o. Prof. Univ. Bonn; 1933 abge-
setzt, 1937 Basel; 1947 Prof. Univ. Berlin. 

Liebknecht, Karl 

(1871-1919); Vertreter der Linken in der SPD vor 1914; Gegner der «Burgfriedenspolitik»; stimmte 

als einziger Reichstagsabg. im Dez. 1914 gegen die Kriegskredite; Mitbegründer der Gruppe «In-
ternationale» (ab 1916 «Spartakusgruppe»); 1916 aus der SPD-Reichstagsfraktion ausgeschlossen; 

in der Novemberrev. in der Leitung der revolutionären Obleute; 1918 Mitbegründer der KPD; am 
15. Januar 1919 zusammen mit Rosa Luxemburg ermordet. 

Ley, Robert 

(1890-1945); 1932-1934 Stabsleiter der pol. Organisation der NSDAP, danach Reichsorganisati-
onsleiter der NSDAP; 1933-1945 Reichsleiter der deutschen Arbeitsfront (DAF); 1945 Selbstmord. 

Lossow, Otto von 
(1868-1938); General; 1923 bayrischer Reichswehrkommandeur. 

Ludendorff, Erich 
(1865-1937); preuss. General; 1914-1916 Chef des Generalstabes der 8. Armee und des Oberkom-

mandos Ost; 1920 am Kapp- und 1923 am Hitler-Putsch beteiligt; 1924-1928 MdR (NSDAP); 1925 

Begründer des Tannenberg-Bundes und Propagandist einer nationalistisch-antisemitischen «Ger-
manischen Religionsgemeinschaft». 

Lutze, Viktor 

(1890-1943); ab 1925 SA-Führer im Ruhrgebiet, ab 1930 in Hannover; 1934-1943 Stabschef der 
SA. 

McDonald, Ramsey 

(1866-1937); 1924 und 1929 Ministerpräs. der englischen Labour-Regierung; 1931 Chef einer bür-
gerlichen «Nationalregierung». 

Mann, Heinrich 

(1871-1950); Schriftsteller; Bruder Thomas Manns; schon vor 1918 Kritiker von Militarismus und 
Imperialismus; 1931 Präs, der Sektion Dichtkunst der Preuss. Akad. der Künste; Anfang 1933 für 
Aufruf zur Einheit der Arbeiterparteien gegen den Faschismus; Emigr. in die CSR und nach Frank- 
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reich; Präs. d. Aktionsausschusses Deutscher Oppositioneller in Paris; 1940 in die USA; war 1949 

bereit, Präs, einer neu zu bildenden Akad. der Künste der DDR zu werden; starb wenige Tage vor 

der geplanten Rückkehr. 

Mann, Klaus 

(1906-1949); ältester Sohn von Thomas Mann; Schriftsteller und Theaterkritiker; 1933 Emigr.; 
Reisen in verschiedene Länder; 1936 in die USA; kehrte als Mitglied der US-Armee nach Deutsch-

land zurück, sah im kalten Krieg seine Hoffnungen eines «Weltbürgertums» enttäuscht; Selbst-

mord. 

Marx, Wilhelm 

(1863-1945); Zentrumspolitiker; 1910-1932 MdR bzw. MdN; 1920-1928 Vors. der Zentrumspar-

tei; 1923-1924 und 1926-1928 Reichskanzler; 1926 Reichsjustizminister. 

Meissner, Otto 

(1880-1953); Staatssekr.; 1920-1934 Leiter des Büros des Reichspräs. (ab 1937 als Reichsmini-

ster); vom IMT freigesprochen. 

Metternich, Klemens Lothar Wenzel Fürst von 

(1773-1859); 1809 Aussenmin. von Österreich; führend an der Restauration Westeuropas beteiligt 

(Wiener Kongress 1815); gestützt auf die «Heilige Allianz» Unterdrückung aller nationalen, libe-

ralen und revolutionären Bewegungen; 1822 Staatskanzler; in der Revolution von 1848 wurde seine 

Entlassung erzwungen. 

Milch, Erhard 

(1892-1972); Generalfeldmarschall; 1933-1945 Staatssekretär im Reichsluftfahrtmin., 1938-1945 

Generalinspekteur der Luftwaffe; 1947 vom IMT zu lebenslänglicher Haft verurteilt; 1954 entlas-

sen. 

Molotow, Wjatscheslaw M. 

(1890-1986); ab 1925 im Politbüro der KPdSU; 1929-1934 im Präsidium der Komintern; 1930-

1941 Vors. des Rats der Volkskommissare; 1939-1949 und 1953-1956 Aussenmin. der SU; 1956 

1. Stellvertr. Ministerpräs.; 1956-1960 Botschafter in der mongol. Volksrepublik. 

Müller, Hermann 

(1876-1931); 1893 Mitglied der SPD; 1914/17 Anhänger der «Burgfriedenspolitik»; 1918 im Voll-

zugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte Grossberlins; 1919 MdN; 1919 Reichsaussenmin., in dieser 

Eigenschaft Unterzeichner des Versailler Vertrages; 1920-1931 MdR; 1919-1927 einer der Vors. 

der SPD; 1920 Reichskanzler; 1928-1930 Kanzler der Grossen Koalition; 1930 gestürzt und durch 

Präsidialdiktatur Brüning ersetzt. 

Mussolini, Benito 

(1883-1945); Führer des ital. Faschismus; 1922-1943 Ministerpräs.; im Mai 1943 vom faschisti-

schen Grossrat amtsenthoben; April 1945 von ital. Widerstandskämpfern erschossen. 

Mutschmann, Martin 

(1879-1948); Fabrikant; Gauleiter der NSDAP von Sachsen. 

Neurath, Konstantin Freiherr von 

(1873-1956); Berufsdiplomat; 1932-1938 Reichsaussenmin. danach Reichsmin. ohne Geschäftsbe- 



reich; 1939-1943 «Reichsprotektor» in Böhmen und Mähren; 1946 vom IMT zu 15 Jahren Haft 

verurteilt wegen «Verbrechen gegen die Menschlichkeit», «Planung eines Angriffskrieges» u.a. 

Verbrechen; 1954 entlassen. 

Olden, Balder 

(1882-1949); Ausländskorrespondent und Schriftsteller; 1914 in Ostafrika interniert; 1916-1920 

Gefangener in Indien; 1933 Emigration nach Prag; 1941 nach Argentinien. 

Olden, Rudolf 

(1885-1940); Jurist und Schriftsteller; in der Weimarer Republik Mitherausgeber des Berliner Tage-

blatts; Verteidiger Ossietzkys im Hochverratsprozess beim Reichsgericht; 1933 Emigr. nach Prag, 

dann nach Paris und England; 1940 bei der Überfahrt nach USA umgekommen (Schiff durch deut-

sches U-Boot versenkt). 

Pabst, Waldemar 
(1881-1970); preuss. Freikorpsführer; 1919 Mitbegründer und Hauptgeschäftsführer der gegenre-

volutionären «Nationalen Vereinigung»; 1920 Stabschef des führenden Kapp-Putschisten Lüttwitz; 

1931 geschäftsführender Vors. der «Gesellschaft zum Studium des Faschismus», in der führende 
Repräsentanten der NSDAP, der DNVP und der Industrie die Übertragbarkeit des Faschismus auf 

Deutschland untersuchten. 

Pacelli, Eugenio 

(1876-1958); 1920-1929 Nuntius für das Deutsche Reich; schloss 1933 das Konkordat mit der Hit-

ler-Regierung; 1939-1958 Papst Pius XII; 1954 Dogmatisierung der Himmelfahrt Marias. 

Papen, Franz von 

(1879-1969); 1920-1928 und 1930-1932 MdL in Preussen (Zentrum); 1932 Reichskanzler und 

Reichskommissar für Preussen; 1933-1934 Vizekanzler und oberster Reichsleiter der «Arbeitsge-

meinschaft Katholischer Deutscher» (AKD); 1933-1945 MdR; 1934-1944 Diplomat; 1947 von ei-

nem Entnazifizierungsgericht zu 8 Jahren Arbeitslager verurteilt, 1949 entlassen. 

Pieck, Wilhelm 

(1876-1960); 1895 SPD, später Spartakusbund und KPD; 1928-1933 MdR; 1930-1932 Vertreter 

der KPD in der KI; 1933 Emigr. nach Frankreich, 1934 in die Sowjetunion; ab 1935 Leitung der 
KPD anstelle Thälmanns; 1945 Vors. der KPD, 1946 zus. mit Grotewohl Vors. der SED; ab 1949 

Präs, der DDR. 

Poensgen, Ernst 

(1871-1949); Grossindustrieller und Politiker (DNVP); ab 1926 stellvertr. Vors. des Vorstandes der 

Vereinigten Stahlwerke AG; Vorstandsmitgl. des RDI; 1931 Teilnahme an der «Harzburger Front»; 

Januar 1932 (zus. mit Thyssen und Vogler) Forderungen der Vereinigten Stahlwerke an Hitler; 1935 

Generaldir. der Vereinigten Stahlwerke; 1936 Mitgl. der Akademie für Deutsches Recht; 1947 von 

der brit. Militärregierung gesucht; Flucht ins Ausland. 

Pohl, Oswald 
(1892-1951); SS-Obergruppenführer; 1942-1945 Leiter des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptam-

tes, zu dem auch die Inspektion der Konzentrationslager gehörte; 1947 vom IMT zum Tode verur-

teilt und 1951 hingerichtet, u.a. wegen «Verbrechen gegen die Menschlichkeit». 
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Porsche, Ferdinand 

(1875-1951); Kraftfahrzeugingenieur; konstruierte ab 1934 den Volkswagen; ab 1939 Produktion 

für den Krieg in der «Stadt des KdF-Wagens» (Kraft durch Freude), später umbenannt in «Wolfs-

burg». 

Preysing, Konrad Graf von 

(1880-1950); Jurist und Theologe; 1932 Bischof von Eichstett, 1935 von Berlin; 1946 Kardinal. 

Quidde, Ludwig 

(1858-1941); Historiker; 1914-1929 Vors. der Deutschen Friedensgesellschaft und 1920 des Deut-

schen Friedenskartells; 1927 Friedensnobelpreis; lebte ab 1933 in Genf. 

Raeder, Dr. h.c. Erich 

(1876-1960); im 1. Weltkrieg Offizier der Kriegsmarine; 1918 in der Novemberrev. Niederschla-

gung der revol. Bewegung als Vizeadmiral; ab 1925 Kommando der Manifestation Ostsee; 1928 
Chef der Marineleitung; 1935-1943 Oberbefehlshaber der Kriegsmarine; 1946 als Kriegsverbre-

cher zu lebenslänglicher Haft verurteilt wegen «Planung und Durchführung eines Angriffskrieges» 

und «Kriegsverbrechen»; 1955 vorzeitig entlassen. 

Reichenau, Walther von 

(1884-1942); Offizier der Reichswehr; schon vor 1933 Briefwechsel mit Hitler; 1933 Leiter des 

Ministeramtes (politischer Führungsstab) im Reichsministerium; im 2. Weltkrieg Oberbefehlsha-

ber der 6. Armee, der sich bei der Ausplünderung der SU und durch rassistische Befehle besonders 

hervortat; Generalfeldmarschall. 

Reichert, Jakob Wilhelm 

(1895-1948); Geschäftsführer des Vereins Deutscher Eisen- und Stahl-Industrieller; 1920-1930 

MdR (DNVP). 

Reinhart, Friedrich 

(1871-1943); Bankier; bis 1934 Vorstandsmitgl. der Commerz- und Privatbank; vor 1933 Mitgl. 

des «Freundeskreises der Wirtschaft» der NSDAP; ab 1933 Mitgl. des Generalrats der Wirtschaft. 

Reusch, Paul 

(1868-1965); 1905 Vorstandsmitgl. der Gutehoffnungshütte Aktienverein für Bergbau- und Hüt-

tenbetrieb, Vorstandsvors. von 1909-1942; im 1. Weltkrieg Mitgl. des Industriellen Beirats der 

Kriegsrohstoffabteilung des Kriegsmin.; 1919-1925 Präs, des Stahlwerks-Verbands; 1920-1933 

stellvertr. Präs, des DIHT; 1924-1929 Vors. des Langnam-Vereins; im Präs, des RDI; im Auf-

sichtsrat der Deutschen Bank; 1942 Meinungsverschiedenheiten mit Hitler, Kontakte zu Goerdeler; 

nach 1945 führend in der Neuorganisation des Haniel-Konzerns. 

Ribbentrop, Joachim von 

(1893-1946); 1932 NSDAP; 1933 aussenpol. Berater Hitlers; 1935 Unterzeichner des deutsch-bri-

tischen Flottenabkommens; 1936-1938 Botschafter in London; 1938-1945 Reichsaussenmin.; 

1946 vom IMT zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

Röchling, Hermann 

(1872-1955); saarländ. Grossindustrieller; ab 1926 Leiter des Röchling-Konzerns; 1917 führendes 
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Mitgl. der Deutschen Vaterlandspartei, 1918-1933 der Deutsch-saarländischen Volkspartei (einer 

Filiale der DVP); ab 1933 Mitgl. des Beirats der Reichsgruppe Industrie; Wehrwirtschaftsführer. 

Röhm, Ernst 

(1887-1934); 1924 MdR; 1924/25 Führer der «Sturm-Abteilung» (SA); 1931-1934 «Chef des Sta-

bes der SA»; am 30. 6. 1934 zus. mit anderen SA-Führern im Auftrag Hitlers ermordet. 

Rosenberg, Alfred 

(1893-1946); führender Ideologe der NSDAP; Hauptschriftleiter des «Völkischen Beobachters» 

und der «Nationalsozialistischen Monatshefte»; 1946 vom IMT als Kriegsverbrecher zum Tode 

verurteilt und hingerichtet. 

Rosenfeld, Dr. Kurt 

(1877-1943); Rechtsanwalt; SPD-Mitglied; 1917 zur USPD; 1918/19 preuss. Justizmin.; 1920-
1932 MdR (USPD und SPD); Mitarbeit in der Deutschen Friedensgesellschaft, Mitherausgeber des 

«Klassenkampfes», Strafverteidiger Rosa Luxemburgs, Kurt Eisners und Carl von Ossietzkys; 

1931 wegen Linksopposition aus der SPD ausgeschlossen; 1931 im Vorstand der SAP; Befürworter 
der Aktionseinheit; 1933 Emigration nach Paris; Ende der 30er Jahre Mitgl. der KPD; ging dann in 

die USA. 

Ros terg, August 

(geb. 1870); Grossindustrieller; ab 1913 Generaldir. des KaliKonzerns; Mitgl. des «Freundeskrei-

ses der Wirtschaft» der NSDAP. 

Saefkow, Anton 

(1903-1944); 1924 KPD; 1929-1932 Mitgl. der Bezirksleitung Ruhrgebiet der KPD, Leiter der Ge-
werkschaftsabteilung; 1933 zu 2 Jahren Zuchthaus verurteilt, danach im KZ Dachau; 1936 wegen 

Fortsetzung der Widerstandstätigkeit im KZ zu 2l/z Jahren Zuchthaus verurteilt, 1939 entlassen; 

Mitgl. der Leitung der KPD in Deutschland («operative Leitung»); 1944 zum Tode verurteilt und 

zus. mit B. Bästlein und F. Jacob hingerichtet. 

Sauckel, Fritz 

(1894-1946); 1921 Mitgl. der NSDAP; ab 1927 Gauleiter in Thüringen; 1930-1933 Mitgl. des 

Landtages und Fraktionsführer; 1932 Ministerpräs. und Innenmin. in Thüringen; 1933 «Reichs-

statthalter»; Obergruppenführer von SA und SS; ab 1936 Leiter der «Wilhelm-Gustloff-Stiftung» 

(massgebl. beteiligt an der «Arisierung» jüdischen Eigentums); 1939 Reichsverteidigungskommis-

sar; ab 1942 Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz von Zwangsarbeitern und deren De-

portation nach Deutschland (ca. 8 Mio. verschleppte Zwangsarbeiter); 1946 vom IMT zum Tode 

verurteilt und hingerichtet. 

Schacht, Horace Greely Hjalmar 

(1877-1970); Bankier; 1924-1929 und 1933-1939 Reichsbankpräs.; Mitgl. des «Freundeskreises 
der Wirtschaft» der NSDAP; 1934-1937 Reichswirtschaftsmin.; 1937-1944 Min. ohne Geschäfts-

bereich; 1944/45 in KZ-Haft; 1946 vom IMT freigesprochen, bis 1948 von den westdeutschen Be-
hörden inhaftiert; 1953 Gründung des Privatbankhauses Schacht & Co in Düsseldorf. 
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Scheidemann, Philipp 

(1865-1939); 1883 SPD (rechter Flügel); 1918 Staatssekretär in der Regierung Max von Baden; 
rief am 9. Nov. 1918 die Republik aus; Mitgl. des Rates der Volksbeauftragten; 1920-1933 MdR; 

1933 Emigration über Prag nach Dänemark. 

Schleicher, Kurt von 

(1881-1934); Reichswehrgeneral; ab 1914 Mitgl. der OHL, ab 1919 des Reichswehrmin.; 1926 

Leiter der Wehrmachts-Abteilung; 1932 Reichswehrminister; 1932/33 Reichskanzler; am 30.6. 

1934 im Auftrag Hitlers ermordet. 

Schmundt, Rudolf 

(1939-1944); Chefadjutant der Wehrmacht bei Hitler; 1942-1944 Chef des Heerespersonalamtes; 

General; 1944 an den Folgen des Attentats auf Hitler gestorben. 

Scholl, Hans und Sophie 
Hans (1918-1943) war als Jugendlicher Anhänger Hitlers; 1936 Teilnahme NSDAP-Parteitag; 

1938 wegen «hündischer Jugendarbeit» verhaftet; 1940 Einsatz im Feldlazarett in Frankreich; 

1941 Student der Medizin; mit seiner Schwester Sophie (1921-1943; wie ihr Bruder in der Hitler-
jugend) und den Studenten A. Schmorell, Ch. Probst, T. Lafrenz 1941/42 Bildung eines Wider-

standskreises an der Universität München; 1942 Verbreitung der 4 «Flugblätter der Weissen 

Rose»; nach dem Flugblatt vom 18.2.1943 verhaftet, zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

Schröder, Kurt Freiherr von 

(geb. 1889); Bankier; Teilhaber des Kölner Bankhauses J. H. Stein; Mitgl. des Aufsichtsrates der 

Charlottenhöhe AG, die zum Flick-Konzern gehörte; Mitgl. des «Freundeskreises der Wirtschaft» 

der NSDAP. 

Seeckt, Hans von 

(1866-1936); im 1. Weltkrieg Generalstabschef der 11. Armee; 1920-1926 Chef der Heeresleitung 

der Reichswehr; 1920 Weigerung, die Reichswehr gegen die Kapp-Putschisten einzusetzen; 1923 

Einsatz der Reichswehr gegen die Arbeiterregierungen in Sachsen und Thüringen; 1930-1932 

MdR (DVP); 1934/35 milit. Berater Tschiang Kai-scheks in China. 

Seldte, Franz 

(1882-1947); Fabrikant; Hauptmann d. R.; 1918 Gründer des «Stahlhelms» und bis 1933 dessen 

Bundesführer; 1933-1945 Reichsarbeitsminister. 

Sender, Toni 

(1888-1964); kaufm. Angest.; 1908 SPD, 1917 USPD; 1920-1933 MdR (USPD und SPD); ab 1927 

Redaktion der Zeitschrift «Frauenwelt»; 1933 Emigration in die CSR, dann nach Paris; 1939 in die 

USA; ab 1949 Vertreterin des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaften bei der UN. 

Severing, Carl 

(1875-1952); 1893 SPD; im 1. Weltkrieg Anhänger der «Burgfriedenspolitik» von 1920-1926 und 

1930-1932 preuss Innenmin. und 1928-1930 Reichsinnenmin.; nach 1945 verschiedene Funktio-

nen in der SPD; 1947 MdL in Nordrhein-Westfalen. 
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Siemens, Carl Friedrich von 

(1872-1941); 1912 Vorsitz, des Direktoriums der Siemens-Schuckert-Werke in Berlin (Kriegspro-

duktion im 1. Weltkrieg); 1919 Aufsichtsratsvors. der Siemens-Werke; nach der Novemberrev. 

führendes Mitgl. der DDP; Mitgl. im Präsidium des RDI. 

Siemsen, Prof. Dr. Anna 

(1882-1951); im 1. Weltkrieg im pazifistischen Bund Neues Deutschland, der späteren Liga für 
Menschenrechte, bis 1933 deren Vorstandsmitglied; 1919 Beitritt zur USPD, Berufung ins preuss. 

Kultusministerium; Mitbegründerin des Vereins sozialistischer Lehrer und Lehrerinnen; 1922 mit 

dem rechten Flügel der USPD zur SPD; 1923 Honorarprof, in Jena, 1924 amtsenthoben; 1928-1930 

MdR; 1931 Übertritt zur SAP, 1933 Austritt; 1933 Emigr. in die Schweiz; 1946 nach Hamburg. 

Speer, Albert 

(1905-1981); Architekt; 1931 NSDAP; erledigte Bauaufträge und wurde enger Vertrauter Hitlers; 
ab 1937 Generalbauinspektor für Berlin (Bau der Reichskanzlei und des Nürnberger Parteigelän-

des); 1941-1945 MdR; ab 1942 Reichsmin. für Bewaffnung und Munition und weitere zahlreiche 

Führungspositionen; Leiter der «Organisation Todt», die Häftlinge und Kriegsgefangene zum Bau 
des «Westwalls» organisierte; behinderte im Frühjahr 1945 die Durchführung des Zerstörungsbe-

fehls Hitlers; 1946 vom IMT zu 20 Jahren Haft verurteilt, wegen «Kriegsverbrechen insbesondere 

gegen Kriegsgefangene und Kombattanten» und «Verbrechen gegen die Menschlichkeit, insbeson-
dere Massenmorde wie die Ausrottung von Minderheiten»; 1966 nach voller Haftverbüssung ent-

lassen. 

Springorum, Fritz 

(1886-1942); ab 1925 Generaldir., ab 1932 Vorstandsvors. des Hoesch-Konzerns; Wehrwirt-

schaftsführer. 

Stadtler, Eduard 

(1886-1945); 1918-1919 Generalsekr, der Antibolschewistischen Liga; 1932-1933 MdR (DNVP 

und NSDAP). 

Stalin, Josef W. 

(1879-1953); ab 1922 Generalsekr, der KPdSU; ab 1941 Vors. des Rates der Volkskommissare, ab 

1946 Ministerpräs. der SU; während seiner Regierung Errichtung terroristischer Herrschaftsfor-

men; zugleich enormer wirtschaftlicher Aufstieg der SU und Sieg über die faschistische Aggres-

sion. 

Stampfer, Friedrich 

(1874-1957); sozial dem. Politiker (rechter Flügel); 1916-1933 Chefredakteur des «Vorwärts»; 

MdN; 1920-1933 MdR und Vorstandsmitgl. der SPD; 1933 nach Prag, 1938 in die USA emigriert; 

nach 1948 in Westdeutschland. 

Stinnes, Hugo 

(1870-1924); Grossindustrieller; 1893 Gründer des Stinnes-Konzerns; bedeutender Kriegslieferant 

im 1. Weltkrieg; 1920 MdR (DVP). 

Strasser, Otto 

(1897-1973); Bruder von Gregor Strasser; 1925-1930 Mitgl. der NSDAP, 1930 Austritt und Führer 

537 



der «Kampfgemeinschaft revolutionärer Nationalsozialisten» und später der «Schwarzen Front»; 

1933 emigriert; ab 1955 Bürger der BRD. 

Stresemann, Gustav 
(1878-1929); bis 1918 Nationalliberaler; 1918 Mitbegründer und bis 1929 Vors. der DVP; 1907-

1912 und ab 1914 MdR bzw. MdN; 1923 Reichskanzler; 1923-1929 Reichsaussenminister. 

Thälmann, Ernst 

(1886-1944), 1903 Mitgl. der SPD; ab 1918 in der USPD; in der Novemberrev. im Hamburger 

Arbeiter- und Soldatenrat; ab 1920 in der KPD; 1924-1933 MdR und Führer des Roten Front-

kämpferbundes; 1925 Vors. der KPD; 1925 und 1932 Kandidat der KPD bei den Reichspräsiden-

tenwahlen; 1933 verhaftet, in verschiedenen KZ, zuletzt in Buchenwald, wo er 1944 ermordet 

wurde. 

Thierack, Dr. Otto Georg 
(1889-1946); 1936-1942 Präs, des Volksgerichtshofes; 1942-1945 Reichsjustizmin.; 1946 ange-

klagt und Selbstmord. 

Thomas, Georg 

(1890-1946); ab 1928 im Heereswaffenamt des Reichswehrmin.; ab 1934 Chef des Wehrwirt-

schafts- und Rüstungsamtes des OKW; Generalleutnant; ab 1943 Amtschef im OKW mit der Son-

deraufgabe, eine Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft zu schreiben (1966 in 

der Schriftenreihe des Bundesarchivs Koblenz veröffentlicht); 1944 wegen seiner Kontakte zum 

Kreis des 20. Juli verhaftet und in verschiedenen KZ; 1946 in amerikanischer Haft gestorben. 

Thyssen, Fritz 

(1873-1951); Sohn von August Thyssen (1842-1926); ab 1926 Leiter des grössten deutschen Mon-

tankonzerns (Vereinigte Stahlwerke AG); ab 1923 Mitgl. des Präsidiums des RDI; ab 1928 Vors. 

der Internationalen Rohstahlgemeinschaft; über 20 Aufsichtsratssitze; im Oktober 1923 finanzielle 

Unterstützung der Wehrverbände; ab 1929 Unterstützung der NSDAP; nach 1933 MdR; 1939 we-

gen Meinungsverschiedenheiten mit Hitler Emigr. in die Schweiz und nach Frankreich; 1940 Aus-

lieferung nach Deutschland und «Ehrenhaft»; 1945 von der brit. Militärregierung in Haft behalten; 

1948 als «Mitläufer» eingestuft und entlassen; bekam sein Vermögen (Beteiligung an der Verei-

nigten Stahlwerke AG) zurückerstattet. 

Toller, Ernst 

(1893-1939); Schriftsteller und Politiker; 1918 USPD; 1919 Vors. des Zentralrats der Arbeiter- , 

Bauern- und Soldatenräte der Münchner Räterepublik, 5 Jahre Festungshaft; 1928 Bund der 

Freunde der SU; 1929 Gruppe Revolutionärer Pazifisten; 1933 Emigr. 1936 in die USA; 1939 

Selbstmord. 

Uhse, Bodo 
(1904-1963); Schriftsteller; 1920 Teilnahme am Kapp-Putsch; «Bund Oberland» und Strasser-Flü-

gel der NSDAP; 1930 Übertritt zur KPD; 1932 Sekretär des (kommunistischen) Deutschen Reichs-

bauernkomitees; 1933 Emigration nach Paris; 1936-1937 kämpfte er im Spanischen Bürgerkrieg; 
1940 nach Mexiko; 1948 Rückkehr nach Berlin (Ost); 1949-1958 Leiter der kulturpolitischen Zeit-
schrift «Aufbau»; 1950-1954 Mitgl. der Volkskammer der DDR. 
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Ulbricht, Walter 

(1893-1973); 1912 SPD, 1918/19 Mitbegründer der KPD; 1923 Mitgl. und zeitweise Sekretär des 
ZK der KPD; 1928-1933 MdR; 1933 Emigr.; 1936 Teilnahme am Spanischen Bürgerkrieg, 1938 in 

die SU; 1943 Mitbegründer des Nationalkomitees Freies Deutschland; 1945 Rückkehr nach 

Deutschland; 1946 stellv. Vors. der SED; 1950-1971 Generalsekretär bzw. Erster Sekretär des ZK 

der SED; 1960-1971 Staatsratsvors. der DDR. 

Vogler, Albert 

(1877-1945); Grossindustrieller; 1926-1935 Generaldir., danach Aufsichtsratsvors. der Vereinigten 

Stahlwerke AG; Wehrwirtschaftsführer. 

Vogel, Johann 

(1881-1945); Sozialdemokrat; 1920-1933 MdR; bis 1933 stellv. Vors. der SPD; 1933 Emigration 

über Prag, Paris nach London. 

Wels, Otto 

(1873-1939); 1912-1933 MdR bzw. MdN der SPD (rechter Flügel); ab 1919 im Parteivorstand; 

1923 Mitgl. des Büros der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (SAI); 1933 Emigration über 

Prag nach Paris; Gegner der Volksfront. 

Wurm, Theophil 

(1868-1953); ev. Theologe; 1920 MdL in Württemberg (DNVP); 1929-1933 Präs, der Landeskir-

che; 1933-1945 Landesbischof; 1945-1949 Vors. des Rates der EKD. 

Young, Owen D. 

(1874-1962); amerikanischer Grossindustrieller und Bankier; Präs, der General Electric Union; Re-
parationssachverständiger der USA und Vors. der 1929 berufenen Kommission zur Neuregelung 

der Reparationsfrage. 

Zangen, Dr. Wilhelm 

(geb. 1891); 1924-1925 Leiter der Berliner Finanzabteilung des Thyssen-Konzerns; 1938-1945 Lei-

ter der Reichsgruppe Industrie; stellv. Leiter der Reichs Wirtschaftskammer; Präs, der Reichsver-

einigung Eisen; Mitgl. des Rüstungsrates beim Ministerium für Bewaffnung und Munition; Mitgl. 

des Industrierates beim OKH; nach dem Krieg Sachverständiger der Hohen Behörde der Monta-

nunion und Berater beim Aufbau des BDI. 

Zörgiebel, Karl 

(1878-1961); 1901 SPD; im 1. Weltkrieg Anhänger der «Burgfriedenspolitik»; 1918 im Zentralrat 

der Arbeiter- und Soldatenräte; ab 1922 im Preuss. Polizeidienst; ab 1926 Polizeipräs. von Berlin; 

verantwortlich für den «Blutmai» am 1. Mai 1929, als er Polizeikräfte gegen demonstrierende Ar-

beiter einsetzte (33 Tote); von 1947-1949 führende Stellung in der Landespolizei von Rheinland-

Pfalz. 

Zweig, Arnold 

(1887-1968); Schriftsteller; Fronterlebnisse führten ihn zu Antikriegshaltung; Mitarbeiter der 

«Weltbühne» und der «Jüdischen Rundschau»; 1926 Mitgl, der «Gesellschaft der Freunde des 

Neuen Russland»; 1933 Emigration nach Palästina; 1948 Rückkehr nach Berlin (Ost); 1950-1953 

Präs, der Deutschen Akademie der Künste; Mitgl. des Weltfriedensrates; Präs, des PEN-Zentrums 

der DDR. 
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Nachweis der Abbildungen und Faksimiles 

Seite 85  Plakat der NSDAP zu den Reichstagswahlen 1932, aus: Kunst im 3. Reich,  

Frankfurt/M. 1974, S. 201 

Seite 92  Plakat der NSDAP von 1928, aus: R. Kühnl, Die nationalsozialistische Linke 1925-

1930, Meisenheim 1966, S. 303 

Seite 267  Plakat «Der ewige Jude», aus: Kunst im 3. Reich, S. 203 

Seite 291  Hitlers Weisung Nr. 21, aus: W. Schumann/G. Hass, Deutschland im Zweiten Welt-

krieg, Band 1, Köln 1974, S. 522 

Seite 305  Plakat «Der Bolschewismus», aus: Kunst im 3. Reich, S. 209 

Seite 321  Antisowjetisches Plakat für Polen, aus: Kunst im 3. Reich, S. 217 

Seite 330f. Brief der Reichsgruppe Industrie, aus: Anatomie der Aggression, Berlin 1972,  

Abb. vor S. 401 

Seite 357  Die Neue Maschinenfabrik Kramatorsk/Sowjetunion wird zur «Patenfirma» der Fa. 

Friedrich Krupp AG, Essen erklärt, aus: Anatomie der Aggression, Abb. vor S. 401 

Seite 371  Brief der Fa. Topf & Söhne, aus: S. Einstein, Eichmann, Bildteil, drittletzte Seite 

Seite 377  Brief der IG Farbenindustrie AG, Abteilung Behringwerke Marburg, aus: Buchenwald. 

Mahnung und Verpflichtung. Dokumente und Berichte, Frankfurt/M. 1960, Abb. 48 
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Rudolf Hirsch/ Rosemarie Schuder 

Der gelbe Fleck 
Wurzeln und Wirkungen des 

Judenhasses in der deutschen 

Geschichte 

Hardcover, 772 Seiten, 130 

Abbildungen 

DM 29,80; SFR 27,50; ÖS 221,- 

ISBN 3-89438-183-3 

Jahrhundertelang nährten Christen den Hass auf die Juden, gaben ihnen 

Schuld an Unglück und Katastrophen. Das Schicksal der Juden hiess Verfolgung, 

Vertreibung, Ermordung. Wie kam es zu diesem Hass? Wie konnte er in unserem 

Jahrhundert zum politischen Programm gerinnen und den Weg bereiten für die 

«Endlösung der Judenfrage”? Die reich illustrierte Darstellung fördert die gesell-

schaftlichen, ideologischen und sozialpsychologischen Quellen zutage, aus denen 

sich vom Mittelalter bis zum Holocaust Judenhass und Antisemitismus speisten. 

Seit Jahren vergriffen, liegt das Buch als erweiterte Neuausgabe zu einem sehr gün-

stigen Preis vor. 

 

PapyRossa Verlag 
Luxemburger Str. 202, 50937 Köln 

Tel. 0221/44 85 45, Fax 0221/44 43 05 

www.papyrossa.de 

E-Mail: papyrossa@koeln-online.de 
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Werner Biermann 

Die Herren der Welt 
Die Weltmachtpolitik der USA nach 1945 

 

ISBN 3-89438-195-7 

DM 39,80 

EUR 20,30 

SFR 37,00 

ÖS 295,00 

Werner Biermann beschreibt den Aufstieg der Vereinigten Staaten von Amerika 

zum «Imperium ohne Grenzen». Er untersucht das Verhältnis von politischer, öko-

nomischer und militärischer Macht bei der Durchsetzung eines globalen Wirt-

schafts- und Finanzsystems, das von den USA beherrscht und instrumentalisiert 

wird. Zugleich weist er nach, dass sich diese auf einem Weg befinden, der ihre 

überragende Stellung untergraben und zur Implosion der Weltwirtschaft führen 

muss. 
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Tel. 0221/44 85 45, Fax 0221/44 43 05 

www.papyrossa.de 

E-Mail: papyrossa@koeln-online.de 
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Aktueller Online-Flyer vom 16. Februar 2022 

zurück 
Druckversion

Globales
Auf den Spuren des Hitler-Faschismus und seiner Finanzquellen

Wer war Kurt Freiherr von Schröder?
Von Anneliese Fikentscher und Andreas Neumann

Lesen Sie diesen Artikel nicht! Es lohnt sich nicht. Schröder war ein unbedeutendes Bindeglied, ein bloßer Statist. Kurt
Freiherr von Schröder war lediglich der Mann, in dessen Kölner Villa am 4. Januar 1933 die Machtübernahme Hitlers
vorbereitet wurde. Sonst nichts! „Der amerikanische Historiker Henry Ashby Turner stellt... fest, dass Schröder nur ein
'Teilhaber einer mittelgroßen Provinzbank' war, der kaum für die Wirtschaft sprechen konnte. Er sei nur ein Bindeglied in
einer zufälligen Kette persönlicher Beziehungen gewesen; ein bloßer Statist.“ Das sagt alles. Das steht bei wikipedia über
das Treffen vom 4. Januar 1933. Also können Sie das Lesen an dieser Stelle tatsächlich beenden. Schröder: ein Mann fast
ohne Bedeutung!

Kurt Freiherr von Schröder
(Quelle: NS-Dokumentationszentrum der Stadt Köln)

Für diejenigen, die immer noch weiter lesen, sei die Frage gestellt: Was trieb diesen Mann, das Treffen am 4. Januar 1933
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zu arrangieren? Welches Interesse hatte er an einer Machtübernahme Hitlers? In dem 1996 bis 1999 entstandenen
Arbeiterfotografie-Projekt "Die Liebe höret nimmer auf" über Grabstätten von Persönlichkeiten der deutschen Wirtschaft ist
Kurt Freiherr von Schröder wie folgt charakterisiert:

Die Liebe höret nimmer auf

Kurt Freiherr von Schröder lebte von 1889 bis 1966. Er ist Mitglied einer hanseatischen Bankiers- und Kaufmannsfamilie mit
Großgrundbesitz in Schleswig-Holstein, ist von 1909 bis 1919 Berufsoffizier, von 1918 bis 1919 Hauptmann im Großen
Generalstab, heiratet 1913 die Teilhaberin des Kölner Bankhauses J.H. Stein, Edith von Schnitzler, wird 1919 von
Industriellen und Bankiers in den Wirtschaftsausschuss zur Vorbereitung eines rheinischen Separatstaates gewählt, wird
1921 Teilhaber und später Leiter des Kölner Bankhauses J.H. Stein, gehört 1932 zu den Industriellen und Bankiers, die
fordern, Hitler zum Reichskanzler zu machen, wird 1933 NSDAP-Mitglied 1475919, 1936 SS-Mitglied 276904, ist
Verbindungsmann zwischen Großindustrie und NSDAP, Mitglied im 'Freundeskreis beim Reichsführer SS Himmler', dem
u.a. Vertreter folgender Firmen angehören: Bosch, Flick, IG-Farben, Oetker, Quandt, Rheinmetall-Borsig, Siemens,
Commerzbank, Deutsche Bank, Dresdner Bank. Schröder ist zwischen 1933 und 1945 Präsident der Industrie- und
Handelskammer Köln, Beirat der Reichsbank und der Reichswirtschaftskammer, Mitglied der Akademie für Deutsches
Recht, Mitglied bzw. Vorsitzender in über 30 Aufsichtsräten, u.a. bei der Dynamit AG, der Felten&Guilleaume Carlswerk AG,
der Braunkohle-Benzin AG (Brabag) sowie bei Rheinbraun, Verwaltungsratsvorsitzender der Siemens&Halske AG. Am 4.
Januar 1933 findet in seiner Kölner Villa ein von ihm arrangiertes geheimes Treffen unter Teilnahme von Hitler, von Papen,
Heß, Himmler und Keppler statt, mit dem vermittels eines Bündnisses von Nationalsozialisten und Deutschnationalen die
Machtübernahme Hitlers vorbereitet wird. Beim Bankhaus J.H. Stein wird das Sonderkonto 'S' eingerichtet, von dem aus
jährlich 1 bis 2 Millionen Reichsmark von der Wirtschaft, indirekt über das Sonderkonto 'R' bei der Dresdner Bank, an die
SS fließen. Ein Ausschuss des US-Senats führt Schröder 1945 auf einer Liste von Mitgliedern aus Schwerindustrie und
Hochfinanz, die mitschuldig seien an den in der „Sucht nach Weltherrschaft gegen die Völker der Erde verübten
Verbrechen“. 1947 wird er von einem britischen Militärgericht zu 3 Monaten Haft und einer Geldbuße von 1500 RM, 1949 in
der Revision nach Protesten der Bevölkerung zu einem Jahr Gefängnis und 500.000 DM verurteilt; 1950 wird das Urteil
aufgehoben; er wird lediglich zu 60.000 DM Geldbuße verurteilt, wovon ihm 30.000 aufgrund seiner 6-monatigen
Internierung erlassen werden; Großgrundbesitz und Teilhaberschaft am Bankhaus J.H. Stein bleiben unangetastet.
Schröder zieht sich auf Schloss Hohenstein bei Eckernförde zurück.

Verbindungsmann zwischen Großindustrie und NSDAP

„Verbindungsmann zwischen Großindustrie und NSDAP“ sei Schröder gewesen. Genannt sind allerdings nur Unternehmen,
denen das Attribut deutsch anhaftet. Das entsprach dem damaligen Wissensstand der Autoren des Ausstellungsprojekts.
Es entsteht in dieser Darstellung der Eindruck, als sei Schröders Wirkungsfeld auf Deutschland beschränkt. Ausländische
Mächte sind lediglich nach Ende der Nazi-Herrschaft genannt – in ihrer Funktion als erstaunlich milde Richter über eine
Person, die für die Etablierung der Nazi-Herrschaft eine möglicherweise doch entscheidende Funktion gehabt hat. Dieser
Umstand wirft Fragen auf.

Und siehe da – es ist zu erfahren: „von Schröder [war] erklärter Westeuropäer, der ... 1939 die Deutsch-Britische
Gesellschaft in Köln gründete.“ Das schreibt Ulrich S. Soénius im Kölner Stadt-Anzeiger am 4.1.2008, 75 Jahre nach dem
Treffen in der Villa Schröder. Dagegen ist bei wikipedia zu lesen, dass 1939 eine Deutsch-Englische Gesellschaft, in der
Schröder Mitglied war, aufgelöst worden sein soll. Aber wie dem auch sei – ob britisch oder englisch, ob gegründet oder
aufgelöst – Schröder sei Westeuropäer, erfahren wir. Was ist denn das?

Anwalt der Interessen der ITT in Deutschland

„Durch Kurt von Schröder hatte die ITT Zugang zum inneren Kern der Machtelite der Nazis“, ist an anderer Stelle zu lesen.
Oder: „Nazibaron Kurt von Schröder [wurde] zum Anwalt der Interessen der ITT in Deutschland.“ Stimmt das? Jedenfalls
schreibt das ein Historiker namens Antony C. Sutton 1976 in einem englischsprachigen Buch, das erst 2008 in deutscher
Sprache in der Schweiz erschienen ist. Sein Titel: "Wallstreet und der Aufstieg Hitlers". Und weiter Sutton: „Die ITT wollte
diese Geschichte der Zusammenarbeit zwischen der ITT und den Nazis im Zweiten Weltkrieg und die Verbindung der ITT
mit dem Nationalsozialisten Kurt von Schröder verbergen – und das gelang ihr beinahe auch.“ Aber nur beinahe!

„Baron Kurt von Schröder wurde 1889 in Hamburg in eine alteingesessene deutsche Bankiersfamilie geboren. Ein früheres
Mitglied der Familie Schröder zog nach London, änderte seinen Namen in Schroder (ohne Umlaut) und gründete die
Bankfirmen J. Henry Schroder in London und J. Henry Schroder Banking Corporation in New York... Schröder handelte als
Übermittler von Geldern der ITT, die 1944 an die SS-Organisation Heinrich Himmlers flossen, während der Zweite Weltkrieg
bereits tobte und die Vereinigten Staaten sich mit Deutschland im Krieg befanden.“ Auch diese Zitate finden sich in Suttons
Buch "Wallstreet und der Aufstieg Hitlers" (Wall Street and the Rise of Hitler) und sind erstaunlicherweise so im englischen
wikipedia wiedergegeben.

Aber was heißt das schon? Das, was wikipedia offenbart, war 1944. Kann das in den Jahren davor nicht ganz anders
gewesen sein? Kaum! Denn Suttons Forschungen belegen: „Kurz nachdem die Nazis 1933 an die Macht kamen, wurde
Schröder zum deutschen Vertreter der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), die [Carroll] Quigley [Professor für
internationale Beziehungen an der Georgetown Universität] als die Spitze des internationalen Finanzkontrollsystems
bezeichnet, sowie zum Leiter der Gruppe von Privatbankiers, die die deutsche Reichsbank beriet.“ Und: Schröder hat „nach
1933… die Interessen der ITT im nationalsozialistischen Deutschland“ vertreten. „Gerade weil Schröder diese exzellenten
politischen Verbindungen zu Hitler und dem nationalsozialistischen Staat besaß, berief [ITT-Gründer] Behn Schröder in
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sämtliche Vorstände der deutschen ITT-Firmen ein: Standard Elektrizitätswerke AG in Berlin, C. Lorenz AG, Bremen, und
Mix & Genest AG (bei der die Standard eine Beteiligung von 94 Prozent besaß).“

Und als Schröder im Januar 1933 das Treffen mit Hitler in seiner Kölner Villa am Stadtwaldgürtel arrangierte: wessen
Interessen vertrat das „unbedeutende Bindeglied“ zu diesem Zeitpunkt? Womöglich auch bereits die des anglo-
amerikanischen Kapitals? Wenn ja, aber doch wohl nur die von ITT, des US-Konzerns, ohne dessen
Informationstechnologien – wie Werner Rügemer es charakterisiert – Hitlers Blitzkriege, die Transportplanungen im
besetzten Europa und die Judenerfassung so nicht möglich gewesen wären?

Schröder, Warburg, Rockefeller

Nur ITT? Auch zu dieser Frage hat Sutton etwas anzumerken. Er schreibt über das „unbedeutende Bindeglied“: „Mitte der
dreißiger Jahre wurde eine weitere Verbindung zwischen der Wall Street und Schröder geschaffen: dieses Mal durch die
Rockefellers. 1936 wurden die unterzeichneten und allgemeinen Geschäftssicherheiten, die durch die J. Henry Schroder
Banking Corporation in New York abgewickelt wurden, zu einer neuen Investmentbankfirma zusammengeführt – Schroder,
Rockefeller & Company, Inc., an der Wall Street 48.“

Mit Fanatiker Hitler arbeiten

Weiter Sutton: „Wir wissen aus den Tagebüchern William Dodds, des amerikanischen Botschafters in Deutschland, dass
1933 ein Strom von Bankiers und Industriellen aus der Wall Street nacheinander durch die US-Botschaft in Berlin kam und
ihrer Bewunderung für Adolf Hitler Ausdruck verlieh…“ Dodd am 1. September 1933: „Henry Mann von der National City
Bank berichtete von einer Unterredung, die er und Mr. Aldrich [Winthrop W. Aldrich von der Chase Bank] vor etwa zehn
Tagen mit dem Kanzler [Hitler] auf dessen Sommersitz führten. In der Judenfrage ist Hitler ein Fanatiker… Trotz Hitlers
Einstellung sind diese Bankiers der Meinung, sie könnten mit ihm arbeiten [work with him].“ Dodd am 22. Januar 1934 über
Rockefellers Public-Relations-Vertreter Ivy Lee: „Ivy Lee zeigte sich als Kapitalist und Verfechter des Faschismus.“

Im Buch eines Autors, der sich in Anlehnung an das Bankhaus Warburg den fiktiven Namen "Sidney Warburg" gegeben hat,
wird – so Sutton – der Vorwurf erhoben, „Financiers der Wall Street (speziell die Rockefellers und die Warburgs wurden
beschuldigt) Hitlers Machtübernahme 1933 direkt geplant und finanziert [zu] haben“.

Sutton zitiert Franz von Papens "Memoirs" (englische Fassung der 1952 in Deutschland erschienenen Memoiren "Der
Wahrheit eine Gasse"): „Die am meisten dokumentierte Darstellung des plötzlichen Geldflusses zugunsten der
Nationalsozialisten befand sich in einem Buch, das 1933 in Holland von dem alt-eingesessenen Amsterdamer Verlagshaus
Van Holkerna & Warendorf mit dem Titel 'De Geldbronnen van het Nationaal-Socialisme' unter dem Namen 'Sidney
Warburg' veröffentlicht wurde“. Gemäß New York Times vom 24. November 1933 werde darin – so Sutton – ausgeführt,
„dass führende Amerikaner, darunter John D. Rockefeller, Hitler von 1929 bis 1932 in einem Ausmaß von 32.000.000 Dollar
finanziert haben.“

Das Buch verblieb nur wenige Tage in den Buchregalen Hollands, dann wurde es entfernt und die entfernten Exemplare
vernichtet. Dem Journalisten Jan Gustaaf Schoup, der das Buch dem Verlag angeboten hatte, wurde Fälschung
vorgeworfen. Bankier James Paul Warburg gab 1949 eine eidesstattliche Erklärung ab, in der er darlegt, es gebe keinen
'Sidney Warburg' und er habe nie jemandem Material zwecks Veröffentlichung übergeben, insbesondere nicht einem J. G.
Schoup. Papen bedankt sich bei „Herrn Warburg“ für dessen „Abrechnung“ und bezeichnet die im Buch aufgestellten
Behauptungen als „bösartige Verleumdung“. Es „sei vermerkt, daß J. G. Schoup sein Unterfangen anscheinend mit dem
Leben bezahlen mußte. Er wurde 1944 getötet“, schreibt Hermann Lutz 1954 in einem Artikel der "Vierteljahreshefte für
Zeitgeschichte", der sich mit dem Buch und dem Fälschungsvorwurf befasst.

Hitler für amerikanisches Geld zugänglich?!

Sutton: „Wir haben unwiderlegbare Beweise dafür, dass einige der Warburgs, u.a. der Vater von James Paul, der Widerrufer
des Buches von 'Sidney Warburg', Direktoren der IG Farben waren. Und die IG Farben sind dafür bekannt, dass sie Hitler
finanziert hatten. 'Sidney Warburg' war ein Mythos, doch die IG-Farben-Direktoren Max Warburg und Paul Warburg waren
keine Mythen.“ Die IG Farben sind „als Hauptfinancier und Geldgeber Hitlers ermittelt.“

„Bei Beratungen der Präsidenten der Federal-Reserve-Banken, des eigentlichen Finanzzentrums der Wallstreet, der fünf
unabhängigen Banken, Vertreter der Royal Dutch, der Standard Oil, Rockefeller jun. u.a. im Sommer 1929 wurde Warburg
schließlich gebeten zu prüfen, ob Hitler für amerikanisches Geld zugänglich sei.“ Das schreibt Karlheinz Deschner 1992 in
"Der Moloch – Eine kritische Geschichte der USA“

Weiter Karlheinz Deschner „Im Oktober 1944 hatte US-Senator Claude Pepper, Florida, geäußert, zu jenen, die Hitler zur
Macht verhalfen, habe auch John Foster Dulles gehört, »denn es waren Dulles’ Firma und die Schröder-Bank, die Hitler das
Geld beschafften, das er benötigte, um seine Laufbahn als internationaler Bandit anzutreten«… Der ehemalige
amerikanische Botschafter in Berlin, William E. Dodd, notiert in seinem Tagebuch, dass die von Dulles vertretenen Banken
schon Ende 1933 Deutschland Anleihen im Wert von einer Milliarde Dollar gewährt hatten…“ Ob das stimmt?

Sutton ergänzt: „Die ITT hatte durch den deutschen Rechtsanwalt Dr. Gerhard Westrick noch eine weitere
Verbindungsleitung nach Nazideutschland… Zu dieser Gruppe zählten nicht nur Kurt von Schröder und Westrick, sondern
auch Franz von Papen und Dr. Heinrich Albert… Nach dem Ersten Weltkrieg gründeten Westrick und Albert die
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Anwaltskanzlei Albert & Westrick, die sich auf die über die Wall Street abgewickelten Reparationskredite spezialisierte... Die
Firma Albert & Westrick betreute die Kredite der J. Henry Schroder Banking Corporation auf deutscher Seite, während John
Foster Dulles' Firma Sullivan und Cromwell in New York das auf amerikanischer Seite tat.“

Und wieder Deschner: „Erstaunt es, dass ausgerechnet John Foster Dulles sich derart engagierte, der nachmalige US-
Außenminister und Adenauer-Freund? Doch war damals, 1932/33, nicht auch Adenauer selbst dafür eingetreten, dass die
Hitlerpartei »unbedingt führend an der Regierung vertreten« sein müsse? Er war. Und agitierte dafür nicht mit aller Kraft
auch Adenauers Glaubens- und Parteigenosse Franz von Papen, der baldige Stellvertreter Hitlers und Päpstliche
Kammerherr? Er agitierte. Und Papen kannte natürlich auch den Bankier und Parteigenossen Baron Schröder, der
seinerseits… in ständiger Verbindung stand… mit einem amerikanischen Banken-Konzern, den John Foster Dulles
juristisch beriet. Nach US-Presseberichten nahm Dulles auch an jener, so Papen später, 'nun geschichtlich gewordenen
Unterredung' im Hause von Schröder teil, bei der, wie man annehmen darf, Papen Hitler die Unterstützung des Papstes
zugesichert hat… Die New York Times berichtet im Januar 1933 über den Dulles-Besuch in Köln und erinnert noch einmal
am 11. November 1944 daran. Beide Artikel sollen aber aus den amerikanischen Bibliotheken verschwunden sein…“ Auf
dem Mikrofilm… an der Universität von Kalifornien in Los Angeles ist die Ausgabe vom 11. November 1944
erstaunlicherweise 14 Seiten kürzer als gewöhnlich.

Halbwahrheiten

„US-Sprecher tun sich schnell hervor, einen für sie missliebigen Politiker mit Hitler zu vergleichen. Dabei hat kein anderer
Staat als die Vereinigten Staaten von Amerika so viel zum Aufstieg Hitlers beigetragen.“ Das schreibt – als wolle er die hier
gewonnenen Erkenntnisse resümieren – Werner Rügemer 2014 in der Tageszeitung "junge Welt" zu einem Buch mit dem
Titel "Big Business avec [mit] Hitler".

„Während die Halbwahrheit, dass der Hitlerismus mit Hilfe der amerikanischen Streitkräfte 1945 besiegt wurde, in alle Köpfe
gehämmert wurde, bleibt die andere Hälfte der Wahrheit, dass derselbe Hitlerismus nur mit Hilfe westlicher (britisch-
amerikanischer) Kapitalhilfe überhaupt aufgebaut werden konnte, bis heute ein Tabu akademischer Geschichtsschreibung.“
Das steht auf der Rückseite des 2008 erschienenen Buches "Wall Street und der Aufstieg Hitlers" des Historikers Antony C.
Sutton. Nun wissen wir auch, was Ulrich S. Soénius im Kölner Stadt-Anzeiger unter "westlich" versteht und zwischen
welcher Großindustrie und der NSDAP Schröder der Verbindungsmann war.

Drei Monate Haft hat ihm 1947 ein britisches Militärgericht dafür zugedacht. Denn er war ja nur ein unbedeutendes
Bindeglied, ein bloßer Statist. Es ließe sich die Frage stellen: warum auch sollten diejenigen Mächte, die das Dritte Reich
haben entstehen lassen, einen Mann verurteilen, der einer ihrer Agenten war? Nun ließe sich einwenden: viele Agenten, die
ihr Werk vollbracht haben, sind zum Schweigen gebracht worden. Aber das gilt nicht für alle. Mit den Worten von Gerhard
Wisnewski ist zu unterscheiden zwischen Zirkuspferden und Zirkusdirektoren. Welcher der beiden Kategorien im Zirkus der
Macht Kurt Freiherr von Schröder zuzurechnen ist, möge als Frage im Raum stehen bleiben.

Was für eine ungeheuerliche Behauptung, es habe ausländische Mächte gegeben, die Interesse an der Entstehung des
Dritten Reiches gehabt haben! Wie ist das denkbar? Darauf gibt Guido Giacomo Preparata in seinem Buch "Conjuring Hitler
– How Britain and America made the Third Reich" (Hitler heraufbeschwören – Wie Großbritannien und USA das Dritte
Reich haben entstehen lassen) eine Antwort: Preparata legt dar, wie die Strategie der USA und insbesondere
Großbritanniens darauf ausgerichtet war, Deutschland und die Sowjetunion gegeneinander in die Schlacht ziehen zu lassen
– beginnend in den 20er-Jahren damit, die Aufrüstung Deutschlands, den Aufstieg der NSDAP und dann die einzelnen
militärischen Schritte Hitler-Deutschlands hin zur Operation Barbarossa, des Feldzugs gegen die Sowjetunion, zuzulassen
und zu fördern – mit dem Ziel, beide sich weitgehend gegenseitig schwächen oder gar vernichten zu lassen.

Tabubruch

Sollten Sie diesen Artikel bis hierher gelesen haben, sind Sie selber schuld. Sie wissen offensichtlich nicht, dass es
Forschungsergebnisse gibt, die es nicht geben darf. Denn sie würden ein Weltbild zerstören, das mit großem Aufwand
aufgebaut worden ist. Die USA müssen weiterhin als der große Befreier vom Faschismus gelten, nicht als dessen Initiator.
Totschweigen und tabuisieren heißt deshalb die Devise. Und Tabubrechern ist Stigmatisierung zugedacht. Für sie stehen im
Arsenal der Herrschaftsstrategen diffamierende Begriffe und weitere Mittel zur Verfügung, mit denen sie zur Strecke
gebracht werden sollen. Deshalb vergessen Sie alles Gelesene und gehen davon aus, dass Kurt Freiherr von Schröder am
4. Januar 1933 in seiner Kölner Villa als unbedeutender Teilhaber einer unbedeutenden Provinzbank einem unbedeutenden
Treffen beigewohnt hat, das nur zufällig Hitler und dem Zweiten Weltkrieg den Weg geebnet hat.

Veröffentlichung aus der Quartalsschrift DAS KROKODIL, Ausgabe 10 (September 2014) – Grundsatzschrift über die
Freiheit des Denkens – bissig – streitbar – schön und wahr und (manchmal) satirisch.


